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Thematische Einstimmung und Aufbau 1
der Arbeit

Der demografische Wandel stellt eine der grofiten gesellschaftlichen Herausfor-
derungen in Deutschland dar. Mit der Alterung der Bevolkerung nimmt die Zahl
pflegebediirftiger Menschen kontinuierlich zu. Laut Statistischem Bundesamt
wird sie bis 2055 von derzeit 5 Millionen auf 6,8 Millionen ansteigen, womit vor-
aussichtlich eine erhebliche Belastung fiir die Pflegeinfrastruktur einhergeht (Stat.
Bundesamt 2023f; Destatis 2022). Dadurch wéchst nicht nur der Druck auf die
formellen Pflegekapazititen, sondern auch die Anforderungen an pflegende Ange-
horige, insbesondere im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf.
Die gesellschaftliche Bedeutung dieser Problematik ist nicht nur aktuell, sondern
auch historisch gewachsen. Sorgearbeit war iiber lange Zeit eng mit Weiblich-
keit und der hiuslichen Sphire verbunden und wurde als unbezahlte Tatigkeit
innerhalb von Familien erbracht (Bock & Duden 1977; Abel & Nelson 1990).
Mit der Industrialisierung im 18. und 19. Jahrhundert verstdrkte sich die Tren-
nung zwischen offentlicher Erwerbsarbeit und familidrer Fiirsorge (Eichler 1983).
Minner gingen vermehrt einer bezahlten Arbeit in Fabriken nach, wihrend Frauen
fiir die Versorgung und Pflege zustdndig blieben. Diese Arbeit wurde nicht als
gesellschaftlich notwendige und produktive Leistung anerkannt, sondern als ,,Lie-
besdienst™ deklariert und systematisch abgewertet (Hausen 1976; Bock & Duden
1977; Riegraf 2019). Die Industrialisierung fiihrte somit nicht zu einer grund-
legenden Neuverteilung von Sorgearbeit, sondern verfestigte deren Verkniipfung
mit Weiblichkeit und dem privaten Umfeld. Diese historischen Prozesse prigen
bis heute die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und stellen eine wesentli-
che Grundlage fiir die Herausforderungen in der Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf dar. Obwohl die Erwerbsbeteiligung von Frauen in den letzten Jahrzehn-
ten stetig gestiegen ist, tragen sie weiterhin die Hauptlast der informellen Pflege
(u. a. Herrmann et al. 2022; Klie 2023). Wihrend sich viele familienpolitische
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Mafnahmen auf die Vereinbarkeit von Kinderbetreuung und Beruf konzentrieren,
bleibt die Pflege von Angehorigen eine oft iibersehene, jedoch weitaus komple-
xere Herausforderung. Pflegearbeit ist in der Regel weniger planbar, emotional
und physisch belastender und iiber einen ldngeren Zeitraum notwendig (Nowossa-
deck et al. 2016; Tesch-Romer & Hagen 2018; Kelle & Ehrlich 2022). Diese
Rahmenbedingungen erfordern gezielte politische und betriebliche Unterstiitzung,
da die historisch gewachsene Trennung von Erwerbs- und Sorgearbeit bis heute
Auswirkungen auf die Arbeitswelt zeigt. Unternehmen stehen zunehmend unter
Druck, Losungen zu entwickeln, die die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf for-
dern und dem Verlust qualifizierter Beschiftigter entgegenwirken (Reichert 2022).
Der demografische Wandel und der zunehmende Mangel an Fachpersonal ver-
stirken diesen Handlungsbedarf, da die soziale und wirtschaftliche Abhéngigkeit
von informeller Pflegearbeit weiterhin besteht. Diese langfristigen und aktuel-
len Entwicklungen unterstreichen die zentrale Bedeutung von Pflegearbeit fiir die
Gesellschaft. Sie verdeutlichen, dass strukturelle Veridnderungen notwendig sind,
um die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf dauerhaft zu verbessern und mehr
soziale Gerechtigkeit in diesem Bereich zu schaffen.

Eine besondere Rolle in der Bewiltigung der Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf spielen kleine und mittlere Unternehmen (KMU)'. Mit iiber 99 Prozent
aller Unternehmen in Deutschland stellen sie nicht nur das Riickgrat der Wirt-
schaft dar, sondern beschiftigen auch einen Grofteil der Erwerbstitigen (Stat.
Bundesamt 2024b). Trotz ihrer Bedeutung wird die Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf in KMU hiufig durch strukturelle und organisatorische Herausforderungen
erschwert. Im Vergleich zu GroBunternehmen fehlen KMU oft die Mittel, um
umfassende Vereinbarkeitsmalnahmen umzusetzen. Gleichzeitig sind sie jedoch
auf die Bindung und Motivation ihrer Mitarbeiter:innen angewiesen, um im Wett-
bewerb bestehen zu konnen. Diese Dynamik macht KMU zu einem zentralen
Akteur? bei der Umsetzung von VereinbarkeitsmaBnahmen, da ihre spezifischen

I Der Begrift ,,KMU* wird einheitlich fiir kleine und mittelstindische Unternehmen verwen-
det, wobei auch Kleinstunternehmen eingeschlossen sind. Der Schwerpunkt dieser Arbeit
liegt insbesondere auf Kleinst- und Kleinunternehmen mit weniger als 49 Beschiftigten.
Um Wiederholungen zu vermeiden und den Text praktikabler zu gestalten, werden diese
Unternehmen im Folgenden ebenfalls unter dem Begriff ,,KMU* zusammengefasst.

2Um den Lesefluss zu erleichtern, wird in dieser Arbeit den Begrift ,,Akteur verwen-
det. An prominenten Stellen, wie Uberschriften oder zu Beginn von Abschnitten, kommen
geschlechtersensible Formulierungen zum Einsatz, die alle Geschlechter einbeziehen. Im
FlieBtext bleibt es bei der vereinfachten Formulierung. Bei expliziten Verweisen auf indivi-
duelle Personen wird hingegen geschlechtergerecht formuliert.
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Strukturen und Abhéngigkeiten von lokalen Arbeitsmérkten innovative und ange-
passte Losungen erfordern. Doch auch staatliche Akteure tragen mafBgebliche
Verantwortung fiir die Rahmenbedingungen, unter denen Vereinbarkeit tiberhaupt
moglich wird.

Die Position mit den meisten Handlungskompetenzen dazu besitzt die Bundes-
regierung. Thr obliegt es, die Bedingungen fiir die Pflege und deren Infrastruktur
auszugestalten. Zusitzlich gewihrt die Politik einen Sicherstellungsauftrag fiir
eine menschenwiirdige Pflege, die Unterstiitzung der formellen Pflege sowie die
Entlastung pflegender Angehoriger. Im gemeinsamen Koalitionsvertrag der Regie-
rungsparteien SPD, Biindnis 90/Die Griinen und FDP waren unter Punkt IV im
Abschnitt ,,Gesundheit und Pflege” MaBinahmen festgeschrieben, die ein inte-
griertes Konzept zur Stirkung der Pflegeinfrastruktur vorsahen, mit einem Fokus
auf die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Unterstiitzung der pflegenden
Angehorigen (Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 63 ff.). Obwohl die Bedeutung der
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zunehmend in den politischen Fokus riickte,
blieb die Umsetzung entsprechender Maflnahmen bis Ende 2024 weitgehend
unzureichend. Der Koalitionsvertrag der ehemaligen Regierung hatte vielver-
sprechende Vorhaben formuliert, darunter eine stirkere Unterstiitzung pflegender
Angehériger und die Einfithrung finanzieller Entlastungen in Form einer Lohner-
satzleistung (ebd.). Doch die politische Realitét blieb hinter diesen Zielen zuriick:
Bis zum Ende der Regierungszeit scheiterten wesentliche Reformvorhaben offen-
bar an fehlenden Priorititen und biirokratischen Hiirden. Mit dem sogenannten
»~Ampel-Aus® im Dezember 2024 und dem Wegfall des Koalitionsvertrags steht
die zukiinftige Ausgestaltung der Pflegepolitik erneut am Anfang.? Welche MaB-
nahmen die neue Regierung ergreifen wird, bleibt abzuwarten. Sicher ist jedoch,
dass die Herausforderungen durch den demografischen Wandel, den Fachkrifte-
mangel und die steigenden Belastungen pflegender Angehoriger weiterhin eine
dringende politische Prioritit darstellen. Der Ausblick auf die kommenden Jahre
zeigt, dass gezielte MaBnahmen erforderlich sind, um Pflegearbeit nachhaltig in
das gesellschaftliche und wirtschaftliche Gefiige zu integrieren.

Neben der politischen Ebene haben auch Interessenvertretungen wie die
Gewerkschaften konkrete Forderungen formuliert, um die Situation pflegender
Angehoriger zu verbessern. Zu den prominentesten Vertretern gehoren der Sozi-
alverband VdK Deutschland e. V. (VdK 2024), der Sozialverband Deutschland
e. V. (SoVD 2024), der AWO Bundesverband e. V. (AWO 2024) und nicht zuletzt

3 Das ~Ampel-Aus* bezieht sich auf das Ende der Regierungskoalition aus SPD, Biindnis 90/
Die Griinen und FDP im Dezember 2024. Ausloser waren die Entlassung des Finanzminis-
ters durch den Bundeskanzler sowie der Verlust der Vertrauensfrage durch den Bundeskanz-
ler selbst, was zu einer politischen Neuordnung fiihrte.
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der eigens vom Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend ein-
gerichtete Beirat fiir die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, der das Thema seit
2015 wissenschaftlich begleitet (Beirat Pflege & Beruf 2019, 2023; Kavur et al.
2024). Sie fordern unter anderem eine deutliche Ausweitung finanzieller Unter-
stiitzung sowie eine bessere rechtliche Absicherung fiir Pflegezeiten. Besonders
betont wird die Notwendigkeit, die Zugangshiirden zu bestehenden gesetzlichen
MafBnahmen wie Pflegezeit- und Familienpflegezeit zu senken. Dazu gehort die
Vereinfachung biirokratischer Prozesse und ein niedrigschwelliger Zugang zu
Informationen. Ein zentrales Anliegen vieler Akteure ist zudem die Einfiihrung
einer steuerfinanzierten Lohnersatzleistung, die vergleichbar mit dem Elterngeld
ist. Die Arbeiterwohlfahrt (AWO 2024) kritisiert die unzureichende Umsetzung
der im Koalitionsvertrag angekiindigten Maflnahmen und wirft der Bundesregie-
rung vor, pflegende Angehorige weiterhin auf die versprochene Unterstiitzung
warten zu lassen. Dariiber hinaus weisen die Wohlfahrtsverbinde auf die Rolle der
Unternehmen hin, die stérker in die Verantwortung genommen werden sollten, um
pflegende Angehorige durch flexible Arbeitszeitmodelle, Homeoffice-Optionen
und interne Unterstiitzungsangebote zu entlasten. Diese Forderungen verdeut-
lichen die Notwendigkeit eines ganzheitlichen Ansatzes, bei dem staatliche,
unternehmerische und gesellschaftliche Akteure zusammenarbeiten, um die Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch zu
ermoglichen.

Wihrend sich zuriickliegende und gegenwirtige Debatten stark auf soziale
Gerechtigkeit und die Abmilderung individueller Einkommensverluste konzen-
trierten, blieb und bleibt die organisatorische und finanzielle Entlastung der
Unternehmen, insbesondere der von kleinen und mittleren Unternehmen, weit-
gehend unberticksichtigt (Beirat Pflege & Beruf 2023, S. 81 ff.). Besonders
kleinere Unternehmen sehen sich aufgrund begrenzter finanzieller und personeller
Ressourcen sowie des zunehmenden Fachkriftemangels mit erheblichen Schwie-
rigkeiten konfrontiert, ihre Mitarbeitenden bei der Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf zu unterstiitzen. Diese Vernachlidssigung der Unternehmensperspektive
birgt das Risiko, die betriebliche Funktionsfihigkeit als wesentlichen Erfolgsfak-
tor auBer Acht zu lassen. Ein nachhaltiges Konzept zur Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf muss daher nicht nur pflegende Angehorige, sondern auch die betrieb-
liche Funktionsfihigkeit als zentrale Bedingung einer erfolgreichen Umsetzung
beriicksichtigen.

Die Auswirkungen der vorrangig sozialpolitischen Debatte zur Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf zeigen sich eindriicklich in den Widerstinden der
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbdande (BDA), der Bundesver-
einigung der kommunalen Spitzenverbdnde (BVkom) und der Vereinigung der
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kommunalen Arbeitgeberverbidnde (VKA). Die drei Vereinigungen haben inner-
halb der Berichte des unabhingigen Beirats zur Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf je Minderheitenvoten formuliert (Beirat Pflege & Beruf 2019, S. 75,
2023, S. 107 ff.). Aus diesen gehen zunehmende Bedenken gegeniiber den emp-
fohlenen gesetzlichen Erweiterungen hervor, die Zweifel an der betrieblichen
Umsetzbarkeit der Vorschldge erkennen lassen. Besonders im Bericht von 2019
wurde diese Haltung deutlich. Dort lehnten die Vertreter:innen eine Auswei-
tung der gesetzlichen Freistellungsanspriiche explizit ab und verwiesen darauf,
dass viele Unternehmen bereits freiwillig pflegefreundliche Losungen umset-
zen, was ihnen betréchtliche organisatorische Anstrengungen abverlangt und ein
hohes Mal} an betrieblicher Flexibilitdt erfordert, um Belastungen auszuglei-
chen (Beirat Pflege & Beruf 2019, S. 76). Eine verpflichtende Ausweitung der
Pflegezeiten konnte KMU existenziell gefihrden, da ihnen oft die personellen
und finanziellen Spielrdume fehlen, um Arbeitsausfille ohne langfristige Ein-
buflen zu kompensieren. Im Minderheitenvotum von 2023 werden diese Bedenken
noch deutlicher formuliert. Die Einfiihrung einer Lohnersatzleistung fiir pflegende
Angehorige wiirde nach Einschitzung der Minderheitenvertretung einen Anreiz
zur verstirkten Inanspruchnahme von Pflegefreistellungen schaffen und insbe-
sondere KMU organisatorisch iiberlasten. Besonders kritisch wird die geplante
Neuaufteilung der Freistellungszeiten bewertet, da diese betriebliche Umstruktu-
rierung und erhohte administrative Belastungen nach sich ziehen konnte. Zudem
betonen die Vertreter:innen, dass die Beibehaltung gesetzlicher Schwellenwerte,
die kleine Betriebe vor iibermdfigen Verpflichtungen schiitzen, essenziell ist. Eine
Absenkung dieser Schwellenwerte wiirde die organisatorischen Herausforderun-
gen und die Belastung durch Arbeitsausfille fir KMU erheblich verschirfen
(Beirat Pflege & Beruf 2023, S. 108). Diese wachsenden Widerstinde ver-
deutlichen, dass die bislang einseitig soziale Perspektive der gesetzgeberischen
Initiativen die 6konomischen Realititen der KMU in Deutschland nicht ausrei-
chend reflektiert. Kleine und mittlere Betriebe benotigen Rahmenbedingungen,
die nicht nur die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf auf individueller Ebene
fordern, sondern auch deren eigene wirtschaftliche Belastbarkeit sichern.

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf hat bisher nur begrenzt dazu beigetragen, eine ausgewogene Abstim-
mung zwischen sozialen und betriebswirtschaftlichen Anforderungen zu fordern.
Ein zentraler Mangel der Forschung liegt in der fehlenden Auseinandersetzung
mit den betriebswirtschaftlichen Belastungen, die durch eine pflegesensible Per-
sonalpolitik entstehen konnen. Die meisten Studien und Handlungsempfehlungen
pladieren fiir eine pflegesensible Personalpolitik, die es pflegenden Angehorigen
ermdglichen soll, Arbeits- und Pflegeverpflichtungen besser zu vereinen (Vo6lz &
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Schnecke 2021; u. a. Kuhlmey & Budnick 2023; Ehrlich et al. 2024). Diese
Empfehlungen beinhalten hdufig Vorschlige zu flexiblen Arbeitszeitmodellen,
Teilzeitmoglichkeiten und Homeoffice-Optionen. Die zugrunde liegende Argu-
mentation zielt vornehmlich auf die Forderung sozialer Gerechtigkeit und die
Abmilderung individueller Einkommensverluste ab, was die soziale Perspektive
in den Vordergrund riickt. Monika Reichert hebt in ihren wegweisenden Publika-
tionen hervor, dass die Vereinbarkeit von Erwerbstitigkeit und Pflege nicht nur als
statisches Problem verstanden werden darf, sondern als eine dynamische Heraus-
forderung, die von individuellen Lebenslagen, betrieblichen Rahmenbedingungen
und gesellschaftlichen Strukturen gleichermaBen geprigt wird. Sie kritisiert, dass
viele wissenschaftliche Studien lediglich Momentaufnahmen liefern und dadurch
die Komplexitit der Wechselwirkungen zwischen Pflege- und Arbeitsverpflich-
tungen unzureichend erfassen (Reichert 2003, 123;, 2022, S. 201 ff.). Besonders
deutlich wird dies an der oft fehlenden Beriicksichtigung von Langzeitstudien, die
aufzeigen konnten, wie sich Pflegeverpflichtungen und deren betriebliche Aus-
wirkungen im Zeitverlauf verdndern. Diese methodischen Liicken erschweren es,
passgenaue Losungen fiir unterschiedliche betriebliche Kontexte und individuelle
Bediirfnisse zu entwickeln. Ein weiterer wesentlicher Mangel in wissenschaftli-
chen Analysen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist der seltene Einbezug
von Kleinstunternehmen mit bis zu neun und kleinen Unternehmen mit bis zu
49 Beschiftigten. Zusammen machen diese beiden Unternehmensgrofen 96,9
Prozent aller Betriebe in Deutschland aus und beschiftigen 39,5 Prozent aller
Erwerbstitigen (Stat. Bundesamt 2024d). Trotz dieser statistischen Relevanz wer-
den Kleinst- und Kleinunternehmen in wissenschaftlichen Erhebungen oft gar
nicht befragt (u. a. ZQP 2015, 2018; Seidel 2021; Kienbaum 2020) oder nur in
Querschnittstudien mit sehr kleinen Fallzahlen betrachtet (Ruppert et al. 2019a;
IAT 2021; KDA 2023). Dadurch fehlen fiir diese Unternehmensgroflenklassen
umsetzbare Strategien, die helfen, pflegefreundliche Maflnahmen nachhaltig zu
implementieren, ohne deren betriebliche Funktionsfiahigkeit zu gefihrden. Die-
ser Mangel an betriebswirtschaftlichen Analysen erschwert es, praxisnahe und
realistische Losungsansitze zu entwickeln, die sowohl die soziale als auch die
wirtschaftlich Perspektive integrieren. Infolge dessen bleibt der Diskurs weitge-
hend statisch. Argumentationen verharren in einem Kreislauf bereits bekannter
Ansitze und Empfehlungen, die oft lediglich tiberarbeitet oder modifiziert, jedoch
selten substantiell weiterentwickelt werden. Reichert weist darauf hin, dass der
Fokus auf GroBunternehmen und institutionelle Losungen nicht ausreiche, um
die spezifischen Bediirfnisse der kleinen Betriebe zu adressieren. Diese Liicke zu
schliefen, sei essenziell, um das Thema Vereinbarkeit in der Breite erfolgreich
zu gestalten.
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Der Beitrag der vorliegenden Arbeit zielt darauf ab, die stagnierende Debatte
aus einem bislang wenig beleuchteten Blickwinkel neu zu beleben und zu einem
vertieften Erkenntnisgewinn beizutragen. Im Mittelpunkt steht die Frage, wie die
betriebliche Perspektive und Entscheidungslogik von KMU in die Gestaltung
realistischer Vereinbarkeitsmafinahmen integriert werden kann. Ausgangspunkt
dafiir ist die ablehnende Haltung von insbesondere Kleinst- und Kleinunterneh-
men gegeniiber einer gesetzlich erweiterten Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
und der Einfiithrung einer Lohnersatzleistung. Hier soll ein Verstehensprozess in
Gang gebracht werden, der die Ablehnung der Unternehmen zu weiterfiihrenden
MaBnahmen fiir Beschéftigte mit privater Pflegeverantwortung erortert. Das ver-
weist auf eine bisher wenig beriicksichtigte Dimension: die der Entscheidungs-
und Handlungsperspektive der Unternehmen selbst. In der 6ffentlichen und politi-
schen Debatte wird oft davon ausgegangen, dass Unternehmen aus einer Haltung
des gesellschaftlichen Engagements und der sozialen Verantwortung heraus
Vereinbarkeitsmaflnahmen ergreifen. Diese Annahme vernachlissigt jedoch die
komplexe Realitit betrieblicher Entscheidungsprozesse und ignoriert die struktu-
rellen Zwénge, Unsicherheiten und Risiken, die KMU in ihren Entscheidungen
pragen. Die vorliegende Arbeit erdffnet in diesem Sinne eine neue Perspek-
tive, indem sie die Entscheidungsfindung von KMU unter den Bedingungen
struktureller Unsicherheit und wirtschaftlicher Zielvorgaben analysiert. Um die
Handlungsmotive der Unternehmensleitungen in KMU zu erklédren, wird ein ver-
stehensgenerierender Ansatz gewihlt, der die Akteursmodelle als theoretische
Grundlage heranzieht. Diese theoretische Fundierung erméglicht es, die Dynamik
zwischen organisationalen Anforderungen, individuellen Handlungsmotiven und
gesellschaftlichen Erwartungen prizise zu analysieren. Dabei werden verschie-
dene Motive beriicksichtigt, die von der rationalen Nutzenmaximierung (Homo
Oeconomicus) iiber normativ-soziale Erwartungen (Homo Sociologicus) bis hin zu
emotionalen und identititsbezogenen Ausrichtungen (Emotional Man und Iden-
titdtsbewahrer) reichen. Auf diese Weise werden die vielfiltigen Faktoren und
Abwigungen beleuchtet, die KMU in ihrer Entscheidung fiir oder gegen eine
Ausweitung pflegesensibler MaBnahmen beeinflussen.

Erweiternd flieBt die Theorie der Entscheidungen unter Bedingungen von
Sicherheit, Unsicherheit und Risiko in die Analyse ein. Sie bietet ein fun-
diertes Rahmenwerk, um die Priorititensetzung von kleinen Betrieben bei der
Gestaltung von Vereinbarkeitsmanahmen umfassend zu verstehen und organi-
sationssoziologisch zu interpretieren. Besonders die organisationssoziologische
Herangehensweise verdeutlicht die ambivalenten Anforderungen, mit denen
kleine Unternehmen konfrontiert sind. Diese lassen sich nicht einfach in Kate-
gorien von ,,sozial*“ versus ,,wirtschaftlich® oder ,,solidarisch* versus ,rational®
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einordnen. Vielmehr sind Verhaltens- und Handlungsregeln in KMU eng mit-
einander verkniipft und variieren je nach wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
sowie den menschlichen bzw. sozialen Faktoren im Unternehmen. Diese Ein-
fliisse bilden gemeinsam die Organisationsumwelt eines Unternehmens, also das
Zusammenspiel aus externen und internen Bedingungen, in dem Entscheidun-
gen entstechen und Handlungen eingeordnet werden. Zu den externen zéhlen
beispielsweise Marktbedingungen und gesetzliche Vorgaben. Die internen Ein-
fliisse umfassen unter anderem die Unternehmenskultur, soziale Beziehungen
sowie die individuellen Bediirfnisse der Mitarbeitenden. Besonders Letztere sind
in KMU hiufig schwer zugénglich und fiir Aulenstehende nur begrenzt sichtbar.
Das erschwert die Einschidtzung betrieblicher Entscheidungsprozesse und macht
unternehmerisches Handeln schwer prognostizierbar.

Um diese ,.Blackbox* besser zu verstehen und die Dynamiken interner Bedin-
gungen zu beleuchten, wurden 43 Kleinst- und Kleinunternehmen zu ihren
Auffassungen iiber eine verbesserte Vereinbarkeit von Pflege und Beruf befragt.
Im Zentrum der Untersuchung stehen dabei die Entscheidungsmuster und Hand-
lungslogiken dieser Betriebe. Dabei widmet sich die Arbeit der zentralen Frage-
stellung, welche institutionellen und organisationalen Faktoren die Einfiihrung
pflegesensibler Maflnahmen in KMU férdern oder behindern. Dariiber hinaus
wird untersucht, wie Unternehmen auf Vereinbarkeitsanfragen ihrer Beschiftig-
ten reagieren, wie sie bestehende gesetzliche Regelungen bewerten und welche
Unterstiitzungsformen aus ihrer Sicht als sinnvoll gelten. Diese Aspekte leiten
die Analyse und bilden die Grundlage fiir die Ableitung praxisorientierter Hand-
lungsempfehlungen. Innerhalb der Auswertung erfolgt zudem ein theoriegeleiteter
Riickbezug, der zentrale Argumentationslinien sowie daraus abgeleitete betrieb-
liche Handlungslogiken rekonstruiert. Die gewonnenen Erkenntnisse sollen einen
differenzierten Verstehensprozess anstoflen, der insbesondere politische Akteure
adressiert. Ziel der Arbeit ist es, das organisationale Handeln von Kleinst-
und Kleinunternehmen im Kontext pflegebezogener Vereinbarkeitsanforderungen
nachvollziehbar zu machen und dadurch eine analytisch fundierte Grundlage
fiir politikgestaltende Interventionen zu schaffen, die strukturell realisierbar und
empirisch anschlussfihig sind.

Aufbau der Arbeit

Eingeleitet wird die Untersuchung mit einem historischen Riickblick auf die Ver-
einbarkeit von Pflegeverantwortung und Erwerbstitigkeit, der den Wandel von
Gesellschafts- und Familienstrukturen sowie frithe wohlfahrtsstaatliche Modelle
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beleuchtet (Kapitel 2). Erginzend wird die Entwicklung des Work-Life-Balance-
Konzepts skizziert und diskutiert, wie sich Pflege als spezifisches Vereinbarkeits-
thema daraus herausgebildet hat. Diese historische Perspektive liefert wichtige
kontextuelle Grundlagen fiir das Verstindnis aktueller Herausforderungen und
zeigt, wie tief verwurzelte gesellschaftliche Strukturen heutige Spannungsfelder
zwischen Beruf und Fiirsorge beeinflussen. Daran schlief3t sich die Darstellung
des Forschungsstands aus der Perspektive pflegender Angehoriger an (Kapitel 3).
Auch wenn diese Arbeit nicht primir ihre Interessen in den Fokus riickt, ist es
wesentlich, ihre Ausgangsbedingungen zu verstehen und zentrale Hindernisse zu
benennen, mit denen sie bei der Vereinbarung von Erwerbstitigkeit und fami-
lidrer Sorgearbeit konfrontiert sind. Eine zentrale (finanzielle) Belastung entsteht
insbesondere dann, wenn beide Sphéren nicht miteinander vereinbar sind, was
nicht selten in einer Reduktion oder Aufgabe der Berufstitigkeit miindet. In
der Konsequenz kann eine doppelte Verlustsituation fiir Beschéiftigte mit Pfle-
geverantwortung und ihre Arbeitgeber:innen entstehen. Daran schliefit sich der
Forschungsstand zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf fiir KMU an (Kapitel 4).
Hierfiir erfolgt in einem ersten Schritt die Spezifikation des Unternehmensty-
pus. Daraufhin erfolgt eine systematische Sichtung der Forschungsliteratur, die
durch eine Analyse von Handlungsleitfiden und Best-Practice-Beispielen fiir
eine pflegesensible Unternehmenskultur ergénzt wird. Kapitel 5 analysiert die
gesetzlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die fiir die Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf in Deutschland relevant sind, darunter das Pflege-
und Familienpflegezeitgesetz, arbeitsrechtliche Anspriiche und die Diskussion
um eine Lohnersatzleistung. Es zeigt auf, wie diese Vorgaben in der betriebli-
chen Praxis umgesetzt werden, an welchen Stellen Anspruch und Wirklichkeit
auseinanderfallen und schafft damit die Grundlage, um die Wechselwirkungen
zwischen rechtlichem Rahmen und unternehmerischer Realitédt systematisch zu
verstehen. Im Anschluss daran wird die Arbeit theoretisch gerahmt. Dazu bietet
Kapitel 6 eine Einfiihrung in zentrale Organisationstheorien und untersucht ver-
schiedene Definitionen und Betrachtungsweisen des Organisationsbegriffs. Der
Fokus liegt sowohl auf klassischen Theorien als auch auf modernen Ansit-
zen wie der Systemtheorie und dem Neo-Institutionalismus. Diese theoretischen
Perspektiven dienen dazu, die Handlungsmuster von Organisationen zu analysie-
ren und ihre Beziehung zur Umwelt zu verstehen. Ein besonderer Schwerpunkt
liegt dabei auf der Frage, wie Organisationen und ihre Mitglieder durch soziale
Rollen und Entscheidungsprozesse miteinander interagieren und sich gegensei-
tig beeinflussen. Dieses theoretische Fundament bildet die Grundlage, um die
handlungsleitenden Entscheidungslogiken von KMU im Kontext pflegebezogener
Vereinbarkeitsanforderungen systematisch zu erfassen.
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Ausgehend von den bisherigen Forschungsstinden und der theoretischen
Rahmung identifiziert Kapitel 7 eine Forschungsliicke, aus der die zentralen
Fragestellungen abgeleitet werden. Kapitel 8 stellt das Forschungskonzept vor
und erldutert die methodologische Verankerung, einschlielich der begriindeten
Stichprobenauswahl, der gewihlten Auswertungsmethode sowie eines Exkur-
ses zu den Besonderheiten von Organisationen als Erhebungseinheit. Auch
die Durchfithrung der Befragung und der Feldzugang werden dort detailliert
dargestellt. Kapitel 9 analysiert die Interviews mit 43 Kleinst- und Kleinunter-
nehmen und systematisiert fiinf Kategorien zum Entscheidungsverhalten und zu
typischen Handlungsmustern. Diese zeigen auf, wie Unternehmensleitungen Her-
ausforderungen im Kontext der Vereinbarkeit wahrnehmen und bewiltigen. Die
Ergebnisse werden mit aktuellen Studien riickgekoppelt, um eine Vergleichbarkeit
der Befunde herzustellen und neue Perspektiven auf die spezifischen Anforde-
rungen und Handlungsspielraume von KMU zu gewinnen. Damit entsteht eine
differenzierte Grundlage fiir ein vertieftes Verstindnis der betrieblichen Perspek-
tive und die Entwicklung praxisorientierter Impulse fiir die Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf.

An den empirisch-analytischen Teil der Untersuchung schlieBen sich die
Beantwortung der Forschungsfragen und der Theorieriickbezug an (Kapitel 10).
Dafiir werden die strukturellen und kontextuellen Bedingungen der Verein-
barkeit in Kleinst- und Kleinunternehmen aus dem empirischen Material her-
ausgearbeitet. Ergidnzend werden Modelle zur Entscheidungsfindung und zur
Akteursdynamik herangezogen, um die betrieblichen Handlungslogiken sowie
die Spannungsfelder zwischen 6konomischen Anforderungen und sozialen Ver-
pflichtungen theoretisch einzuordnen. Die in Kapitel 9 gewonnenen empirischen
Erkenntnisse, etwa zur Bedeutung flexibler Arbeitszeitmodelle oder zu Her-
ausforderungen durch gesetzliche Schwellenwerte, bilden die Grundlage fiir
Kapitel 11. Dort werden politische Handlungsempfehlungen formuliert, die sich
an gesetzgebende Instanzen und politische Entscheidungstrigerinnen und -triger
richten, mit dem Ziel, unternehmerische Entscheidungslogiken und betriebliche
Realititen differenzierter in die Ausgestaltung gesetzlicher Rahmenbedingun-
gen einzubeziehen. Die Empfehlungen beruhen auf den qualitativen Befunden
sowie dem theoretischen Analysegeriist und zielen darauf ab, politische Steue-
rungsinstrumente zur Vereinbarkeit von Pflegeverantwortung und Erwerbstitigkeit
kontextsensibler, adressatengerechter und systematisch anschlussfihig zu gestal-
ten. Kapitel 12 fasst die zentralen Erkenntnisse der Arbeit zusammen und skizziert
den weiteren Forschungsbedarf. Das abschlieBende Gesamtfazit reflektiert nicht
nur die Bedeutung der Ergebnisse, sondern eroffnet Perspektiven fiir die zukiinf-
tige Gestaltung der Debatte um die Vereinbarkeit von Pflegeverantwortung und
Erwerbsarbeit.
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Historischer Riickblick auf die 2
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf

Der historische Riickblick beleuchtet die Entwicklung der Vereinbarkeit von
Pflegeverantwortung und Erwerbstitigkeit im Kontext gesellschaftlicher und wirt-
schaftlicher Umbriiche. Anliegen ist es, zentrale Urspriinge und strukturelle
Voraussetzungen dieser Thematik herauszuarbeiten und aufzuzeigen, wie sich
die Beziehung zwischen Sorgearbeit und Beruf im Zeitverlauf verdndert hat.
Dabei werden prigende Wendepunkte betrachtet, die sowohl offentliche Dis-
kurse als auch politische und betriebliche MaBinahmen beeinflusst haben. Die
Ausfiihrungen schaffen somit eine kontextuelle Grundlage fiir das Verstindnis
aktueller Herausforderungen im Spannungsfeld zwischen beruflicher Tatigkeit
und familidrer Pflegeverantwortung.

2.1 Wandel von Gesellschafts- und
Familienstrukturen

In vorindustriellen Gesellschaften war die Pflege von Familienmitgliedern eng
in die hdusliche Umgebung und die Struktur des Familienlebens eingebettet
(Bock & Duden 1977; Abel & Nelson 1990). In der Regel iibernahmen Familien
selbst die Versorgung von Kranken, Alten oder pflegebediirftigen Angehorigen,
wobei die Arbeitsteilung in Mehrgenerationenhaushalten eine gewisse Flexibilitit
ermoglichte. Die Uberginge zwischen wirtschaftlicher Titigkeit und fiirsorglicher
Verantwortung waren flieBend, da die landwirtschaftlich geprigten Lebens- und
Arbeitsstrukturen ein stark verflochtenes Gefiige bildeten. Die Industrialisierung
des 18. und 19. Jahrhunderts fiihrte insbesondere in Europa und Nordamerika
zu einem tiefgreifenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandel (Hausen
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1976, S. 363 ff.; Eichler 1983, S. 430 ff.). Mit dem Ubergang zur fabrikbasier-
ten Lohnarbeit verlagerte sich Erwerbstitigkeit zunehmend aus dem héuslichen
Umfeld in externe Arbeitsstitten, was zu einer schirferen zeitlichen und rdum-
lichen Abgrenzung gegeniiber familidiren Aufgaben fiihrte (ebd.). Die zuvor
ineinander verwobenen Titigkeitsbereiche wurden entkoppelt, was die Vereinbar-
keit bezahlter Arbeit mit héuslicher Fiirsorge erheblich erschwerte (Gray 1932,
S. 242 ff.; Ehmer & Lentz 2023). In diesem Kontext erhielt Sorgearbeit eine
neue Bedeutung und wurde zunehmend als private, nicht-produktive Tatigkeit
weiblich konnotiert. Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung verfestigte sich.
Minner galten als Haupterndhrer und gingen auferhéuslicher Arbeit nach, wih-
rend Pflege- und Fiirsorgeaufgaben mehrheitlich Frauen iiberlassen blieben, die
hdufiger im hiuslichen Bereich verblieben (Brown & Harrison 1978, S. 72), fiel
die Verantwortung fiir Pflege- und Sorgearbeit weiterhin tiberwiegend Frauen zu,
die héufiger zu Hause blieben. ,,The separation of the workplace from the house-
hold in the industrial age led to a substantial reconfiguration of the sexual division
of labour, even more so because it has been accompanied by the spread of a bour-
geois family ideal and gender ideology. The principal assignment of housework and
care work to women intensified, and its tension with gainful employment increased”
(Ehmer & Lentz 2023, S. 29).

Der gesellschaftliche Diskurs der Zeit trug entscheidend dazu bei, dass Sorge-
arbeit zunehmend als ,,Liebesdienst* und nicht als produktive Arbeit klassifiziert
wurde (Bock & Duden 1977, S. 146 ff.). Diese Umdeutung hatte tiefgrei-
fende Folgen fiir die Wahrnehmung von Fiirsorgearbeit. Sie wurde weniger als
gesellschaftlich wertvolle Arbeit anerkannt und stattdessen als natiirliche und
selbstverstindliche Verpflichtung von Frauen dargestellt, basierend auf ihrem ver-
meintlich angeborenen ,,Sozialcharakter” (ebd.). Die Industrialisierung verstirkte
somit die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und machte die Sorgearbeit
innerhalb der Familie unsichtbarer, indem sie diese von der wachsenden Lohn-
arbeitsokonomie strukturell trennte (ebd.; Eichler 1983; Ehmer & Lentz 2023).
Was in vorindustriellen Gesellschaften als integraler Bestandteil hiuslicher und
okonomischer Lebenswelten galt, wurde durch die Industrialisierung zunehmend
privatisiert, entwertet und an Frauen delegiert. Dieser sozio-historische Prozess
der Marginalisierung und Invisibilisierung hat bis heute Auswirkungen auf die
gesellschaftliche Wahrnehmung und Bewertung von Pflegearbeit (Friedan 1963;
Bock & Duden 1977; Becker 1981; Schilliger 2009; Biesecker 2010).



2.2 Frihe Sozialsysteme und wohlfahrtsstaatliche Modelle 13

2.2 Friihe Sozialsysteme und wohlfahrtsstaatliche
Modelle

Der industrielle Wandel im 19. Jahrhundert wirkte weit iiber 6konomische
Prozesse hinaus und beeinflusste auch die gesellschaftliche Organisation von
Fiirsorge, Verantwortung und sozialen Rollen. Die strukturellen Verénderun-
gen dieser Zeit verstirkten geschlechtsspezifische Rollenzuweisungen und ihre
Einordnung als private, weiblich konnotierte Tatigkeit jenseits staatlicher Ver-
antwortung (Hausen 1976; Bock & Duden 1977; Eichler 1983; Campbell &
Brody 1985). Gleichzeitig erdffnete die Industrialisierung Raum fiir eine Plura-
lisierung von Lebensformen und eine zunehmende Individualisierung. Beck und
Beck-Gernsheim (1994) beschreiben diesen Prozess als eine zentrale Entwicklung
moderner Gesellschaften, in der traditionelle Bindungen und Rollenzuweisungen
aufgelost wurden. Diese Verdnderungen haben tiefgreifende Auswirkungen auf
die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf, da sie neue Herausforderungen
an soziale Sicherungssysteme und familidre Rollenverteilungen stellen. Wihrend
in Deutschland mit den Sozialreformen des 19. Jahrhunderts erste Ansitze fiir
wohlfahrtsstaatliche Absicherungen geschaffen wurden, zeigt Hirst (2001) am
Beispiel Grofbritanniens, dass informelle Pflege auch in spiteren Jahrzehnten
ein dominierender Faktor blieb. Der Mangel an staatlicher Unterstiitzung fiihrte
dazu, dass die Belastungen informeller Pflegender kontinuierlich zunahmen, was
wiederum die Notwendigkeit umfassender Reformen verdeutlichte. Diese frithen
Systeme adressierten jedoch vornehmlich die Risiken von Erwerbsarbeit, wihrend
Sorgearbeit in ihrer privaten und professionellen Dimension weitgehend unbe-
riicksichtigt blieb (Aulenbacher & Dammayr 2014, S. 65 ff.). Ahnlich verlief die
Entwicklung in den USA und GrofBbritannien, wo progressive soziale Reform-
bewegungen den Aufbau von Sozialversicherungssystemen vorantrieben (Abel &
Nelson 1990; Tronto 1993; Fraser 1994; Phillips 1995; Hirst 2001). Diese Maf3-
nahmen, wenngleich noch nicht direkt auf pflegende Angehorige oder Sorgearbeit
ausgerichtet, stirkten das Bewusstsein fiir soziale Verantwortung und staatliche
Unterstiitzung, was eine wichtige Grundlage fiir spétere feministische und soziale
Forderungen bildete.

Besonders im angloamerikanischen Raum gewann die Auseinandersetzung
mit diesen Themen ab Mitte des 20. Jahrhunderts an Dynamik, vorangetrieben
durch die Frauenbewegung und die ,,Second Wave* des Feminismus (Friedan
1963; Tronto 1993). Feministinnen wie Betty Friedan (1963) thematisierten die
Belastungen von Frauen durch Doppelverpflichtungen in Beruf und Familie und
machten die strukturelle Geringschétzung von Sorgearbeit 6ffentlich. Diese Dis-
kurse fiihrten in den 1970er Jahren zu einer wachsenden Aufmerksamkeit fiir die
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Notwendigkeit, Sorgearbeit nicht nur als individuelle Aufgabe, sondern als gesell-
schaftlich relevante Tatigkeit zu verstehen (Hausen 1976; Campbell & Brody
1985; Fraser 1994; Aulenbacher & Dammayr 2014). Die Pluralisierung von
Lebensformen und die zunehmende Individualisierung (Beck & Beck-Gernsheim
1994) fiihrten zu einer kritischen Hinterfragung der traditionellen Pflege- und
Berufsaufteilung. Die friithe wohlfahrtsstaatliche Infrastruktur, die durch die Sozi-
alreformen des 19. Jahrhunderts geschaffen wurde, diente dabei als historisches
Fundament fiir die politischen und sozialen Forderungen, die in dieser Zeit
laut wurden. Somit schlieit sich der Kreis von den sozio-historischen Prozes-
sen der Industrialisierung und den frithen wohlfahrtsstaatlichen Modellen bis hin
zur feministischen Thematisierung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Die
Entwicklung sozialer Sicherungssysteme bildete die Voraussetzung fiir Debatten
iiber die strukturelle Verantwortung fiir Sorgearbeit und deren Neuverhandlung
im Spannungsfeld zwischen Staat, Markt und Familie.

23 Wandel der Arbeitswelt und Aufstieg der
Work-Life-Balance

Die Veridnderungen in den Arbeits- und Familienstrukturen, insbesondere durch
die Industrialisierung und die Entwicklung neuer Berufsfelder im 20. Jahrhundert,
filhrten dazu, dass Fragen der Arbeitszufriedenheit und der Rolle von Human-
ressourcen zunehmend an Bedeutung gewannen (Brown & Harrison 1978).
Waihrend der 1960er und 1970er Jahre forderte die Frauenbewegung in anglo-
amerikanischen Lindern gleiche berufliche Rechte und die Anerkennung von
Doppelbelastungen durch Familie und Beruf ein (Friedan 1963; Hausen 1976;
Fraser 1996). Die betriebswirtschaftliche Forschung begann, die Auswirkungen
der familidren Verpflichtungen von Arbeitnehmer:innen auf deren Produktivitit,
Fehlzeiten und Fluktuation zu untersuchen (Scharlach et al. 1991; Scharlach &
Scharlach 1994; Tennstedt & Gonyea 1994). Die Forschung erkannte, dass Per-
sonen, die neben ihrem Beruf auch familidren Pflichten nachkommen, oft einem
erhohten Stresslevel ausgesetzt sind (Gignac et al. 1996; Starrels et al. 1997). Dies
fiihrt zu negativen Effekten auf ihre psychische und physische Gesundheit, was
wiederum die Produktivitit und Motivation am Arbeitsplatz mindern kann. Der
Begriff ,,work-family conflict* (Gignac et al. 1996) etablierte sich und bildete die
Grundlage fiir Studien, die den betriebswirtschaftlichen Nutzen familienfreund-
licher MaBinahmen zu untersuchen begannen. In den 1980er Jahren wurde die
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Work-Life-Balance zu einem zentralen Thema der Personalpolitik und Arbeits-
psychologie (Phillips 1995; Kroger & Yeandle 2013). Die Forschungsliteratur
jener Zeit riickte zunehmend die Herausforderungen fiir Arbeitnehmer:innen in
den Fokus, die beruflichen Anforderungen mit der Betreuung von Kindern oder
pflegebediirftigen Angehdrigen vereinbaren miissen. Studien wie die von Schar-
lach et al. (1991), Tennstedt und Gonyea (1994) sowie Phillips (1995) betonten
die gesundheitlichen und psychischen Belastungen, die mit der gleichzeitigen
Verantwortung fiir Beruf und Pflege einhergehen. Dariiber hinaus hoben sie die
Bedeutung unterstiitzender Mainahmen durch Arbeitgeber:innen hervor, wie etwa
flexible Arbeitszeiten oder die Moglichkeit, von zu Hause zu arbeiten.

Der ,,Family and Medical Leave Act“ (FMLA) in den USA von 1993 war
ein entscheidender Wendepunkt, der erstmals das Recht auf unbezahlte Freistel-
lung zur Versorgung hilfebediirftiger Familienmitglieder und die Moglichkeit der
Riickkehr an den Arbeitsplatz gesetzlich verankerte. Arbeitnehmer:innen konn-
ten 12 Wochen unbezahlten Urlaub pro Jahr nehmen, um familiire medizinische
Angelegenheiten zu begleiten (Gowan & Zimmermann 1996). Dazu gehort unter
anderem die Geburt eines Kindes, die Betreuung schwer kranker Familienmitglie-
der oder eigene gesundheitliche Probleme, die die Arbeitsfihigkeit einschrinken.
Das Gesetz war an eine Unternehmensgréfe von mind. 50 Beschéftigten und
einer Unternehmenszugehorigkeit von mindestens 12 Monaten gekoppelt (ebd.).
Obwohl der FMLA nicht bezahlt wurde, war er ein wichtiger Schritt, um das
Bewusstsein fiir die Sorgeverpflichtungen von Arbeitnehmer:innen zu stérken.
Unternehmen begannen, flexible Arbeitszeiten und Teilzeitmodelle zu entwi-
ckeln, um familidre Verpflichtungen besser zu integrieren (Martin Matthews &
Rosenthal 1993). Aus betriebswirtschaftlicher Sicht stellte dies eine Reaktion auf
den steigenden Wettbewerbsdruck auf dem Arbeitsmarkt sowie auf den Bedarf
dar, qualifizierte Arbeitskrifte zu halten. Besonders die angloamerikanische For-
schung zeigte, dass Investitionen in familienfreundliche Maflnahmen langfristig
die Zufriedenheit und Loyalitit der Beschiftigten steigern und die Fluktuati-
onskosten senken konnen (Phillips 1995; Martin Matthews & Phillips 2008).
Betriebswirtschaftlich wurde dies als ,,Retention-Strategie” (Yeandle et al. 2007,
Bauer & Sousa-Poza 2015) anerkannt, bei der Unternehmen durch die Bindung
erfahrener Mitarbeiter:innen langfristige Kostenvorteile erzielen. Die betriebswirt-
schaftliche Perspektive auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf hat diese von
einer individuellen und lange unbeachteten Herausforderung zu einem zentralen
Thema der Personal- und Unternehmensstrategie gemacht.
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24 Pflege und Beruf als spezifisches
Vereinbarkeitsthema

Die historische Entwicklung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zeigt, dass
die Herausforderungen fiir pflegende Angehorige im Erwerbsleben schon friih als
zentrales Problem erkannt wurden. Bereits in den 1980er Jahren lenkten sozi-
alwissenschaftliche Studien die Aufmerksamkeit auf den Work-Family-Conflict
(Gignac et al. 1996), ein Modell, das beschreibt, wie konkurrierende Anforde-
rungen aus der beruflichen und familiiren Sphire zu Konflikten und Uberlastung
fiihren konnen. Tennstedt und Gonyea (1994) betonten die Wichtigkeit des The-
mas fiir die Gestaltung von Forschungsagenden und unterstreichen, dass ein
umfassenderes Verstindnis der Wechselwirkungen zwischen Arbeit und Pflege
essenziell sei, um sowohl soziale als auch politische Losungsansitze zu entwi-
ckeln. Fiir pflegende Angehorige war dieser Konflikt oft besonders ausgeprigt,
da die Pflegearbeit — im Gegensatz zur Kinderbetreuung — in der Regel unvor-
hersehbar und von ldangerer Dauer ist. Zusitzlich verdeutlichten Studien in den
1990er Jahren, dass die Kombination von Pflege und Beruf nicht nur Konflikte
zwischen den beiden Rollen verursacht, sondern auch physische und psychische
Belastungen wie Depressionen und Burnout bei Pflegenden verstirkt. Besonders
Frauen waren hiervon iiberproportional betroffen, was mit der geschlechtsspezi-
fischen Verteilung von Pflegeaufgaben zusammenhingt (Hirst 2001; Lee et al.
2001). Neal und Wagner (2002) betonten, dass die emotionale Belastung, ins-
besondere in Verbindung mit kognitiven und korperlichen Einschrinkungen der
Pflegebediirftigen, eine zentrale Ursache fiir psychische Probleme wie Depressio-
nen und Stress bei Erwerbstitigen darstellte (ebd.). Diese Belastungen wirkten
sich nicht nur negativ auf die Gesundheit der Pflegenden aus, sondern fiihr-
ten auch zu ProduktivititseinbuBen und Konflikten am Arbeitsplatz. Pflegende
Arbeitnehmer:innen waren iiberdurchschnittlich hiufig von krankheitsbedingten
Fehlzeiten oder einem Riickgang der Produktivitit betroffen (Arksey 2002). Fiir
Unternehmen gingen diese Herausforderungen oft mit erhohten Fluktuationsra-
ten und signifikanten Kosten einher, die durch die Neubesetzung frei gewordener
Stellen entstanden, sobald Pflegepersonen den Arbeitsmarkt verlieBen (Scharlach
et al. 1991; Arksey 2002; Carers UK 2019).

Ein zentraler Bewiltigungsmechanismus bestand in der Anpassung der
Arbeitszeit. Schon in den 1990er Jahren war eine deutliche Tendenz erkennbar,
dass insbesondere Frauen — die traditionell als Hauptpflegepersonen galten — ihre
Arbeitsstunden reduzierten oder den Arbeitsmarkt ganz verlieBen (Scharlach &
Boyd 1989). Auch in den folgenden Jahren bestitigten Studien wie die von
Pavalko und Artis (1997), dass Frauen, die pflegebediirftige oder chronisch kranke
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Angehorige versorgten, ihre Erwerbstitigkeit hiufig einschrinkten oder vollstdn-
dig aufgeben mussten, um den gestiegenen Anforderungen gerecht zu werden.
Die historische Verankerung von Pflege als privater und iiberwiegend weibli-
cher Aufgabe brachte somit langfristige Nachteile im Erwerbsleben mit sich.
Dazu zihlten insbesondere verpasste Karrieremoglichkeiten und finanzielle Ein-
buBlen (Yeandle et al. 2007; Yeandle & Buckner 2017). Diese wiederum wirkten
sich negativ auf die Rentenanspriiche und die wirtschaftliche Sicherheit von
Frauen aus (Pavalko & Henderson 2006). Dariiber hinaus zeigten Bauer und
Sousa (2015), dass intensive Pflegearbeit sowohl die psychische als auch die
physische Gesundheit erheblich beeintridchtigen kann, was eine Riickkehr in den
Arbeitsmarkt nach der Pflegetitigkeit zusatzlich erschwert.

Trotz der zahlreichen Herausforderungen bietet Pflegeverantwortung neben
dem beruflichen Kontext auch positive Aspekte, die hidufig iibersehen wur-
den. So verdeutlichten Phillips (2002) und Neal (2002), dass die Pflege von
Angehorigen fiir viele Erwerbstitige eine Quelle der Sinnstiftung und der person-
lichen Erfiillung sein kann. Viele Pflegende berichteten von einem gesteigerten
Gefiihl der Selbstwirksamkeit, einer Verbesserung der Beziehung zur pflegebe-
diirftigen Person und einem erweiterten sozialen Kompetenzspektrum. Dariiber
hinaus kann die Erwerbstitigkeit selbst positive Effekte auf pflegende Ange-
horige haben: ,, Employment provides an income and pension rights, it helps to
maintain social networks, it offers a temporary relief from the caring role, it enhan-
ces self-esteem, and it offers the opportunity to share concerns with colleagues. It
can have beneficial effects on carers’ physical health and on their emotional well-
being“ (Arksey 2002, S. 151). Diese positiven Aspekte trugen dazu bei, dass
die Pflege in bestimmten Kontexten als bereichernd erlebt wurde und pflegende
Angehorige Strategien entwickelten, um ihre doppelte Rolle erfolgreich zu bewil-
tigen. Dabei spielen betriebliche UnterstiitzungsmaBnahmen eine Schliisselrolle.
Flexible Arbeitszeiten und gezielte Programme zur Unterstiitzung pflegender Mit-
arbeiter:innen tragen nachweislich dazu bei, Belastungen zu reduzieren und die
Arbeitsfahigkeit zu erhalten (ebd.; Carers UK 2019).

In den 1990er Jahren wuchs die Zahl der erwerbstitigen Pflegepersonen weiter
an, was teils auf den demografischen Wandel und teils auf die steigende Erwerbs-
beteiligung von Frauen zuriickzufiihren war (Martin Matthews & Rosenthal
1996). In diesem Zeitraum wurden erste politische Initiativen zur Unterstiitzung
pflegender Angehoriger ins Leben gerufen, darunter die gesetzliche Anerkennung
von Pflegebediirfnissen durch den ,,Carers Recognition and Services Act* im Ver-
einigten Konigreich 1995, der pflegende Angehorige erstmals als eigenstindige
Anspruchsgruppe anerkannte und Kommunen verpflichtete, deren Unterstiit-
zungsbedarf systematisch zu erfassen (Yeandle & Buckner 2017). Dieses Gesetz
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markierte einen Wendepunkt, da es erstmals ermoglichte, die Bediirfnisse pfle-
gender Angehoriger unabhingig von den Pflegebediirftigen zu erfassen und zu
bewerten. Es bildete die Grundlage fiir weiterfilhrende MaBBnahmen, darunter die
Einbindung pflegebezogener Unterstiitzungsangebote in betriebliche Programme
sowie die Etablierung flexibler Arbeitsregelungen (Hirst 2001). Ein weiterer
bedeutender Entwicklungsschritt war die zunehmende Bedeutung von ,,mana-
gerial care®, also der Organisation und Koordination von Pflegeleistungen, die
hiufig von erwerbstitigen Frauen iibernommen wurde. Diese Form der Pflege,
die administrative Aufgaben und die Vermittlung zwischen verschiedenen pro-
fessionellen Akteuren umfasste, galt als besonders belastend, da sie nicht nur
korperliche, sondern auch erhebliche kognitive Anforderungen stellte (Rosenthal
et al. 2007).

In den frithen 2000er Jahren begannen Arbeitgeber:innen und Regierungen
zunehmend, die Herausforderungen pflegender Angehoriger zu erkennen und
erste Unterstiitzungsprogramme anzubieten. Sie implementierten Programme zur
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, die von flexiblen Arbeitszeiten iiber Unter-
stiitzungsnetzwerke bis hin zu bezahltem Pflegeurlaub reichten (Phillips et al.
2002; Heyes, Jason & Austin, Annie 2020). Diese Malnahmen zielten nicht nur
darauf ab, die Belastungen der Arbeitnehmer:innen zu mindern, sondern auch die
Produktivitidt und Bindung an das Unternehmen zu ftrdern. Carers UK (2019)
hob hervor, dass diese Programme nicht nur die Arbeitszufriedenheit der Pfle-
genden steigern, sondern auch die Fluktuationsrate reduzieren und Unternehmen
helfen konnen, qualifizierte Beschiftigte zu halten. Studien wie die von Judith
Phillips et al. (2002) oder Anne Martin-Matthews (2008) verdeutlichen, dass
die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ohne geeignete MaBlnahmen zur Belas-
tung fiir pflegende Angehorige wird, was auch Arbeitgeber:innen durch erhohte
Fehlzeiten und Produktivititsverluste trifft. Daraus ergibt sich die Notwendig-
keit institutioneller Losungen, die den Anforderungen pflegender Beschiftigter
gerecht werden und zugleich unternehmerischen Interessen an Stabilitdt und
Produktivitit Rechnung tragen.

Die Riickschau in der Literatur zeigt, dass die Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf auf eine komplexe Kombination historischer, sozialer und wirtschaftlicher
Entwicklungen zuriickgeht. Was urspriinglich als rein private Verantwortung galt,
hat sich im Lauf der Zeit zu einer gesellschaftlich relevanten Herausforderung
entwickelt, die zunehmend in den Fokus sozial- und beschéftigungspolitischer
Debatten geriickt ist. In vielen Studien liegt der Schwerpunkt auf pflegenden
Angehorigen. Sie untersuchen vor allem psychische Belastungen, finanzielle
EinbuBen und langfristige Auswirkungen auf die soziale Absicherung. Die
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unternehmerische Perspektive wurde in der Forschung lange Zeit nur rand-
stindig behandelt. Erst nach und nach riickten auch ihre Erfahrungen und
strukturellen Herausforderungen in den wissenschaftlichen Blick. Dabei wurde
vermehrt auf den potenziellen Nutzen familienfreundlicher Malnahmen hinge-
wiesen, etwa auf positive Effekte hinsichtlich der Mitarbeitendenbindung oder
der Senkung von Fehlzeiten. Parallel dazu zeichnet sich in Politik und For-
schung eine wachsende Bereitschaft ab, Unternehmen durch gesetzliche Anreize
und unterstiitzende Strukturen bei der Umsetzung von Vereinbarkeitsmaflnahmen
zu fordern. Diese Entwicklung verweist auf ein gestiegenes Problembewusstsein,
sowohl fiir die Bedarfe pflegender Beschiiftigter als auch fiir die organisationalen
Rahmenbedingungen, unter denen Vereinbarkeit gestaltet werden kann.
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Das Kapitel gibt einen Uberblick zum aktuellen Forschungsstand zu pflegenden
Angehorigen. Da eine Pflegebediirftigkeit vor allem im hoheren Lebensalter auf-
tritt, beziehen sich die meisten Befunde auf die gerontologische Pflege von ilteren
Familienmitgliedern. Auf den nachfolgenden Seiten soll es erst um eine Charak-
teristik von (gerontologisch) pflegenden Angehorigen gehen und einen Vergleich
relevanter statistischer Daten der letzten zehn Jahre. Darauthin wird die Belas-
tungssituation pflegender Angehoriger dargestellt, welche Auswirkungen auf die
Moglichkeit hat, Pflege und Beruf miteinander zu vereinbaren. In dem Zusam-
menhang findet die Beantwortung der Frage statt, ob die Pflegesituation eine
Reduzierung der Arbeitszeit mit sich bringt oder ob diese bereits vorher vorhan-
den war und dadurch die Ubernahme von familizirer Pflege moglich machte. Am
Ende erfolgt ein Uberblick zu den vorhandenen gesetzlichen Regulierungsversu-
chen, die zu einer besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf fiir Betroffene
beitragen sollen.! An dieses Kapitel schlieBt sich der Forschungsstand zu der
Vereinbarkeitsperspektive aus Unternehmenssicht an.

! Die Ausfiihrungen dieses Kapitels basieren auf Ausziigen eines Gutachtens des Sozialver-
band Deutschland (SoVD) mit dem Titel: ,,Altersarmut von Frauen durch hdusliche Pflege*,
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3.1 Pflegebediirftigkeit und Versorgungssituation
in Deutschland

Eine Pflegesituation kann in jeder Phase des Lebens eintreffen. Entweder sehr
plotzlich oder mit einem ldngeren Vorlauf durch medizinische Diagnosen oder
Alterungsprozesse, die mit einer Multimorbiditét einhergehen. Zum Beispiel kon-
nen Kinder oder Erwachsene in die Pflege ihrer Eltern oder GroBeltern involviert
sein oder es kiimmern sich Eltern um ihr Kind, bei dem eine Entwicklungsver-
zogerung oder Behinderung vorliegt. Die aufzuwendende Zeit und die benétigten
Finanzmittel fiir die Pflege sowie der Prozess im Umgang mit staatlichen und
privaten Unterstiitzungssystemen kann die psychische Gesundheit, die berufliche
Karriere und andere Aspekte im Leben von pflegenden Angehorigen beeintrich-
tigen (Rothgang et al. 2015; Jacobs et al. 2016; Heitink et al. 2017; Jacobs
et al. 2021; Klie 2023). Verschiedene Quer- und Léngsschnittstudien belegen,
dass Menschen mit einer héduslichen Pflegeverantwortung eine geringere Beschif-
tigungsquote aufweisen und ihre Teilhabe am sozialen Leben eingeschrinkt
ist.

Ende des Jahres 2021 waren fiinf Millionen Menschen der deutschen Bevol-
kerung nach den Kriterien der Pflegeversicherung im SGB XI pflegebediirftig
(Destatis 2022). Das entspricht eine Verdoppelung gegeniiber der Jahrtausend-
wende (Statista 2024c, S. 4). Diese zahlenmiBige Erhohung hingt auch mit dem
weitergefassten Pflegebediirftigkeitsbegriff im Jahr 2017 zusammen und zéhlt
seitdem auch die Personen hinzu, die Unterstiitzung benotigen aber keine Leis-
tungen in Form von Pflegegeld beziehen (siehe PSG II und PSG III). Je ilter die
Menschen werden, desto hoher ist ihre Pflegequote. Wihrend von den unter 15-
Jahrigen 1,8 % einen Pflegebedarf aufweisen, sind es bei den 60-65-Jdhringen
bereits 3,7 %, bei den 80-85-Jdhrigen fast 35 % und bei den 90-Jihrigen und
Alteren insgesamt gut 86 % (ebd., S. 5). Mit dem Alter der Menschen steigt
somit ihr Pflege- und Hilfebedarf. In den jiingeren Kohorten bis 60 Jahren sind
mehr Jungen bzw. Minner pflegebediirftig, wihrend sich ab dem 60 Lebensjahr
das Verhiltnis umkehrt und Frauen prozentual hédufiger zu den Pflegebediirftigen
gehoren. In der Altersgruppe der 80-85-Jihrigen sind es beispielsweise 66 %
Frauen und 34 % der Minner (ebd., S. 15). Von allen Pflegebediirftigen leben
84 % in der Hiuslichkeit. Von ihnen werden 51,5 % ausschlieBlich durch ihre
Angehorigen ohne die Unterstiitzung eines ambulanten Dienstes versorgt (Desta-
tis 2022). Der andere Teil erhilt Unterstiitzung durch seine Angehorigen in
Kooperation mit einem ambulanten Pflegedienst. Das sind 1,6 Millionen Men-
schen, was einem Anteil von 32 % entspricht. Lediglich 0,3 % der zu Hause
lebenden Pflegebediirftigen werden ausschlieBlich von einem Pflegedienst betreut
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(ebd.). Inwiefern in den Pflegehaushalten zusitzliche privatbezahlte Pflegeun-
terstlitzung involviert ist, bildet die Statistik nicht ab. Der Versorgung in der
Haéuslichkeit steht die vollstationdre Versorgung in Pflegheimen gegeniiber, in
welchen sich 16 % (793.000) Pflegebediirftige befinden (ebd.). In allen Alters-
gruppen gibt es wesentlich mehr Menschen in der hduslichen Versorgung, als in
der stationdren. Das ist auch bei den iiber 90-Jédrhigen so. Von ihnen werden trotz
eines hoheren Pflegebedarfes 69 % in der Hiuslichkeit betreut (Statista 2024c,
S. 18). Dies verdeutlicht Abbildung 3.1.
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Abb.3.1 Uberblick Pflegebediirftige nach Versorgungsort. (Eigene Darstellung nach Pfle-
gestatistik 2021)

Nicht alle Personen, die Hilfe im Alltag und bei der Selbstpflege bendtigen,
sind iiber einen Pflegegrad definiert und erfasst. Zudem ist eine Pflegesituation
nicht prinzipiell angabepflichtig und kann auch durch das alleinige physische
und finanzielle Knowhow der Angehorigen bewiltigt werden. Somit ist es theo-
retisch moglich, dass auch eine Person mit einem hohen Pflegebedarf jedoch
ohne Pflegegrad statistisch unerfasst bleibt (IW-Report 2019). Fiir die pflegenden
Angehorigen besteht ein dhnliches undifferenziertes Bild. Thre Anzahl ist nicht
genau bekannt. Zwar kann man sich seit der Pflegereform von 2017 bei der Kran-
kenkasse als Pflegeperson registrieren lassen und ist dadurch bei der gesetzlichen
Rentenversicherung pflichtversichert (Deutsche Rentenversicherung 2023), eine
vollstidndige statistische Erhebung lidsst das jedoch nicht zu. Das resultiert u. a.
daraus, dass es fiir die Versicherungsleistung bestimme Voraussetzungen gibt.
Es muss der Pflegegrad zwei bis fiinf vorliegen und ein Pflegeumfang von 10
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Wochenstunden, verteilt auf zwei oder mehr Tage, gegeben sein. Die Pflege muss
in der Héuslichkeit erfolgen und eine parallele Berufstitigkeit darf nicht mehr
als 30 Stunden pro Woche umfassen (ebd.). Sollten sich mehrere Angehorige
die Pflege eines/einer Angehorigen teilen, muss jede Person einen wochentlichen
Pflegeaufwand von 10 Stunden oder mehr nachweisen plus die genannten ande-
ren Forderungen. Sind diese Voraussetzungen nicht erfiillt, werden Angehorige
nicht registriert und konnen somit im statistischen Sinne nicht quantifiziert wer-
den. AuBlerdem entfallen jene Pflegende, die jemanden mit Pflegegrad 1 versorgen
oder ihr privates Pflegeengagement nicht angeben. Die Schitzwerte zur Zahl der
pflegenden Angehorigen bilden daher eine hohe Bandbreite ab. Sie belaufen sich
in den meisten Fillen auf drei bis etwas mehr als fiinf Millionen Personen (Schu-
mann & Kather-Skibbe 2016; Herrmann et al. 2022; Kuhlmey & Budnick 2023),
wobei die zweite Zahl nach Hochrechnungen auf die Gesamtbevolkerung rea-
listischer ist (Felder et al. 2022, S. 16). Ausreifler finden sind vor allem nach
oben und nehme Schitzungen von circa 7,1 Millionen pflegenden Angehorigen
in Deutschland an (Eggert et al. 2023). Die hohere Zahl resultiert daraus, dass
sich die Pflege einer einzelnen Person oftmals auf mehrere pflegende Angeho-
rige verteilt. Schitzungen zufolge haben derzeit rund 12 Millionen Menschen in
Deutschland ein pflegebediirftiges Familienmitglied.

Prognostisch wird die Anzahl der Pflegebediirftigen bis zum Jahr 2055 um ca.
37 % steigen und liegt dann je nach Variante bei 6,8 Millionen bzw. 7,6 Millio-
nen Menschen (Statista 2024c, S. 63; IW-Report 2019). Ob sich die erhohten
Zahlen der Pflegebediirftigen auch in einem Anstieg der pflegenden Angeho-
rigen bemerkbar machen wird, kann noch nicht mit Sicherheit gesagt werden,
da von einem Riickgang des Pflegepotenzials auszugehen ist, was sich u. a.
im Bevolkerungsriickgang, der erhohten ridumlichen und beruflichen Mobilitit
sowie verinderten Rollen- und Partnerschaftskonstellationen begriindet (Eggert
et al. 2023; Nowossadeck et al. 2016). Um die Charakteristik von pflegenden
Angehorigen geht es im folgenden Abschnitt.

3.2 Demografisches Profil und Rolle pflegender
Angehoriger

Pflegende Angehorige werden immer wieder als die tragende Sdule der Pflege
in Deutschland bezeichnet (RKI 2015; Klie 2023). Das wird deutlich, wenn
man sich ihre Versorgungsleistungen vor Augen fiihrt. Fiir ihre hilfebediirfti-
gen Familienmitglieder {ibernehmen sie Aufgaben der Korperpflege, Mobilitiit
und Erndhrung. Zudem tdtigen sie Einkiufe, erledigen neben ihrem Haushalt
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noch denen der Pflegebediirftigen, kochen, leisten Gesellschaft, organisieren Frei-
zeitgestaltung und stehen mit emotionaler Zuwendung und Gespriachen bereit
(Bohnet-Joschko & Bidenko 2022; Biischer 2020). Dieser Auszug an Aufga-
ben lésst bereits deren zeitlichen Umfang erahnen. Der wirtschaftliche Wert und
die okonomische Bedeutung der familidren Pflege ist erheblich (Geyer & Schulz
2014; Hielscher et al. 2017; Herrmann et al. 2022). Sie ist aus dem aufgebrachten
Zeitvolumen und dem durchschnittlichen Stundensatz fiir formelle Pflegekrifte zu
ermitteln und ergibt eine monetire Bewertung von rund 44 Milliarden Euro pro
Jahr, bei einem mittleren unterstellten Lohnniveau (Schneider 2006; Backes et al.
2008). Umgerechnet in Arbeitsplitze ergibt das ca. 3,2 Millionen Vollzeitstellen
(ebd.). Bei den tariflichen Angleichungen der letzten Jahre im hauptberuflichen
Pflegesektor liegen die Zahlen inzwischen hoher und konnen je nach Tarifab-
schluss, Medianeinkommen und Stundenumfang fiir informelle Pflege errechnet
werden.

Die Charakteristik von pflegenden Angehorigen hat sich iiber den Zeitverlauf
der letzten Jahrzehnte kaum verdndert. Zwar finden sich statistische Hinweise
darauf, dass auch die Zahl der informell pflegenden Ménner zunimmt (Skinner &
Sogstad 2022; Langehennig et al. 2012), die Mehrheit der Versorgenden waren
und sind jedoch weiblich. Ihr Anteil variiert je nach Studie zwischen 60 % bis
80 % (Rothgang et al. 2015; Ehrlich & Kelle 2019; IW-Report 2019; Herrmann
et al. 2022; Klie 2023; Schwinger & Zok 2024). Das Profil pflegender Ange-
horiger lasst sich wie folgt am besten beschreiben: Sie sind im Durchschnitt 57
Jahre alt, in 68 % der Fille weiblich, zwei Drittel sind verheiratet und kom-
men am héaufigsten fiir die Pflege ihrer Eltern auf, gefolgt von der Pflege fiir
(Ehe-)Partner:innen. Die meisten pflegenden Angehorigen befinden sich noch im
berufsfahigen Alter und 70 % der unter 65-Jahrigen gehen neben der Pflege einer
Erwerbsarbeit nach (Klaus et al. 2014; Nowossadeck et al. 2016; Rothgang &
Miiller 2018; Ehrlich & Kelle 2019; Jacobs et al. 2020, 2021; Herrmann et al.
2022; Schwinger & Zok 2024). Unter den pflegenden Angehorigen leisten vor
allem Frauen mit durchschnittlich 21 Stunden pro Woche den grofiten Umfang
an hiuslicher Pflege (Tesch-Romer & Hagen 2018, S. 22; Herrmann et al. 2022,
S. 13; Schwinger & Zok 2024, S. 3). Gegeniiber Ménnern verrichten sie fast
doppelt so hiufig unbezahlte Pflegetitigkeiten in der Familie, was der aktuelle
Gender Care Cap von 44,3 % deutlich belegt (Stat. Bundesamt 2024a). Danach
leisten Frauen jeden Tag 1 Stunde und 19 Minuten mehr unbezahlte Arbeit als
Minner (ebd.).
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3.3 Pflegedauer und Pflegeumfang

Wie umfangreich die Pflege ausfillt hiangt besonders mit den Faktoren des Pfle-
gegrads und der Pflegedauer zusammen (Rothgang & Miiller 2018, S. 123;
Herrmann et al. 2022, S. 23 {f.; Janson et al. 2022; VdK 2024, S. 98). Zudem ist
es entscheidend, ob die pflegende und zu pflegende Person zusammen in einem
Haushalt leben (Rothgang & Miiller 2018, S. 118 f.; Janson et al. 2022). Je nach
Studie variieren die Angaben zur Zeitaufwendung in den einzelnen Tatigkeits-
bereichen der hiuslichen Pflege deutlich. Dabei ist ein Hinweis zur Quellenlage
unerldsslich: Die Datenlage zur genauen zeitlichen Belastung pflegender Ange-
horiger ist unzureichend. Zwar liefert die Pflegestatistik Zahlen zur Anzahl der
Pflegebediirftigen, erlaubt jedoch keine konkreten Riickschliisse auf die pfle-
genden Personen selbst. Der statistische Bericht zur Zeitverwendungserhebung
(ZVE) vom Statistischen Bundesamt macht Angaben zum Zeitaufwand von Per-
sonen ab 10 Jahren, die eine oder mehrere Personen pflegen bzw. betreuen (Stat.
Bundesamt 2024a). Insgesamt gaben 7.243 Personen Auskunft, darunter 64 %
Frauen und 36 % Minner. Die meisten (62 %) pflegten weniger als 10 Stunden
pro Woche, 21 % der Befragten wendeten zwischen 10-20 Stunden auf und 17 %
gaben mehr als 20 Stunden Pflegezeit pro Woche an (ebd.Tab.block 63911-65).
Da in die Befragung auch Minderjédhrige und junge Erwachsene eingeschlossen
sind und keine weitere altersmifBige Differenzierung oder Angaben nach Alters-
gruppen und geleisteten Pflegestunden erfolgte, sind die Ergebnisse mit anderen
Referenzstudien kaum vergleichbar.

Die statistischen Ergebnisse der Pflegereporte stammen von den Daten der
jeweiligen Versicherten der Krankenkassen. Hinzukommen Studien von pfle-
gewissenschaftlichen Instituten, wie dem Deutschen Institut fiir angewandte
Pflegeforschung (DIP) oder dem Zentrum fiir Qualitit in der Pflege (ZQP). Wenn
es um die Situation von zu Pflegenden und ihren Angehorigen geht, sind beson-
ders die Pflegereporte der AOK beachtenswert, die immer im letzten Kapitel
einen aktuellen Uberblick geben, womit sich ein Lingsschnittbild zeichnen lasst.
Die enthaltenen Zahlen stammen aus den Abrechnungsdaten der derzeit elf eigen-
standigen AOKSs in Deutschland, die rund ein Drittel der Bevolkerung versichern
(Schwinger et al. 2023, S. IX). Bei den Pflegereporten der Barmer GEK bil-
det immer das zweite Kapitel die statistischen Rahmendaten zur Pflege ab. Die
Reporte der Barmer weisen einen einschldgig 6konomischen Blick auf die Pflege
auf. Das liegt u. a. an dem Hauptautoren Heinz Rothgang, der ein renommier-
ter Gesundheitsokonom an der Universitidt Bremen ist. Seine Expertise hat einen
Einfluss auf die inhaltliche Ausrichtung der Berichte und stellt Kostenaspekte
und Finanzierungsfragen der ambulanten sowie stationdren Pflege in den Mittel-
punkt. Der Barmer-Report von 2015 behandelte das Schwerpunktthema ,,Pflege
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zu Hause und der von 2018 befasst sich mit der ,,Gesundheit pflegender Ange-
horiger* (Rothgang & Miiller 2018). Alle anderen Berichte bis einschlieBlich
2023 konzentrieren sich auf die stationdre Pflege. Fiir die Situation der héausli-
chen Pflege stellte die groBangelegte VdK-Studie von 2023 einen umfassenden
Uberblick dar. An ihr beteiligten sich 53.678 Personen. Darunter waren 51 % pfle-
gende Angehorige, 12,3 % pflegebediirftige Menschen und 36,7 % Personen ohne
Pflegeerfahrung (Biischer et al. 2023, S. 19). Die Ergebnisse wurden in mehreren
Zwischenberichten verdffentlicht und thematisieren die prekire gesundheitliche
und finanzielle Situation von pflegenden Angehorigen. Inhaltlich schlieit sich
eine Befragung des WIdO-monitor von 2024 an, indem die hiusliche Pflege in
den Fokus gestellt wird und mit ihr die Eigenleistungen, Belastungen und finanzi-
ellen Aufwinde von 1.008 informellen Hauptpflegepersonen (Schwinger & Zok
2024).2 Diese neuere Datenlage erlaubt prizisere Aussagen als bisher, da sie
auch vorherige Fragebogenitems und Proband:innen aus zuriickliegenden Studien
involviert und miteinander kombiniert.

Nach diesem Exkurs soll es nun wieder um den Pflegezeitraum und die Pfle-
gedauer auf Grundlage der genannten Daten gehen. Festzustelle ist, dass die
Mehrzahl der Pflegeverldufe mindestens zwei Jahre dauert. Eine friihere Auswer-
tungen von Nowossadeck et al. (2016) ergaben, dass 40 % der Befragten weniger
als ein Jahr pflegten. 20 % verwendeten bis zu zwei Jahren fiir die Angehorigen-
pflege, 27 % bis zu vier Jahren und weitere 13 % kiimmerten sich iiber fiinf Jahre.
Tritt die Pflegebediirftigkeit nach dem 60. Lebensjahr auf, dauert sie im Mittel
vier Jahre (ebd., S. 13). Aktuellere Daten der Deutschen Rentenversicherung von
2022 weisen eine hohere Pflegedauer aus. In 74,5 % der Fille betrdgt die durch-
schnittliche Lidnge 36 Monaten und nur 62 % belaufen sich auf bis zu 24 Monate.
Bis maximal sechs Monate dauern 26 % der Fille an (Herrmann et al. 2022,
S. 21). Die Zahlen finden sich annidhernd auch in den AOK-Pflegereporten wie-
der, wo 54,4 % der Angehorigen zwischen einem und fiinf Jahren pflegen (Jacobs
et al. 2020, S. 70). Die VdK-Studie (Biischer et al. 2023, S. 98) bestitigt diese
Tendenz: 59 % der befragten Angehorigen pflegen lianger als drei Jahre, knapp
20 % sogar mehr als fiinf Jahre. Eine noch detailliertere Aufschliisselung liefert
der aktuelle BARMER-Pflegereport (Rothgang & Miiller 2024, S. 133 ff.), der die
Pflegedauer verstorbener Pflegebediirftiger untersucht. Demnach wurden 14,6 %
der Betroffenen weniger als ein Jahr gepflegt, 33,5 % zwischen einem und drei
Jahren, 23,1 % zwischen drei und fiinf Jahren und 28,7 % lidnger als fiinf Jahre.
Diese Auswertung basiert auf vollstindigen Pflegeverldufen und verdeutlicht, dass

2 WIdO ist das wissenschaftliche Institut der AOK und bereitet auch die Daten fiir die jihr-
lichen Pflegereporte auf. Website mit Publikationsdatenbank: https://www.wido.de/
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tiber die Halfte der Pflegeverhiltnisse mindestens drei Jahre andauerten. Die nach-
folgende Abbildung 3.2 fasst die Verteilung der Pflegedauer auf Grundlage dieser
Daten zusammen.
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Abb.3.2 Verteilung der Pflegedauer pflegender Angehériger (vereinheitlichte eigene Dar-
stellung nach Herrmann et al. 2022; Biischer et al. 2023; Deutsche Rentenversicherung 2023;
Rothgang & Miiller 2024)

Die Pflegedauer steigt, wenn die Pflegebediirftigen weiblich sind. Das zei-
gen auch die differenzierten Auswertungen der Barmer. Minner ab 60 Jahren
sind aufgrund ihrer hoheren altersspezifischen Sterblichkeit kiirzer pflegebediirf-
tig als Frauen. 40 % der Minner werden bis zu einem Jahr gepflegt, 30 % iiber
zwei Jahre. Bei Frauen benotigen hingegen rund 50 % mehr als zwei Jahre
Pflege. Der Durchschnitt liegt bei 3,6 Jahren fiir Ménner und 4,9 Jahren fiir
Frauen (Rothgang & Miiller 2021, 95 ff.). Der Durchschnittswert der Pflegebe-
diirftigkeit liegt fiir Ménner 460 bei 3,6 Jahren und fiir Frauen bei 4,9 Jahren
(Rothgang & Miiller 2021). Besonders zuverlidssig gelten die Leistungsdaten der
Pflegekassen, da andere Erhebungsmethoden durch Faktoren wie Erinnerungsfeh-
ler oder selektive Stichproben verzerrt sein konnen. So erfassen etwa Befragungen
von Pflegebediirftigen oder Angehorigen nur Momentaufnahmen. Zudem sind
Pflegekonstellationen oft komplex: Mehrere Personen teilen sich die Pflege, die
Zustandigkeiten wechseln, und die Zeitanteile lassen sich nicht exakt zuordnen
(Tesch-Romer & Hagen 2018, S. 38 f.).

Neben der Dauer der Pflege sind auch die aufzuwendenden Zeitanteile
entscheidend. Sie beeinflussen das Belastungsempfinden von pflegenden Ange-
horigen und die Moglichkeit Familie, Beruf und Pflege in Einklang zu bringen.
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Der Pflegereport der DAK von 2022 stellte heraus, dass 74 % der Hauptpflege-
person mindestens drei Stunden oder mehr pro Tag pflegten (Klie 2023, S. 58).
Der ermittelte Wert ergibt sich aus einem Fragebogenitem, welches folgende
Antwortméglichkeit zulieB: ,,Nicht den ganzen Tag, aber tdglich drei Stunden
und mehr (ebd.).> Das Ergebnis dhnelt Daten des SOEP von 2012, wo pfle-
gende Angehorige im Durchschnitt 2,6 Stunden pro Tag fiir ihre pflegebediirftigen
Familienmitglieder aufwendeten (IW-Report 2019, S. 8). Eine Befragungswelle
des SOEP aus dem Jahr 2020 betrachtet die Angehorigen, die nur unter der
Woche pflegen. 45,3 % wenden von Montag bis Freitag mindestens 10 Stun-
den auf. Der durchschnittliche Pflegeumfang aller Befragten belduft sich hier
auf rund 2,5 Stunden je Werktag (Herrmann et al. 2022, S. 16). Wiren die
Wochenenden mit einbezogen, kidme es wahrscheinlich zu einer héheren Stun-
denzahl, was der WIdO-Monitor veranschaulicht. Die Hauptpflegeperson (HP)
verbrachten im Wochendurschnitt 49 Stunden mit der Pflege, was sieben Stun-
den pro Tag entspricht (Schwinger & Zok 2024, S. 5). Die Abweichung der
Ergebnisse ist auf die unterschiedlichen Frageitems und Antwortmdglichkeiten
zuriickzufiihren. Je differenzierter die Fragen ausfielen, desto genauer konnten
die Pflegezeiten je Pflegefall fiir die Hauptpflegeperson ermittelt werden. Grund-
sétzlich ist von einer durchschnittlichen Pflegezeit einer HP von mindestens drei
Stunden pro Tag auszugehen (Rothgang et al. 2015, S. 193 ff.; Jacobs et al. 2020,
S. 69 ft.; Jacobs et al. 2021, S. 39; Klie 2023, S. 58 f.; Schwinger & Zok 2024,
S. 3). Genauere Fragen nach den verschiedenen Titigkeitsbereichen der pflege-
rischen Unterstiitzung ergeben prizisere und hohere Zeitanteile. Die Bereiche
Korperpflege, Erndhrung, Mobilitit, Betreuung und Beschiftigung sind am zeit-
aufwendigsten (Jacobs et al. 2020, S. 81). Die Pflegereporte der AOK geben unter
Beachtung dieser Titigkeitsbereiche eine Pflegezeit pro pflegebediirftige Person
von 8,5 Stunden pro Tag und einen Mittelwert von 43,2 Wochenstunden an (ebd.,
S. 83). Zwei Dirittel dieser Pflege leistet die HP, das verbleibende Dirittel iiber-
nehmen weitere Angehorige oder andere unterstiitzende Personen (ebd., S. 81).
Ahnliche Werte berechnete auch die VdK-Pflegestudie, die bei knapp 28 % der
Befragten (n = 21.600) einen Pflegeaufwand von 20 bis 40 Stunden pro Woche
und bei 23 % mehr als 40 Stunden feststellten (Biischer et al. 2023, S. 159).
Weist die zu pflegende Person eine Demenzerkrankung auf, kommen Angeho-
rige auf 56 Versorgungsstunden pro Woche (Rothgang & Miiller 2018, S. 123 ff,;
Jacobs et al. 2020, S. 82). Die zeitlichen Anteile erhéhen sich nochmals merklich

3 Die Daten aus dem DAK-Pflegereport stammen aus einer reprisentativen Bevolkerungsbe-
fragung, die das Institut fiir Demoskopie in Allensbach durchfiihrt. 2022 betrug die Stichpro-
bengrofe 9.207 Personen.
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auf insgesamt 62 Stunden pro Woche, wenn die HP mit den Pflegebediirftigen
zusammen in einem Haushalt lebt (ebd.).

Der zeitliche Aufwand fiir die Hauptpflegeperson erhoht sich mit steigendem
Versorgungsbedarf, bei einer Demenzerkrankung sowie im Falle gemeinsamer
Haushaltsfiihrung (Schwinger & Zok 2024, S. 6). Bei dem Punkt der Demenz-
erkrankung gehen die Studienergebnisse allerdings auseinander. Im Sample der
AOK-Pflegereporte (n = 1.108, HP iiber 18 Jahren) wendet die HP von Demenz-
kranken wochentlich 12 Stunden mehr fiir die Pflege auf als andere Angehérige.
Dagegen kann das Sample des Deutschen Alterssurvey (DEAS) (n = 866, HP
iiber 46 Jahre) keinen statistisch signifikanten Unterschied zwischen den bei-
den Gruppen ausmachen. Hier pflegten Angehorige im Schnitt 11 Stunden pro
Woche und Angehorige von Demenzkranken 13 Stunden. Der Unterschied ldsst
sich wieder auf verschiedenen Studiendesigns, Befragtengruppen und Fallzahlen
zuriickfiihren. Worin sowohl deutsche als auch internationale Studien iiberein-
stimmen, ist der erhohte Pflegebedarf und die psychische Belastung bei der
Versorgung von Menschen mit Demenz (u. a. Grau et al. 2015; Kelle & Ehrlich
2022; Yu et al. 2023).

Es gibt parallel zu den zeitlichen Belastungsfaktoren vier wesentliche Ent-
lastungsfaktoren, die den Pflegeumfang fiir die Hauptpflegeperson sinken lassen:
(1) Das Geschlecht: Manner iibernehmen im geringeren Umfang private Pfle-
geaufgaben als Frauen. (2) Berufstditigkeit: Gehen pflegende Angehorige einer
Berufstitigkeit nach, konnen sie nicht im gleichen zeitlichen Umfang zur Ver-
fiigung stehen wie nicht-berufstitige Angehorige. (3) Andere Personen: Die
Ubernahme von Pflegeaufgaben durch Dritte ermoglicht den HP zeitliche Frei-
rdume und (4) Einkommens- und Nettovermdégen: Durch ein hohes Einkommen
konnen unterstiitzende Dienstleistungen eingekauft werden. Besonders bei Pfle-
genden mit ausreichend Finanzvolumen sinkt die eigene Pflegetitigkeit im Mittel
um 34 Stunden pro Woche (Rothgang et al. 2015, S. 193 f.; Jacobs et al. 2020,
S. 82). Die Unterstiitzung durch andere Personen wie Familienmitglieder oder
Bekannte, entspricht einem Umfang von durchschnittlich 18 Stunden pro Woche
(Jacobs et al. 2020, S. 80). Eine Entlastung durch ambulante Dienste muss dif-
ferenziert betrachtet werden. Befragungen von pflegenden Angehorigen zeigen,
dass sie die Leistungen von ambulanten und teilstationdren Diensten wie z. B.
Kurzeitpflege, Tagespflege oder Verhinderungspflege, als fachlich unzureichend
einstuften (Biischer et al. 2023, S. 112). Diese Wahrnehmung unterstiitzt das
Zentrum fiir Qualitédt in der Pflege (ZQP) in einer Querschnittsstudie. Dort wird
nachgewiesen, dass der Fachkriftemangel in der ambulanten Pflege zu schlechte-
ren Versorgungsleistungen fiihrt und die Patient:innensicherheit gefahrdet (ZQP
2019).



3.4 Belastungs- und Motivationsaspekte von pflegenden Angehorigen 31

34 Belastungs- und Motivationsaspekte von
pflegenden Angehérigen

Bei den aufgezeigten zeitlichen, finanziellen und gesundheitlichen Herausforde-
rungen, die eine Pflegelibernahme mit sich bringt, ist es berechtigt nach den
Griinden und der dahinterliegenden Motivation zu fragen. Wihrend sich viele
freiwillig fiir eigene Kinder und deren Versorgung entscheiden, ist das bei der
(insb. gerontologischen) Pflege nicht von vornherein gegeben. Die Pflege dlterer
Menschen unterscheidet sich mafgeblich von der Versorgung kleiner Kinder. Die
Betreuung ist wesentlich unflexibler. Wihrend andere Familienmitglieder oder
Freunde oft gern die Sorge und Betreuung fiir Kinder iibernehmen, ist die Pflege
dlterer Menschen haufig eine solitire Aufgabe mit einer Haupflegeperson. Zudem
sind Kinder mobiler und konnen in tégliche Verrichtungen einbezogen bzw. mit-
genommen werden. Auch die Schwere der korperlichen Belastung ist eine andere.
Die umkehrte Selbstidndigkeit und das sich wandelnde Autorititsverhiltnis sind
weitere Einflussfaktoren auf das Belastungsempfinden (Rothgang et al. 2015,
S. 194 f.; Schwinger et al. 2023, S. 179 ff.). Wihrend Kinder im Laufe der Zeit
eine grofere Selbstindigkeit erlangen, schrénkt sie sich bei Pflegebediirftigen eher
ein. Auch die Beziehungskonstellation zwischen Kindern und ihren Eltern ist klar
vorgegeben. Wandelt sie sich im Laufe des Pflegeprozesses, konnen Rollenkon-
flikte auftreten (Rothgang et al. 2015, S. 194.f; Biischer et al. 2023, S. 138).
Vor diesem Hintergrund wird die informelle Pflegeleistung fiir &dltere Familien-
mitglieder als intensiv, komplex, zeitaufwendig, schwer kalkulierbar, emotional
belastend und kostspielig beschrieben.

Wie sich die Pflegesituation auf die informell Hilfeleistenden auswirkt ist zwar
subjektiv, dennoch gibt es valide Faktoren, die eine allgemeine Einschétzung
erlauben. Hierzu gehoren: (1) Recipient factors: der Pflegegrad und die Kognition
von Pflegebediirftigen, (2) Caregiver factors: die Motivation, das Stressempfinden
sowie der Gesundheitsstatus der pflegenden Person und (3) Caregiving factors:
die zur Verfiigung stehende Zeit, die anfallenden Kosten und das Beziehungsge-
fiige zwischen hilfeleistender und -empfangender Person (Vellone et al. 2011;
Bom et al. 2019; Schulz et al. 2020; Bohnet-Joschko & Bidenko 2022). In
diesem Kontext weist die Literatur gesondert aus, dass die psychischen Aus-
wirkung auf Pflegeleistende mit demenziell erkrankten Angehorigen besonders
hoch ist (u. a. Rothgang & Miiller 2018; Kelle & Ehrlich 2022; Yu et al. 2023).
Ebenfalls hohe Auswirkungen auf die hiusliche Pflegesituation von pflegenden
Angehorigen hatte die Covid-19-Pandemie von Mirz 2020 bis Friithjahr 2022.
Sie fiihrte zu einer hoheren Belastung und Isolation, da professionelle Pflege-
dienste eingeschrinkt waren und soziale Kontakte reduziert wurden. Pflegende
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Angehorige mussten oft zusitzliche Pflegeaufgaben iibernehmen und litten unter
erhohtem Stress und emotionaler Erschopfung (Teubner et al. 2020; Budnick et al.
2021). Da die Covid-Pandemie keinen Schwerpunkt der Arbeit darstellt, wird sie
nicht niher beriicksichtig. Ausfiihrlichere Informationen finden sich u. a. in den
genannten Quellen von Teubner et al. (2020) und Budnick et al. (2021).

Unabhiéngig von pandemiebedingten Einfliissen lassen sich die oben beschrie-
benen Belastungsfaktoren anhand empirischer Erhebungen weiter differenzieren.
Die dabei gewonnenen Daten ergeben ein umfassendes Bild zu den negativen
Effekten, die eine Pflegesituation begleiten kénnen (Rothgang & Miiller 2018,
S. 100 ff.; Biischer et al. 2023, S. 136 ff.; Loboiko et al. 2023; Schwinger et al.
2023, S. 179 ff.). Eine Ubersicht des Belastungserlebens zeigt Tabelle 3.1.

Tab.3.1 Psychische und physische Belastungsfaktoren von pflegenden Angehdorigen.
(Eigene Darstellung anhand der ausgewerteten Literatur)

Psychische Belastungserleben Physisches Belastungserleben
Veréinderungen der eigenen Gesundheitsbeeintrichtigungen
Lebensplanung Heben, Stiitzen, Lagern, Tragen, Waschen

Zeitaufwand fiir die Pflege iiber mehrere | etc.
Jahre, 24-Stunden-Pflegesettings

Soziale Isolation Stress

wenig Kontakt zu anderen Personen, Herz-Kreislauf-Erkrankungen,

verminderte Teilhabe Hautausschlige,
Magen-Darm-Erkrankungen, Burnout

Ohnmachts- und Schuldgefiihl Schlafdefizit

Miterleben fortschreitender Krankheit, unterbrochene Nachtruhe, Pflege ohne Pause

pflegerische Uberforderung, Sterbeprozess

Fehlende Anerkennung Erschopfungszustand

fehlendes Verstindnis und Unterstiitzung | chronische Uberforderung, keine Erholung,

vom personlichen Umfeld und vom unzureichende Entlastung durch Umfeld

Arbeitgeber oder Strukturen

Innerfamiliire Konflikte Doppelte Haushaltsfithrung

Streit tiber unterschiedliche Belastungen Einkaufen, Waschen, Putzen
und Zustindigkeiten

ZuKkunftsingste Finanzielle Belastungen

physische, physische, finanzielle Grenzen | Vereinbarkeitskonflikt und
Einkommenseinbuflen, Zuzahlung fiir die
Pflege

Subsumiert man diese Negativeffekte, die eine Pflegesituation begleiten kon-
nen, wird ein Resultat augenscheinlich: ,,Managing multiple responsibilities has
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physiological and psychological costs, such as depression, anxiety, or burnout*
(Horrell et al. 2014, S. 2). Aus einer Pflegesituation resultiert fiir fast alle Angeho-
rigen ein psychisches und physisches Belastungserleben. Eine hohere Anfilligkeit
fiir depressive Verstimmungen, Angstzustinde sowie Schlafstérungen und Nervo-
sitdt sind konsistent nachgewiesene Befunde (Rothgang & Miiller 2018, S. 100.1f;
Biischer et al. 2023, S. 140 ff.). Typische korperliche Begleiterscheinungen
duBern sich in degenerativen Verdnderungen des Bewegungsapparates durch
anstrengende Aktivitidten wie Heben, Tragen und Umbetten. Kopf-, Riicken-, und
Gelenkschmerzen sowie Herz- und Magenbeschwerden kommen zum allgemei-
nen Erschopfungszustand hinzu (Grau et al. 2015; Rothgang & Miiller 2018;
Janson et al. 2022; Knieps & Pfaff 2022; Biischer et al. 2023). Die Einnahme
von Beruhigungs-, Schmerz- und Schlafmitteln oder Antidepressiva sind nach-
gewiesene Tatsachen und dienen im negativen Sinne als Bewiltigungsstrategie
(Rospenda et al. 2010, S. 314 ff.; Schmitz & Stroka 2013, S. 305.ff; Rothgang
et al. 2015, S. 195).

Die Angehorigenpflege ist ein Prozess mit multiplen psychischen, korperlichen
und sozialen Folgen. Sie hat einen chronischen Charakter und ist ein grundle-
gendes Stressereignis, was lange anhalten kann. All die identifizierten primdren
Stressoren wihrend der Pflegesituation beinhalten Risiken fiir die Angehorigen.
Pflegende Angehdrige werden oft zu ,,unsichtbaren Patient:innen®, weil ihr eige-
ner Gesundheitszustand héufig stirker beeintrichtigt ist als jener der von ihnen
betreuten Personen (Biischer et al. 2023, S. 28; Rothgang et al. 2015, S. 195; Bom
et al. 2019, S. 629; Bohnet-Joschko & Bidenko 2022). Die Auswirkungen auf
das ,restliche* Leben der Pflegenden zihlen zu den sekunddren Stressoren und
betreffen die Wechselwirkungen mit Beruf, Freizeit, Familienleben und sozia-
len Kontakte mit ein. So geht etwa der Verlust von Freizeit hiufig mit einer
Einschrinkung sozialer Beziehungen einher. Eine starke Einbindung in die inner-
familidre Pflege kann bei Angehorigen das Gefiihl hervorrufen, das eigene Leben
weitgehend der Pflegesituation unterzuordnen. Auch die Partnerschaft kann durch
eine linger andauernde Pflegetitigkeit belastet werden, was vorrangig auf pfle-
gende Tochter und Sohne zutrifft. Berufstitige pflegende Angehorige geraten
zudem hidufig in einen Rollenkonflikt zwischen Sorge- und Erwerbsarbeit.

Die finanzielle Belastung verstirkt die ohnehin hiufig eingeschriankte Lebens-
zufriedenheit pflegender Angehoriger. Einkommensverluste ergeben sich insbe-
sondere dann, wenn Pflegeverantwortung und Erwerbstitigkeit nicht vereinbar
sind oder zusitzliche Ausgaben fiir Pflegehilfsmittel, Fahrten oder Betreuung
anfallen. Vor dem Hintergrund steigender Lebenshaltungs- und Energiekosten
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sowie zunehmender Tariflohne im Pflegesektor riickt der dkonomische Aspekt
hiuslicher Pflege in aktuellen Studien verstirkt in den Fokus (Klie 2023, S. 49;
Biischer et al. 2023, S. 87). Durchschnittlich belaufen sich die privaten Zuzahlun-
gen auf 325 Euro pro Monat im ambulanten Bereich und auf 874 Euro monatlich
bei stationdrer Pflege (Schwinger & Zok 2024).

Pflege beansprucht umfassende zeitliche, korperliche, psychische und finan-
zielle Ressourcen. Das von vielen Angehorigen empfundene Pflichtgefiihl,
permanent verfiigbar sein zu miissen, wird als zentrale Belastung erlebt. Beson-
ders belastend wirken der Verlust von Freizeit, eingeschrinkte Mdglichkeiten
zur Regeneration sowie die emotionale Abhéngigkeit innerhalb der Pflegesi-
tuation. Die gesundheitlichen Folgen fiir pflegende Angehorige sind vielfiltig
dokumentiert. Die dauerhaft hohe Beanspruchung verdeutlicht die strukturellen
Belastungsgrenzen dieses Versorgungssystems. Werden diese Grenzen iiberschrit-
ten, kann das zu kritischen Beziehungssituationen fiihren, in denen auch das
Risiko von Gewalt innerhalb der Pflegebeziehung steigt. Das wiederum hat
potenziell schwerwiegenden Folgen fiir pflegebediirftige Personen und betreuende
Angehorige. Diese konnen sich in verschiedenen Formen physischer Gewalt (etwa
das Zufiigen von Schmerzen, Fixieren, Schlagen oder Missbrauch) sowie psy-
chischer Gewalt (wie Kontrolle, Bedringen, Bedrohen, Beschimpfen, Demiitigen
oder Einschiichtern) manifestieren (Schwinger et al. 2023; Klie 2023; Biischer
et al. 2023).

Trotz dieser negativen und belastenden Merkmale der Angehorigenpflege ent-
scheiden sich die meisten Menschen dazu diese zu iibernehmen. IThre Motive set-
zen sich aus freiwilligen und unfreiwilligen Bewegriinden zusammen (Abb. 3.3).
Ein Pflegesetting wird dann als unfreiwillig beschrieben, wenn die Pflege durch
ein plotzliches Ereignis (Schlaganfall, Unfall) auftritt und die Kompromisslosig-
keit der Situation eine direkte Pflegeiibernahme erfordert. Oder der Pflegebedarf
stellt sich sukzessive ein und die Angehorigen werden im Verlauf schleichend zu
informellen Pfleger:innen (Rothgang & Miiller 2018; Pristavec 2019; Fuchs et al.
2023).
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Abb. 3.3 Motivationsfaktoren fiir Pflegeiibernahme. (Eigene Darstellung nach Rothgang &
Miiller 2018, S. 122)

Die meisten Angehorigen empfinden eine starke Verantwortung gegeniiber
ihren hilfebediirftigen Familienmitgliedern. Sie iibernehmen die Pflege aus einem
inneren oder moralischen Pflichtgefiihl oder aufgrund mangelnder Alternativen,
etwa weil die Angehorigen nicht von einer anderen Person gepflegt werden
mochten (ebd.). Ein Pflegemotive aus mangelnden Alternativen heraus entsteht,
wenn beispielsweise finanzielle Restriktionen die Pflegschaft bestimmen und ein
Augenmerk auf Grundbesitz, Vermdgen, Erbe etc. liegt oder ein ungewollter
Eigenanteil fiir formelle Leistungen zu erbringen ist. Neben diesen eher nega-
tiven Auswirkungen und Auffassungen zu bestehenden Pflegemotiven hat sich
ein Forschungszweig herausgebildet, der sich mit den positiven Aspekten der
Pflegetibernahme beschiftigt. Im Vordergrund stehen hédufig Motive wie Liebe,
eine enge emotionale Verbundenheit und der Wunsch, den eigenen Eltern oder
der Partnerin beziehungsweise dem Partner etwas zuriickzugeben. Auch das
Gefiihl, gebraucht zu werden, die Wertschitzung fiir die eigene Pflegeleistung,
das Erlernen neuer Fahigkeiten sowie die personliche Weiterentwicklung hin zu
mehr Belastbarkeit werden von informell Pflegenden als positive Aspekte erlebt
(Pendergrass et al. 2023).
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Fasst man die positiven und negativen Aspekte der Ubernahme von Ange-
horigenpflege zusammen, so ldsst sich diese im weiteren Sinne als eine Form
der ,,Riickerstattung* innerhalb von Generationen oder Partnerschaften verstehen.
Damit verkniipft ist zum einen das Gefiihl von Selbstverstindlichkeit und emo-
tionaler Verbundenheit, zum anderen aber auch die Erwartung eines ,,Return on
Investment” im Sinne familidrer Solidaritit. Im Lebensverlauf erfahren Kinder
vielfache Unterstiitzung und Zuwendung durch ihre Eltern, ebenso wie (Ehe-)
Partnerinnen und -Partner einander beistehen. Die spitere Ubernahme von Pflege
wird daher von vielen als Ausdruck gelebter Reziprozitit wahrgenommen.

3.5 Herausforderungen der Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf im Erwerbsverlauf

Der unterschiedliche Verlauf von weiblichen und minnlichen Erwerbsbiogra-
fien, ist iiberwiegend mit familienbedingten Auszeiten in ihren Berufsjahren zu
begriinden. Erwerbsunterbrechungen im hoheren Alter, meist aufgrund hiuslicher
Pflegetitigkeiten, werden weitaus weniger stringent thematisiert und untersucht
als Unterbrechungen wegen Kindern. Die Diskussion stagniert mehrheitlich im
Bereich der partnerschaftlichen Aufgabenteilung von Arbeitszeiten zwischen den
Elternteilen. Die Pflege von idlteren Familienmitgliedern fillt nachweislich in das
letzte Jahrzehnt der Erwerbstétigkeit und nimmt einen signifikant hohen zeitlichen
Stellenwert ein. Beachtet man zusitzlich, dass die durchschnittliche Pflegebediirf-
tigkeit mindestens drei Jahre andauert, kann davon ausgegangen werden, dass
der Einfluss auf die ,letzte Etappe® in der Erwerbsphase grof} ist. In dieser sub-
sumieren sich zudem die Erfahrungsstufen durch die Lénge der Berufstitigkeit,
wodurch sich ein relativ hohes Lohnniveau abzeichnet. Im Schnitt erreichen Min-
ner und Frauen im Alter von 55 Jahren das hochste Durchschnittseinkommen in
ihrer Gehaltsbiografie (PMSG 2019). Das ist auch in etwa das Alter, in welchem
die Pflegebediirftigkeit dlterer Familienmitglieder wahrscheinlich wird. Eine fami-
lienbedingte Erwerbsunterbrechung, ist also mindestens zweimal im Lebenslauf
fiir jene relevant, die Kinder und/oder pflegebediirftige Angehorige zu versorgen
habe. Wihrend zu Beginn der Karriere hauptsichlich Kinder zu beruflichen Aus-
zeiten fiihren, sind es mit fortschreitender Erwerbsbiografie die eigenen Eltern
oder Schwiegereltern (Klaus et al. 2014; Rothgang & Miiller 2018; Biischer et al.
2023; Scheuermann et al. 2024b). Die Pflege des Partners oder der Partnerin wird
hiufig erst nach der Beendigung der Erwerbsarbeit ein Thema und beinhaltet dann
keinen beruflichen Vereinbarkeitskonflikt mehr.
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Die Anzahl der pflegenden Angehorigen belduft sich nach SOEP auf 4,9 Mil-
lionen Menschen. Die Zahlen in den Pflegereporten der AOK, Barmer und DAK
sind mit 4,5 bis 4,7 Millionen &@hnlich hoch (Rothgang & Miiller 2018; Jacobs
et al. 2021; Klie 2023). Prinzipiell miissen alle Ménner und Frauen prognostisch
mit einem (gerontologischen) Pflegefall in ihrer Familie rechnen, wenn sie selbst
noch im erwerbsfihigen Alter sind. Ausgehend von 4,9 Millionen pflegenden
Angehorigen ab 18 Jahren iibernehmen von ihnen 3,0 Millionen Frauen (61 %)
und 1,9 Millionen Minner (39 %) mindestens eine Stunde pro Werktag fami-
lidre Pflegeaufgaben (Fischer & Miiller 2020; Herrmann et al. 2022; Elling &
Hetzel 2024). Die Zahl derer, die ein Familienmitglied versorgen und neben-
bei berufstitig sind, ist hoch. Zwei Drittel aller pflegenden Angehorigen unter
65 Jahren gehen einer Erwerbsarbeit nach. Von den pflegenden Frauen waren
76 % erwerbstitig und von den Ménnern 82 % (ebd.). Das deckt sich mit der
Querschnittserhebung des VdK, wo 82,3 % der pflegenden Angehorigen noch
erwerbstitig waren und nur 14,7 % nicht mehr (Biischer et al. 2023, S. 48). In der
Versichertenumfrage der AOK waren knapp 62 % erwerbstitig (Schwinger & Zok
2024). Mit einer Generalaussage zur Berufstitigkeit pflegender Angehdoriger muss
dennoch zuriickhaltend umgegangen werden. Denn mit steigendem Alter nimmt
der Anteil pflegebediirftiger Menschen zu, was wiederum dazu fiihrt, dass dltere
Angehorige hdufiger in die Rolle der Pflegeleistenden hineinwachsen (Geyer &
Schulz 2014; IW-Report 2019; Herrmann et al. 2022). Das hidngt mit der hoheren
Pflegequote im Alter zusammen: Altere Menschen benétigen hiufiger umfassende
Unterstiitzung durch ihre ebenfalls alternden Familienmitglieder. Dadurch sind
informell Pflegende hauptsichlich in den hoheren Altersgruppen zu finden, die
kurz vor dem Eintritt in den Ruhestand stehen oder sich bereits im Ruhestand
befinden (Rothgang & Miiller 2018, S. 115; Herrmann et al. 2022, S. 13; Klie
2023, S. 88). Der Barmer-Pflegereport belegt, dass nur 8,4 % mehr als 30 Stunden
wochentlich neben der Pflege arbeiten und rund 26 % maximal bis zu 29 Stunden.
65 % der Hauptpflegepersonen waren nicht mehr berufstitig (Rothgang & Miiller
2018, S. 115 ff.). Die Versichertenumfrage der AOK weist dagegen wesentlich
hohere Zahlen aus. Von den befragten Hauptpflegepersonen im erwerbsfihigen
Alter waren 33 % in Vollzeit, 28 % in Teilzeit und 38 % nicht mehr beschif-
tigt (Schwinger & Zok 2024, S. 3).* Die unterschiedlichen Werte der nicht mehr

4 Bei der Analyse der statistischen Zahlen ist immer auch ein Detailblick auf das jeweilige
Studiendesign und Sample erforderlich. Die Datengrundlage der Barmer basiert auf der Ver-
sichertenbefragung von Hauptpflegepersonen (n = 1.862). Die AOK befragte Versicherte in
ambulanten Pflegesituationen (n = 1.008). Die Datengrundlage ist somit vergleichbar. Die
unterschiedlichen Ergebnisse basieren auf der Zufallsstichprobe und dem damit nicht vor-
handenen Einfluss, wer genau an der Befragung teilnimmt. Die Daten der Barmer sind im
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erwerbstitigen Befragten lassen sich auf die Konstruktion der Zufallsstichprobe
zurlickfiihren. Zudem muss beachtet werden, ob die fehlende Erwerbsbeteiligung
mit der Unvereinbarkeit von Pflege und Beruf zusammenhéngt. Moralokonomi-
sche Aspekte deuten auf eine geringe Bereitschaft zur Reduzierung der eigenen
Berufstitigkeit fiir die Pflege hin, da die Einkommensverluste nur schwer zu
kompensieren sind. Die Ubernahme von materiell nicht vergiiteter Pflegearbeit
kann durch den Transaktionskostenansatz erkldrt werden. Die Person im Haus-
halt, welche das geringste Einkommen erzielt, einen unsicheren Arbeitsplatz hat
oder nur im geringen Umfang berufstitig ist, {ibernimmt iiblicherweise die Pflege
fiir Angehorige (Klie 2023, S. 166). Die angefiihrten Punkte treffen besonders
hiufig auf Frauen zu, da sie (1) hidufig einen kleineren Teil zum Haushalts-
einkommen beitragen oder dem ,.female caregiver model* folgen, (2) aufgrund
ihrer bereits geleisteten Sorgearbeit fiir Kinder in der Vergangenheit eine frag-
mentierte Erwerbsbiografie aufweisen und ihnen (3) geringere Karrierechancen
unterstellt werden und daher die Sorgearbeit vor der beruflichen Verwirklichung
steht (Madorin 2010; Baumann 2013; Fischer & Miiller 2020). Dieses Entschei-
dungsmuster nach dem Transaktionskostenansatz findet seine Ausgangsbasis in
dem Typus des konservativen Wohlfahrtstaates begriindet. Wenn der Zuverdienst
einer Frau zum Familieneinkommen wegfillt, wird die finanzielle Stabilitéit der
Familie zwar gefidhrdet, aber sie wiegt nicht so schwer wie der Verlust des
Erwerbseinkommens des Mannes.

Die Zahlen des Barmer-Pflegereportes (2018, S. 115) stehen somit zwar im
Kontrast zu anderen Studienergebnissen, nicht aber zur Pflegerealitit in Fami-
lien, die mafigeblich von deren finanzieller Ausstattung abhingt. Einigkeit besteht
hingegen hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen Erwerbs- und Pflegestun-
den: Wer mehr arbeitet, iibernimmt seltener Pflegeaufgaben und leistet deutlich
weniger Stunden pro Woche als teilzeitbeschiftigte oder nicht erwerbstitige Per-
sonen (ca. 15 vs. 26 Stunden/Woche). Diese Verteilung zeigt sich iiber mehrere
Jahre hinweg als stabil (Klaus et al. 2014; Tesch-Romer & Hagen 2018; Kuhl-
mey & Budnick 2023; Schwinger & Zok 2024). Die Erwerbsumfinge variieren
jedoch erheblich nach Geschlecht: Mehr als doppelt so viele pflegende Ménner
wie Frauen gehen einer Vollzeittitigkeit nach (Ehrlich & Kelle 2019, S. 189;
Fischer & Miiller 2020, S. 855; Biischer et al. 2023, S. 48). Je nach Faktoren wie
Geschlecht, Versorgungsbedarf, Demenz oder Wohnsituation kann der erforderli-
che Pflegeaufwand fiir ein hilfebediirftiges Familienmitglied das Zeitbudget einer
Teilzeit- oder Vollzeittatigkeit iiberschreiten. Geht man beispielsweise von einem

Vergleich ein seltenes Studienphénomen. In der Regel wird von einer hoheren Erwerbsbetei-
ligung von pflegenden Angehdrigen ausgegangen.
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taglichen Mindestaufwand von drei Stunden informeller Pflege aus, sind das
werktags 15 Stunden wochentlicher Pflegezeit, die zusitzlich zur Erwerbsarbeit
geleistet werden miissen (Herrmann et al. 2022).

Zieht man die unterschiedlichen Studien zur Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf zusammen, zeigt sich eine eindeutige Tendenz, wie mit der Pflege von
Familienmitgliedern umgegangen wird, wihrend die eigene Erwerbstitigkeit
noch besteht. Hierbei verfestigen sich stereotype Verhaltensweisen von Frauen,
in Bezug auf die familienbedingte Sorgearbeit. Gendernormative Rollenbil-
der, familidre Reziprozititserwartungen, fehlende 6konomische Ressourcen und
unzureichende Unterstiitzungsangebote fiir die hiusliche Pflege sind dafiir mit-
verantwortlich (Geyer & Schulz 2014; Tesch-Romer & Hagen 2018; Klie 2023).
In der Folge ist es insbesondere fiir Frauen schwer, ihre professionell-berufliche
und familidr-pflegerische Rolle in Einklang zu bringen. Das Resultat zeigt
sich in gesundheitlichen Symptomatiken, vermehrten Krankheitstagen, Stress,
allgemeiner Uberlastung und finanziellen EinbuBfen. Zudem geht eine hohe
Pflegeverantwortung mit einer erhohten Bereitschaft einher, die Erwerbsarbeit
aufzugeben, um die Vereinbarkeitsstressoren zu reduzieren (Ehrlich et al. 2020;
Montano & Peter 2022; Reichert 2022; Kuhlmey & Budnick 2023; Scheuer-
mann et al. 2024a). Damit besteht generell ein positiver Zusammenhang zwischen
der informellen Pflegeverantwortung und der Bereitschaft, die Berufstitigkeit zu
beenden. Die daraus resultierenden Einkommensverluste sind als Opportunitéts-
kosten zu werten, die durch die verinderte berufliche Situation entstehen. Neben
den finanziellen Nachteilen kommen noch Opportunititskosten durch den Ver-
zicht auf Freizeit, Hobbys, Familie und Freunde dazu (Rothgang et al. 2015,
S. 125; Klie 2023, S. 10).

Die Fortfithrung der beruflichen Titigkeit erfiillt fiir pflegende Angehorige
nicht nur einen monetiren Zweck, sondern bietet zugleich eine sinnstiftende
Funktion. Eine positive Einstellung zum Beruf kann auch die Wahrnehmung der
Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Pflege positiv beeinflussen. Erwerbsarbeit
wird dann weniger als Belastung, sondern eher als bereichernde Herausforderung
erlebt. Dariiber hinaus stellt sie fiir viele einen wichtigen Ort der Anerkennung,
des Austauschs und des positiven Feedbacks dar (Eggert et al. 2021, S. 62;
Tesch-Romer & Hagen 2018, S. 22). Solche Erfahrungen bleiben im Pflegealltag
vielfach aus. Gerade die offentliche Wertschédtzung im Beruf macht diesen fiir
viele informell Pflegende zu einer unersetzlichen Ressource.

Die Opportunitits- und Folgekosten wegen fehlender Vereinbarkeitsmoglich-
keiten werden nicht nur fiir pflegende Angehorige als hoch eingeschitzt, sondern
auch fiir deren Arbeitgeber:innen. Eine fundierte Schitzung zu den betriebli-
chen Kosten liegt fiir Deutschland bislang nur in Form einer Expertise aus
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dem Jahr 2011 vor. Schneider et al. (2011) beziffern darin die gesamtwirt-
schaftlichen Folgekosten fiir Unternehmen auf jdhrlich 18,94 Milliarden Euro.
Umgerechnet ergeben sich daraus betriebliche Kosten in Hohe von 14.154,20
Euro pro pflegender beschiftigter Person und Jahr (ebd.). Das sind Kostenbelas-
tungen, die entstehen, wenn Arbeitnehmende trotz Krankheit oder Erschopfung
an den Arbeitsplatz kommen und dadurch nicht voll leistungsfihig sind. Ein
Produktivitétsverlust fiir das Unternehmen ist die Folge. Zudem steigt die Wahr-
scheinlichkeit fiir Fehler und das Risiko fiir Arbeitsunfille steigt. Hilt der
Belastungszustand fiir Arbeitnehmende an, kann daraus eine chronische Erkran-
kung, Burnout oder die Reduzierung von Arbeitsstunden bzw. Aufgabe der
Berufstitigkeit folgen. Die Kosten, welche Prisentismus verursacht, sind in
Deutschland beziffert und beziehen alle Beschiftigten ein. Durch reine Fehl-
zeiten (Absentismus) entstehen den Unternehmen ein Verlust von 1.199 Euro
pro Mitarbeiter:in und Jahr. Prasentismus hingegen verursacht 2.399 Euro Kos-
ten pro Jahr und Kopf (Booz & Company 2011; Oster & Miicklich 2019). Fast
man Absent- und Prisentismus zusammen, entsteht den deutschen Unternehmen
ein jahrlicher wirtschaftlicher Verlust in Hohe von rund 225 Milliarden Euro
(ebd.). Betrachtet man diese Kosten in Verbindung mit dem Belastungserleben
von pflegenden Angehorigen und zieht die Ergebnisse des AOK-Fehlzeitenreport
(2023) mit heran, konnen psychische Krankheiten als ein wesentliches Krite-
rium des Fehlzeitengeschehens ausgemacht werden. Psychische Erkrankungen
sind der dritthdufigste Grund fiir Fehlzeiten am Arbeitsplatz und {iber die letzten
10 Jahre um fast 50 % angestiegen (ebd., S. 437). Die Krankmeldungen wegen
einer anstrengenden Pflegesituation belegt der DAK-Pflegereport (2023, S. 52).
59 % der berufstitigen pflegenden Angehdrigen haben sich mindestens einmal
krankgemeldet, um die Pflege bewiltigen zu konnen. Auch die VdK-Pflegestudie
(Biischer et al. 2023, S. 108) zeigt, dass Krankschreibungen als Strategie zur
Bewiltigung familidrer Pflegeaufgaben eingesetzt werden.

Zahlreiche Studien belegen die Doppelbelastung, die durch die gleichzei-
tige Ubernahme familiirer Pflege und Erwerbstitigkeit entsteht. Sie zeigen, dass
berufliche Tdtigkeiten zugunsten der Pflege hiufig reduziert oder ganz aufgegeben
werden. Insbesondere Querschnittserhebungen weisen darauf hin, dass pflegende
Angehorige im Vergleich zu nicht pflegenden eine signifikant hohere Bereitschaft
zur Reduktion ihrer Arbeitszeit aufzeigen. Dies verweist auf die psychosozialen
Belastungen, die mit der Vereinbarung beruflicher und pflegerischer Anforderun-
gen einhergehen (Andersson et al. 2019; Knieps & Pfaff 2022; Montano & Peter
2022). Umgekehrt gilt: Je hoher das Erwerbsvolumen, desto geringer fillt in der
Regel der Umfang der iibernommenen Pflege aus (Fischer & Miiller 2020). Ein
wesentlicher Einflussfaktor in diesem Zusammenhang ist das Alter der pflegenden
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Angehorigen. Mit zunehmendem Alter sinkt die Erwerbsbeteiligung deutlich. Ab
einem Alter von 60 Jahren sind nur noch rund 19 % der pflegenden Angehdorigen
erwerbstitig (Klaus et al. 2014; Fischer & Miiller 2020). Das lédsst den Schluss zu,
dass dltere Angehorige ihre Berufstitigkeit hdufig reduzieren oder aufgeben, um
Pflegeverantwortung iibernehmen zu konnen (Klaus et al. 2014). Frauen haben im
Lebensverlauf ein signifikant hoheres Risiko, Pflege und Beruf nicht vereinbaren
zu konnen, was hiufig zu Erwerbsunterbrechungen und finanziellen Nachteilen
fiihrt. Wegen pflegebediirftiger Kinder reduziert jede zweite Mutter ihre beruf-
liche Titigkeit, wihrend das nur auf jeden fiinften Vater zutrifft (Kelle 2020;
Kuhlmey & Budnick 2023). In einer anderen Stichprobe, die sich ausschlieBlich
auf gerontologisch pflegende Angehorige konzentriert, gibt jede neunte Person an,
ihre Berufstitigkeit aufgebeben zu haben (entspricht 11 %) (Scheuermann et al.
2024a). Die Analysen zeigen, dass die Beendigung der Erwerbstitigkeit signifi-
kant mit dem Geschlecht der pflegenden Angehorigen korreliert, wobei Frauen
tiberproportional betroffen sind. Auch geht die Notwendigkeit der Berufsaufgabe
mit dem Zusammenleben der pflegebediirftigen Person sowie einen hoheren Pfle-
gegrad einher (Biischer et al. 2023; Scheuermann et al. 2024a). Zeitlich kritisch
wird es, wenn die Pflege mehr als 15-20 Stunden pro Woche in Anspruch nimmt.
Bei Angehorigen, die in diesem Zeitrahmen pflegen, steigt die Wahrscheinlich-
keit einer pflegebedingten Beendigung der Erwerbstitigkeit (Scheuermann et al.
2024a; Walsh & Murphy 2018).

Die Beendigung der Erwerbstitigkeit ist in der Regel nicht die erste MaB-
nahme, sondern folgt meist einer schrittweisen Reduzierung des Stundenumfangs.
Bleibt die Pflegebelastung weiterhin hoch, steigt die Wahrscheinlichkeit, die
Berufstitigkeit voriibergehend zu unterbrechen oder ganz aufzugeben. In einem
internationalen systematischen Literaturreview von Janson et al.) (2022), reduzier-
ten im Durchschnitt 30 % der pflegenden Angehorigen ihre berufliche Tatigkeit,
gegeniiber 10 %, die diese vollstindig niederlegten. Das gleicht sich an andere
Studien an. Ergebnisse des DZA weisen eine Reduzierung der Arbeit bei 47 % der
Befragten nach (Tesch-Romer & Hagen 2018). In der Pflegestudie der VdK gaben
49 % der Befragten an, ihre Arbeitszeit zugunsten der Pflege gekiirzt zu haben.
In der Wido-Studie der AOK waren es knapp 52 % (Schwinger & Zok 2024,
S. 12). Somit reduziert jede zweite Person mit Pflegeverantwortung ihre Arbeits-
zeit. Die meisten kiirzten ihren Stundenumfang um 25 %, gefolgt von denen, die
sogar 50 % weniger arbeiten gingen. Im Umkehrschluss blieb bei der anderen
Hiilfte der Umfang der Erwerbsarbeit unverindert. Ob pflegende Angehorige ihre
Arbeitszeit reduzierten, hing vom Schweregrad der Pflegebediirftigkeit, der Pfle-
gedauer sowie vom gemeinsamen Haushalt mit der pflegebediirftigen Person ab
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(Eggert et al. 2021, S. 61). Hervorzuheben ist, dass etwa 28 % der Pflegeper-
sonen, die zum Befragungszeitpunkt nicht mehr erwerbstéitig waren, zuvor ihre
berufliche Titigkeit zugunsten der Pflege aufgegeben hatten (Schwinger & Zok
2024, S. 12). Da es sich hier um Querschnitte handelt und um unterschiedliche
Samplezusammensetzung, ergibt sich eine Varianz der Ergebnisse bei pflegebe-
dingten Beendigung der Erwerbstitigkeit zwischen 10 % und 28 % (Herrmann
et al. 2022; Janson et al. 2022; Scheuermann et al. 2024a).

Die Daten deuten auf eine erhohte Erwerbsbeteiligung pflegender Angehori-
ger hin, wobei Frauen sich neben dem Beruf nahezu dreimal so hiufig engagieren
wie Minner. Thre Pflegerate im erwerbsfihigen Alter liegt bei ca. 5,7 % und die
der Minner bei nur 2,2 % (Klaus et al. 2014). Das bedeutet, dass Frauen einen
signifikant hoheren Stundenanteil fiir die Pflege aufwenden und trotz ihrer allge-
mein gestiegenen Erwerbsbeteiligung in der Rolle der pflegenden Angehdrigen
iiberproportional vertreten sind, wihrend Minner seltener in dieser Rolle aktiv
sind. Das hingt, wie gezeigt, mit dem unterschiedlichen Umfang der Berufstd-
tigkeit und dem generierten Einkommen zusammen. In welchem MaBe pflegende
Angehorige Pflege und Beruf miteinander vereinbaren konnen, entscheiden im
Wesentlichen fiinf Faktoren (Schumann & Kather-Skibbe 2016; Reichert 2022;
Scheuermann et al. 2024b):

(1) Systeme der sozialen Sicherung,

(2) Verlaufsdynamik der Pflegebediirftigkeit,

(3) Verfiigbarkeit von formellen Versorgungsleistungen,
(4) Arbeitsteilung in Familie und Partnerschaft sowie
(5) Vereinbarkeitsmaflnahmen in Unternehmen.

Der letzte Punkt stellt in der Forschung zu berufstitigen pflegenden Angehori-
gen eine beliebte Diskursgrundlage dar. Fast fortlaufend werden besonders KMU
kritisiert, keine (ausreichenden) Vereinbarkeitsma3nahmen vorzuhalten und somit
die Fortsetzung der Berufstitigkeit ihrer Angestellten zu gefidhrden. Dabei sollten
besonders sie es sein, die ein Interesse an der Weiterbeschiftigung haben, weil
davon mafgeblich ihre wirtschaftliche Prosperitit abhéngt. Dass die Absicht, die
Erwerbstitigkeit aufzugeben, unter pflegenden Angehdrigen zunimmt, insbeson-
dere wenn sie hohe psychosoziale Belastungen und Konflikte zwischen Arbeits-
und Privatleben erleben, verlangt eine erhohte Beachtung. Beschiftigte, die ihre
Vorgesetzten als riicksichtsvoll und effektiv in der Planung und Koordination von
Arbeitsaufgaben wahrnehmen, haben eine geringere Absicht, ihre Beschiftigung
aufzugeben (Montano & Peter 2022).
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In deutschen Unternehmen ist das Thema der Vereinbarkeit inzwischen zwar
auf der Tagesordnung, aber aufgrund der starken gesetzlichen Regulierungen in
dem Bereich, sind Initiativen, die eine Vereinbarkeit fordern, wenig vorzufin-
den. Der {iibergeordnete gesetzliche Einfluss kann ein Erkldrungsansatz dafiir
sein, warum Unternehmen wenig eigene Strategien ausgebildet haben. Starke
Lobbyverbéinde fiir berufstitig pflegende Angehorige, wie sie beispielsweise
in Grofbritannien existieren (Employers for Carers oder Carers UK), gibt es
in Deutschland in dieser Form nicht. Es bestehen zwar Interessenvertretungen
(z. B. ,,wir pflegen e. V.*), diese sind aber zumeist nicht professionell organi-
siert und beruhen groftenteils auf ehrenamtlichem Engagement. Daher liegt der
Fokus in Deutschland seit Jahren auf der Anpassung der Gesetze zur besseren
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Eigens fiir diesen Zweck wurde ein unab-
hingiger Beirat installiert, der sich thematisch zu den verschiedenen Maflnahmen
berdt und Expertisen einholt, um daraufhin die Bundesregierung zu beraten. Er
veroffentlichte bisher zwei Sachberichte: Der erste beschiftigt sich mit einer
Bestandsaufnahme und Weiterentwicklung der Pflegezeit und Familienpflegezeit.
Der zweite Bericht beschiftigte sich mit pflegenden Angehorigen in KMU und
jungen Menschen, die eine Pflegetitigkeit iibernehmen. In beiden Berichten wird
iibereinstimmend eine Lohnersatzleistung fiir pflegende Angehorige gefordert, um
pflegebedingte Berufseinschnitte finanziell auszugleichen (Beirat Pflege & Beruf
2019, 2023). Im Folgenden werden die bestehenden staatlichen Unterstiitzungs-
leistungen fiir erwerbstitige pflegende Angehorige vorgestellt und im Hinblick
auf ihre Wirksamkeit bewertet.

3.6 Fazit: Die Auswirkung von Angehdérigenpflege
auf den Beruf

Die genannten Einflussfaktoren und Auswirkungen auf die Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf finden sich in nahezu allen Untersuchungen zu dem The-
menschwerpunkt wieder. Seit Mitte der 90er Jahre wird dieses Gebiet in
Deutschland dokumentiert und erforscht (u. a. Naegele 1997; Reichert 1999).
Die Untersuchungen zeigen, dass bereits vor iiber 20 Jahren die Schwierigkei-
ten in den gleichen Bereichen lagen wie heute. Im Privatleben ist es vor allem
die emotionale und korperliche Belastung sowie ein fortschreitender Zeitman-
gel. Im Berufsleben wurden auch damals Arbeitsunterbrechungen, vermindertes
Leistungsvermdgen, geringere Karrierechancen, Einkommensverluste und die
Beendigung der Erwerbstitigkeit als Auswirkungen angefiihrt. Inzwischen ist
die Datengrundlage zu berufstitigen pflegenden Angehorigen im deutschen und
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internationalen Kontext sehr breit gefdchert und besteht aus beinahe unzihligen
Lings- und Querschnittstudien. Die wissenschaftliche Fokussierung auf pfle-
gende Angehorige im erwerbsfiahigen Alter unterstreicht das grof3e Interesse und
die Notwendigkeit, sich mit den komplexen Anforderungen auseinanderzuset-
zen, da der Pflegeprozess mit vielfdltigen psychischen, physischen und sozialen
Belastungen einhergeht.

Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf stellt somit noch immer ein zentrales
Thema in der aktuellen sozialwissenschaftlichen Forschung dar, insbesondere im
Kontext des demografischen Wandels und der damit einhergehenden Zunahme
an Pflegebediirftigen in unserer Gesellschaft. Die vorliegenden Ergebnisse des
Kapitels verdeutlichen die signifikante Rolle, die pflegende Angehorige in der
informellen Pflege einnehmen, und zeigen auf, dass diese Gruppe nicht nur einen
enormen wirtschaftlichen Wert generiert, sondern auch vor erheblichen Heraus-
forderungen steht, die ihre berufliche Existenz und psychosoziale Gesundheit
betreffen. Der Vereinbarkeitsdiskurs ist durch strukturelle und individuelle Fak-
toren erheblich beeinflusst. Insbesondere die Doppelbelastung, die sich aus der
gleichzeitigen Wahrnehmung von Pflege- und Erwerbsarbeit ergibt, fiihrt zu einer
signifikant hoheren Belastung bei pflegenden Angehorigen, was sich im Vergleich
zu nicht-pflegenden Personen in einer hoheren Bereitschaft zeigt, die berufliche
Tatigkeit zugunsten der Pflege zu reduzieren oder aufzugeben. Diese Entschei-
dung ist héufig nicht nur eine Frage der personlichen Priferenz, sondern vielmehr
eine Notwendigkeit, die aus der unzureichenden Unterstiitzung durch Gesetz- und
Arbeitgeber resultiert. Eine mangelnde gesetzliche Passung auf die zeitlichen und
finanziellen Bediirfnisse der Angehorigen machen eine echte Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf derzeit noch unmdoglich.

Letztlich ist festzuhalten, dass die Ubernahme von Pflege mit einem erhebli-
chen zeitlichen, physischen, emotionalen und finanziellen Aufwand verbunden
ist. Die Pflicht, dauernd anwesend zu sein, beschreiben Angehorige als eine
der Hauptbelastungen. Zudem schridnkt die zunehmende Abhingigkeit sowie
das reduzierte Zeitbudget fiir Freizeit und soziale Kontakte die Lebensqualitit
der pflegenden Angehdrigen deutlich ein. Bei anhaltender oder zunehmender
Beanspruchung stoft dieses Versorgungsarrangement, insbesondere fiir berufs-
tatige pflegende Angehorige, zunehmend an seine Grenzen. Unter Einbezug aller
Befunde dieses Kapitels ldsst sich eine fundierte Aussage iiber die Auswirkungen
hiuslicher Pflegetitigkeit auf die Erwerbsarbeit treffen.

1. Je hoher die (stundenmiBige) Pflegebelastung pro Tag, desto wahrscheinlicher
ist ein frithzeitiger Ausstieg aus dem Erwerbsleben.
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2. Je ldnger eine Pflegesituation andauert, desto geringer ist die Erwerbsbeteili-
gung pflegender Angehoriger.

3. Pflegende Frauen reduzieren wegen der Pflege eher ihre Wochenarbeitszeit als
Minner.

4. Verglichen mit den Personen ohne Pflegeaufgaben, ist es fiir pflegende Ange-
horige im erwerbsfihigen Alter weniger wahrscheinlich einer Erwerbstitigkeit
nachzugehen.

5. Die Gesetze zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf enthalten
gegeniiber dem Teilzeit- und Befristungsgesetz keine nennenswerten Vorteile.

6. Eine fehlender Einkommensersatz macht die hiusliche Pflege zum Armutsri-
siko fiir berufstitige pflegende Angehorige.

Als Resiimee zur Situation von (berufstitigen) pflegenden Angehorigen ist zu
konstatieren, dass es iiberwiegend Frauen sind, die Pflege und Beruf miteinan-
der vereinbaren miissen. Das hat zwei Hauptursachen: Erstens sind sie in einem
geringeren Umfang erwerbstitig, was bedeutet, dass sie mehr freie Kapaziti-
ten fiir anstehende Pflegeaufgaben zur Verfiigung haben. Zweitens sind sie eher
dazu geneigt, ihren Beruf aufzugeben und sich in Gidnze um ihre Angehori-
gen zu kiimmern, da ihr Einkommen, auch wegen der reduzierten Arbeitszeit,
einen wesentlich kleineren Anteil am Familieneinkommen ausmacht und dar-
auf eher verzichtet werden kann. Das Resultat spiegelt sich in einem erhohten
Armutsrisiko wider.
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Das Kapitel zum Forschungsstand der (berufstitigen) pflegenden Angehorigen
zeigte eine grofle Komplexitit der differenten Einflussfaktoren auf Sorge- und
Erwerbsmustern. Bei der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf richtet sich der Blick
beinahe ausschlieBlich auf die Verantwortung der Unternehmen, welchen eine
fast schon hoheitliche Gestaltungsaufgabe fiir eine familienorientierten Perso-
nalpolitik iibertragen wird. Der voranschreitende Fach- und Arbeitskriftemangel
gilt dafiir als legitimiertes Mittel. Denn Unternehmen sollten ein Interesse daran
haben, ihre Beschiftigten sowohl arbeits- als auch leistungsfihig zu halten, weil
dieses Humankapital aufgrund schwindender Arbeitsmarktressourcen nur schwer
zu ersetzen ist. Unternehmen sind daher aufgefordert ein angemessenes Arbeits-
umfeld fiir Beschiftigte mit familidren Sorgeaufgaben zu gestalten, um diese
bestmoglich dabei zu unterstiitzen, die zwei zeitaufwendigen Tatigkeiten der
Sorge- und Erwerbsarbeit miteinander zu verbinden. Gelingt das den Unter-
nehmen nicht, sind sie es, die mit den negativen Folgen konfrontiert sind. Die
pflegenden Beschiftigten haben einen hoheren Krankenstand (Absentismus) oder
sind bei Anwesenheit nur eingeschrinkt leistungsfihig (Prisentismus). Zudem
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reduzieren sie wihrend einer Pflegesituation hdufig ihre Arbeitszeit, unterbre-
chen die Berufstitigkeit oder entscheiden sich fiir eine vollstindige Beendigung
zugunsten der familidren Pflege. Die Folge sei eine Schwichung der Resilienz
von regionalen Arbeitsmirkten. In Unternehmen, die Vereinbarkeitsma3nahmen
fiir Menschen mit Sorgeverantwortung vorhalten, profitierten von motivierteren
und loyaleren Beschiftigten. Daraus ergeben sich sowohl betriebswirtschaftli-
che Vorteile, als auch Attraktivititsmerkmale, die wettbewerbsentscheidend sein
konnen. Forderungen nach Vereinbarkeitsregelungen appellieren somit an das
okonomische und moralische Gewissen von Arbeitgeber:innen. Diese Perspektive
ist grundlegend richtig. Seit Jahren belegen Studienergebnisse den hohen Stellen-
wert einer Work-Life-Balance bei Beschiftigten. Beispielsweise zeigt das Career
Pulse Survey (2022), dass 63 % der Befragten eine bessere Work-Life-Balance
einer hoheren Bezahlung vorziehen. Nur 31 % entscheiden sich fiir das bessere
Gehalt (FlexJobs 2022). Die deutschen Ergebnisse weichen davon nur geringfiigig
ab: Auch hier zdhlt der Wunsch nach einer ausgewogenen Work-Life-Balance zu
den wichtigsten Faktoren. Noch hoher priorisiert werden lediglich die Hohe des
Gehalts und die Sicherheit des Arbeitsplatzes (Statista 2021b, S. 30; Randstadt
2021, S. 12, 2023, S. 11).

Damit Unternehmen bei den Gestaltungsaufgaben rund um die Work-Life-
Balance gut unterstiitzt werden, gibt es eine Vielzahl von Publikationen, die eine
solche Unternehmenspolitik fordern. Thnen ist gemeinsam, dass sie fiir Unterneh-
men geschrieben sind und Empfehlungen aussprechen. In den Untersuchungen
kommen hauptsidchlich Beschiftigte mit ihren Wiinschen zu Wort, was in erster
Linie deren Perspektive veranschaulicht. Zwei Dinge bleiben dabei weitgehend
unberiicksichtigt: Die Erwartungen der Unternehmen an eine gute Vereinbar-
keit sowie eine generelle Diskussion dariiber, was eine gute Vereinbarkeit fiir
beide Seiten bedeutet. Der Widerspruch in der Vereinbarkeit zeigt sich in den
hohen Teilzeitquoten von Eltern und pflegenden Angehorigen. Doch wer ist
dafiir verantwortlich? Ist die Verantwortung den Familien zuzuweisen, die nicht
in Vollzeit arbeiten gehen mochten, um mehr Zeit fiir Kinder, Pflegebediirftige
und Partnerschaft zu haben? Ist es die Verantwortung der Regierung, welche
ein familienzentriertes konservatives Familienmodell fordert und die Sorgearbeit
in den privaten Haushalten zentriert? Oder ist es die Verantwortung der Unter-
nehmen, welche Stereotypen folgen und Beschiftigte mit familidren Pflichten
gegeniiber anderen ohne diese Pflicht weniger fordern oder gar diskriminieren?
Hinweise auf dieses Verhalten gibt es bei allen dieser drei Akteure. Daher muss
sich in dem Zusammenhang die grundsitzliche Frage gestellt werden, was eine
gute Vereinbarkeit von Sorge- und Erwerbsarbeit konkret bedeutet. Die Mog-
lichkeit zur Teilzeitarbeit unterstiitzt zwar die Vereinbarkeit von Familie, Pflege
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und Beruf, fiihrt auf der anderen Seite aber zu GehaltseinbuBlen und geringeren
Aufstiegschancen.! Das komplexe Geflecht ist nicht ohne weiteres aufzulosen
und konnte in der pauschalen Aussage miinden, dass es prinzipiell ein Fami-
lienrisiko darstellt, sich um unterstiitzungsbediirftige Angehorige zu kiimmern.
Auf der anderen Seite ist ein Unternehmensrisiko, sich nicht um Vereinbarkeits-
maBnahmen zu kiimmern und dann evtl. Beschiftigte an die Konkurrenz oder in
das Langzeitkrank zu verlieren. Am Ende bleibt es dadurch den Unternehmen
iiberlassen, sich an die familidren Betreuungsanforderungen ihrer Beschiftigten
anzupassen. Die andere, wenn auch extreme, Variante bestiinde darin, Eltern und
pflegende Angehorige gegeniiber anderen Beschiftigten zu benachteiligen. Das
ist per Gesetz iiber das MafBregelverbot (§ 612a BGB) und Diskriminierungsver-
bot im Beschiftigungsverhiltnis (§ 7 Abs. 1 AGG) zwar verboten, kommt in der
Praxis jedoch vor. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes legte 2023 nach
einer Befragung offen, dass 64 % der Eltern und 48 % der pflegenden Ange-
horigen (n = 3.520) wegen ihrer familidren Aufgaben von ihren Vorgesetzen
diskriminiert wurden (ADS 2023). Das steht im Widerspruch zu den 6kono-
mischen und moralischen Anspriichen einer proaktiven Vereinbarkeitsstrategie.
Eines wird daraus deutlich: Die komplexe Wirkbeziechung zwischen Erwartung
und Angebot spannt sich in einem gegenseitigen Abhingigkeitsverhiltnis auf.
Denn weder die Unternehmen konnen ohne ihre Beschiftigten agieren, noch
konnen die Beschiftigten ohne ihren Arbeitgeber agieren, wenn sie ihren beruf-
lichen Status und ihr Einkommen behalten mochten. Somit sind beide Parteien
auf ein wechselseitiges Engagement angewiesen. In dieser Konstellation treffen
Vereinbarkeitsanforderungen und eine passende Personalstrategie aufeinander.
Die Wahrnehmung von MaBinahmen zur besseren Vereinbarkeit wird mafigeb-
lich von individuellen Priferenzen, Einstellungen und personlichen Priorititen
der Beschiftigten beeinflusst. Der Wunsch an Unternehmen ldsst sich als inklu-
siv orientierte Strategie verstehen, die darauf abzielt, Beschiftigten je nach
Lebenssituation und personlichen Bediirfnissen ein passendes und unterstiitzen-
des Arbeitsumfeld bereitzustellen. Die immer heterogene Belegschaft hat einen
breiten Erwartungskatalog, der viele Unternehmen vor Herausforderungen stellen
diirfte und Interessenkonflikte schiirt. Auch konnen Wahrnehmungen voneinander
abweichen. Wihrend Unternehmen der Auffassung sind, viel fiir die Familien-
freundlichkeit zu tun, kann das den Beschiftigten zu wenig sein (BMFSFJ 2018).
Grofle Unternehmen haben hier verschiedene Vorteile gegeniiber kleineren. Sie

n der Arbeit geht es nicht um Ungleicheitsmechanismen von geschlechterbezogener Teil-
zeitarbeit. Einen guten Uberblick dazu bietet das Buch von Heejung Chung (2022) welches
das Paradox der Flexibilitdt bei Teilzeitarbeit erlautert und die Mehrdimensionalitdt von
Vereinbarkeitsstrategien fiir Familie und Beruf.
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verfiigen im Vergleich iiber ein versierteres personalorientiertes Management,
was sich aus der umfangreicheren Verfiigbarkeit von finanziellen und huma-
nen Ressourcen ergibt. Dies ermoglicht ihnen eine effizientere Standardisierung
von Prozessen durch Skaleneffekte, eine stirkere Arbeitgebermarke (Employer
Branding) sowie attraktivere Karrieremoglichkeiten, die ihre Anziehungskraft auf
qualifizierte Fachkrifte erhohen (Mesaros et al. 2009; IW Ko6ln 2021; IfM Bonn
2022b).

Nach dieser einfiihrenden Betrachtung und den Uberlegungen zur Verantwor-
tung fiir die Vereinbarkeit von Sorge- und Erwerbsarbeit, liegt der Schwerpunkt
im Folgenden auf der Rolle der Unternehmen. Insbesondere bei der Betrach-
tung zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf findet diese Perspektive in den
meisten Untersuchungen nur eine marginale Berlicksichtigung. Diese einseitige
Fokussierung auf die Herausforderungen und Bediirfnisse der Arbeitnehmer:innen
vernachlidssigt wichtige Aspekte der betrieblichen Realitit. Dabei spielen die
strategische Ausrichtung des Unternehmens, die verfiigbaren Ressourcen und
innerbetriebliche Entscheidungsprozesse eine zentrale Rolle bei der Entwicklung
pflegefreundlicher Arbeitsbedingungen. Die Einbeziehung der Unternehmensper-
spektive ist entscheidend, um ein umfassendes Verstidndnis der Dynamiken und
Herausforderungen zu entwickeln, die mit der Implementierung und Wirksamkeit
einer (pflege-)sensiblen Unternehmenskultur verbunden sind.

4.1 Literaturreview zur Unternehmensperspektive

Um die Haltung und ein Meinungsbild von Unternehmen zur Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf zu ermitteln, wurde fiir diese Arbeit ein systematisches Lite-
raturreview geplant. Dafiir kamen etablierte sozialwissenschaftliche Datenbanken
wie EBSCO, ScienceDirect, SCOPUS, SpringerLink, WISO und OpenGrey zum
Einsatz. Ergidnzend wurde Google Scholar genutzt, um die Ergebnisse zu ver-
gleichen und eine groBere Vollstdndigkeit sicherzustellen. Der erste Suchvorgang
fand im September 2022 statt. Zur Aktualisierung der Daten wurde die Recherche
gezielt in den Jahren 2023 und 2024 wiederholt. Der fiir das Literaturreview ent-
wickelte Suchstring war darauf ausgerichtet, verschiedene Aspekte der Thematik
. Vereinbarkeit von Pflege und Beruf aus Unternehmensperspektive* abzudecken.
Darunter fielen: die (1) Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, die (2) Unterneh-
mensperspektive, (3) Unternehmenspraktiken sowie (4) relevante Begriffe, die
spezifische Dimensionen dieser Thematik betreffen. Aus diesen Aspekten konnten
vier Strings gebildet werden:
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(1) (“Work-Life-Balance” OR “Work-Family-Balance” OR “Work-Care-Balance”
OR “Vereinbarkeit von Arbeit und Pflege” OR “Vereinbarkeit von Beruf
und Pflege” OR “Pflege und Beruf vereinbaren” OR “Arbeit und Pflege
vereinbaren” OR “Balance zwischen Arbeit und Pflege”) AND

(2) (,,Pflege*“ OR ,, Pflegeaufgaben OR ,, Pflegeverantwortung“ OR “Betreuung
von Angehdrigen” OR “informelle Pflege” OR “Familienpflege” OR “Pflege
von Angehorigen ) AND

(3) (Arbeitgeber* OR , Arbeitgeberperspektive OR ,, Unternehmensperspektive
OR “Betriebsperspektive” OR “organisatorische Perspektive” OR Arbeitsplatz
OR “Arbeitsumgebung” OR Unternehmen) AND

@) (, Strategien” OR ,,Mafinahmen* OR , Initiativen“ OR , Praktiken“ OR
,, Unterstiitzung “ OR “Unterstiitzung durch Unternehmen” OR “Personalma-
nagement” OR “Human Resources Management” OR ,,HRM “)

Da die Datenbanken hauptsichlich englischsprachige Journalartikel beinhalten,
wurden die Strings auch ins Englische iibersetzt. Die Abfragen erfolgten dann
jeweils gesondert in den zwei Sprachen.

(1) (“work-life balance” OR “work-family balance” OR “work-care balance” OR
“reconciliation of work and care” OR “compatibility of work and care” OR
“combining work and care” OR “balancing work and care”) AND

(2) (“care*” OR “caregiving” OR “elder care” OR “family care” OR “informal
care” OR “care responsibilities” OR “care duties”) AND

(3) (“employers” OR “employer perspective” OR “company perspective” OR
“corporate perspective” OR “organizational perspective” OR workplace OR
“work environment” OR “business” ) AND

4) (“policies” OR strategies OR initiatives OR practices OR support OR “orga-
nizational support” OR “human resource management” OR “HRM”)

Zusitzlich zu den Suchstrings war es erforderlich, Ein- und Ausschlusskrite-
rien zu bestimmen. Die Artikel sollten ab 2015 verdffentlicht sein und nicht
vorher. Die Begrenzung auf diesen Zeitraum wird mit der Einfiihrung der
Pflegestiarkungsgesetze und des Pflegezeitgesetzes, die jeweils 2015 in Kraft
traten, begriindet. Der Schwerpunkt dieses Literaturreviews lag auflerdem, ent-
sprechend der Forschungsfrage, auf Publikationen, die sich auf kleine und
mittelstdndische Unternehmen in Deutschland bezogen, weshalb die Suche auf
das nationale Kriterium beschrinkt blieb. Die Unternehmen sollten zudem eine
maximale Beschiftigtenstirke von 25 Personen aufweisen. Der Schwellenwert
wurde gewihlt, um keinen Geltungsbereich fiir das Familienpflegezeitgesetz zu
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haben. Zudem ist der Anteil an Beschiftigten in Kleinstunternehmen statistisch
relevant. In das Screening sollten somit Artikel einflieBen, die folgende Kriterien
erfiillten:

— Empirische Untersuchung

— Kileinst- und Kleinunternehmen in Deutschland
— Beschiftigtenanzahl bis zu 25 Personen

— Vereinbarkeitsstrategien

— Pflege und Beruf

Zudem sollten die Begriffe des Suchstrings im Abstract oder im Titel vorkommen.
Nach den Maligaben konnte die Recherche in den Datenbanken durchgefiihrt
werden. Ausnahmen hiervon bildeten Datenbanken, die eingeschrankte Moglich-
keiten boten, die Trefferliste mittels der Auswahlkriterien zu konkretisieren. In
diesen Fillen wurden die Kriterien im Rahmen des Screenings individuell ange-
wendet. Dieses klassische Vorgehen eines systematischen Literaturreviews stief3
inhaltlich schnell an seine Grenzen. Es konnten keine konkreten Publikationen
gefunden werden, die sich im Sinne einer wissenschaftlichen quantitativen, qua-
litativen oder Mixed-Method-Studie mit dem Thema befassten und die vorab
aufgestellten Kriterien erfiillten. Die recherchierten Quellen waren nach einer
Volltextanalyse inhaltlich nicht mehr relevant oder nicht eindeutig der Unterneh-
mensperspektive zuordenbar, da sie beispielsweise KMU nur peripher betrach-
teten oder die Motivationen fiir die Vereinbarkeitsausrichtung nicht deutlich
voneinander unterschieden. Auffilligkeiten lagen hier zuvorderst in der definito-
rischen Gleichsetzung von Beschiftigten, die sich um pflegebediirftige Personen
oder um Kinder kiimmerten. Es ging also vornehmlich um die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf. Somit war es problematisch, ausschlieflich pflegezentrierte
Publikationen herauszufiltern. Artikel, welche die Unternehmenssicht einbezogen,
konzentrierten sich hauptsichlich auf Auswertungen von Unternehmensbefragun-
gen, die sich allgemeiner mit einer personenzentrierten Personalpolitik ausein-
andersetzen. Die Journalartikel aus den Datenbanken passten also nicht exakt
zum Forschungsanliegen. Das heifit, dass zu den Recherchezeitpunkten in den
ausgewihlten Literaturdatenbanken nur sehr vereinzelte wissenschaftliche Ver-
offentlichungen mit einer entsprechenden empirischen Untersuchung vorhanden
waren. Vor dem Hintergrund dieser Tatsache wurde das methodische Vorgehen
des systematischen Reviews angepasst und um einen narrativen Ansatz erweitert.
Dieser zielte nach wie vor darauf ab, zentrale Fragestellungen zur Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf aus Unternehmensperspektive zu beleuchten. Jedoch



4.1 Literaturreview zur Unternehmensperspektive 53

wurde auf die strenge systematische Verfahrensweise verzichtet und stattdessen
die Konzentration auf relevante Beitrige gelegt. Das machte eine interdisziplinére
Betrachtung moglich, welche die thematische Breite, zentrale Spannungsfel-
der und Schliisselthemen erfasste. Der Anspruch lag nicht auf Vollstidndigkeit,
sondern auf einer moglichst breiten Darstellung relevanter Perspektiven zur For-
schungsfrage. Der angepasste Ansatz ermoglichte es, auch Arbeiten auBerhalb
eines eng gefassten systematischen Reviews einzubeziehen, sofern sie entschei-
dende inhaltliche Beitrige lieferten. So entstand ein Erkenntnisgewinn, der
iiber methodische Beschrinkungen hinausgeht und eine narrative Darstellung als
explorative Basis fiir die weitere wissenschaftliche Auseinandersetzung bietet.

Ausgewihlt wurden insbesondere Beitrige, die trotz ihres Fokus auf pflegende
Angehorige zugleich betriebliche Perspektiven und Aussagen zum unternehme-
rischen Umgang mit Vereinbarkeitsbedarfen enthalten (u. a. Beermann 2016a;
Bertram et al. 2018; Seidel 2021; Volz et al. 2023). Sie liefern wichtige Einblicke
in betriebliche Handlungsweisen bei Pflegebedarfen. Die Literatur verweist wie-
derholt auf Employer Branding, Mitarbeiterbindung, Personalentwicklung und die
Notwendigkeit einer sensibilisierten Fiihrungsebene. Als iibergreifende Begriin-
dung dienen meist der demografische Wandel und der anhaltende Fachkrifte-
mangel. Die Meta-Synthese der Publikationen lie} sich in drei Themenbereiche
strukturieren: (1) betriebliches Umfeld, (2) externe Herausforderungen und (3) die
Bedeutung von Flexibilitit.> Nachstehend werden die drei Schwerpunkte niher
beschrieben.

4.1.1 Betriebliches Umfeld: Unterstiitzungsmoglichkeiten
und organisatorische Strukturen

Sowohl die Publikationen, die den Fokus auf die informell Pflegenden richte-
ten (Schwerpunkt: Erhalt der Arbeitsfihigkeit), als auch die Publikationen, deren
Fokus auf den Belangen der Unternehmen lag (Schwerpunkt: Fachkrdftesiche-
rung), wiesen Parallelen im Bereich der empfohlenen Initiativen auf. Hier lassen
sich zwei grundsitzliche Herangehensweisen unterscheiden: die traditionellen und
die innovativen MaB3nahmen (Abb. 4.1).

2 Eine vollstindige Literaturliste der einbezogenen Publikationen befindet sich in Anhang 1
im elektronischen Zusatzmaterial.
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Klassische MaBnahmen

Flexibilisierung der Arbeitszeit Flexibilisierung des Freistellung
Arbeitsortes

Innovative MaBnahmen

Beratungsangebote = Pflegeunterstiitzung Gesundheits- & Arbeitgebervariation Sensibilisierung
Praventionskurse

Abb.4.1 Klassische und innovative MaBnahmen fiir eine bessere Vereinbarkeit

Die klassischen Maflnahmen konzentrieren sich tendenziell auf die Arbeitszeit
und den Arbeitsort. Durch deren hidufigen Nennung in den Publikationen, kdnnen
sie als erste Mittel der Wahl angesehen werden, wenn es um die Schaffung von
Vereinbarkeitsarrangements geht (Beermann 2016b; Tholke 2018; Bottler 2021;
Heitmann-Moller et al. 2019a; Scheuermann et al. 2024b). Bei der Flexibili-
sierung der Arbeitszeit geht es um Teilzeitangebote und den Verzicht auf feste
Kernarbeitszeiten, sodass Beschiftigte ihre Berufstitigkeit an die Bediirfnisse der
Pflegesituation anpassen konnen. Géngige MalBinahmen bei der Flexibilisierung
des Arbeitsortes sind Angebote zu Homeoffice und Telearbeit bzw. Remote Work
(Diewald & Nebe 2020; Kaczynska & Kiimmerling 2021). Bei der letzten Vari-
ante wird die Arbeit dauerhaft auerhalb des Biiros erledigt. Von den abhéngigen
Beschiftigten arbeiten 22 % regelmifig im Homeoffice (Stat. Bundesamt 2023c).
Allerding konnen 66 % die Formen des mobilen Arbeitens nicht nutzen, da es ihr
Beruf nicht zulésst (Initiative D21 2022). Die Freistellung von der Arbeit bezieht
sich auf Notsituationen. Neben den gesetzlichen Freistellungen wegen Hochzeit,
Geburt, Todesfall oder Umzug nach Sonderurlaubsverordnung gaben Arbeitge-
ber zudem an, dariiber hinaus auch bezahlte oder unbezahlte Freistellungen zu
gewihren, wenn ein familidrer Notfall vorliegt (Mache & Harth 2017; Bertram
et al. 2018; Seidel 2021; Scheuermann et al. 2024b).

Die innovativen MaBinahmen reichen weiter und erlauben den Sorgetragen-
den eine bessere, an den individuellen Bedarfen orientierte Passgenauigkeit.
Beratungsangebote setzen entweder auf interne Unterstiitzung durch Pflege-
lots:innen oder thematisch geschulte Mitarbeitende oder auf externe Hilfe iiber
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die Vermittlung an entsprechende Stellen (Affhiippe 2016; Kramer et al. 2019;
WeBler-PoB3berg 2019; Bottler 2021; Seidel 2021). Die Beratung zu technischen
Hilfsmitteln tauchte hier immer wieder als ein Punkt auf, der die Vereinbar-
keit erleichtern kann (Diewald & Nebe 2020; WeBler-PoBberg 2019; Kramer
et al. 2019). Eine weitere MafBnahme ist die Pflegeunterstiitzung im Rah-
men betrieblicher Netzwerke. Dabei kooperieren Unternehmen mit Betreuungs-
oder Pflegeeinrichtungen fiir Kinder und &ltere Menschen. Beschiftigte erhal-
ten im Rahmen dieser Partnerschaften bevorzugt einen Platz in den jeweiligen
Einrichtungen. Solche Arrangements sind jedoch im Bereich von KMU bis-
lang die Ausnahme (Seidel 2021; Mache & Harth 2017; Bertram et al. 2018;
GKV Spitzenverband 2020). Zu den Unterstiitzungsleistungen zihlen ebenfalls
Gesundheits- und Priventionskurse, welche die Beschiftigten vor allem kor-
perlich entlasten sollen, damit sich Anstrengungen der familidren Pflege und
der berufsbedingten Anforderungen nicht ungiinstig bedingen (Volz & Schne-
cke 2021; Papmeyer & Bohmer 2022; Scheuermann et al. 2024b). Als néchstes
konnten arbeitgeberbezogene Mafinahmen erortert werden. Dabei handelt es sich
um verschiedene Angebote, die im Zusammenhang mit einer besseren Verein-
barkeit stehen. Dazu zidhlen Vertrauensarbeitszeiten, bei denen nicht die Prisenz
im Unternehmen, sondern das Arbeitsergebnis im Vordergrund steht (Diewald &
Nebe 2020). Das Konzept des Job-Sharing ermdglicht pflegenden Angehorigen,
ihre Arbeitszeit flexibel zu gestalten, indem sie sich eine Vollzeitstelle mit einer
anderen Person teilen. So gewinnen sie mehr Zeit fiir ihre Pflegeaufgaben. Diese
Arbeitsform kann helfen, Stress und zeitliche Uberforderung durch die Verein-
barkeit von Beruf und Pflege zu reduzieren (Bertram et al. 2018). Zusétzlich aber
iiberaus selten, zdhlen finanzielle Zuschiisse zu den Arbeitgeberangeboten, die in
Form von Pflegezulagen, bezahlten Freistellungen oder Zuschiissen fiir Pflege-
kosten vergeben wurden (Seidel 2021). Solche Leistungen entlasten Beschiftigte
finanziell und erleichtern es ihnen, notwendige Pflege zu organisieren, ohne ihre
Erwerbstitigkeit einschrinken oder aufgeben zu miissen. Der letzte Punkt betrifft
die Sensibilisierung von Unternehmen fiir die Situation pflegender Beschiftigter.
Unternehmen bendtigen ein Verstidndnis fiir die Belange pflegender Angehoriger,
um ihnen trotz der Pflegetitigkeit eine berufliche Perspektive zu ermoglichen.
Hierfiir ist eine pflegesensible Unternehmenskultur entscheidend, die u. a. durch
spezielle Schulungen fiir Fiihrungskrifte erreicht werden kann (Leitner & Vuko-
man 2015; Diewald & Nebe 2020; Volz et al. 2023). Es ist zudem hilfreich,
bestehende MaBnahmen zu erheben und diese ggf. zertifizieren zu lassen.
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4.1.2 Externe Herausforderungen:
Ressourcenbeschrankungen und gesetzliche
Vorgaben

Das Vorhalten und Umsetzen der dargestellten klassischen und innovativen MaB3-
nahmen wird als Moglichkeit definiert, die Mitarbeitenden an das Unternehmen
zu binden und zu verhindern, dass sie perspektivisch den Arbeitsplatz wech-
seln. Die Kosten, die ein solcher Arbeitsplatzwechsel zwangsldufig zur Folge
hitte, wire in der Summe groBer als die Kosten, die bei der Umsetzung von
MaBnahmen zur Vereinbarkeit entstechen wiirden. Zumindest sind das Aussa-
gen, die immer wieder in der Vereinbarkeitsforschung auftauchen (Butts et al.
2013; Beermann 2016b; Bertram et al. 2018; WeBler-PoBberg 2019; Volz et al.
2023). Neben den betriebswirtschaftlichen Kennziffern triigen die Effekte fami-
lienfreundlicher Maflnahmen zu einer steigenden Attraktivitidt der Unternehmen
bei. Dariiber hinaus erhohten sie die Mitarbeiterzufriedenheit und -bindung sowie
eine langfristige Wettbewerbsfahigkeit. Das hitte einen direkten Einfluss auf die
Senkung des Krankenstandes und die Steigerung der Produktivitit. Die Studien
weisen jeweils keine direkten Zahlen aus, sondern erwéhnen nur den Okono-
misch positiven Effekt von Familienfreundlichkeit fiir Unternehmen. In diesem
Zusammenhang verweisen die Publikationen auch auf negative Effekte, die eine
gelingende Umsetzung von Mallnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
in Unternehmen verhindern konnen. Dazu zihlen drei wesentliche Punkte:

— Eine stark leistungsbezogene Unternehmenskultur:
Hierzu gehort die Tabuisierung des Themas Pflege, seitens der Beschéftig-
ten, aus Angst als weniger leistungsfihig wahrgenommen zu werden. Damit
einher geht ein mangelndes Bewusstsein fiir die Belange von pflegenden Ange-
horigen und welche betrieblichen Angebote entlastend wirken konnen. Das
fiihrt zu einem Life-Family-Conflict, der sich negativ auf die Leistungsbereit-
schaft und Arbeitszufriedenheit auswirkt. Unternehmen stehen aulerdem unter
Druck, sich auf dem Arbeitsmarkt zu profilieren, was dazu fiihren kann, dass
sie sich auf kurzfristige wirtschaftliche Ziele konzentrieren, anstatt in famili-
enfreundliche MaBinahmen zu investieren (Afthiippe 2016; Beermann 2016a;
Mache & Harth 2017; Papmeyer & Bohmer 2022).

— Das Ignorieren der Belange von pflegenden Beschiftigten:
Verfiigen Unternehmen nicht iiber eine notwendige Wahrnehmung zu den
Auswirkungen familidrer Pflegeaufgabe auf die Berufstitigkeit, sind Présen-
tismus und Absentismus mogliche Folgen. Der Mangel an Unterstiitzung
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und Verstindnis erschwert die belastende Situation fiir Betroffene zusitzlich.
Es entstehen Gefiihle der Schuld und Unzuldnglichkeit, sowohl privat als
auch beruflich. Eine fehlende Kommunikation, iiber die besondere Situation,
lasst das Thema unsichtbar bleiben. Ohne eine pflegesensible Betriebskultur
sind individuelle und passgenaue Losungen fiir die spezifischen Bediirfnisse
pflegender Beschiftigter oft nicht vorhanden. Das fiihrt zu einer erhohten
Belastung und mehr Stress bei der organisatorischen Bewiltigung (Leitner &
Vukoman 2015; Kramer et al. 2019; Ruppert et al. 2019b; Scheuermann et al.
2024b).

— Eine traditionell-rollenorientierte Unternehmensfiihrung:

Griinde fiir eine fehlende familienorientierte Personalpolitik zeigen sich in
der Annahme, dass die Pflege von Angehorigen eine selbstverstindliche
Privatsache sei, was mit einer fehlenden Anerkennung der Pflegeverantwor-
tung verbunden ist. In diesem Zusammenhang entsteht der Wunsch eines
erhohten sozialen Verantwortungsbewusstseins. Ein Mangel an Engagement
in diesem Bereich konnte darauf hindeuten, dass die soziale Dimension und
das Wohlergehen der Mitarbeitenden nicht ausreichend gewiirdigt werden.
Ein weiterer Punkt bezieht sich auf die Stigmatisierung, insbesondere von
Minnern, die Vereinbarkeitsmafnahmen in Anspruch nehmen mochten. Sie
laufen Gefahr, als weniger leistungsorientiert oder motiviert wahrgenommen
zu werden. Diese traditionellen Familienmodelle und Rollenverteilungen wer-
den fiir einen langsamen Wandel in der Unternehmenskultur mitverantwortlich
gemacht (Auth et al. 2016; Bertram et al. 2018; WeBler-Pofberg 2019; Die-
wald & Nebe 2020; Bottler 2021; Montano & Peter 2022; Papmeyer &
Bohmer 2022).

Die Erhebung des Forschungsstandes zeigt, dass das Thema der Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf in KMU nur wenig Beachtung findet (u. a. WeBler-
PoBberg 2019; Scheuermann et al. 2024a, 2024b). Unternehmen werden meist
unabhingig von ihrer Grofe und den damit zur Verfiigung stehenden Moglich-
keiten und Ressourcen betrachtet. Aufgezeigte Handlungsfelder und Anpassungen
haben sich zudem im gesamten Beobachtungszeitraum seit 2015 kaum veréndert.
Nach wie vor wird darauf hingewiesen, wie notwendig, gerade in Anbetracht
des demographischen Wandels, die Installierung von geeigneten Instrumenten
ist. An erster Stelle stehen hier meist die klassischen MafBnahmen, die sich auf
die Flexibilisierung der Arbeitszeit und des Arbeitsortes beziehen. Insbesondere
die klassischen MaBnahmen zur Vereinbarung von Pflege und Beruf werden von
informell Pflegenden hiufig als Wunschanpassung formuliert (u. a. Bertram et al.
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2018; Fischer & Miiller 2020; Scheuermann et al. 2024b). Fehlen diese basa-
len Vereinbarkeitsmalnahmen kiindigen Beschiftigte in der Folge ihre Tatigkeit
oder ziehen einen fritheren Renteneintritt in Erwidgung, wenn dieser nicht mehr
weit entfernt ist. Um das zu verhindern, empfehlen einige der Untersuchungen,
dass interessierte Unternehmen mithilfe einer Organisationsberatung einen nach-
haltigen Umstrukturierungsprozess einleiten sollten. Neben Informations- und
Beratungsangeboten wurde vielfach eine Kombination aus mobiler Arbeit und
Telearbeit als gute Strategie identifiziert (Mache & Harth 2017; Tholke 2018;
Ruppert et al. 2019b; GKV Spitzenverband 2020; Bottler 2021). Daneben war
den pflegenden Beschiftigten wichtig, mehr Verstindnis vonseiten der Unter-
nehmen fiir ihre spezifische Situation zu erhalten. Damit sei auf einen weiteren
Aspekt hingewiesen, der sich systematisch durch die Publikationen zieht: Die
Forderung nach einer grundsitzlichen Hinwendung zu einer wahrnehmbaren pfle-
gesensiblen Unternehmenskultur, die eine vertrauensvolle Atmosphire beinhaltet,
in der pflegende Beschiftigte ihre Bediirfnisse dufern diirfen, ohne eine Stigma-
tisierung befiirchten zu miissen (Leitner & Vukoman 2015; Kohnle 2016; Napp
2017; Kramer et al. 2019; Heitmann-Moller et al. 2020; Fischer & Wittenberg
2020; Volz & Schnecke 2021; Volz et al. 2023). Einen letzten Punkt, den vie-
len Publikationen gemeinsam haben, ist die Notwendigkeit eines erforderlichen
Umdenkens der Unternehmen. Immer mehr Erwerbstitige sehen sich mit einer
Vereinbarkeitsproblematik im Bereich Pflege konfrontiert. Das wird einerseits mit
dem demographischen Wandel und andererseits mit der erforderlichen Mitarbei-
terbindung begriindet (Beermann 2016a; Seidel 2021; Montano & Peter 2022;
Papmeyer & Bohmer 2022). Hierzu lassen sich drei Kriterien anfiihren, die eine
Umstrukturierung bzw. ein Umdenken aufseiten der Unternehmen unterstreichen
wiirden:

(1) Das steigende Lebensalter der Beschiftigten,
(2) die deshalb zu erwartende Erhchung der Lebensarbeitszeit sowie
(3) die pflegerechtliche Forderung ,,ambulant vor stationér*.

Auch fast zehn Jahre nach Einfithrung der Gesetze zur Pflege- und Familienpfle-
gezeit, scheint sich die Sensibilitidt gegeniiber Vereinbarkeitsmalnahmen nicht
erhoht zu haben. Das kann ein Zeichen dafiir sein, dass die Notwendigkeit in der
breiten Masse der Unternehmen in Deutschland noch nicht angekommen ist. Es
gibt zwar Projekte und Best Practice-Beispiele (siehe Teilkapitel 4.4), die Unter-
nehmen unter Zuhilfenahme einer Vielzahl von Tools informieren, beraten und
unterstiitzen wollen, doch scheinbar miissen sich diese vorgeschlagenen Mafinah-
men noch weiter verstetigen. Parallel dazu wird auch immer darauf hingewiesen,
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dass fiir Unternehmen und besonders fir KMU, die Notwendigkeit bestiinde,
die Problematik ernst zu nehmen, wenngleich vonseiten kleinerer Unternehmen
eine rigide Formalisierung und rechtliche Fixierung unerwiinscht ist (Auth et al.
2016; Ruppert et al. 2019b; Diewald & Nebe 2020; Seidel 2021; Scheuermann
et al. 2024b). Der hier immer noch vielfach praktizierte ,,Konigsweg™ ist das
individuelle Gespriach zwischen Unternehmensleitung und pflegenden Beschif-
tigte. Das zeigt, dass im Gegensatz zur Vereinbarkeitsnotwendigkeit von Kindern
und Beruf, kein gleichwertiges Aquivalent fiir die Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf existiert.

4.1.3 Bedeutung von Flexibilitat: Strategien zur
Forderung der Vereinbarkeit

Dariiber hinaus ist aufgefallen, dass iiber den gesamten Betrachtungszeitraum
hinweg betont wurde, dass die Folgekosten einer nicht gelungenen Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf fiir die Unternehmen langfristig mit 19 Milliarden
Euro deutlich hoher ausfallen wiirden, als die Investitionskosten, die zur Losung
des Vereinbarkeitskonflikts beitragen konnten (Ruppert et al. 2019b, S. 563 in
Bezug auf; Schneider et al. 2011). Die Prognos AG (2005), welche im Auftrag
des Bundesfamilienministeriums regelmiflig Unternehmens- und Beschiftigten-
befragungen durchfiihrt, stellte vier Kosteneinsparungsmodelle zusammen. Dabei
handelt es sich um theoretische Einsparpotenziale, welches die Summe aller Kos-
ten einer unzureichenden Vereinbarkeit abbilden. Realisierte Einsparungen und
Modellrechnungen beziehen sich ausschlie auf groBe (>250 MA) und sehr grofe
Unternehmen (>1.000 MA). Insgesamt konnen Unternehmen in dieser Grofen-
ordnung mit einem monetidren Vorteil zwischen 75.000-400.000 Euro rechnen
(ebd., S. 18 f.). Die vorgestellten Malnahmen sind ausschlie3lich auf Eltern kon-
zipiert und beinhalten, Arbeitszeitsouverdnitit, Teilzeit, Telearbeit, Beratungs-
und Kontakthaltungsangebote sowie betriebliche Kinderbetreuung. Die Studie
legt nahe, dass solche Maflnahmen als strategische Investitionen betrachtet wer-
den sollten, die sowohl soziale als auch wirtschaftliche Vorteile mit sich bringen.
Zukiinftige Forschungen konnten jedoch auch die Bediirfnisse von pflegenden
Angehorigen und deren Integration in familienfreundliche Konzepte beriicksich-
tigen, um ein umfassenderes Bild der Work-Life-Balance zu erhalten. Dieser
Empfehlung geht die Prognos AG selbst nach und befragte 2019 insgesamt
607 Unternehmen, mit einer Grée von fiinf bis iiber 1.000 Beschiftigte. Eine
detaillierte Verteilung iiber den Anteil der verschiedenen Unternehmensgréfen
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ist in der Studie nicht gegeben. Die Ergebnisse zielen darauf ab, systemati-
sche Unterschiede bei den Kennzahlen zwischen den verschiedenen Unternehmen
und Branchen aufzuzeigen. Zudem sollen sie Wissen dariiber generieren, wie
sich unternehmerisches Familienbewusstsein in betriebliche Kennzahlen nieder-
schldgt und welche Mitwirkungsmoglichkeiten fiir Beschiftigte bestehen. In der
Befragung von 2019 ist diesmal die Angehorigenpflege mit einbezogen. Klar her-
ausgestellt wird der Zusammenhang von familienfreundlichen Maflnahmen und
positiven Kennzahlen fiir die Unternehmen. Diese beziehen sich klassischerweise
auf Mitarbeiterbindung, flexible Arbeitszeitregelungen, Elternzeit, (weibliche)
Fiihrungskrifte und Unterstiitzung bei der Kinderbetreuung und Pflege. Insge-
samt konnen 92 % der Unternehmen familienfreundliche Maf3nahmen vorweisen,
wobei flexible Arbeitszeiten mit 74 % am meisten verbreitet sind (ebd., S. 14).
Die konkrete Unterstiitzung bei der Angehorigenpflege liegt bei 27 % eher im
unteren Feld. Hier ist hervorzuheben, dass sich dieser Anteil aus den mittleren
und grofen Unternehmen zusammensetzt. Das heifit, diese halten anteilsmifBig
die meisten Angebote fiir pflegende Beschiftigte vor (ebd., S. 26). Zudem gaben
39 % der groBen und sehr grofen Unternehmen an, Unterstiitzungen iiber die
gesetzlichen Regelungen hinaus anzubieten, was z. B. Informations- und Vermitt-
lungsangebote oder finanzielle Zuwendungen beinhaltet. Von den KMU halten
hingegen nur 10 % solche MaBnahmen vor. Bei den Kleinstunternehmen (bis
9 MA) waren es 0 % (ebd.). Das ist auch die Unternehmensgrofie, in wel-
cher die Beschiftigten am unzufriedensten mit der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf sind (ebd., S. 29). Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass
positive Kennzahlen eng mit der Implementierung und Wahrnehmung famili-
enfreundlicher Malnahmen zusammenhingen. Unternehmen, die die genannten
MafBnahmen anbieten, zeigen tendenziell bessere Ergebnisse in Bezug auf die
Mitarbeiterzufriedenheit, Bindung und Gleichstellung. Im Gegensatz dazu sind
negative Kennzahlen oft Indikatoren fiir eine Unternehmenskultur, die nicht aus-
reichend auf die Bediirfnisse von Beschiftigten eingeht, insbesondere in Bezug
auf die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege. Ein Mangel an Unterstiitzung kann
zu einer geringeren Bindung und einer ungleichen Verteilung von Teilzeitar-
beit fithren, was wiederum die allgemeine Zufriedenheit und Produktivitit der
Belegschaft beeintrichtigen kann. Die Prognos-Studie ist ein exemplarisches Bei-
spiel fiir die Bedeutung von ,.grauer Literatur” auf dem Forschungsgebiet der
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Ein ausschliefliches Stiitzen auf wissen-
schaftliche Journalartikel wiirde zu einer verzerrten Datengrundlage und zu einem
unvollstindigen Wissensstand fiihren.
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4.2 Relevanz grauer Literatur fiir die Analyse der
Unternehmensperspektive

Fiir die Darstellung eines umfinglichen Forschungsstandes zur Vereinbarkeits-
lage von Pflege und Beruf in KMU sind Unternehmensbefragungen, welche die
Fiihrungs- oder Personalleitungsebene fokussieren, von besonderer Bedeutung.
Unberiicksichtigt bleiben hingegen Befragungen von Beschiftigten mit familid-
ren Sorgeaufgaben, die zum Ziel haben, Unternechmen Hinweise zur Steigerung
der Arbeitgeberattraktivitit zu geben. Solche Ergebnisse entstehen primir aus den
Bediirfnissen, Priorititen und Erwartungen von Mitarbeiter:innen. Aus diesem
Grund fallen z. B. die kiirzlich veroffentlichten Studien der Prognos AG (2024)
mit dem Titel ,,Familienfreundliche Arbeitgeber: Eine Attraktivitiitsstudie* und die
Trendreporte von Randstadt mit dem jeweiligen Titel ,,New Work* (2021, 2023)
aus der Betrachtung heraus. Diese Studie konzentrieren sich auf die Perspek-
tive von erwerbstitigen Eltern und pflegenden Angehorigen. Ebenfalls wurden
Studien ausgeschlossen, die zwar die Unternehmensperspektive beinhalteten aber
nicht ausschliellich auf Pflege und Beruf ausgelegt waren. Exemplarisch hierfiir
sind die KfW-Mittelstandspanels (KfW Research 2021, 2023a, 2022), die IfM-
Bonn Zukunftspanels (2021, 2023), die EY Jobstudien (2021, 2022, 2023) und
Veroffentlichungen vom Erfolgsfaktor Familie (BMFESFJ). Die betriebswirtschaft-
lich angelegten Studien benennen zwar eine gute Vereinbarkeit von Familie und
Beruf als ein zentrales Instrument zur Fachkriftesicherung, konzentrieren sich
dann aber fast oder ausschlieBlich auf erwerbstitige Miitter und Viter. Pflegende
Angehorige kommen maximal am Rand vor (exemplarisch dafiir Prognos AG
2022). Fiir die Analyse der Sichtweise von KMU wurden acht Querschnittsstu-
dien ausgewdhlt, die sich durch ihre wissenschaftliche Relevanz und thematische
Bandbreite auszeichnen. Diese Studien decken Aspekte ab, die sowohl spezi-
fische Herausforderungen in kleinen und mittleren Unternehmen untersuchen,
als auch die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf betriebliche Unterstiit-
zungsangebote. Recherchiert wurden die Studien iiber Google Scholar, mittels
Schliisselwortsuche, und iiber wissenschaftliche Netzwerkkontakte (z. B. Beirat
fiir die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf), die regelmifig Informationen zu
Neuerscheinungen erhalten. Die Auswahl der Studien basierte auf den Kriterien
der Aktualitit, der Relevanz und der Diversitidt von methodischen Ansitzen. Das
heifit, dass die Verdffentlichung nicht lianger als zehn Jahre zuriickliegen durf-
ten, um einen zeitgeméfBen Einblick in das Thema zu bieten. Zudem sollten sie
auf zentrale Aspekte der Vereinbarkeit, wie z. B. betriebliche Ma3nahmen, recht-
liche Rahmenbedingungen und individuelle Belastungen von KMU ausgerichtet
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sein. Die acht ausgewihlten Studien wurden einer thematischen Vergleichsana-
lyse unterzogen®, deren Ergebnisse in Tabelle 4.1 dargestellt sind.* Im Anschluss
erfolgt die Biindelung der Erkenntnisse und eine systematische Darstellung von

Gemeinsamkeiten und Unterschieden.

Tab.4.1 Ubersicht Querschnittsstudien zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf

Titel | Autor:innenl Jahr | Hrsg.

Fokus und Methodik

Hauptbefunde

Vereinbarkeit von Beruf und
Pflege in Kleinstunternehmen
in NRW

Spee, A. & Hampel, S. (2023)
Kuratorium Deutsche Altershilfe
(KDA)

Kleinstunternehmen mit
3-12 Beschiiftigten (n = 5)
Fokusgruppeninterviews
mit Unternehmer:innen
(qualitativ)

Zeigt spezifische Barrieren
und Strategien kleiner
Betriebe aufgrund
begrenzter Ressourcen und
fehlendem Wissen auf.

Wie unterstiitzen die
Unternehmen die
Vereinbarkeit von Beruf und
Pflege? Eine explorative
Typologie

Volz, S.; Evans, M.; Borchers,
U. & Schnecke, J., 2023
Institut fiir Arbeit und Technik
(IAT)

18 KMU bis 249
Beschiftigte (keine
Kleinstunternehmen) und
acht GroBunternehmen (n =
18)

Befragung und explorative
Typologie (qualitativ und
quantitativ)

Zeigt Ansitze fiir gezielte
Unterstiitzungsstrategien
auf.

Teilt Unternehmen in drei
Typen ein ,,Allrounder,
. Kiimmerer* und
,.Soforthelfer®.

Beruf und Pflege besser
vereinbaren: Individuelle und
betriebliche Perspektiven als
regionaler Gestaltungsansatz
Volz, S. & Schnecke, J. (2021)
Institut fiir Arbeit und Technik
(IAT)

Drei kleine Unternehmen,
drei mittlere Unternehmen
und vier GroBunternehmen
(keine Kleinstunternehmen)
(n=10)

Telefoninterviews und
Fallstudien

Zeigt die Notwendigkeit
einer Verkniipfung von
individuellen und
betrieblichen Mafinahmen
sowie die grofie Bedeutung
regionaler Netzwerke.

(Fortsetzung)

3 Aufgrund der begrenzten Moglichkeiten zur systematischen Suche nach Querschnittstu-
dien, besteht keine Garantie auf Vollstindigkeit. Die Recherche nach geeigneten Forschun-
gen zum Thema wurde bis einschlieflich Mai 2024 durchgefiihrt. Eingeschlossen wurden
Studien ab 2015.

4 Eine ausfiihrliche Darstellung der Tabelle findet sich in Anhang 2 im elektronischen Zusatz-
material.
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Tab.4.1 (Fortsetzung)

Titel | Autor:innenl Jahr | Hrsg.

Fokus und Methodik

Hauptbefunde

Untersuchung von Pflege und
Beruf in Unternehmen.
MaBnahmen und
Unterstiitzungsangebote fiir
Beschiiftigte wihren der
COVID-19-Pandemie
Kienbaum Consultants
International GmbH (2020)
Bundesministerium fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSE))

KMU und
GroBunternehmen (n = 253;
keine Kleinstunternehmen)
CATI-Telefoninterviews
sowie 10 qualitative
Interviews mit
pflegefreundlichen
Unternehmen, die je fiir den
Otto-Heinemann-Preis
nominiert sind (qualitativ
und quantitativ)

Zeigt, wie externe Krisen
Vereinbarkeitsmaflnahmen
beeinflussen und dass
Flexibilisierung sowie
Ad-hoc-MaBnahmen
dominieren, jedoch oft
unzureichend umgesetzt
werden.

Initiative zu Empowerment
durch Partizipation.
Bedarfsanalyse und
Losungswerkstatt regionaler
KMU der Wolfsburg AG
Heitmann-Moller, A.; Hasseler,
M. & Ruppert, S. (2019b)

Mittlere- und
Grofunternehmen mit 50
bis 1.200 Beschiiftigten (n
= 10; keine
Kleinstunternehmen)
leitfadengestiitzte
Interviews,

Zeigt die
Herausforderungen und
Strategien von Unternehmen
in strukturschwachen
Regionen. Diese sind meist
nicht auf die
Doppelbelastung von

Ostfalia Hochschule, Photovoice-Workshops Mitarbeitenden vorbereitet.
Niedersachsen (Wolfsburg) (qualitativ)
Fortschrittsindex KMU und Zeigt die Relevanz

Vereinbarkeit. Ergebnisse
einer reprisentativen
Unternehmensbefragung
Prognos AG, 2019

Erfolgsfaktor Familie (BMFSFJ)

GroBunternehmen (n = 607,
davon 10 %
Kleinstunternehmen)
CATI-Telefoninterviews mit
Fragebogen (quantitativ)

familienfreundlicher
Unternehmenskulturen und
dass diese mit positiven
Unternehmenskennzahlen
korrelieren.

Vereinbarkeit von Beruf und
Pflege. Quantitative
Unternehmensbefragung
Eggert, S.; Sulmann, D. &
Teubner, C. (2018)

Zentrum fiir Qualitét in der
Pflege (ZQP)

KMU und
GroBunternehmen (n = 401;
keine Kleinstunternehmen)
CATI-Telefoninterviews mit
Fragebogen (quantitativ)

Zeigt spezifische
Anforderungen an
Demenzpflege in
Unternehmen.
Demenzpflege ist besonders
belastend; Unternehmen
bieten selten spezifische
MaBnahmen an.

Vereinbarkeit von Beruf &
Pflege aus Unternehmenssicht.
Quantitative
Unternehmensbefragung
Eggert, S.; Naumann, D. &
Teubner, C. (2015)

Zentrum fiir Qualitit in der
Pflege (ZQP)

KMU und
Grofunternehmen (n = 200;
keine Kleinstunternehmen)
sowie Erwerbstitige ab
Jahren (n = 2.015)
CATI-Telefoninterviews mit
Fragebogen (quantitativ)

Zeigt den Bedarf an
pflegesensiblen Strategien.
Flexible Arbeitszeitmodelle
dominieren; viele
MaBnahmen bleiben
untergenutzt.
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Die thematische Analyse der acht Querschnittsstudien fokussiert auf folgende
Schwerpunkte: (1) Betriebliche Mafinahmen und die Frage, welche Strategien
Unternehmen verfolgen, um die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu fordern.
(2) Individuelle Belastungen und die Frage, welche Auswirkung die Pflegeverant-
wortung auf berufstitige Angehorige und ihre Arbeitgeber:innen hat. (3) Externe
Rahmenbedingungen und die Frage, wie sich gesetzliche und gesellschaftliche
Faktoren auf die Vereinbarkeit auswirken. Mit diesem thematischen Fokus lassen
sich die Studien wiederum in drei Hauptbereiche gliedern: Unterstiitzungsange-
bote in Unternehmen; Herausforderungen und Belastungen sowie Strategien und
Losungen.

4.2.1 Unterstiitzungsangebote in Unternehmen

Jede der Studien untersucht, welche Maflnahmen zur Forderung der Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf in den befragten Unternehmen vorhanden sind. Dabei
finden sich, dhnlich wie im systematischen Literaturreview, die flexiblen Arbeits-
modelle als zentralstes Element wieder. Es sind die am Haufigsten angebotenen
und genutzten Maflnahmen, um Pflege und Beruf zu vereinbaren. Ein eindriick-
liches Beispiel hierfiir liefert die Prognos AG-Studie (2019, S. 18), die einen
Unternehmensanteil von 84 % ermittelte, welcher flexible Arbeitszeitregelungen
vorhilt. Dabei betont sowohl die Prognos-Studie als auch andere Erhebun-
gen, dass Flexibilisierungsangebote, besonders in KMU, die wichtigste und oft
auch einzige Ressource ist, um pflegenden Mitarbeitenden entgegenzukommen
(Heitmann-Moller et al. 2019b, S. 9; KDA 2023, S. 22). Diese Modelle umfassen
Gleitzeitregelungen, reduzierte Arbeitszeiten, flexible Schichtpline und kurz-
fristige Anpassungen an individuelle Bediirfnisse. Wie diese umgesetzt werden
unterscheidet sich teils deutlich. Wihrend GroBunternehmen meist strukturierte
und formalisierte Flexibilitdtskonzepte anbieten, greifen KMU oft auf informelle
Absprachen zuriick (ZQP 2018, S. 9; Heitmann-Mdller et al. 2019b, S. 7 ff.;
KDA 2023, S. 27). Besonders hervorzuheben ist, dass flexible Arbeitszeitmodelle
zwar héufig vorhanden sind, ihre tatséichliche Nutzung jedoch von betrieblichen
Rahmenbedingungen und der Unternehmenskultur abhidngt (ZQP 2015, S. 13;
Kienbaum 2020, S. 30). So werden diese Maflnahmen von Beschiftigten nur
dann positiv wahrgenommen, wenn sie aktiv kommuniziert werden und Fiih-
rungskrifte diese unterstiitzen. Gleichzeitig weisen die Studien darauf hin, dass
Flexibilitdt allein nicht ausreicht, um die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
nachhaltig zu gewihrleisten, da sie lediglich kurzfristige Entlastungen bieten und
keine strukturellen Probleme 16sen konnen (IAT 2021, S. 13 ff.).
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Weitere Mallnahmen beziehen sich auf die Informations- und Beratungsange-
bote sowie auf eine finanzielle Unterstiitzung fiir Beschiftigte. Die Strategien sind
zu den innovativen Mafnahmen zu zéhlen, die sich bereits als eigene Kategorie in
der Analyse der Journalartikel herausstellten. Insbesondere die Bereitstellung von
Informationen iiber rechtliche Regelungen, externe Pflegeangebote und betriebli-
che Unterstiitzungsprogramme werden als wertvoll angesehen, um Mitarbeitende
bei der Organisation ihrer Pflegeverantwortung zu entlasten (ZQP 2015, S. 7,
Prognos AG 2019, S. 26; KDA 2023, S. 31; Volz et al. 2023, S. 10). Kleinere
Unternehmen setzen dabei auf die Zusammenarbeit mit externen Beratungsdiens-
ten oder Familienservices, wihrend groere Betriebe hiufig interne Anlaufstellen
etablieren (Kienbaum 2020, S. 9; IAT 2021, S. 10). Die Studien zeigen jedoch,
dass diese Angebote oft unzureichend bekannt sind, da sie nicht aktiv kommuni-
ziert oder an die spezifischen Bediirfnisse der Mitarbeitenden angepasst werden
(ZQP 2018, S. 5 ff.; Kienbaum 2020, S. 19; KDA 2023, S. 39 ff.). Gleichzeitig
wird betont, dass Informations- und Beratungsangebote vor allem in Unternehmen
mit begrenzten Ressourcen eine kosteneffiziente Alternative darstellen konnen,
um andere Mafnahmen zu ergiinzen (Ruppert et al. 2019b, S. 566). Mitarbeitende
in kleinen Unternehmen schitzen laut Befragungen die personliche Nihe zu ihren
Fithrungskriften, fiihlen sich jedoch durch iiberwiegend informelle Regelungen
hiufig in einer Grauzone (IAT 2021; KDA 2023).

Erginzend zu flexiblen Arbeitszeiten und Informationsangeboten ist noch die
finanzielle Unterstiitzung als gesonderte MaBnahme in den Studien zu finden. Sie
kommt zwar vergleichsweise selten vor, wird aber als wirkungsvoll beschrieben.
Besonders Grofunternehmen bieten finanzielle Zuschiisse, etwa fiir Pflegekos-
ten oder externe Unterstiitzungsdienste, wihrend solche Mafnahmen in KMU
kaum vorkommen (Volz et al. 2023, S. 10; Prognos AG 2019, S. 43). Diese
Zuschiisse sind zwar hilfreich, jedoch gegeniiber Flexibilisierungsangeboten als
weniger relevant gewichtet (ebd.).

4.2.2 Herausforderungen und Belastungen fiir
Unternehmen und pflegende Angehérige

Die Schwierigkeiten bei der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege werden in
den Publikationen sowohl aus Sicht der Unternehmen als auch der pflegen-
den Beschiftigten thematisiert. Bei Letzteren stehen insbesondere korperliche
und emotionale Belastungen im Vordergrund, wihrend auf Unternehmensseite
strukturelle und wirtschaftliche Herausforderungen betont werden. Emotionale
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Belastungen entstehen hdufig im direkten Zusammenhang mit der Notwendig-
keit zur Vereinbarkeit (etwa durch zeitliche Doppelbelastung) und nehmen zu,
wenn die Pflegesituation akut oder besonders aufwendig ist, was zu erhohtem
Stress fiihren kann (ZQP 2018, S. 12; Heitmann-Moller et al. 2019b, S. 13 ff;
IAT 2021, S. 16; Volz et al. 2023, S. 9). Hinzu kommen berufliche Nachteile,
da die erforderliche Flexibilitit pflegender Angehoériger oftmals nicht mit den
betrieblichen Rahmenbedingungen vereinbar ist, was sich negativ auf die Kar-
riereentwicklung auswirken kann (ZQP 2018; Ruppert et al. 2019b; Volz et al.
2023).

Neben der Perspektive pflegender Angehoriger thematisieren die Studien auch
strukturelle Schwichen auf Unternehmensseite. Als zentrale Probleme werden
begrenzte personelle und finanzielle Ressourcen, fehlendes Wissen sowie das
Fehlen langfristiger Strategien zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf genannt
(Kienbaum 2020; IAT 2021; KDA 2023). In der Praxis fiihrt dies hdufig zu
improvisierten oder punktuellen Malnahmen, wie Untersuchungen von Spee und
Hampel (2023, S. 30) sowie Vo6lz und Schnecke (2021, S. 12) zeigen. Zwar
sind sich viele Unternehmen der besonderen Anforderungen pflegender Mitarbei-
tender bewusst, jedoch mangelt es ihnen oft an den nétigen organisatorischen,
personellen oder finanziellen Voraussetzungen, um entsprechende Angebote dau-
erhaft bereitzustellen (Heitmann-Moller et al. 2019b; IAT 2021; KDA 2023). Die
Studien identifizierten hierfiir mehrere zentrale Hemmnisse:

— Vorbehalte gegeniiber einem offenen Umgang mit pflegenden Angehérigen
(ZQP 2015; Heitmann-Moller et al. 2019b).

— Kein wahrgenommener Unterschied zwischen den Bediirfnissen von Eltern
minderjdhriger Kinder und pflegenden Angehorigen (ZQP 2015; KDA 2023).

— Vereinbarkeit fiir pflegende Angehorige hat geringerer Prioritdt als andere
Themen (ZQP 2018; Volz et al. 2023).

— Fehlende systematische Erfassung von betroffenen Mitarbeitenden und Unwis-
senheit zu vorhandenen Mafinahmen und welche davon helfen (ZQP 2015,
2018; Heitmann-Modller et al. 2019b; Kienbaum 2020; IAT 2021; Volz et al.
2023; KDA 2023).

— FEingeschrinkte formalisierte Flexibilisierungsregelungen. Verhandlungen fin-
den ausschlieBlich auf individueller Ebene statt (Heitmann-Moller et al. 2019b;
Kienbaum 2020; IAT 2021; KDA 2023).

— Einfiihrung von speziellen Malnahmen fiir pflegende Angehorige ist zu
aufwendig und/oder zu teuer (ZQP 2018; KDA 2023).

— Biirokratischer Aufwand und Inanspruchnahme der gesetzlichen Regelungen
wird als zu kompliziert empfunden (Kienbaum 2020; KDA 2023).
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— Fehlende spezifische und kostenlose Beratungsangebote fiir Unternehmen
(Kienbaum 2020; KDA 2023).

Besonders die Studien, die Kleinst- und Kleinunternehmen befragten, sind hiu-
fig auf einen Mangel an Ressourcen fiir die Beschaffung von Informationen
und spezifischen Angeboten fiir pflegende Angehorige getroffen. Es fehlen ihnen
ganz allgemein die finanziellen Mittel wie auch das Personal, um strukturierte
Programme oder langfristige VereinbarkeitsmaBnahmen zu etablieren. Stattdes-
sen dominieren improvisierte Losungen. Diese werden aber nicht durchgéingig
negativ bewertet, da sie den Unternehmen mehr Handlungsspielraum bei der
Bewiltigung tédglicher Arbeitsaufgaben geben. Ein groBes Risiko fiir kleine
Unternehmen sind kurzfristige Ausfille von Mitarbeitenden, die durch akute Pfle-
gebedarfe verursacht werden konnen. In den Fillen wenden Betriebe mit wenigen
Beschiiftigten interne Gestaltungsmoglichkeiten an, welche zu einem ressour-
censchonenden Management passen. In Akutsituationen zielen die Malnahmen
darauf ab, sowohl die Belastung der Mitarbeitenden als auch die betrieblichen
Auswirkungen moglichst gering zu halten.

4.2.3 Strategien und Losungen fiir Unternehmen

Abgeleitet aus den identifizierten Hemmnissen zur Vereinbarkeit schlagen die
Studien eine Reihe von innovativen und bewihrten Praktiken vor, um die Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf nachhaltig zu fordern. Auf betrieblicher Ebene
wird insbesondere die Einfiihrung langfristiger Flexibilitdtskonzepte hervorgeho-
ben. So empfehlen V6lz und Schnecke (2021, S. 18) die Etablierung flexibler
Arbeitszeitkonten, die es pflegenden Mitarbeitenden ermoglichen, Arbeitszeiten
tiber ldngere Zeitrdume anzupassen, um den wechselnden Anforderungen der
Pflege gerecht zu werden. Ein weiterer zentraler Ansatz ist die Forderung einer
pflegesensiblen Unternehmenskultur. ZQP (2015, S. 15) betont, dass es ent-
scheidend sei, Pflege als integralen Bestandteil des Arbeitslebens anzuerkennen
und bestehende Stigmatisierungen abzubauen. Dazu gehort die Schaffung eines
offenen Austauschs iiber Pflegebedarfe, der von Fiihrungskriften aktiv unter-
stiitzt wird. Auf individueller Ebene konnen Coaching- und Trainingsprogramme
dabei unterstiitzen, die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege besser zu bewiltigen.
Laut ZQP (ZQP 2018) helfen insbesondere Schulungen zu Themen wie Zeit-
management und Stressbewiltigung, um pflegende Mitarbeitende im Alltag zu
entlasten. Ergénzend dazu schlagen Volz, Borchers und Schnecke (2023, S. 14)
den Aufbau regionaler Netzwerke vor, die nicht nur Unternehmen miteinander
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verkniipfen, sondern auch den Zugang der Mitarbeitenden zu externen Beratungs-
und Unterstiitzungsangeboten erleichtern sollen. Die Studien zeigen dariiber hin-
aus, dass die Verbesserung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf auch auf
gesellschaftlicher Ebene umfassende Strategien und Reformen erfordert. Eine zen-
trale Rolle spielt dabei die Forderung durch staatliche Anreize. Die ZQP-Studien
(2015, 2018) heben die bestehende rechtliche Regelungen wie das Pflegezeit-
und das Familienpflegezeitgesetz als wichtige Grundlagen fiir die Absicherung
pflegender Erwerbstétiger hervor. Dennoch erreichen diese Regelungen nicht
alle Betroffenen, insbesondere Beschiftigte in kleineren Unternehmen, welche
nicht verpflichtet sind, entsprechende Anspriiche zu gewihren. Ein Reformbedarf
wird insbesondere im Bereich des Pflegezeitgesetzes erwihnt. Die IAT-Studie
(2021) und die Kienbaum-Studie (2020) sprechen sich fiir eine Vereinfachung
und Ausweitung bestehender Regelungen aus, dhnlich wie sie wihrend der Covid-
19-Pandemie temporér galten. Ziel ist es, finanzielle und administrative Hiirden
abzubauen. Konkret sollte der Zugang zu Lohnersatzleistungen wie dem Pflege-
unterstiitzungsgeld erleichtert und das Antragsverfahren durch weniger Biirokratie
vereinfacht werden (ebd.). Dariiber hinaus wird eine bessere Einbettung in regio-
nale Strategien als gesellschaftliche Aufgabe betrachtet. Volz et al. (2023, S. 14)
heben hervor, dass regionale Netzwerke nicht nur Unternehmen miteinander
verkniipfen, sondern auch dazu beitragen, strukturelle Ungleichheiten zu ver-
ringern. Besonders in ldndlichen Gebieten konnten Kooperationen mit lokalen
Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen sowie digitale Plattformen den Zugang zu
Unterstiitzungen erleichtern (ebd.). Auch die KDA-Studie (KDA 2023, S. 44)
betont die Notwendigkeit regionaler Netzwerke, die in bestehende branchenspe-
zifische Strukturen integriert werden konnen, um Pflegevereinbarkeit als Thema
zu etablieren. Es wird empfohlen, diese Ansétze durch steuerliche Anreize oder
staatlich unterstiitzte Beratungsstellen zu ergénzen, um regionale Unterschiede
abzubauen und KMU zu entlasten. Heitmann-Moller et al. (2019b, S. 30 ff.)
schlagen zusitzlich eine niedrigschwellige Fachberatung vor, die betriebliche
MaBnahmen sinnvoll erginzt. Diese Angebote sollten staatlich gefordert und lokal
verfiigbar sein, um sowohl Mitarbeitende als auch Arbeitgeber:innen in kleinen
und mittleren Unternehmen gezielt zu unterstiitzen. Zusétzlich wird die Notwen-
digkeit hervorgehoben, regionale Fachkriftepools aufzubauen (Heitmann-Moller
et al. 2019b, S. 31), die kurzfristig entlastend wirken konnen.

Die Studien zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Unternehmen zeich-
nen ein weitgehend einheitliches Bild der zentralen Herausforderungen und
MaBnahmen. Dennoch unterscheiden sie sich deutlich in ihrem Schwerpunkt
und der inhaltlichen Tiefe. Besonders auffillig ist der Mangel an langfristigen
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und branchenspezifischen Analysen, obwohl die Ergebnisse in vielen Berei-
chen iibereinstimmen. Ein zentrales gemeinsames Thema ist die Notwendigkeit
von Flexibilitit und spezifischen Maflnahmen zur Unterstiitzung von Beschif-
tigten mit Pflegeverantwortung. Mehrere Studien, darunter die von Volz et al.
(2023) und Kienbaum Consultants International GmbH (2020), betonen die
Bedeutung flexibler Arbeitszeitmodelle, Homeoffice-Optionen und spezifischer
Pflegezeitregelungen. Die Studien identifizieren zudem einen allgemeinen Man-
gel an struktureller Unterstiitzung und formellen Mafinahmen in Unternehmen,
insbesondere in kleineren Betrieben, was zu einer Belastung fiir pflegende Mit-
arbeitende fiihrt. Weiterhin wird betont, dass ein erheblicher Bedarf an Wissen
und Schulung hinsichtlich der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege besteht. Viele
Unternehmen sind sich der Anforderungen und Unterstiitzungsbedarfe ihrer pfle-
genden Beschiftigten nicht ausreichend bewusst, was zu einer unzureichenden
Unterstiitzung fiihrt.

Trotz dieser Gemeinsamkeiten zeigen die Studien auch signifikante Unter-
schiede in den Ergebnissen und Schwerpunkten. Beispielsweise legt die Studien
der Prognos AG (2019) einen stirkeren Fokus auf die Vereinbarkeit von Beruf
und Pflege als strategisches Instrument zur Fachkriftesicherung und betonen die
Wichtigkeit dieser MaBnahmen fiir die langfristige Bindung von Mitarbeitenden.
Im Gegensatz dazu konzentrieren sich die Studien von Heitmann-Moller et al.
(2019b) und Volz & Schnecke (2021) auf die betriebliche Umsetzung und die
Notwendigkeit regionaler Netzwerke und informeller Hilfen. Ein weiterer Unter-
schied liegt in den methodischen Ansitzen. Wihrend einige Studien, wie die
von Spee & Hampel (2023), qualitative Methoden wie Fokusgruppeninterviews
verwenden, setzen andere wie die Studie von Kienbaum Consultants International
GmbH (2020) auf eine Kombination aus qualitativen und quantitativen Methoden,
um ein breiteres Spektrum an Daten zu erfassen. Diese methodischen Unter-
schiede fiihren zu variierenden Ergebnissen in Bezug auf die Wahrnehmung und
Implementierung von PflegeunterstiitzungsmafSnahmen. Einigkeit besteht in allen
Studien dariiber, dass flexible Arbeitszeitmodelle die grundlegende Voraussetzung
fiir die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege darstellen. Zugleich zeigt sich, dass
Kleinstunternehmen in der Mehrzahl der Erhebungen unterreprésentiert sind, was
die Aussagekraft in Bezug auf diese Unternehmensgruppe einschrinkt. Ledig-
lich eine Studie (KDA 2023) untersucht explizit Unternehmen mit weniger als
neun Beschiftigten und ihre spezifischen Herausforderungen, wihrend die ande-
ren Studien sich auf kleine, mittlere und grole Unternehmen konzentrieren. Diese
geringe Beriicksichtigung von Kleinstunternehmen in der Forschung verdeutlicht
den Bedarf an weiteren Untersuchungen, um deren spezifische Rahmenbedingun-
gen und Unterstiitzungsbedarfe besser zu erfassen. Immerhin machen sie 82 %
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aller KMU aus und beschiftigen knapp 19 % der dort titigen Personen. Ein
Anteil, der ihre stirkere Einbindung in zukiinftige Studien dringend erforderlich
macht.

4.3 Leitfaden fiirs Regal: Wie man Pflege und Beruf
theoretisch vereinbaren konnte

Neben empirischen Studien zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf stellen ver-
schiedene Institutionen praxisorientierte Leitfiden bereit, die sich gezielt an
Unternehmen richten. Ziel dieser Materialien ist es, konkrete Handlungshilfen,
Beispiele und Erfahrungsberichte bereitzustellen, mit denen Unternehmen ihre
personalpolitischen Maflnahmen iiberpriifen und erweitern konnen. Gleichzeitig
sollen sie dazu motivieren, aktiv zur Verbesserung der Vereinbarkeit beizutragen.
Im Mittelpunkt steht dabei ein Verstidndnis von Personalpolitik, das Pflege als
zentrales Handlungsfeld begreift. Obwohl zahlreiche Leitfaden kostenlos online
verfiigbar sind, deuten Ergebnisse vorangegangener Studien darauf hin, dass sie in
vielen Betrieben kaum bekannt oder genutzt werden. Viele Unternehmen haben
keinen Uberblick dariiber, wie viele pflegende Angehdrige bei ihnen beschif-
tigt sind oder wie sie diese gezielt unterstiitzen konnen. Vor diesem Hintergrund
wurden ausgewéhlte Leitfdden hinsichtlich ihrer Inhalte und Anwendungsfreund-
lichkeit untersucht. Die Auswahl folgte einem #hnlichen Schema wie bei der
Literaturrecherche:

— Leitfdden ab 2015, um sicherzustellen, dass die Neuerungen des Familienpfle-
gezeitgesetztes beriicksichtigt sind.

— Leitfdden musste sich explizit dem Thema der Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf widmen.

— Bei der Suche kamen Schliisselbegriffe zum Einsatz, die auch bei der
Literaturrecherche verwendet wurden. Ausnahme bildeten englischsprachige
Termini. Sie sind fiir den Anwendungsbereich der Unternehmen innerhalb
Deutschlands nicht relevant.

— FEine weitere Ausnahme stellte die Suche nach Unternehmensgroflen dar. Hier
wurde auf eine Einschrinkung bei der Suche verzichtet, da es wahrscheinlich
ist, dass VereinbarkeitsmaBnahmen nicht spezifisch nach Unternehmensgrofie
aufgeschliisselt sind.

Im Rahmen der Onlinerecherche nach den genannten Suchkriterien wurden neun
Leitfdden identifiziert, die sich explizit mit der Vereinbarkeit von Pflege und
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Beruf in Unternehmen befassen. Zwar standen rein quantitativ mehr Leitfdden
zur Verfiigung, jedoch wiesen viele davon inhaltliche Uberschneidungen auf.
Grund dafiir ist, dass sie hdufig von iibergeordneten Projektstellen herausgegeben
wurden und fiir mehrere Landkreise gleichzeitig gelten. Besonders in Nordrhein-
Westfalen ist das auffillig. Hier gibt es das Kompetenzzentrum Frau und Beruf
,,Competentia NRW*, welches u. a. fiir die Region Bonn/Rhein-Sieg und Siegen-
Wittgenstein, den Kreis Mettmann und das Westfilische Ruhrgebiet Leitfdden
herausgegeben hat, die sich inhaltlich dhneln bzw. identisch sind. Daher wurden
aus dieser Rubrik nur zwei Beispiele ausgewihlt. Auch die Deutsche Industrie-
und Handelskammer (DIHK) greift auf bestehende Leitfadeninhalte zuriick. Die
inhaltlich identischen Versionen unterscheiden sich lediglich durch die regionale
Kennzeichnung. Die DIHK kooperiert zudem mit anderen Institutionen, etwa
dem Bundesfamilienministerium und dem Unternehmensnetzwerk ,,Erfolgsfaktor
Familie®. Ein Beispiel ist der gemeinsam herausgegebene Praxisleitfaden ,, Pfle-
gende Beschdiftigte brauchen Unterstiitzung. Leitfaden fiir eine gute Vereinbarkeit
von Beruf und Pflege“ aus dem Jahr 2020 (BMFSFJ 2020).

Alle recherchierten Leitfaden haben durchschnittlich 2040 Seiten und bieten
einen kompakten Uberblick. Fiir eine gute Lesbarkeit sorgen klare Gliederun-
gen, grafische Darstellungen, hervorgehobene Hinweisfenster mit Tipps oder
Zusammenfassungen sowie ein ansprechendes Gesamtlayout. Vielfiltige Anwen-
dungsbeispiele von Unternehmen verschiedener GroBenklassen erméglichen eine
gute Ubersetzung der prisentierten Gesetze, Arbeitszeitmodelle und individu-
ellen Regelungen fiir Mitarbeitende. Ihre Schreibweise ist so gestaltet, dass
sich Unternehmen direkt angesprochen fiihlen. Alle Leitfaden sind frei ver-
fiigbar und konnen heruntergeladen werden. Anzumerken ist, dass in nur drei
Leitfdden der Fokus auf KMU liegt. Die in den Leitfdden aufgefiihrten Unter-
nehmensbeispiele stammen ausschlieflich aus kleinen, mittleren und grofien
Unternehmen. Auffillig ist dabei, dass insbesondere mittlere Unternehmen mit bis
zu 250 Beschiftigten iiberdurchschnittlich hiufig vertreten sind. In allen anderen
Leitfdden, die nicht auf eine bestimmte Unternehmensgréfe abzielen, sind haupt-
séchlich Unternehmen mit mehr als 250 Beschiftigten in den Praxisbeispielen
vertreten. Die Ubersicht in Tabelle 4.2 zeigt die neun recherchierten Leitfi-
den. Darauf folgt eine inhaltliche Zusammenfassung von Ubereinstimmungen und
pragnanten Punkten.
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4.3.1 Kerninhalte und praktische Ansdtze der Leitfiden

Die Leitfaden konzentrieren sich in ihrem Kern auf eine pflegesensible Unter-
nehmenskultur bzw. Personalpolitik. Dabei halten sie die Unternehmen an, zu
hinterfragen, inwiefern die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf iiber festgestellte
Bedarfe bereits beriicksichtigt wird. Vier wesentliche Fragen finden sich dazu in
einer dhnlichen Formulierung in allen Leitfdden wieder:

(1) Wissen Sie, wie viele Beschiiftigte im Unternehmen Angehorige pflegen?

(2) Gibt es bereits Malnahmen oder konnen Angebote, die bislang vorrangig fiir
Eltern galten, auf pflegende Angehorige iibertragen werden?

(3) Gibt es eine Sensibilisierung der Fiihrungskrifte und Beschiftigten fiir die
Problemlage?

(4) Gibt es Informationen bzw. Informationsveranstaltungen zu dem Thema?

Die Fragen zeigen eine deutliche Ausrichtung der Anliegen innerhalb der Leit-
fiden, die darauf abzielen, herauszufinden, ob Unternehmen das Thema fiir
sich erkannt haben, bereits Bedarfe ermittelt haben und wie sie Informatio-
nen an Beschiftigte weitergeben. Anhand dieser Fragen bzw. Themenbereiche,
die daraus entstehen, werden Mallnahmen vorgestellt, um das Ziel einer pfle-
gesensiblen Personalpolitik zu erreichen. Bevor die konkreten Mafinahmen in
den Leitfaden prisentiert werden, erfolgt in allen Ausgaben eine Beschreibung
der aktuellen Situation von berufstitigen pflegenden Angehorigen und des stei-
genden Pflegebedarfs innerhalb Deutschlands. Die Entwicklung der Zahlen zu
den pflegebediirftigen Menschen wird entweder nach den jeweiligen Regionen
oder bundesweit aufgeschliisselt. Auch die damit verbundenen Herausforderun-
gen werden dargelegt. Diese beziehen sich in Verbindung mit Unternehmen auf
eine steigende Zahl von Mitarbeitenden, welche Pflege und Beruf (kiinftig) mit-
einander vereinbaren miissen sowie auf die Folgen, wenn das Thema ignoriert
wird. Das sind vorrangig betriebliche Folgekosten und eine sinkende Arbeitge-
berattraktivitit. In allen Leitfiden findet sich dazu eine positive Formulierung,
die auf die Steigerung der Attraktivitit eines Unternehmens durch vielfiltige
Vereinbarkeitsmaflnahmen hinweist. Die zugrunde liegende Zielsetzung ist die
Fachkriftesicherung durch eine familienbewusste Unternehmensstrategie. Gelingt
dies nicht, drohen Mehrfachbelastungen, Zeitkonflikte und ein sinkendes Leis-
tungspotenzial bei den Beschiftigten. Mogliche Folgen sind erhdhte Fehlzeiten
oder die Reduzierung bzw. Aufgabe des Arbeitsverhiltnisses, mit entsprechen-
den Auswirkungen auf das Unternehmen, etwa durch den zusitzlichen Aufwand
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bei der Wiederbesetzung von Stellen. Daher raten alle Leitfaden zu einem akti-
ven Gegensteuern. Ein wichtiger Mechanismus hierfiir ist die Informiertheit zu
gesetzlichen und tariflichen Bestimmungen. In jedem Leitfaden findet sich daher
eine Erlduterung zu arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen (z. B. Moglichkeit
auf Teilzeit) und gesetzlich geregelten Leistungen auf Bundesebene. Hierzu zih-
len das Pflegezeitgesetz, das Familienpflegezeitgesetz, die Pflegestirkungsgesetze
I und II sowie die Moglichkeiten auf kurzzeitige Arbeitsverhinderung und die
Inanspruchnahme eins Darlehens zur Uberbriickung von Verdienstausfillen. Das
BMFSFJ hat die gesetzlichen Regelungen im Leitfaden mit dem Titel ,, Bes-
sere Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf* zusammengefasst. Gesetzliche
Regelungen seit dem 1. Januar 2015 mehrsprachig verdffentlicht.

Das Kernstiick der meisten Leitfiden (ausgenommen jener mit rein rechtli-
chem Fokus) ist die Einfithrung einer pflegesensiblen Personalpolitik. Sie bieten
konkrete Anleitungen und praktische Umsetzungsschritte, hiufig in Form klar
strukturierter Schritt-fiir-Schritt-Pldne. Unternehmen ersparen sich dadurch eine
aufwendige Informationsrecherche. Die zentralen Teilschritte lassen sich wie folgt
zusammenfassen:

(1) Informationen sammeln. Zunichst gilt es, sich mit dem Thema vertraut zu
machen und einen Uberblick iiber die Faktenlage zu gewinnen. Dazu gehort
auch, die Situation im eigenen Unternehmen zu erfassen, etwa durch Umfra-
gen, Gespriche oder den Einsatz bereitgestellter Fragebogen und Gesprichs-
leitfiden aus den vorhandenen Materialien. Ein Austausch mit anderen
Unternehmen kann zusitzliche Einblicke in regionale Herausforderungen und
bestehende Mafinahmen liefern.

(2) Bestand erheben. Dieser Schritt umfasst die Ermittlung der Bedarfe der
Beschiftigten sowie die Bestandsaufnahme bereits vorhandener Mafinahmen.
Gegebenenfalls lassen sich bestehende Regelungen, die bisher vor allem fiir
Eltern galten, auch auf pflegende Angehorige iibertragen.

(3) Bedarfe ermitteln. Auf die Bestandserhebung folgt die detaillierte Analyse,
ob bestehende oder geplante Angebote passgenau sind. Dazu gehort die
Auswertung von Mitarbeiterbefragungen, um sowohl kollektive als auch indi-
viduelle Problemlagen zu identifizieren. Die Ergebnisse bilden die Grundlage
fiir gezielte Investitionen in eine bessere Vereinbarkeit von Pflege und Beruf.

4.3.2 Erprobte Konzepte und Standards

Jeder Leitfaden enthdlt Mafnahmen, die in den meisten Unternehmen bereits
implementiert sind oder implementiert sein sollten. Sie werden generell als
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Grundvoraussetzung fiir eine gute Vereinbarung zwischen Beruf und Privatleben
gesehen. Sollten diese fehlen, gelten die genannten Punkte als Anregung fiir eine
mitarbeiterorientierte Personalpolitik. Einer der meistgenannten Aspekte ist die
Flexibilisierung von Arbeitszeit. Dabei wird empfohlen, gefundene Vereinbarun-
gen zu befristen (z. B. Schnupperteilzeit), um die Passfihigkeit fiir Mitarbeitende
und Unternehmen zu priifen. Es folgt die Ausgestaltung der Arbeitsorganisation.
Hierbei sollen betriebliche Angebote und organisatorische Regelungen in einer
Betriebsvereinbarung schriftlich fixiert werden, um allen eine Handlungs- und
Planungsgenauigkeit zuzusichern. Hierzu konnen Regelungen einer betriebsinter-
nen Freistellung ebenso gehoren wie flexible Pausen oder Beratungsangebote fiir
Pflegende. Die Diskussion iiber den Arbeitsort findet sich auch in allen Leitfa-
den. Hier geht es um die Entfernung von Arbeits-, Wohn- und Pflegeorten. Alles
sollte moglichst nah beieinander liegen, um lange Pendelzeiten zu minimieren.
Vorgeschlagene Losungen reichen von alternierenden Heim- bzw. Telearbeitszei-
ten bis hin zu dezentralen Satellitenbiiros, die in der Ndhe des Wohnortes der
Beschiftigten angemietet werden.

Uber all diesen MaBnahmen fiir eine bessere Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf steht die Personalentwicklung. Es wird als entscheidend herausgestellt,
regelmifBige Gespriche mit Mitarbeiter:innen iiber deren berufliche und private
Situation zu fithren. In diesen Gesprichen sollen alle Moglichkeiten der betrieb-
lichen Unterstiitzung aufgezeigt werden. Das ist ebenso entscheidend, wie ein
Verstindnis fiir die Pflegesituation und damit verbundene Stressoren zu erlan-
gen. Herfiir sollen Fiihrungspersonen fortgebildet werden. Auf der anderen Seite
wird zu Schulungen fiir pflegende Angehorige geraten, damit diese z. B. ihr
Zeitmanagement besser gestalten konnen. Auch zum Punkt der Personalentwick-
lung zdhlt das Kontakthalten zu Mitarbeitenden, die voriibergehend wegen einer
Pflegetitigkeit beruflich pausieren. Thnen soll die Moglichkeit geboten werden,
an Weiterbildung, Dienstberatungen und gelegentlichen kleineren Arbeitsein-
sitzen teilzunehmen. Das sind erste Anbahnungen, um einen erfolgreichen
Wiedereinstieg nach der Pflegephase zu gestalten.

All diese MaBnahmen koénnen nur gelingen und zur Umsetzung kommen,
wenn sie bekannt sind und kommuniziert werden. Als zentrale Schliisselfiguren
sind immer wieder Fiihrungskrifte benannt, die das ,,Tabuthema Pflege* iiberwin-
den konnen, indem sie gezielte Angebote unterbreiten. Das gelingt nur, wenn der
Besuch von Schulungen und Weiterbildungen sichergestellt ist. Auch eine externe
Unternehmensberatung kommt dafiir in Frage. Neben der Sensibilisierung von
Fiihrungskriften wird fiir eine gezielte Ansprechperson im Unternehmen gewor-
ben. Die Person kann entweder aus der Belegschaft oder aus dem Personal- oder
Betriebsrat stammen.
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4.3.3 Kritische Analyse der Leitfiden

Die in den Leitfiden prisentierten Inhalte spiegeln eine umfassende und einheit-
liche Ausrichtung auf die Férderung einer pflegesensiblen Personalpolitik wider.
Insbesondere die Vermittlung von gesetzlichen Grundlagen wie dem Pflegezeit-
gesetz (PflegeZG) und dem Familienpflegezeitgesetz (FPfZG) nimmt in allen
untersuchten Leitfdden eine zentrale Rolle ein. Dies schafft eine solide Basis,
um Unternehmen mit den relevanten rechtlichen Rahmenbedingungen vertraut
zu machen. Dariiber hinaus werden in den Leitfiden zahlreiche praktische MaB3-
nahmen vorgestellt, die Unternehmen eine schrittweise Umsetzung erleichtern
sollen, beispielsweise flexible Arbeitszeitmodelle, interne Ansprechpersonen oder
Beratungsangebote fiir pflegende Angehorige.

Die Untersuchung der Leitfidden verdeutlicht eine Reihe von Stirken, Schwi-
chen und potenziellen Optimierungsbereichen. Zu den hervorzuhebenden Stéirken
zdhlt die einheitliche und umfassende Vermittlung gesetzlicher Grundlagen, die
eine solide Wissensbasis fiir Unternehmen schafft. Dariiber hinaus bieten die
Leitfdaden praktische Ansitze wie Checklisten, Gesprichsleitfiden und Beispiele
fiir flexible Arbeitszeitmodelle, die eine direkte Implementierung in den betrieb-
lichen Alltag erleichtern. Die klare Strukturierung und grafische Aufbereitung
der Inhalte tragen zusitzlich zur Nutzerfreundlichkeit bei. Gleichzeitig zeigen
sich Schwichen, die insbesondere die Zielgruppenansprache und die Anwen-
dungsbreite betreffen. Der iiberwiegende Fokus auf GroBunternehmen und die
Vernachldssigung kleiner und mittelstdndischer Unternehmen erschweren die
Ubertragbarkeit der MaBnahmen. Dies gilt insbesondere fiir kostenintensive oder
ressourcenaufwendige Losungen wie Kooperationen mit externen Dienstleistern
oder die Bereitstellung von Belegpldtzen in Pflegeeinrichtungen. Eine weitere
Schwiche stellt die inhaltliche Redundanz dar, die sich vor allem bei regiona-
len Leitfiden zeigt. Viele Inhalte wiederholen sich, da sie auf iibergeordneten
Projekten basieren und lediglich regional angepasst werden.

Abschlielend ist zu konstatieren, dass die zur Verfiigung gestellten Leitfaden
eine sehr gute Moglichkeit fiir Unternehmen darstellen, sich zu informieren und
Anregungen fiir ein proaktives Handeln zu erhalten. Es sind bereits Checklis-
ten und Fragebogen enthalten, die direkt fiir Gespriche mit Beschiftigten zum
Einsatz kommen konnen. In allen Leitfdden sind zudem zusitzliche Informatio-
nen zu Linklisten oder verkniipften Berichten zum Thema enthalten. Es steht ein
umfassendes Angebot zur Verfiigung, das lediglich innerhalb der Unternehmen
zur Anwendung gebracht werden miisste.
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44 Best-Practice statt Best-Paper: Wo
Pflegefreundlichkeit keine Theorie ist

Die Suche nach Projekten erfolgte gesondert, da Best-Practice-Beispiele in der
Regel direkt aus Unternehmen stammen, wihrend Projekte meist von iibergeord-
neten Institutionen initiiert werden und auf eine breite Anwendbarkeit in vielen
Unternehmen abzielen. Einen zentralen Uberblick iiber solche Projekte gibt es
nicht, weshalb die Recherche auf gezielte Schlagwortsuchen angewiesen war. Die
Auswahlkriterien orientierten sich erneut an den Parametern der systematischen
Literaturrecherche. Fiir die Aufnahme in die Analyse mussten Projekte nach 2015
initiiert oder weiterhin aktiv sein und iiber eine eigene Website auffindbar sein.
Beriicksichtigt wurden daher nur Projekte mit aktuellem Bezug. Eine Einschrin-
kung auf KMU erwies sich in diesem Zusammenhang als nicht zielfiihrend, da
es kaum Projekte gab, die ausschlieBlich fiir diese Unternehmensgrof3e konzipiert
waren. Am hiufigsten wurden Projekte in Nordrhein-Westfalen identifiziert. Ein
moglicher Grund dafiir ist, dass dieses Bundesland die meisten Einwohner:innen,
Beschiftigten und Unternehmen aufweist und zugleich die hochste Wirtschafts-
kraft erzielt. Neben zahlreichen GrofBindustrien sind hier auch besonders viele
KMU ansissig.

In die Auswahl aufgenommen wurden Projekte, die aktuell noch bestehen
oder kiirzlich abgeschlossen wurden und iiber eine eigene Website oder einen
Online-Flyer verfiigen. Viele dieser Projekte sind Qualifizierungsmafnahmen fiir
betriebliche Pflegelots:innen bzw. Pflege-Guides, hdufig in Kooperation mit Kran-
kenkassen.’ Nicht beriicksichtig wurden kommerzielle Angebote von Unterneh-
mensberatungen, die sich auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf spezialisiert
haben. Es ist davon auszugehen, dass solche Leistungen vergleichsweise wenig in
Anspruch genommen werden, da es kostenfreie Alternativen mit ebenfalls pass-
genauen Beratungsangeboten gibt. Die nachstehende Ubersicht (vgl. Tab. 4.3)
zeigt ausgewihlte Best-Practice-Projekte zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf,
die sich durch ihre Zielsetzung, MaBnahmen und regionalen Besonderheiten
auszeichnen. Diese Projekte dienen als exemplarische Beispiele fiir innovative
Ansitze, die Unternehmen und Beschiftigte gleichermallen unterstiitzen kdnnen.

5 Ein Anspruch auf Vollstindigkeit kann nicht vollumfinglich gewihrleistet werden, weil
keine zentrale Ubersicht zur Verfiigung steht.
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4.4.1 Ziele und MaBnahmen der Praxisbeispiele

Die analysierten Projekte zur Forderung der Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf weisen mehrere gemeinsame Ansidtze auf. Ein zentrales Element ist
die Durchfiihrung von Schulungen, um Beschiftigte und Fiihrungskrifte auf
die Herausforderungen der Pflege vorzubereiten. Besonders héufig wird die
Qualifizierung betrieblicher Pflegelots:innen betont. Das sind speziell geschulte
Mitarbeiter:innen, die Beschiftigte bei der Organisation von Pflegeaufgaben
unterstiitzen. Sie sind Ansprechpersonen fiir Kolleg:innen, die familidre Pflege
tibernehmen wollen oder miissen. Zudem informieren sie iiber interne und
externe Unterstiitzungsangebote, etwa zu gesetzlichen Regelungen, Pflegeleistun-
gen und individuellen Beratungsdiensten. Pflegelots:innen tragen zur Entlastung
der Betroffenen bei, indem sie auf vorhandene Ressourcen hinweisen und durch
ihre Beratung die Pflegeplanung erleichtern. Unternehmen profitieren von ihnen
durch eine verbesserte Mitarbeiterzufriedenheit und -bindung sowie eine Reduk-
tion von Fehlzeiten durch gezielte Entlastung pflegender Beschiftigter. Neben
dieser direkt adressierten MaBnahme spielen im Vergleich flexible Arbeits-
zeitmodelle eine entscheidende Rolle, um die Balance zwischen Beruf und
Pflegeaufgaben besser bewiltigen zu konnen. Viele Projekte legen auflerdem
Wert auf die Bereitstellung von Informationsmaterialien, um sowohl Angestellte
als auch Unternehmen umfassend iiber pflegerelevante Themen und potenzielle
betriebliche MaBinahmen zu informieren. Ein weiterer gemeinsamer Aspekt ist die
Forderung von Netzwerken und Beratungsangeboten, die den Austausch zwischen
Unternehmen sowie die Implementierung pflegefreundlicher Strukturen erleich-
tern sollen. Diese MaBBnahmen spiegeln die zentralen Bediirfnisse von pflegenden
Arbeitnehmer:innen wider und adressieren die Notwendigkeit flexibler sowie
unterstiitzender Rahmenbedingungen im Arbeitsumfeld. Gleichfalls fallen unter-
schiedliche Ansitze bei der projektspezifischen Schwerpunktsetzung ins Auge.
Einige Projekte sind fiir spezifische Regionen, andere fiir ein ganzes Bundes-
land konzipiert. Die Zielgruppen umfassen alle pflegenden Beschiftigten, mit
Ausnahme des ,,KOBRA*-Projekts, das Maflnahmen speziell fiir Frauen mit Sor-
geverantwortung entwickelte. Interessant sind zudem die Finanzierungsansitze.
Wihrend Informationsmaterialien kostenfrei zu beziehen sind, kosten Schulun-
gen und Workshops (Pflegelots:innen) grofitenteils Geld. Das ist nur dann nicht
der Fall, wenn ein Projekttriger die Kosten iibernimmt, was in Modellprojek-
ten der Fall ist, oder wenn die Angebote von einer Krankenkasse ausgehen. Die
AOK ist hierbei eine Partnerin, welche die Kosten fiir Qualifizierungsangebote
tibernimmt und Unternehmen finanziell nicht belastet.
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Um Qualititskriterien von betrieblichen Standards bemiihen sich bundesweite
Initiativen, die die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf unterstiitzen wollen. Das
Unternehmensnetzwerk ,,Erfolgsfaktor Familie* vom BMFSFJ und das Zertifi-
zierungsprogramm ,.berufundfamilie Service GmbH* sind hierbei in Deutschland
fiihrend. Das erstgenannte Netzwerkprojekt des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend sowie der Spitzenverbdnde der deutschen Wirt-
schaft (BDA, DIHK, ZDH) und des DGB bietet Unternehmen eine Plattform mit
wesentlichen Informationen rund um das Thema Familienfreundlichkeit (Website:
https://www.erfolgsfaktor-familie.de/). Es ist das bundesweit grofite Netzwerk fiir
Unternehmen, welches sich fiir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf einsetzt.
Es hat rund 8.930 Mitglieder (Stand 2024), die alle eine gemeinsame Erkldrung
unterzeichnet haben, die sich zu den Leitlinien einer familienfreundlichen Perso-
nalpolitik bekennt und diese als Teil der Unternehmenskultur versteht. Konkret
wird hier die Unterstiitzung von Miittern und Vitern genannt. Die Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf findet in der Erklirung keine Extraerwidhnung. Auf der
Website gibt es jedoch eine eigene Registerkarte ,,Beruf und Pflege. Dort finden
sich allgemeine Informationen und Leitfiden zur Vereinbarkeit von Beruf und
Pflege, Beispiele aus anderen Unternehmen sowie externe Links zu einem Pod-
cast und zu Web-Seminaren mit Erlduterungen gesetzlicher Regelungen. Unter
dem Meniipunkt ,,Gute Beispiele* werden 75 Unternehmen mit ihren Ideen vor-
gestellt, darunter 18 KMU. Nur eines dieser KMU (mit 160 Beschiftigten)
unterstiitzt pflegende Angehorige direkt, indem Mitarbeitende ihre Urlaubstage
an Kolleg:innen mit Pflegeverantwortung spenden koénnen.

Neben dem Unternehmensnetzwerk gibt es Zertifizierungsprogramme, die
Unternehmen erwerben konnen, um ihre Bemiihungen einer familienfreundli-
chen Personalpolitik sichtbar zu machen. Eines der bekanntesten Zertifikate und
am weitesten verbreitet ist das Audit ,,berufundfamilie Service GmbH*. Die
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf stellt hier eines der Kernthemen dar. Zertifi-
kate wurden erstmals 1999 vergeben. Das Audit ,, Familiengerechte Hochschule
wird seit 2002 angeboten. Seit 1998 wurden rund 1.800 Arbeitgeber:innen mit
dem Zertifikat zum Audit ausgezeichnet. Die berufundfamilie Service GmbH
besitzt die europaweite Lizenz fiir das Audit, das von den Spitzenverbidnden
der deutschen Wirtschaft (BDA, BDI, DIHK und ZDH) empfohlen wird. Auf
der Homepage (Link: https://www.berufundfamilie.de/) befindet sich unter der
Registerkarte ,.Zertifikat* eine Liste der zertifizierten Unternehmen und Hoch-
schule. Die Liste umfasst 24 Seiten und ist letztmalig im Mai 2024 aktualisiert
worden. Aufgefiihrt sind die Zertifikatstrdger und deren Sitz sowie der auditierte
Bereich im Unternehmen und das Datum der Zertifikatsausstellung. Eine Angabe
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zur Unternehmensgrofle findet sich nicht in der Liste und es konnen auf den ers-
ten Blick keine Riickschliisse auf zertifizierte KMU getroffen werden. Auch ist
nicht ersichtlich, fiir welche Mafinahmen und Schwerpunkte das jeweilige Unter-
nehmen das Zertifikat erhielten. Dazu miissten jeweils einzeln die Kurzportraits
angeschaut werden, was bei der hohen Anzahl von Unternehmen nicht effizient
ist. Detaillierter einsehbar sind die Zertifikatsempfinger jeden Jahres. Im Juni
2024 hatten 306 Unternehmen, Institutionen und Hochschulen eine Auditierung
oder Re-Auditierung. Darunter befanden sich drei kleine Unternehmen. Mit 191
waren die meisten grofle oder sehr grofe Unternehmen. Auf den Bereich der
KMU entfielen 112 Unternehmen. Das Audit verwendet eine andere Grofenein-
teilung fiir KMU als das IfM-Bonn. Nach dieser Aufteilung wiren wahrscheinlich
noch weitere Betriebe den GroBunternehmen zuzurechnen.

Zwei Beispiele fiir eine Zertifizierung zur guten Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf sind die Charta zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf (NRW und
Hessen) sowie der Otto-Heinemann-Preis (Berlin). Im Rahmen des Landespro-
gramms konnen teilnehmende Unternehmen die Charta unterzeichnen, um ihr
Engagement fiir eine pflegesensible Unternehmenskultur sichtbar zu machen. Sie
erhalten zudem Zugang zu einem digitalen Portal mit aktuellen Informationen
sowie Moglichkeiten zum Austausch und zur Vernetzung. Der Otto-Heinemann-
Preis wird seit 2015 unter der Schirmherrschaft des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Klimaschutz im Rahmen der Berliner Pflegekonferenz verliehen.
Ausgezeichnet werden Unternehmen mit besonderen Konzepten zur Vereinbarkeit
von Beruf und Pflege, jeweils in drei GroBenkategorien (klein, mittel, groB3). Die
Mehrheit der Preistriger:innen stammt aus groBeren Betrieben. Das kleinste aus-
gezeichnete Unternehmen war 2015 die Kreishandwerkerschaft Cloppenburg mit
50 Beschiftigten. 2023 erhielten die ,,Diakonie ambulant Gesundheitsdienste obe-
res Murrtal e. V.“ (110 Beschiftigte), das ,,Abrechnungszentrum Emmendingen®
(600 Beschiftigte) und die ,REWE Group* (390.000 Beschiftigte) den Preis.

4.4.2 Potenziale und Grenzen der Praxisbeispiele

Die Recherche nach Best-Practice-Beispielen und Zertifizierungsprogrammen
bestitigt das Bild aus der Fachliteratur: Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist
deutlich seltener thematisiert als die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Dieser
Befund verstérkt sich, wenn nach Unternehmensgrofle differenziert wird. Je klei-
ner das Unternehmen, desto weniger Vorbilder stehen KMU zur Orientierung zur
Verfiigung. Ein dhnlicher Eindruck ergab sich bereits bei der Sichtung der Leitfi-
den. Auch diese prisentierten Best-Practice-Beispiele aus Unternehmen, meist
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nach Unternehmensgrofe geordnet, jedoch nicht nach den umgesetzten MaB-
nahmen. Dadurch war es kaum moglich, gezielt pflegespezifische Angebote zu
identifizieren, ohne jedes Beispiel einzeln priifen zu miissen. Denn Unternehmen,
die sich fiir eine familienfreundliche Personalpolitik engagieren, sind nicht auto-
matisch auch pflegesensibel aufgestellt. Dieses Problem der Maflnahmenselektion
zeigte sich sowohl beim Zertifikatsprogramm berufundfamilie als auch im Unter-
nehmensnetzwerk Erfolgsfaktor Familie. Eine detaillierte Priifung der rund 10.000
beteiligten Unternehmen wire hier zwar wiinschenswert, ist aber weder kapazi-
tiv realisierbar noch zielfithrend. Insgesamt verfestigte sich der Eindruck, dass
in etwa zwei Dritteln der Fille vor allem mit allgemeinen familienfreundlichen
MaBnahmen geworben wird, die nur wenig Pflegespezifisches enthalten. Gezielte
Angebote fiir pflegende Beschiftigte finden sich am ehesten in mittleren, grolen
und sehr groen Unternehmen. Dennoch verdeutlichen die Praxisbeispiele, dass
es vielfiltige Ansitze gibt, wie Unternehmen und Initiativen die Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf fordern kénnen. Besonders hervorzuheben ist die wiederholte
Fokussierung auf Schulungen und Netzwerke, die pflegesensible Strukturen in
Unternehmen etablieren sollen. Die Schulung betrieblicher Pflegelots:innen sticht
dabei als ein zentrales Element hervor, das den betrieblichen Alltag direkt adres-
siert und die Unterstiitzung pflegender Beschiftigter erleichtert. Die MaBnahme
erweist sich als besonders wirkungsvoll, da sie niedrigschwellig ist und sich an
den konkreten Bediirfnissen der Beschiftigten orientiert. Gleichzeitig stirkt sie
die Unternehmenskultur, indem sowohl Mitarbeitende als auch Fiihrungskrifte
einbezogen werden. Ein weiterer Vorteil der analysierten Projekte liegt in der
Vielfalt der angebotenen MafB3nahmen. Das Spektrum reicht von Informationsma-
terialien und flexiblen Arbeitszeitmodellen bis hin zu betrieblichen Schulungen.
Diese Bandbreite ermoglicht es Unternehmen, passgenaue Losungen fiir ihre
spezifischen Anforderungen zu entwickeln.

Gleichzeitig zeigen die Praxisbeispiele jedoch auch deutliche Schwichen. Ein
zentraler Kritikpunkt ist die hohe Abhingigkeit von finanziellen und personellen
Ressourcen, die vor allem fiir kleine und mittlere Unternehmen oft nicht ausrei-
chend verfiigbar sind. Kostenpflichtige Schulungen und Zertifizierungen stellen
hierbei eine erhebliche Hiirde dar. Dariiber hinaus richtet sich ein Grofteil der
Projekte vorrangig an grofere Unternehmen bzw. wird {iberwiegend von diesen
genutzt. KMU bleiben dabei hidufig unterreprisentiert. Dies stellt eine wesentli-
che Schwachstelle dar, da gerade kleinere Betriebe flexible und kosteneffiziente
MafBnahmen benétigen. Ein weiterer Punkt betrifft die inhaltliche Ausrichtung
der Projekte. Obwohl viele Malnahmen die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
adressieren, bleibt die Pflegeorientierung bei einigen Projekten nachrangig. Bei-
spiele wie das Unternehmensnetzwerk ,,Erfolgsfaktor Familie* zeigen, dass sich
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der Fokus oft primir auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf richtet, wéihrend
pflegespezifische Herausforderungen nur unzureichend beriicksichtigt werden.
Die Ubertragbarkeit und Nachhaltigkeit stellen eine weitere Herausforderung
dar. Malnahmen wie die Schulung von Pflegelots:innen oder die Entwicklung
flexibler Arbeitszeitmodelle erfordern eine unterstiitzende Infrastruktur, die in
kleineren Betrieben oftmals fehlt. Zudem hingen viele Projekte von externer
Forderung ab. Nach Ablauf der Projektlaufzeit konnte es Unternehmen schwerfal-
len, die initiierten Mafinahmen eigenstindig fortzufiihren. Zusammenfassend lésst
sich feststellen, dass die analysierten Best-Practice-Beispiele wertvolle Impulse
fir die Gestaltung pflegesensibler Unternehmensstrukturen bieten. Gleichzeitig
zeigen sie jedoch Schwichen in der Zielgruppenausrichtung und der langfris-
tigen Ubertragbarkeit, insbesondere fiir KMU. Um eine breitere Forderung der
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu erreichen, sollten zukiinftige Projekte
starker auf die spezifischen Bediirfnisse kleinerer Unternehmen eingehen und
kosteneffiziente, nachhaltige Mafinahmen entwickeln.

4.5 Fazit: Wie KMU ihren Weg zur pflegesensiblen
Kultur nicht finden

Wie die vorangegangenen Ausfiihrungen gezeigt haben, behandeln die meisten
der untersuchten Publikationen, Leitfdden und Best-Practice-Beispiele die Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf vor allem aus der Sicht der Pflegenden und
Sorgenden. Im Vordergrund steht dabei, was Unternehmen fiir diese Beschiftig-
ten tun konnen, welche Vorteile sie selbst aus der Einfiihrung entsprechender
MaBnahmen ziehen, welche Entlastungsinstrumente die Betroffenen benotigen
und welche Folgen eine nicht gelungene Vereinbarkeit fiir informell Pflegende
und ihre Arbeitgeber haben kann. Keine der analysierten Publikationen oder Pra-
xisbeispiele legt den Schwerpunkt hingegen auf die Belange der Unternehmen
und schon gar nicht auf die spezifischen Herausforderungen der kleinsten und
kleinen Betriebe. Es stellt sich die Frage, warum Unternehmen trotz der bekann-
ten Vorteile und des wachsenden Bedarfs nur zogerlich spezifische Maflnahmen
fiir pflegende Beschiftigte einfithren. Wie bereits oben dargestellt, arbeiten die
Autor:innen der untersuchten Publikationen weiterhin darauf hin, dass Betriebe
eine groflere Bereitschaft zur Pflegesensibilitidt entwickeln. Es muss also triftige
Griinde geben, weshalb dieser Prozess vergleichsweise langsam voranschreitet.
Das miissen Griinde sein, die weder durch den Fachkriftemangel noch durch die
bekannten Folgekosten plausibel erkliart werden konnen. Die Hauptursachen fiir
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diese Zurlickhaltung lassen sich auf fiinf zentrale Punkte zuriickfiihren, die in der
folgenden Abbildung 4.2 dargestellt sind.
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Abb.4.2 Betriebliche Hiirden der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf (Eigene Darstellung)

Der in den Studien am hiufigsten genannte Grund betrifft die Kosten und
den Aufwand fiir pflegespezifische MaBnahmen. KMU betrachten deren Ein-
fiihrung als zu kostspielig und aufwendig. Insbesondere kleinere Unternehmen
sehen die Umsetzung als eine erhebliche Belastung, da ihnen personelle und
finanzielle Ressourcen fehlen. Der zweite Punkt bezieht sich auf fehlendes Wis-
sen und Unsicherheit von Arbeitgeber:innen. Unternehmen wissen nicht genau,
welche Angebote sinnvoll wiren oder wie viele ihrer Beschiftigten tiberhaupt
pflegerische Verantwortung tragen. Dieser Mangel an Informationen fiihrt dazu,
dass pflegespezifische MaBinahmen entweder gar nicht oder nur unzureichend
eingefiihrt werden. Der dritte Punkt benennt die fehlende Prioritit und kultu-
relle Hemmnisse in den Firmen. Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist
noch kein zentrales Thema. Die Unternehmenskultur verhindert oft einen offe-
nen Umgang mit der Pflegeverantwortung, wodurch Beschiftigte ihre Situation
meist verschweigen. Diese Unsichtbarkeit erschwert es, Angebote gezielt zu
adressieren. Weiterhin befiirchten Unternehmen Schwierigkeiten bei der betrieb-
lichen Umsetzung der Vereinbarkeit. Vor allem bei lingerfristigen Freistellungen
oder flexiblen Arbeitszeitregelungen liegen die betrieblichen Herausforderungen.
Besonders kleinere Unternehmen haben Schwierigkeiten, den voriibergehenden
Ausfall von Beschiftigten zu kompensieren, was fiir eine Zuriickhaltung bei
pflegesensiblen Angeboten verantwortlich ist. Selbst wenn Maf3nahmen wie fle-
xible Arbeitszeiten oder Homeoffice angeboten werden, fehlen oft spezifische
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pflegerische Unterstiitzungsangebote und es mangelt an einer strukturellen Ver-
ankerung. Unternehmen sehen diese MaBnahmen hiufig nicht als notwendig an
und setzen sie daher nicht strukturell um. Stattdessen pliddieren sie fiir informelle
Absprachen, was zu Unsicherheiten bei den Beschiftigten fiihrt.

Diese fiinf zentralen innerbetrieblichen Hindernisgriinde fiir eine bessere Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf, bilden einen wesentlichen Gegensatz zu den
immer wieder zitierten befiirwortenden Priamissen. Diese verweisen groftenteils
auf 6konomische Komponenten und wollen Unternehmen entscheidende Anreize
liefern, pflegesensible Angebote zu schaffen. Sie stiitzen sich argumentativ auf
die Fachkrdftesicherung (Bindung und Motivation), die Produktivitiitssteigerung
(Verringerung von Fehlzeiten), der Reduktion betrieblicher Folgekosten (Verrin-
gerung von Fluktuation), der Arbeitgeberattraktivitit (erhohte Wettbewerbsfa-
higkeit) und der gesellschaftlichen Verantwortung (soziale Nachhaltigkeit). Die
erorterten Vor- und Nachteile bei der Umsetzung einer besseren Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf zeigen ein Spannungsfeld auf. Auf der einen Seite profitieren
Unternehmen stark von der Einfithrung pflegesensibler Maflnahmen. Die Siche-
rung von Fachkriften, gesteigerte Produktivitit und geringere Fehlzeiten zeigen,
dass solche Angebote einen positiven Effekt auf die langfristige Wettbewerbs-
fahigkeit eines Unternehmens haben (konnen). Diese Vorteile sind besonders in
Zeiten des Fachkriftemangels entscheidend, da qualifizierte Mitarbeitende immer
schwerer zu finden sind und deshalb langfristig gebunden werden sollen. Dar-
tiber hinaus erhohen Mafinahmen die Arbeitgeberattraktivitit, was Unternehmen
einen Vorsprung im ,,War for Talent* verschafft. Auf der anderen Seite stehen die
betrieblichen Hiirden wie der wahrgenommene hohe Aufwand und die Kosten,
die KMU héufig davon abhalten, gezielte Angebote fiir pflegende Beschiftigte zu
implementieren. Vor allem in kleine Unternehmen fehlt es oft an den notwendigen
Ressourcen, um umfassende Programme zur Unterstiitzung umzusetzen. Diese
Unternehmen priorisieren héufig kurzfristige Kosten iiber langfristige strategi-
sche Vorteile. Daraus liee sich aus der Perspektive von pflegenden Beschiftigten
und politischen Akteuren ableiten, dass Unternehmen den langfristigen Nutzen
pflegesensibler Malinahmen nicht ausreichend erkennen oder die kurzfristigen
Investitionen in den Vordergrund stellen. Um diese Denklogik zu iiberwinden,
bedarf es einer stirkeren Sensibilisierung der Unternehmensleitung und einer
systematischen Aufklidrung iiber die tatsdchlichen wirtschaftlichen Vorteile, die
iiber eine reine Kosten-Nutzen-Rechnung hinausgehen. Ein floskelhaftes Fazit
konnte im Appel zu einer proaktiven Forderung einer pflegesensiblen Unter-
nehmenskultur, etwa durch gezielte politische Anreize und Beratungsangebote,
miinden. Das trdgt aber weder zum Verstindnis der Problemlagen von KMU bei,
noch erweitert es das Wissen liber Anreize, fiir welche Unternehmen zuginglich
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wiren. Denn aus der Perspektive der Unternehmen erscheint es auf den ersten
Blick nicht unbedingt plausibel, warum sie aktiv auf die spezifischen Bediirfnisse
pflegender Beschiftigter eingehen sollten. Unternehmen verfolgen in der Regel
das Ziel, Effizienz zu maximieren, Kosten zu minimieren und ihre Marktposition
zu sichern.® In diesem Kontext kénnen pflegesensible MaBnahmen wie flexible
Arbeitszeitmodelle oder die Schaffung von Unterstiitzungsangeboten als zusitz-
liche, oft nicht direkt produktivititssteigernde Kosten wahrgenommen werden.
Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen konnten diese Maflnahmen als
Ressourcenbelastung ansehen, ohne einen unmittelbaren wirtschaftlichen Nutzen
zu erkennen.

Ganz konsequent aus einer KMU-Perspektive heraus argumentiert, sind pfle-
gesensible MaBnahmen zunichst mit Kosten verbunden. Sowohl finanziell als
auch organisatorisch. Es entstehen Aufwendungen fiir die Umsetzung flexibler
Arbeitszeitmodelle, Schulungen oder externe Dienstleistungen. In Anbetracht der
gegenwirtigen wirtschaftlichen Unsicherheiten, wie etwa durch die Auswirkun-
gen von Krisen wie der COVID-19-Pandemie, konnte es betriebswirtschaftlich
rationaler erscheinen, diese Kosten zu vermeiden und auf andere unternehmeri-
sche Priorititen zu setzen. Zusitzlich konnten KMU befiirchten, dass Mafnahmen
fiir pflegende Angehorige dazu fiihren, dass andere Mitarbeitende dhnliche Ver-
glinstigungen fordern. Das Phidnomen des ,,Moral Hazard* kénnte dazu fiihren,
dass Beschiftigte ihr Engagement zuriickfahren, wenn zu viele Freistellungsre-
gelungen implementiert werden. Dies konnte den KMU schaden, da es zu einer
generellen Abnahme der Arbeitsleistung und des Engagements fiihren konnte.
Im Hinblick auf die betriebswirtschaftliche Priorisierung liegt der Kernbereich
aller Unternehmen auf wertschopfenden Aktivititen. Die Pflegebediirfnisse von
Mitarbeitenden liegen fiir viele Unternehmen daher auferhalb ihres Kernge-
schifts, was bedeutet, dass sie sich primédr auf Produktions-, Vertriebs- oder
Entwicklungsprozesse konzentrieren. Mainahmen zur Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf konn(t)en als ,,Luxus* angesehen werden, der Ressourcen in Randbe-
reichen abzieht. Zum Schluss kann noch mit dem Markt- und Wettbewerbsdruck
argumentiert werden. Besonders regionale KMU sind in einem globalisierten
Markt starker Konkurrenz ausgesetzt. In Branchen mit hohem Konkurrenzdruck
konnten pflegesensible Maflnahmen als Risiko gesehen werden, da sie Unter-
nehmen weniger agil machen konnten. Die Einfiihrung solcher Mafnahmen
kann zu einem Verzicht von Flexibilitit und Schnelligkeit in der operativen
Entscheidungsfindung fiihren.

% Diese Perspektive wird im theoretischen Teil der Arbeit ausfiihrlich in Kapitel 6 behandelt.
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Diese kurze Darstellung veranschaulicht, wie einfach sich die genannten
Vorteile von pflegesensiblen Mafnahmen fiir Unternehmen in das Gegenteil
verkehren lassen. Denn aus Sicht vieler Unternehmen ist es nicht zwingend
wirtschaftlich notwendig, pflegesensible Angebote zu implementieren. Die kurz-
fristigen Opportunititskosten und das Risiko einer allgemeinen Kostensteigerung
aufgrund von pflegefreundlichen Leistungen sind nachvollziehbare Bedenken.
Allerdings kommt bei dieser Argumentation die Abwigung einer strategischen
Entscheidung zu kurz, ob KMU langfristige Vorteile der Mitarbeiterbindung, der
Arbeitgeberattraktivitit und der Verringerung von Fehlzeiten iiber eine moglicher-
weise nur kurzfristige Belastung stellen sollten. Zusammengefasst zeigt dieser
Widerspruch zwischen potenziellen Vorteilen und wahrgenommenen Hindernis-
sen, dass ein tieferes Verstindnis dariiber erforderlich ist, wie Unternehmen
Entscheidungen zur Einfiihrung solcher Mafnahmen treffen und wie sie auf
organisationale, institutionelle und soziale Dynamiken reagieren. Aus soziolo-
gischer und insbesondere organisationssoziologischer Sicht lassen sich aus der
skizzierten Kontroverse mehrere Uberlegungen ableiten, die den Forschungsbe-
darf zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf aus einer Unternehmensperspektive
betonen. Dieser Fokus bietet einen gewinnbringenden Ansatz, um zu verste-
hen, wie und warum Unternehmen auf die Bediirfnisse pflegender Beschiftigter
reagieren — oder eben nicht reagieren.
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Gesetzliche und wirtschaftliche 5
Rahmenbedingungen zur
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf

Der Forschungsstand zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf stellte die Heraus-
forderungen fiir pflegende Angehorige und Unternehmen heraus. Dieses Kapitel
fokussiert sich auf die gesetzlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die
den Handlungsspielraum von Unternehmen und die Unterstiitzungsmoglichkeiten
fiir berufstitige pflegende Angehorige maBgeblich beeinflussen. Im Mittelpunkt
stehen die arbeitsrechtlichen Regelungen des Pflegezeitgesetzes und des Fami-
lienpflegezeitgesetzes sowie die sozialversicherungsrechtlichen Absicherungen.
Ergidnzend wird untersucht, welche finanziellen und strukturellen Auswirkungen
diese Regelungen auf die Lebenssituation der Betroffenen und die betriebliche
Praxis haben. Die Analyse konzentriert sich darauf, die geltenden Regelungen
systematisch zu erfassen und in ihrem Zusammenhang darzustellen. AbschlieBend
erfolgt eine Einschitzung, inwieweit die derzeitigen MaBnahmen sowohl den
Bediirfnissen und vielfiltigen Anforderungen pflegender Angehoriger als auch
den Anforderungen und Herausforderungen von Unternehmen gerecht werden.

5.1 Staatliche MaBBnahmen zur Unterstiitzung der
Vereinbarkeit

Trotz des konservativen Wohlfahrtsregimes von Deutschland, das traditionell die
familidre Verantwortung fiir Pflege betont, gibt es wichtige Griinde, die Verein-
barkeit von Pflege und Beruf durch gesetzliche Mainahmen als multifunktionale
Strategie zu verfolgen. Der demografische Wandel korreliert mit dem Fachkraf-
temangel. Um den Arbeitsmarkt zu stabilisieren, ist es essenziell, dass pflegende
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Angehorige nicht gezwungen sind, ihre Berufstitigkeit aufzugeben. Auf der ande-
ren Seite klafft seit Jahren eine Pflegekrifteliicke, die durch pflegende Angehdrige
im groBen Stil kompensiert wird. Daher ist die Unterstiitzung dieser Gruppe
auch ein gesundheits- und sozialpolitisches Anliegen. Ohne angemessene Mal}-
nahmen wiren viele Personen, die informell pflegen, iiberfordert. Das kann zu
gesundheitlichen Problemen fiihren und langfristig zu einem Anstieg der Kos-
ten im Gesundheitssystem. Hinzuaddieren sind noch die Kosten fiir Prisentismus
und Absentismus von berufstitig pflegenden Angehorigen. Die wirtschaftliche
Stabilitdt ist gleichfalls relevant. Pflegende, die ihre Erwerbstitigkeit reduzie-
ren oder aufgeben, tragen zu einer Verringerung des Haushalteinkommens und
zu geringeren Beitrdgen zur Sozialversicherung bei. Dies hat negative Auswir-
kungen auf die wirtschaftliche Stabilitit und das Steueraufkommen. Zudem ist
es von Interesse, eine Pflegeinstitutionalisierung zu vermeiden, da diese fiir den
Staat kostenintensiver sein diirfte. Nicht zuletzt kdnnen Gleichstellungsaspekte
angefiihrt werden. Auch in einem konservativen Wohlfahrtsregime erkennt der
Gesetzgeber die gesellschaftliche Verantwortung und Solidaritét gegeniiber pfle-
genden Angehorigen an. Es wird als Aufgabe des Staates angesehen, die Familien
bei der Erfiillung ihrer Pflegeaufgaben zu unterstiitzen und dabei die Benachteili-
gung von Frauen zu verringern, die in erster Linie fiir die Pflege von Angehdrigen
aufkommen und am ehesten aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden. Das staatliche
Interesse an einer erfolgreichen Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zielt auf die
Stabilisierung des Arbeitsmarktes, der sozialen Sicherungssysteme, der Gleich-
stellungspolitik und der Unterstiitzung familidrer Pflegeverantwortung ab. Das
soll sowohl dem individuellen Wohl der Pflegenden als auch dem allgemeinen
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Interesse dienen.

Um den Balanceakt zwischen Pflege und Beruf zu unterstiitzen, hat der
Gesetzgeber in Deutschland eine Vielzahl von Maflnahmen etabliert. Diese Maf3-
nahmen umfassen Regelungen, die von kurzfristigen Arbeitsfreistellungen im
Pflegefall iiber langfristige Pflegezeiten hin zu finanziellen Entlastungen reichen.
Das Pflegezeitgesetz (PflegeZG) und das Familienpflegezeitgesetz (FPfZG) bie-
ten Rahmenbedingungen, die eine flexible Arbeitsgestaltung ermoglichen und
damit die Pflege von Angehorigen erleichtern sollen. Ergénzt werden diese durch
finanzielle Unterstiitzung wie das Pflegeunterstiitzungsgeld und zinslose Darle-
hen sowie durch das Angehorigenentlastungsgesetz (AEG), das eine signifikante
finanzielle Entlastung fiir pflegende Angehorige ermoglicht. Des Weiteren for-
dern MaBnahmen zur sozialen Absicherung und steuerliche Erleichterungen die
nachhaltige Integration von Pflegeaufgaben in den Berufsalltag.

Im Nachfolgenden wird auf die gesetzlichen Regelungen eingegangen, die
im direkten Zusammenhang mit der Erleichterung der Vereinbarkeit von Pflege
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und Beruf fiir pflegende Angehorige stehen. Dariiber hinaus gibt es noch weitere
Gesetze, die anderweitig eine wirtschaftliche Absicherung fiir die Betroffenen
fordern, jedoch unabhéngig von einer Berufstitigkeit gewihrt werden und somit
fiir alle pflegenden Angehorigen zuginglich sind. Da hier die Vereinbarkeitsmaf3-
nahmen im Fokus stehen, werden auch nur diese genauer erldutert und bewertet.
Andere Gesetze, die zu den sozialversicherungsrechtlichen Absicherungen zihlen,
finden eine kurze Erlduterung, aber keine tiefere Analyse. In der Unterscheidung
zu den arbeitsrechtlichen und sozialpolitischen Verordnungen ergibt sich folgende
Ubersicht (Tab. 5.1):

Tab.5.1 Arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Absicherungen fiir pflegende Angeho-
rige

Arbeitsrechtliche Absicherungen Sozialversicherungsrechtliche Absicherungen
Gesetze zur Vereinbarkeit von Pflege und | Gesetze zur finanziellen Absicherung

Beruf Pflegender

Pflegezeitgesetz (PflegeZG) Kranken-, Pflege-, Renten-, Unfall- und

* Kurzzeitige Arbeitsverhinderung Arbeitslosenversicherung (§ 44 SGB XI)

* Pflegezeit » Pflegekasse der pflegebediirftigen Person

* Pflegeunterstiitzungsgeld zahlt auf Antrag o. g. Beitréige fiir die

Hauptpflegeperson bei: PG 2, mind. 10h
Pflege/Woche an mind. 2 Tage und max.
30h Erwerbsarbeit/Woche
Pflegeversicherung zahlt Beitrag zur
Arbeitslosenversicherung, bei Ausstieg aus
dem Beruf wegen Pflege nur, wenn vor
Beginn der Pflege eine Pflichtversicherung
bestand

Pflegepersonen sind auf dem Weg zur und
wihrend der Pflege beitragsfrei gesetzlich

unfallversichert
Familienpflegezeitgesetz (FPfZG) Aulergewohnliche Belastungen (§ 33 EStG)
* Familienpflegezeit » Pflegekosten konnen in der Steuererkldrung
* Arbeitszeitreduzierung geltend gemacht werden
« zinsloses Darlehen * z. B. Pflegeheimkosten, Hilfsmittel,
Medikamente, Fahrtkosten,
Umbaumafnahmen

» Pflegegrad muss nachgewiesen sein
» zumutbare Eigenbelastung ist zu beachten

(Fortsetzung)
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Tab.5.1 (Fortsetzung)

Arbeitsrechtliche Absicherungen Sozialversicherungsrechtliche Absicherungen
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) Pflegepauschbetrag (§ 33b EStG)

* Recht auf Teilzeit « steuerliche Anerkennung fiir unentgeltliche
* Briickenteilzeit informelle Pflege in der Héuslichkeit

* Diskriminierungsverbot « ab Pflegegrad 2 mit entspr. Nachweis

¢ 600-1.800 € Pauschbetrag je nach
Pflegegrad und Jahr (Stand 2024)

Angehorigenentlastungsgesetz (§ 94 SGB

XII)

 Entlastet unterhaltspflichte Angehorige von
der Beteiligung an Pflegekosten, wenn das
Jahresbrutto unter 100.000 € liegt

» Pflegekosten tragen dann
Pflegeversicherung, Sozialimter und
Sozialhilfe

Entlastungsangebote

» Tages-, Kurzzeit- und Verhinderungspflege
» Rehabilitation und Kur

« Pflegestiitzpunkte und Pflegeberatung

* Pflegetelefon des BMFSFJ

Bevor auf die arbeitsrechtlichen Absicherungen fiir pflegende Angehorige ein-
gegangen wird, soll ein Exkurs auf die sozialversicherungsrechtlichen Aspekte
folgen, da sie nicht nur die finanziellen Belastungen mindern, sondern auch
eine umfassende Entlastung fiir Pflegehaushalte sicherstellen. In dem Zusam-
menhang spielt das Angehorigenentlastungsgesetz eine zentrale Rolle. Es ist eine
bemerkenswerte Neuerung seit dem 01.01.2020. Obwohl das Gesetz in seiner
Ausgestaltung sozialdemokratische Elemente aufweist, wie die erwihnte finanzi-
elle Entlastung durch staatliche Unterstiitzung, fordert es zugleich die Rolle der
Familie als zentrale Instanz der Pflege. Konservative Wohlfahrtsansétze betonen
hiufig die Bedeutung von Familienstrukturen und deren Eigenverantwortung. Das
Angehérigenentlastungsgesetz kann daher als ein Instrument angesehen werden,
welches es Familien ermdglicht, ihrer Verantwortung fiir die Pflege nachzukom-
men, ohne dabei in eine finanzielle Notlage zu geraten, weil sie die Pflegekosten
fiir ihre Angehorigen tragen miissen (sog. Elternunterhalt, geregelt in § 1601
und § 1611 BGB). Diese Ausgaben umfassten bis zur Verabschiedung des
Gesetzes insbesondere die Inanspruchnahme professioneller Pflegedienste, Pfle-
geheimkosten sowie zusitzliche Entlastungsangebote, wenn die Leistungen der
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Pflegeversicherung und das Privatvermogen der Pflegebediirftigen nicht ausreich-
ten. Dass das Angehorigenentlastungsgesetz iiberhaupt notwendig wurde, héangt
mit den rudimentidren Leistungen der Pflegeversicherung (SGB XI) zusammen.
Sie deckt nur einen Teil der anfallenden Pflegekosten. Bei einer Unterbringung im
Pflegeheim konnen je nach Pflegegrad erhebliche Kosten von mehreren tausend
Euro pro Monat entstehen. Bei dem Pflegegrad 2 leistet die Pflegeversicherung
einen Zuschuss von 770 € im Monat. Dieser Anteil steigt mit dem Pflegegrad
und betrigt 1.775 € bei Pflegegrad 4 und 2.005 € bei Pflegegrad 5 pro Monat (§
43 SGB XI; BMG 2024d). Die durchschnittlichen Unterbringungskosten liegen
fiir einen Pflegeheimplatz bei monatlich 2.610 € und somit in jedem Fall iiber
der Bezuschussung der Pflegeversicherung (Statista 2024c, S. 42). Das macht
einen einrichtungseinheitlichen Eigenanteil (EEE) fiir die Unterbringung erfor-
derlich, der vom Pflegegrad unabhéngig ist. Zu Beginn des Jahres 2024 wurden
diese Leistungszuschldge angehoben und betragen bei einer Wohndauer von bis
zu 12 Monaten 5 % und bei mehr als 36 Monaten 75 % (§43c SGB XI; BMG
2024d).! Hinzukommen selbstzutragende Kosten fiir Verpflegung und Unterkunft,
Investitionskosten, Ausbildungskosten sowie ggf. Kosten fiir Zusatzleistungen,
die nicht bezuschusst werden und somit privat zu tragen sind.> Die Kosten fiir
Unterkunft und Verpflegung belaufen sich im bundesweiten Durchschnitt auf 921
€ und die Investitionskosten auf 485 € (vdek 2024). Hierfiir miissen die Rente,
Ersparnisse, Grundbesitz oder andere Vermogenswerte von Pflegebediirftigen bis
zu einem Schonvermogen von bis zu 20.000 € (je nach Familienstand) aufge-
bracht werden (§90 SGB XII). Daraus kann eine Versorgungsliicke entstehen,
wenn die aufzubringen Kosten fiir das Pflegeheim die monatlichen Einkiinfte aus
der Altersrente iibersteigen und keine private Pflegeversicherung vorhanden ist.
Die Versorgungsliicke schlieft inzwischen vollstidndig der Sozialhilfetrdger. Dank
dem Angehorigenentlastungsgesetz, miissen Familienangehorige nicht mehr fiir
die Heimkosten der pflegebediirftigen Eltern aufkommen, wenn deren Jahresbrut-
toeinkommen pro Person unter 100.000 € liegt. Wird diese Grenze iiberschritten
miissen sich die Kinder an den Kosten beteiligen (§ 94 Abs. 1a SGB XI).

! Grundlage hierfiir ist das Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung
(GVWG).

2 Die Ausbildungskosten in den Pflegeheimkosten umfassen Aufwendungen fiir die Vergii-
tung der Auszubildenden, Personalkosten fiir Lehrkriifte, Sachkosten sowie Verwaltungs-
und Weiterbildungskosten. Diese Kosten werden gemill dem Pflegeberufegesetz (PIBG,
Abschnitt 3) auf die Gesamtkosten der Pflegeheime umgelegt und tragen zur Finanzierung
der Pflegefachkraftausbildung bei. Einen Teil der Kosten tragen die Heimbewohner:innen,
was ihren Eigenanteil an den Pflegeheimkosten beeinflusst.
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5.2 Pflegegeld und der Bedarf einer
Lohnersatzleistung

Was als wirkliche finanzielle Entlastung vor allem fiir berufstitige pflegende
Angehorige mit Pflegebediirftigen in einem Pflegeheim zu werten ist, trifft nicht
in gleichem Malie auf die hidusliche Versorgung zu. Sie wird geringer bezu-
schusst als die vollstationdre Unterbringung in einem Heim. Beispielsweise erhilt
eine pflegebediirftige Person mit Pflegegrad 3 monatliche 573 €, wenn sie aus-
schlieBlich durch Angehérige versorgt wird. Wird ein Pflegedienst hinzugezogen,
erhoht sich der Betrag auf 1.432 € (= ambulante Pflegesachleistungen), und
bei einem Wechsel ins Pflegeheim werden 1.262 € von der Pflegekasse gezahlt
(BMG 2024b). Verantwortlich dafiir ist die soziale Pflegeversicherung. 1995 als
Pflichtversicherung eingefiihrt, gewihrt sie Personen mit dauerhaftem Pflegebe-
darf materielle und immaterielle Unterstiitzung. Der Beitragssatz betrigt 3,4 %
und 4 % fiir Kinderlose vom Bruttolohn (BMG 2024a). Die Hohe des Geldes ist
vom Pflegegrad, also von den vorliegenden gesundheitlichen Einschrinkungen,
abhingig. Das Pflegerisiko wird durch die Zahlbetrdge der Pflegeversicherung,
egal ob ambulante oder stationdre Pflege, nicht in Ginze abgedeckt. Nach dem
. Leilkasko-Prinzip* miissen Pflegebediirftige ihre Versorgung bezuschussen. Dies
erfolgt meist auf fiinf Arten: (1) aus der Altersrente, (2) aus dem eigenen Pri-
vatvermogen, (3) aus dem Privatvermdgen der Angehdrigen, (4) mittels privater
Pflegeversicherung oder (5) durch ergidnzende Sozialhilfe.

Hauptadressat:innen der deutschen Pflegeversicherung sind die Pflegebediirf-
tigen selbst und nicht deren Angehdorige. Sie erhalten bei vorliegender Pflege-
bediirftigkeit, welche durch den medizinischen Dienst der Krankenversicherung
gepriift werden muss, Geld- oder Sachleistungen. Die Hohe der Geldleistung zur
Pflege hiangt vom Pflegegrad ab. Ziel des Pflegegeldes ist es, pflegebediirftigen
Personen ein selbstbestimmtes und selbstindiges Leben zu ermoglichen. Daher
sollten die Wiinsche der Betroffenen immer beriicksichtigt werden. Diese liegen
mehrheitlich in einer pflegerischen Versorgung in der eigenen Héuslichkeit. Bei
gut vier von fiinf Pflegebediirftigen entspricht das der Realitit: Sie werden zu
Hause entweder allein durch Angehorige oder in Kombination mit einem ambu-
lanten Pflegedienst betreut (Destatis 2022; Statista 2024c). Fiir 2,6 Millionen von
insgesamt 5 Millionen Pflegebediirftigen {ibernehmen ausschlieflich ihre Ange-
horigen die Versorgung (Destatis 2022). Angesicht dieser hohen Zahlen werden
die pflegeleistenden Angehorigen ebenfalls als Adressat:innen der Pflegeversiche-
rung erkannt und erhalten finanzierte Beratung, Pflege- und Gesundheitskurse.
Die ambulante Pflege ist ein erklirtes Ziel der Bundesregierung und ist gesetz-
lich im elften Sozialgesetzbuches (SGB XI) normiert: ,,Die Pflegeversicherung
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soll mit ihren Leistungen vorrangig die hdusliche Pflege und die Pflegebereitschaft
der Angehorigen und Nachbarn unterstiitzen, damit die Pflegebediirftigen moglichst
lange in ihrer hduslichen Umgebung bleiben konnen. Leistungen der teilstationdren
Pflege und der Kurzzeitpflege gehen den Leistungen der vollstationdren Pflege vor
(§ 3SGB XI).

Das Pflegegeld und die ambulante Pflegesachleistung stellen die finanzielle
Umsetzbarkeit dieser Versorgungsform sicher. Die Auszahlung des Pflegegeldes
erfolgt direkt an die pflegebediirftige Person, die es als Anerkennung an pfle-
gende Angehorige weitergeben kann (aber nicht muss). Diese konnen den Betrag
als Ausgleich fiir Lohnausfille verwenden, wenn sie ihre Berufstitigkeit reduzie-
ren miissen. Das Pflegegeld zihlt aber generell nicht als ein reales Einkommen.
Es sind keine Steuern oder Sozialabgaben darauf zu entrichten. Ebenfalls wird
es nicht auf die Rente oder die Grundsicherung (Biirgergeld) angerechnet. Auch
wenn das Pflegegeld ein reduziertes Erwerbseinkommen nicht ersetzen kann, tragt
es zumindest zur Minderung von Einkommensausfillen bei. Wichtig anzumer-
ken ist, dass das Pflegegeld nicht mit den Zahlungen konkurrieren kann, die der
Staat fiir die Kindererziehung bereitstellt. Namentlich das Elterngeld soll nach
Angaben des Bundesfamilienministeriums die Sicherung der Lebensgrundlage
junger Familien gewihrleisten (BMFSFJ 2023a). Es wird als der Faktor nachhal-
tiger Familienpolitik beworben, da es die wirtschaftliche Existenz von Familien
wihrend Erwerbsunterbrechungen aufgrund von der Geburt eines Kindes absi-
chert. Die mafigeblichen Ziele des Elterngeldes sind: Wirtschaftliche Stabilitét
der Familien, Balance von Familie und Erwerbsarbeit sowie der Nachhaltig-
keitsausgleich zwischen den Familientypen (ebd.). Wenngleich das Elterngeld
ebenfalls zahlreiche Kritiker:innen findet, ist beim Pflegegeld kein derartig kom-
pensatorischer Effekt angedacht. So spricht das Bundesgesundheitsministerium
beispielsweise davon, dass das Pflegegeld eine finanzielle Anerkennung an pfle-
gende Angehorige sein kann (BMG 2024c). Eine Auszahlungspflicht an diese
besteht jedoch nicht, da das Pflegegeld nicht direkt an die Pflegeperson, sondern
an die Pflegebediirftigen gezahlt wird. Damit bleibt die Weitergabe der finanziel-
len Honorierung ein individuelles familidres Arrangement. Kurz gesagt heifit das,
dass es fiir Angehorige, die ihre pflegebediirftigen Familienmitglieder zu Hause
betreuen und versorgen, keinerlei finanzielle Entschidigung gibt, wenngleich von
gesetzgebender Seite die hdusliche Pflege priferiert wird. Das ruft erwartungs-
gemdl verschiedenste Kritik hervor, die sich seit mindestens zwei Jahrzehnten
in einer Ungleichheits- und Armutsdebatte fiir (weibliche) pflegende Angeho-
rige wiederfindet (Barkholdt & Naegele 1995; Wetzstein et al. 2015; Knauthe &
Deindl 2019; Ehrlich et al. 2020; Eggert et al. 2021; Biischer et al. 2023). Erst
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im Jahr 2022 wies der Sozialverband VdK Deutschland darauf hin, dass Ange-
horigenpflege nach wie vor arm macht und Pflegende insbesondere im Alter ein
hoheres Armutsrisiko haben als die iibrige Bevolkerung (VdK 2022). An diese
Tatsache schlieBen sich andere deutsche Wohlfahrtsverbidnde und Interessenver-
tretungen fiir pflegende Angehorige an. Alle fordern eine armutsfeste Gestaltung
der Pflege und eine bessere Absicherung fiir berufstitige pflegende Angehorige.
Diese soll in Form einer Lohnersatzleistung dhnlich dem Elterngeld gewéhrt wer-
den (Beirat Pflege & Beruf 2019, 2023; Fischer & Miiller 2020; Felder et al.
2022; Kuhlmey & Budnick 2023; Scheuermann et al. 2024a). Zudem belegen
jingere Befragungsergebnisse, dass die Mehrheit der pflegenden Angehorigen
eine solche Lohnersatzleistung befiirworten (Klie 2023, S. 11).

5.3 Arbeitsrechtliche Anspriiche

Der Gesetzgeber erkennt die besondere Belastung von berufstitigen pflegenden
Angehorigen an und hat Gesetze fiir die bessere Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf entwickelt, die nun seit 10 Jahren in Kraft sind und einige Reformierungen
durchlaufen haben. Bereits in der zehnten Auflage erschienen, wurden im Mérz
2024 die gesetzlichen Regelungen zum Pflegezeitgesetz (PflegeZG) und Fami-
lienpflegezeitgesetz (FPfZG) veroftentlicht. Nachstehend sind die Gesetze kurz
ausgefiihrt (in Anlehnung an BMFSFJ 2024).

5.3.1 Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz

Das Pflegezeitgesetz ist ein eigenstindiges Gesetz, das im Rahmen umfassender
Reformen des Pflegebereichs, wie dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz, ent-
standen ist. Es wurde im Mai 2008 als Artikel 3 dieses Gesetzespakets vom
Bundestag beschlossen. Es soll Arbeitnehmer:innen die Moglichkeit geben, sich
kurzfristig und unbiirokratisch um pflegebediirftige Angehorige zu kiimmern.
Im Wesentlichen enthélt es zwei Bestandteile: die kurzzeitige Arbeitsverhin-
derung (§ 2 PfigeZG) und die Pflegezeit (§§ 3-5 PflegeZG). Die kurzzeitige
Arbeitsverhinderung ermoglicht es Beschiftigten, bis zu zehn Arbeitstage von
der Arbeit freigestellt zu werden, um in einer akuten Pflegesituation eines nahen
Angehorigen die notwendige Pflege zu organisieren oder selbst durchzufiihren.
Voraussetzung fiir diesen Anspruch ist, dass die Pflegesituation unerwartet eintritt
und die Pflegebediirftigkeit des Angehdrigen drztlich bescheinigt wird. Wihrend
dieser Freistellungsperiode besteht ein Anspruch auf Pflegeunterstiitzungsgeld,
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das als Lohnersatzleistung von der Pflegekasse des Pflegebediirftigen gezahlt
wird (BMG 2023; BMFSFJ 2024). Die Hohe des Anspruches richtet sich nach
den gleichen Berechnungen wie das Kinderkrankengeld (§ 45 Abs. 2 Satz 3
bis 5 SGB V). Diese Regelung soll sicherstellen, dass Betroffene in dringenden
Pflegenotfillen schnell und unbiirokratisch handeln konnen, ohne sich um ihren
Arbeitsplatz sorgen zu miissen. Die kurzeitige Arbeitsverhinderung inkl. Pflege-
unterstiitzungsgeld fiir bis zu 10 Tage wird einmal pro Jahr und pflegebediirftiger
Person gewihrt. Der Versicherungsschutz fiir Kranken-, Renten-, Arbeitslosen-
und Pflegeversicherung besteht fort (Abb. 5.1).

* Nachweispflicht des Notfalls o fur alle BetriebsgroRen
o kein Pflegegrad erforderlich © biz zu 10 Tage pro Jahr und Fall o keine Ankiindigungsfrist

« zu Hause durch Angehérige * nur im Akutfall
* Pflegeunterstiitzungsgeld

o 0O

A

Abb.5.1 Ubersicht kurzzeitige Arbeitsverhinderung nach § 2 PflegeZG. (Eigene Darstel-
lung nach BMFSFJ 2024)

Die Pflegezeit nach §§ 3-5 Pflegezeitgesetz (PflegeZG) gewihrt Beschiftigten
das Recht auf eine vollstindige oder teilweise Freistellung von der Arbeitsleis-
tung fiir die Dauer von bis zu sechs Monaten, um die hiusliche Pflege eines nahen
Angehdrigen sicherzustellen. Voraussetzung hierfiir ist, dass der Arbeitgeber mehr
als 15 Beschiftigte hat und der/die Arbeitnehmer:in die Freistellung mindestens
zehn Tage im Voraus schriftlich anmeldet. Das heifit, wer in einem Unternehmen
mit bis zu 15 Beschiftigten arbeitet, hat keinen Rechtsanspruch auf Pflegezeit
und ist auf individuelle Absprachen und Regelungen mit seinem Arbeitgeber
angewiesen. Immerhin 7,2 Millionen Arbeitnehmer:innen sind in Kleinstunter-
nehmen mit bis zu neun Beschiftigten tdtig (Stat. Bundesamt 2024b, S. 16).
Wihrend der Pflegezeit besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung durch den
Arbeitgeber. Wesentliche Bestandteile dieses Rechtsanspruchs sind der beson-
dere Kiindigungsschutz sowie die Moglichkeit, beim Bundesamt fiir Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) ein zinsloses Darlehen zu beantragen,
um den Verdienstausfall zu kompensieren. Das Darlehen muss nach Beendi-
gung der Pflegezeit zuriickgezahlt werden (Hértefille ausgenommen). Dariiber



100 5 Gesetzliche und wirtschaftliche Rahmenbedingungen ...

hinaus umfasst das Pflegezeitgesetz die Moglichkeit einer dreimonatigen Frei-
stellung fiir die Begleitung eines/einer nahen Angehdrigen in dessen/deren letzter
Lebensphase. Arbeitgeber sind verpflichtet, wihrend der gesamten Familienpfle-
gezeit den besonderen Kiindigungsschutz zu gewihren. Die Renten-, Unfall- und
Arbeitslosenversicherung trégt in dieser Zeit die Pflegeversicherung. Hierfiir muss
aber mindestens Pflegegrad 2 vorliegen. Eine vorzeitige Beendigung der Pfle-
gezeit kann erfolgen, wenn der/die Pflegebediirftige in ein Pflegeheim umzieht
oder verstirbt. Der Arbeitgeber ist liber die verinderten Umsténde zu informieren
und kann (muss aber nicht) einer vorzeitigen Beendigung der Pflegezeit zustim-
men (BMFSFJ 2024, S. 11). Die Pflegezeit kann nur einmal je pflegebediirftigem
Familienmitglied in Anspruch genommen werden (Abb. 5.2).

* Nachweispflicht * Anspruch ab 16 Beschiftigte
« Pflegegrad 1-5 * 6 Monate Voll- oder Teilzeit « 10 Tage Ankiindigungsfrist
« zu Hause durch Angehdérige * 3 Monaten fiir Sterbebegleitung « Kiindigungsschutz

* keine Lohnfortzahlung

O 0

(TN

Abb.5.2 Ubersicht Pflegezeitgesetz nach §§ 3—5 PflegeZG. (Eigene Darstellung nach
BMFSFIJ 2024)

Bei einer erforderlichen Freistellung iiber die sechs Monate hinaus ist mog-
lich, Pflegezeit und Familienpflegezeit zu kombinieren, sodass insgesamt bis zu
24 Monate Freistellung zur Pflege eines nahen Angehdrigen genommen werden
konnen. Das ist die aktuelle Hochstgrenze pro Pflegefall. Das Familienpflegezeit-
gesetz (FPfZG) ermoglicht Beschiftigten, die Arbeitszeit fiir bis zu 24 Monate
auf mindestens 15 Stunden pro Woche zu reduzieren, um nahe Angehorige in
hiuslicher Umgebung zu pflegen. Eine vollstindige Freistellung ist nicht vorge-
sehen. Diese Regelung gilt fiir Unternehmen mit mehr als 25 Beschiftigten. Das
heifit wiederum im Umkehrschluss, dass kein Rechtsanspruch auf Familienpfle-
gezeit besteht, wenn das Unternehmen weniger als 26 Personen beschiftigt. Wie
bei der Pflegezeit haben Arbeitnehmer:innen keinen Anspruch auf Lohnfortzah-
lung und konnen stattdessen ein zinsloses Darlehen beim BAFzA beantragen,
um den Lohnausfall abzufedern. Der Kiindigungsschutz ist abermals iiber den
Arbeitgeber und die Zahlung der Renten-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung
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tiber die Pflegekasse sichergestellt (BMFSFJ 2024, S. 20 ff.). Letzteres jedoch
erst ab einem nachgewiesenen Pflegegrad 2 und mehr. Die Ankiindigungsfrist
fiir die Familienpflegezeit betrigt acht Wochen, wenn vorher keine Pflegezeit in
Anspruch genommen wurde. Bestand diese erhoht sich die Frist auf 12 Wochen
(Abb. 5.3).

* Nachweispflicht * Anspruch ab 26 Beschaftigte
o Pflegegrad 1-5 * 24 Monate teilweise Freistellung « 8-12 Wochen Ankiindigungsfrist
« zu Hause durch Angehérige * 15 h Mindestarbeitszeit/Woche « Kiindigungsschutz

* keine Lohnfortzahlung

O 0

A

Abb.5.3 Ubersicht Familienpflegezeitgesetz nach §§ 2-3 FPfZG. (Eigene Darstellung nach
BMFSFIJ 2024)

5.3.2 Teilzeit- und Befristungsgesetz

Bevor eine kritische Betrachtung der Gesetze erfolgt, soll vollstindigkeitshal-
ber und exkursartig das Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) ergénzt werden.
Es ist dazu gedacht, die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben zu verbes-
sern, indem es flexible Arbeitszeitmodelle fordert und somit Arbeitnehmer:innen
ermoglicht, ihre beruflichen Verpflichtungen mit familiiren oder personlichen
Bediirfnissen besser in Einklang zu bringen. Insbesondere das Recht auf Teilzeit
und Briickenteilzeit stirkt die Autonomie bei der Gestaltung der Arbeitszeit und
unterstiitzt Beschiftigte dabei beispielsweise Pflegeaufgaben, Kinderbetreuung
oder Weiterbildung wahrzunehmen.

Beschiiftigte haben nach § 8 TzBfG einen gesetzlichen Anspruch auf Teilzeit-
arbeit, wenn sie lianger als sechs Monate im Unternehmen beschiftigt sind und
das Unternehmen mehr als 15 Beschiftigte hat. Somit haben auch hier Beschif-
tigte in Kleinstunternehmen keinen Anspruch auf diese Regelung. Der Antrag
auf Teilzeit muss mindestens drei Monate vor Beginn der gewiinschten Teilzeit
schriftlich gestellt werden. Unternehmen konnen den Antrag nur aus betrieblichen
Griinden ablehnen, die nachweisbar die Organisation, den Arbeitsablauf oder die
Sicherheit im Betrieb erheblich beeintrichtigen wiirden. Seit 2019 gibt es zudem
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das Recht auf Briickenteilzeit (§ 9a TzBfG), das Arbeitnehmer:innen ermoglicht,
fiir einen Zeitraum von ein bis fiinf Jahren die Arbeitszeit zu reduzieren, mit
einem garantierten Riickkehrrecht zur vorherigen Arbeitszeit. Diese Regelung
gilt fiir Unternehmen mit mehr als 45 Beschiftigten, wobei besondere Bedin-
gungen fiir Betriebe mit 46 bis 200 Mitarbeiter:innen bestehen, die maximal eine
bestimmte Anzahl an Briickenteilzeitverlangen pro Jahr ablehnen konnen. Das
TzBfG verbietet jegliche Diskriminierung von Teilzeitbeschiftigten (§ 4 TzBfG),
indem es sicherstellt, dass sie hinsichtlich der Arbeitsbedingungen einschlief3-
lich des Arbeitsentgelts proportional zur Arbeitszeit nicht schlechter behandelt
werden diirfen als Vollzeitbeschiftigte. Dariiber hinaus regelt das Gesetz auch
die sachlichen Griinde fiir Befristungen (§ 14 TzBfG), um den Missbrauch
befristeter Arbeitsvertrdge zu verhindern und die Planungssicherheit fiir Beschif-
tigte zu erhohen. Damit schafft das TzBfG einen umfassenden Rahmen, der die
Rechte der Beschiftigten wahrt und zugleich den Unternehmen die notwendige
Flexibilitdt zur Gestaltung von Arbeitsverhiltnissen ldsst.

Im Gegensatz zum Pflegezeitgesetz (PflegeZG), das spezifisch auf die Unter-
stiitzung von Beschiftigten in akuten Pflegesituationen ausgerichtet ist und
sowohl kurzfristige als auch ldngere Freistellungen zur Pflege von Angehori-
gen ermoglicht, hat das TzBfG einen breiteren Anwendungsbereich. Es adressiert
generell die Flexibilisierung der Arbeitszeit und bezieht sich nicht ausschlieBlich
auf Pflegefille. Wihrend das PflegeZG konkrete Regelungen fiir Pflegeunter-
stiitzung und Kiindigungsschutz in Pflegesituationen bietet, legt das TzBfG den
Fokus auf die strukturelle Anpassung der Arbeitszeit zur Forderung einer bes-
seren Work-Life-Balance bzw. Integration (u. a. Busold & Husten 2020; WSI
2021).

5.4 Fazit: Gesetzliche Vereinbarkeitsregelungen
zwischen Anspruch und Wirklichkeit

Die bisherigen Ausfiihrungen verdeutlichen, dass Mallnahmen wie das Pflegezeit-
gesetz und das Familienpflegezeitgesetz in Verbindung mit sozialversicherungs-
rechtlichen Absicherungen grundlegende Unterstiitzung bieten. Diese Regelungen
ermoglichen es berufstitigen pflegenden Angehorigen, familidre Pflegeaufga-
ben zumindest teilweise in den Arbeitsalltag zu integrieren. Ergidnzt werden sie
durch finanzielle Entlastungen wie das Pflegeunterstiitzungsgeld und steuerliche
Erleichterungen. Gleichzeitig wird deutlich, dass die gesetzliche Infrastruktur
auf einem konservativen Wohlfahrtsregime beruht, das die familiire Verantwor-
tung fiir Pflege priorisiert und den Unternehmen Handlungsspielrdume eroffnet,
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diese jedoch nicht verbindlich einfordert. Besonders auffillig ist das Fehlen einer
umfassenden Lohnersatzleistung, welche Einkommensausfille bei pflegenden
Angehorigen kompensieren konnte. Bis auf die kurzzeitige Arbeitsverhinderung
bietet keines der Gesetze zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf einen Ausgleich
fiir eine reduziertes oder ganz wegfallendes Einkommen. Bestehende Angebote,
wie das zinslose Darlehen, finden kaum Anklang und verdeutlichen die Limi-
tierungen der aktuellen Regelungen. Eine Anfrage an die Bundesregierung aus
dem Jahr 2020 ergab, dass von 2015 bis 2019 insgesamt 760 Personen (272
Minnern und 488 Frauen) einen Antrag auf Basis des PflegeZG gestellt haben.
Auf Basis der FPfZG waren es insgesamt 510 Personen, darunter 204 Min-
ner und 306 Frauen (Deutscher Bundestag 2020). Pro Jahr blieben die Zahlen
damit fast iiberall im zweistelligen Bereich. Das ruft mehrheitlich Kritik auf den
Plan, die vorrangig von den pflegenden Angehorigen selbst ausgeht und iiber
deren Interessenvertretungen und die Wohlfahrtsverbénde sichtbar wird. Die Kri-
tikpunkte konnen im Wesentlichen unter vier Rubriken zusammengefasst werden
(in Anlehnung an: Beirat Pflege & Beruf 2019, 2023; Felder et al. 2022; VdK
2022).

— Finanzielles Risiko: Einkommensverzicht oder -verlust durch die informelle
Pflege bei einer verdnderten beruflichen Situation. Die finanzielle Kompensa-
tion ist allein von den Familien zu tragen, da es keine Lohnersatzleistung gibt.
Das zinslose Darlehen muss wieder zuriickgezahlt werden. Ausgenommen
sind Hértefallregelungen.

— Aunspruchsberechtigung: Viele pflegende Angehorige haben keinen Anspruch
auf die Leistungen des PflegeZG oder FPfZG, da sie in Kleinst- und Klein-
unternehmen arbeiten und die Gesetze erst ab einer Beschiftigtenzahl von 16
bzw. 26 Mitarbeiter:innen gelten.

— Begrenzte Flexibilitit: Die Regeln fiir die Langzeitpflege sind nicht aus-
reichend, da die durchschnittliche Pflegezeit die vorgesehenen 24 Monate
(FPfZG) iiberschreitet. Zudem erschweren starre Fristen und die Min-
destarbeitszeitvorgaben eine individuelle Anpassung der Arbeitszeit an die
Pflegebediirfnisse.

— Gleichberechtigung: Die jetzigen Gesetze bieten keine Anreize fiir eine part-
nerschaftliche Aufteilung der Pflege. Vielmehr verfestigen sie die ungleiche
Verteilung, da Frauen meist weniger verdienen als Minner und ihre Ein-
buBen beim Gehalt hiufig geringe Auswirkungen auf das Familieneinkommen
insgesamt haben.
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Die wenigen Wirkungsforschungen, die zu Vereinbarkeitsmanahmen in Deutsch-
land existieren, zeigen einen sehr geringen Effekt der pflegepolitischen Bemiihun-
gen auf die Partizipation und das Arbeitsvolumen der pflegenden Angehorigen.
Insgesamt gibt es bisher keine empirische Evidenz dafiir, dass die Pflegepoli-
tik signifikant zu einer besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf beigetragen
hat. Generell lassen sich die Zahlen und Kritiken dahingehend interpretieren,
dass sich der Bedarf pflegender Angehoriger nicht mittels der gesetzlichen Vor-
gaben abdecken ladsst bzw. diese nicht am Bedarf orientiert sind. Durchweg wird
eine Lohnersatzleistung gegen die Einkommensarmut gefordert, fiir die bereits
Modellrechnungen und Umsetzungsstrategien vorliegen (Felder et al. 2022).
Mehrheitlich orientieren sich die Forderungen am Modell des Elterngeldes und
wollen eine dquivalente Zahlung fiir pflegende Angehorige (ebd.; Beirat Pflege &
Beruf 2019, 2023). Die Mikrosimulationsstudie des DIW entwickelte eine Vari-
ante zum Einkommensersatz, die auf der Vorlage des Elterngeldes basiert (Felder
et al. 2022). Sie setzt sich aus einem Sockelbetrag und einem einkommensabhin-
gigen Anteil zusammen. Der Sockelbetrag wird an alle berechtigten pflegenden
Angehorigen gezahlt, unabhingig von ihrem vorherigen Einkommen, um eine
Grundsicherung zu gewihrleisten. Zusidtzlich wird ein einkommensabhéngiger
Anteil gewdhrt, der sich nach dem vorherigen Nettoeinkommen der pflegenden
Person richtet, wobei Personen mit niedrigerem Einkommen einen hoéheren Pro-
zentsatz ihres Einkommens als Lohnersatz erhalten (ebd., S. 8-10, 22). Diese
Struktur soll sicherstellen, dass die Lohnersatzleistung sowohl eine Grundabsiche-
rung bietet als auch Anreize schafft, die Pflege weiterhin zu iibernehmen, wéihrend
gleichzeitig die finanzielle Belastung der pflegenden Angehorigen verringert wird.

Ein weiterer Knackpunkt sind die hohen Zugangshiirden, insbesondere fiir
Beschiiftigte in Klein- und Kleinstunternehmen, die von den meisten Malnah-
men ausgeschlossen sind. Diese strukturellen Begrenzungen wirken sich nicht nur
negativ auf die Betroffenen aus, sondern erschweren auch kleinen Unternehmen
die Integration von Vereinbarkeitsmaflnahmen in ihre Organisationsstrukturen, da
ihnen der Rechtsanspruch auf die Mafinahmen fehlt. Aber auch iiber das Verhalten
Beschiiftigter in groferen Unternehmen ist wenig bekannt. Denn offensichtlich
nutzen auch sie die gesetzlichen Regelungen nicht und greifen auf andere Stra-
tegien zuriick. Die bisherigen Regelungen zeigen, dass sowohl die betroffenen
Angehorigen als auch die Unternehmen vor strukturellen Herausforderungen ste-
hen, die eine stirkere Integration von Vereinbarkeitsmalnahmen in betriebliche
Strategien notwendig machen.

Bisher stagnieren die Diskussionen zu einer besseren Absicherung fiir berufs-
titig pflegende Angehorige. Der Fokus liegt mit den genannten sozialversiche-
rungsrechtlichen Leistungen mehr auf der Unterstiitzung der Pflegehaushalte und
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nicht auf dem individuellen Einkommensbedarf. Damit wird die familidre Pflege
in der Hiuslichkeit zwar besser subventioniert, nicht aber die Vereinbarkeit von
Erwerbsarbeit und Pflege. Dabei erfiillt die Erwerbsarbeit nicht nur einen wich-
tigen monetidren Zweck, sondern ist auch als ein entscheidendes sinnstiftendes
Element zu bewerten. Zudem ist die Erwerbsarbeit ein Ort der Anerkennung,
des Austausches und des positiven Feedbacks. Diese (6ffentliche) Anerkennung
durch den Beruf macht ihn fiir viele informell Pflegende unersetzbar. Er schiitzt
vor sozialer Isolation, sorgt fiir Ausgleich und Abwechslung, bietet im Gegen-
satz zur Pflegeaufgabe eine intellektuelle Herausforderung, bewahrt vor einer
Uberlastung durch die Pflege und ermoglicht eine klare Abgrenzung von die-
ser (bereits Keck 2012 und spiter u. a. Janson et al. 2022; Kuhlmey & Budnick
2023). Die Forderung einer flexiblen und gleichzeitig gerechten Gestaltung von
Vereinbarkeitsmallnahmen ist somit eine Herausforderung.

Die dargestellten Defizite in der gesetzlichen und wirtschaftlichen Infrastruktur
machen deutlich, dass Unternehmen nicht nur Adressaten gesetzlicher Vereinbar-
keitsregelungen sind, sondern diese auch in ihre internen Strukturen und Prozesse
integrieren miissen. Dabei stehen sie vor der Herausforderung, einerseits gesetz-
liche Anforderungen zu erfiillen und andererseits eigene organisationale Ziele
und Ressourcen effizient zu gestalten. Diese Spannungsfelder zwischen externer
Anpassung und interner Optimierung werfen die Fragen auf, wie Organisationen
Entscheidungen treffen, Strukturen schaffen und mit der Dynamik von Verant-
wortung und Effizienz umgehen. Diese Aspekte werden im folgenden Kapitel
aus organisationssoziologischer Perspektive eingehend analysiert.
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Der Einstieg in dieses Kapitel widmet sich der Bestimmung eines Begriffs, der die
organisationssoziologischen Theorieansitze zu Verhaltens- und Entscheidungs-
prozessen in Unternehmen als Grundlage dieser Arbeit fasst. Mit der formulierten
Zielsetzung, ein Organisationsverstdndnis und ein Bewusstsein fiir die Entste-
hung sowie Begriindung organisatorischer Entscheidungen zu entwickeln, soll
zundchst der Organisationsbegriff mit seinen verschiedenen Auslegungen in den
Mittelpunkt der soziologischen Betrachtung riicken. Die umfangreiche Literatur
zu den verschiedenen Organisationstheorien, zu Grundlagen und Problemen der
Organisation, zu ihrer Strukturierung und zur gesellschaftlichen Einflussnahme
verdeutlicht die Vielschichtigkeit von Organisationen sowie deren Aufgaben
und Verantwortlichkeiten. Eine gingige Vorgehensweise, um das Geflecht der
Organisationsgestaltung zu erfassen, ist die Aufteilung in die einzelnen Ent-
wicklungslinien der Organisationstheorie. Sie beginnt (1) bei den klassischen
Ansitzen der Biirokratietheorie von Max Weber und fiihrt iiber die Human-
Relations-Bewegung, die auf die Hawthorne-Experimente von Elton Mayo und
Fritz Jules Roethlisberger (1927-1932) zuriickgeht. Diese stellten die Bedeutung
menschlich-sozialer Beziehungen am Arbeitsplatz heraus und zeigten dem damals
vorherrschenden Taylorismus technische wie konzeptionelle Grenzen auf. Daraus
entwickelten sich (2) die modernen Organisationstheorien, zu denen die entschei-
dungstheoretische Forschung ebenso zihlt wie systemtheoretische und situative
Ansitze. In einem weiteren Schritt (3) folgten die (neue) Institutionendkono-
mie und der Neo-Institutionalismus. (Pietsch & Scherm 2007; u. a. Kieser &
Walgenbach 2010; Schreyogg & Geiger 2016, 2024). Die Institutionendkono-
mie priagte malgeblich Ronald Coase mit seinem Aufsatz The Nature of the
Firm (1937), in dem er den Transaktionskostenansatz begriindete. Ebenso zéhlt

© Der/die Autor(en), exklusiv lizenziert an Springer Fachmedien Wiesbaden 107
GmbH, ein Teil von Springer Nature 2025

K. Knauthe, Vereinbarkeit von Pflege und Beruf aus Unternehmensperspektive,
Dortmunder Beitrdge zur Sozialforschung,

https://doi.org/10.1007/978-3-658-49839-9_6


http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/978-3-658-49839-9_6&domain=pdf
https://doi.org/10.1007/978-3-658-49839-9_6

108 6 Organisationssoziologische Theorieansdtze zu Handlungsweisen ...

die Agenturtheorie bzw. Prinzipal-Agent-Theorie zu den Ansitzen der modernen
Organisationstheorie (Coleman 1990; Mayntz & Scharpf 1995; Kieser & Wal-
genbach 2010; Schimank 2016). Die verschiedenen Betrachtungsweisen werden
spiter in dieser Arbeit eine tragende Rolle spielen, wenn es um das Entschei-
dungsverhalten in Organisationen geht (Abschnitt 6.7). Zunéchst ist jedoch die
Kldrung des Organisationsbegriffs ausschlaggebend, damit verstindlich wird,
unter welchen Vor- und Rahmenbedingungen Organisationen entstehen und wie
in ihnen Entscheidungen getroffen werden und Handeln stattfindet.

Aufbauend auf dieser theoretischen Einordnung schafft dieses Kapitel
die Grundlage fiir eine umfassende organisationssoziologische Analyse und
beginnt mit einer dualen Betrachtung: Einerseits wird der klassische, normativ-
biirokratische Ansatz von Max Weber herangezogen, dessen Werk Wirtschaft
und Gesellschaft (1964) die Basis fiir viele spatere Theorien bildet. Anderer-
seits eroffnet Niklas Luhmanns systemtheoretischer Ansatz, der Organisationen
als autopoietische soziale Systeme versteht (Luhmann 1984)!, eine moderne Per-
spektive. Beide Ansitze dienen als zentrale Bezugspunkte, um die strukturellen
Eigenheiten von Organisationen, ihre inneren Dynamiken und ihre Wechsel-
wirkungen mit der sozialen und 6konomischen Umwelt zu beleuchten. Der
weitere Aufbau des Kapitels folgt einer klaren Logik: Nach einer Einfiih-
rung in grundlegende Begriffe und Konzepte (Abschnitt 6.1 bis 6.4) riickt der
Fokus auf die Rolle individueller und kollektiver Akteure in Organisationen.
Die Akteurskonzepte (Abschnitt 6.5 und 6.6) analysieren sowohl individuelle
Handlungslogiken als auch kollektive Entscheidungsprozesse, wobei die Inter-
dependenzen zwischen Individuen und Organisationen im Mittelpunkt stehen. In
den darauffolgenden Abschnitten (6.7 und 6.8) wird das Entscheidungsverhalten
innerhalb von Organisationen detailliert untersucht. Hierbei werden klassische
und moderne Entscheidungstheorien kritisch betrachtet und um organisationsso-
ziologische sowie verhaltensokonomische Ansitze erweitert. Das Kapitel schlief3t
mit einer zusammenfassenden Betrachtung, die die Bedeutung des theoretischen
Rahmens fiir die weitere Analyse hervorhebt.

! Autopoietische Systeme sind selbstreferenzielle Systeme, die sich durch ihre eigenen Ope-
rationen erhalten und reproduzieren. In der Systemtheorie von Niklas Luhmann (1984,
S. 74 ff.) beschreibt dieser Begriff Organisationen als geschlossene, aber anpassungsfihige
Systeme, die durch Kommunikation ihre Strukturen aufrechterhalten.
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6.1 Instrumentelle und institutionelle Organisation

Grundsitzlich sind Organisationen soziale Gebilde mit festen Merkmalen (Hall
1974; Endruweit 2004; Balog 2008). Darunter fdllt die dauerhafte Verfolgung
eines Ziels und eine formale Struktur an der alle Mitglieder ihr Handeln zum
Wohle des Ziels ausrichten sollen. Diesen Zielen vorgelagert ist das Prinzip
der Dauer, also der Langfristigkeit, der sich Organisationen verschreiben wol-
len (March & Simon 1958; Kieser & Walgenbach 2010). Ein Ziel oder mehrere
Ziele werden im Aushandlungsprozess zwischen den Organisationsmitgliedern
bestimmt. Welche Zielverfolgung préferiert wird, hdangt erstens von den Vorstel-
lungen der Mitglieder iiber den Zweck der Organisation ab, zweitens von den
Aushandlungsprozessen und der Stimmmacht der BeschlieBenden und drittens
von den ungeschriebenen Verhaltensnormen des Marktes (Kieser & Walgenbach
2010, S. 9). In diesem sozialen Gefiige entsteht ein Zusammenspiel zwischen
den leitenden, den ausfilhrenden und den extern einflussnehmenden Parteien.
Nachstehendes Zitat verdeutlicht dieses Verhiltnis:

,,An organization is a collectivity with relatively identifiable boundary, a normative
order; authority ranks, communication systems and membership coordinating systems;
this collectivity exists on a relatively continuous basis in an environment and engages
in activities that are usually related to a goal or a set of goals.“ (Hall 1974, S. 9)

Um die Grundlagen der organisationssoziologischen Betrachtung besser zu
verstehen, lohnt sich ein Blick auf Max Webers wegweisende Beitrdge zur Defi-
nition und Struktur von Organisationen. Die Organisationssoziologie hat sich
seit 1921 mit der Verdffentlichung von Max Webers ,,Wirtschaft und Gesell-
schaft in Deutschland als eigenstidndige Disziplin etabliert. Weber legte den
Grundstein, Organisationen als soziale Systeme zu betrachten, die sich durch
festgelegte Ziele, eine spezifizierte Struktur und standardisierte Verfahren aus-
zeichnen (Weber 1964). Dieses Verstindnis bildet die Basis vieler spiterer
Ansitze, die Organisationen sowohl als handelnde Einheiten als auch als Kol-
lektive mit zwischenmenschlicher Aktivitét interpretieren. Der Soziologe Giinter
Endruweit (2004) kniipft daran an, indem er Organisationen als ,,soziales Sub-
Jjekt, sozialer Katalysator und sozialer Prozess* beschreibt (ebd., S. 18). Demnach
ist eine Organisation vorrangig ein soziales System mit genau formulierten Zie-
len sowie standardisierten formalen Verfahren, um diese Ziele zu erreichen.
Diese Perspektive betont die soziale Dimension von Organisationen und hebt
sie von rein betriebswirtschaftlichen oder juristischen Definitionen ab. Dadurch
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wird deutlich, wie Organisationen durch klar definierte Ziele und soziale Dyna-
miken strukturiert und gelenkt werden, was sie von anderen sozialen Systemen
unterscheidet.

Die Betonung des Ziels ist eines der wichtigsten Merkmale, welche die Orga-
nisation von anderen (sozialen) Subjekten abgrenzt (Etzioni 1975, S. 12). Aufler
Frage steht, dass sich eine Organisation aus einer oder mehreren Personen zusam-
mensetzt, die gegenseitige formalisierte, dauerhafte und funktionale Beziehungen
unterhalten (Endruweit 2004, S. 20). Mit den genannten Merkmalen wird ver-
sucht, die Organisation gegeniiber anderen sozialen Systemen abzugrenzen, die
keine organisationsartigen Strukturen oder spezifische Zielsetzungen haben oder
benotigen. Als Beispiele fiir diese Nicht-Organisationen nennt Endruweit (2004,
S. 21) Familie und Nachbarschaft. Er schlieit sich damit an den Organisations-
begriff von Parsons (1960), Mayntz (1977) und auch Etzioni (1975) an, welche
Organisationen per se als soziale Systeme verstehen, die eine spezifizierte Struk-
tur und Zielbestimmung aufzeigen: “Organizations are much more in control of
their nature and destiny than other social grouping” (ebd., S. 12).

Fiir den Organisationsbegriff ist es lohnend, diesen von anderen Bereichen
abzugrenzen und gleichzeitig die (Wechsel-)Beziehung sowie Einwirkung die-
ser auBenstehenden Systeme zu verdeutlichen. Vor diesem Schritt ist es aber
auch notwendig, die Organisation in ihrer Gestalt zu differenzieren, da sie defi-
nitorisch zwischen Funktion und Institution unterschieden werden kann. Daher
muss fiir die Herleitung eine Zergliederung des Begriffes erfolgen, da er unter-
schiedlich Bedeutungen enthilt, die je nach Verstindnis etwas anderes aussagen.
Zum einen kann ,,Organisation® als institutionell verstanden werden und bezieht
sich in diesem Begriffsvermdgen auf die Einrichtung selbst und schlieft darunter
bestimmte (soziale) Gebilde wie Schulen, Unternehmen, Kirchen, Vereine, Behor-
den etc. ein (Mangler 2000, S. 15 ff.; Schreyogg & Geiger 2024, S. 4 ff.). Eine
wortliche Definition ist instrumentell angelegt und meint ein bestimmtes Han-
deln innerhalb einer Einrichtung, welches plan- und zweckmiBig erfolgt (ebd.).
Unterschieden wird also grundlegen nach den Tatbestinden, dass das Unterneh-
men eine Organisation ist bzw. eine Organisation hat. Von der funktionalen und
tatigkeitsbezogenen Aufgabe ausgehend ergibt sich die Logik, dass diese zielori-
entiert erfolgt und dadurch Kriterien der Effektivitit und Effizienz erfiillt (Kriiger
1994, S. 13 f.; Mangler 2000, S. 18). Durch die Form des Organisierens entstehen
regelmifBige Gestaltungsprozesse, die nach einer Routineiiberfithrung zu Stan-
dards werden. Die Konstrukteur:innen solcher Organisationsstrukturen werden
als Fiihrungspersonen definiert, die den Leistungsprozess steuern (Schreyogg &
Geiger 2024, S. 4 f.). Das Erbringen von zuvor definierten Leistungen ist das
Kerngeschift bzw. die Zweckerfiillung einer Organisation. Um diese Aufgaben
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sicherzustellen, bendtigt es insbesondere Planung und Kontrolle die von der
Unternehmensfiihrung abzusichern ist. Damit ist ein funktionaler Organisations-
begriff beschrieben, der sich gleichfalls als klassisches Managen iibersetzen lasst
und prozessbezogen zu denken ist (Pietsch & Scherm 2007; Schreyogg & Gei-
ger 2024). Hieran lehnt sich der Ansatz von Erich Gutenberg (1983) an, einem
der bekanntesten deutschsprachigen Vertreter der Betriebswirtschaftslehre. Neben
den produktiven Faktoren einer Organisation beschreibt er die Unternehmensfiih-
rung als einen dispositiven Faktor. Hierunter fallen Planung und Vollzug, welche
betriebliches Handeln entwerfen und in der Praxis umsetzen (ebd., S. 234 ff.).
Dariiber hinaus versteht Gutenberg Organisation als einen Teilbereich des Unter-
nehmens, in dem die Betriebsfiihrung angesiedelt ist und der die Verfolgung
des Unternehmenszwecks sicherstellt (ebd.). Nach seinem klassischen Verstind-
nis von Organisationslehre ist die Organisation immer rein instrumentell zu
verstehen:

., Fafit man Organisationen so auf, dann wird man davor bewahrt, Leistungen zu ver-
langen, die man von ihr nicht erwarten kann. Organisation ist nicht in dem Sinne
produktiv, daf sie neue Zielsetzungen, Verhaltensmaéglichkeiten, oder gar neue Werte
aus sich selbst hervorzubringen vermag. Diese Art von Produktivitit ist notwendi-
gerweise Sache derjenigen, die sich der Organisation bedienen, um ihre Zielsetzung
und Planung Gestalt werden zu lassen. [...] Da Organisation immer nur Mittel zum
Zweck und nie Selbstzwecks sein kann, sollte man in ihr weder ein Idol sehen, noch
sie verdammen. “ (Gutenberg 1983, S. 236)

Gutenberg entfernt sich damit von einem allumfassenden Organisationsbegriff
und verweist auf ihren dienenden beziehungsweise zweckorientierten Charakter.
Ein enger Organisationsbegriff ist fiir ihn dann niitzlich, wenn es um planbare
und umsetzbare Prozesse innerhalb von Unternehmen geht (ebd., S. 235 f.). Ein
breites Organisationsverstindnis, welches sich allgemeiner auf eine Ordnung und
ihren Vollzug bezieht, erlaubt neben den inneren Prozessen die Interpretation von
Ein- und Auswirkung ,,naturalen und sozialen“ Geschehens (ebd.). Als Vorldaufer
der Annahme von Gutenberg kann die Definition von Max Webers ,,biirokrati-
scher Herrschaft“ gelten, in welcher er hierarchische Strukturen in Organisationen
rekonstruiert. Fiir ihn entsteht eine Kommunikationssicherung unter den Akteu-
ren mittels einer autoritativen Kommunikation von ,,oben* welches die Mitglieder
zu einem konformen Handeln anhilt (Balog 2008, S. 277). Diese Macht- und
Steuerungsmechanismen unterstellt den Akteuren auf der Ausfithrungsebene eine
Zieldivergenz gegeniiber der zugehorigen Organisation. Das heilit, dass die Inter-
essen beider Parteien auseinanderfallen (ebd.; Simon, 1958). Bei dieser Annahme
geht es um die Bedeutung eines ,,Commitments*, das die Angehorigen gegeniiber
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einer Organisation eingehen oder nicht eingehen. Das héngt davon ab, inwieweit
die individuellen und organisationalen Ziele miteinander harmonieren (Etzioni
1975; Kieser 1999).

Der konfigurative Organisationsbegriff lasst sich auf Erich Kosiol (1976)
zuriickfiihren und formuliert eine Gegenperspektive zur instrumentellen Ausrich-
tung. Die Kosiolsche Organisationslehre betont, dass die auf Dauer angelegte
Strukturierung von Arbeitsprozessen die wesentliche Aufgabe im Unternehmens-
alltag darstellt und das Geriist eines jeden Unternehmens bildet (ebd., S. 20 ff.).
Aber auch dieser Betrachtungsansatz ist in die Kritik geraten, da er einen nur
rein rationalen Entwurf organisatorischer Strukturen beriicksichtig. Die Perspek-
tive des Gesamtsystems gehe dadurch verloren bzw. entstiinde gar nicht erst
und Storungen im Organisationsablauf lassen sich nur unter einem unzurei-
chenden Aspekt auswerten. Der instrumentelle Ansatz ist dem umfassenderen
Begrifft der institutionellen Organisation gewichen, der den Schwerpunkt auf das
gesamte System legt. Er bezieht sich auf eine spezifische Zweckorientierung,
auf eine geregelte Arbeitsteilung und auf bestindige Grenzen (March & Simon
1958; Kieser 1999; Schreyogg & Geiger 2024). Wihrend die ersten beiden Ziele
des institutionellen Organisationsbegriffes eindeutig sind, meint der letztere die
Grenze zwischen Innen- und Auflenwelt einer Organisation:

,,Organisationen sind koordiniert und kooperative Handlungszusammenhdnge. Sie
sind von ihrer Umwelt abgegrenzt und ihnen werden symbolisch reprdsentierte soziale
Identitditen zugeordnet. Die Zugehorigkeit und auch der Zugang zur Organisation sind
an bestimmte Bedingungen und/oder Verpflichtungen gebunden. “ (Balog 2008, S. 263)

6.2 Wechselwirkungen zwischen Organisation und
Umwelt

Die traditionelle Organisationslehre denkt den Zusammenhang zwischen Umwelt
und Organisation kontingenztheoretisch (contingency approach). Hiernach kann
eine Organisation nur erfolgreich sein, wenn sie sich an die umweltlichen Struk-
turmerkmale anpasst (Lawrence & Lorsch 1976, S. 276 ff.; Balog 2008, S. 285;
Kieser & Walgenbach 2010, S. 40 ff.; Preisendorfer 2016, S. 83 ff.; Schrey-
ogg & Geiger 2024, S. 328 ff.). Der Aufbau einer Organisation ist damit von
Umweltbedingungen beeinflusst. Nach dem Kontingenztheoretiker Lex Donald-
son (1996) erfolgt die Anpassung zwischen beiden Einflussgrofien selbstgesteuert
und automatisch:
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“The organization moves over time to adopt the organizational structure that is requi-
red in order to fit the contingency factors and so be effective. Hence the organizational
structure is explained by its consequences for effectiveness. Organizational structure
and organizational structural change are seen as results of functional.” (ebd., S. 3)

Das Zentrale am Kontingenzansatz ist der Versuch, die objektive Umwelt zu defi-
nieren und gegeniiber der Organisation abzugrenzen. Die grofite Herausforderung
dabei ist die Grenzziehung zwischen Beginn und Ende der Auflenwelt. Denn
beispielsweise politische Entwicklungen, wirtschaftliche Bedingungen oder tech-
nologische Innovationen konnen externe Faktoren darstellen, die aber gleichzeitig
Einfluss auf das interne Organisationssetting ausiiben (Burns & Stalker 1961;
Schreyogg & Geiger 2024, S. 326). Zur Uberwindung dieser Differenz gibt es
zwei Betrachtungsweisen. Die erste versteht die Grenze einer Organisation als
das Ergebnis einer bestindigen Grenzziehung durch ihre Mitglieder. Kritisiert
wird an dieser Sichtweise die soziale Konstruiertheit, die mangelnde Messbarkeit
sowie das Fehlen einer klaren ontologischen Grenze von Personen, die sich nicht
nur in einer, sondern zugleich in mehreren Organisationen bewegen (Kieser 1999,
S. 24 ff.; Schreyogg & Geiger 2024, S. 300 ff.). Die zweite Betrachtungsweise
richtet den Fokus auf das externe Umfeld (organizational environment). Ent-
scheidend sind hierbei alle Umweltfaktoren, die es einer Organisation und ihren
Mitgliedern ermdglichen, ihre Ziele zu erreichen (Hall 1974; u. a. Dess & Beard
1984, S. 52 ff.; Tolbert & Hall 2009). Zu diesen Faktoren und Interaktionspart-
nern zdhlen Kunden, Lieferanten, Konkurrenten und das Arbeitskrifteangebot.
Haufig sind sie selbst in Organisationen eingebunden, was die These nahelegt,
dass die Umwelt einer Organisation im Wesentlichen aus anderen Organisatio-
nen besteht (Endruweit 2004, S. 235). Beriihmt ist in diesem Zusammenhang das
Differenzierungs- und Integrationsmodell Lawrence & Lorsch von 1976. Welche
Faktoren tatsidchlich Einfluss auf eine Organisation haben, ist jedoch ein indivi-
dueller beziehungsweise subjektiver Prozess, der nicht objektiviert werden kann.
Darin zeigt sich bereits eine Schwiche der Kontingenztheorie. Es 1dsst sich nicht
mit Sicherheit bestimmen, welcher Umweltfaktor fiir die Zielerreichung relevant
war oder noch ist (Schreyogg & Geiger 2024, S. 349).

Wegweisend ist dabei die Einsicht, dass dufere Einfliisse das Innere von Orga-
nisationen und deren Strukturen prigen. Da die Merkmale der Umwelt nicht
statisch, sondern im Regelfall dynamisch sind (u. a. Kieser & Walgenbach 2010,
S. 40 ff.; Preisendorfer 2016, S. 96 ff.), bedarf es einer flexiblen bzw. bewegli-
chen Organisation, um Zielsetzung und den Zweck aufrecht erhalten zu konnen.
Das heifit im Umkehrschluss, dass vorhandene Umweltfaktoren die Fihigkeit
besitzen, die Organisationsstruktur intern zu beeinflussen. Ganz im Sinne der
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Kontingenztheorie ist hier ein situatives Verhalten erforderlich, um dem Effizienz-
gedanken Rechnung zu tragen. Der Zusammenhang von Strukturverdnderungen
auf die Auswirkung des Verhaltens von Organisationsmitgliedern ist nach dem
Ansatz unbestritten. Schematisch lassen sich die verschiedenen Einflussgroflen in
Abbildung 6.1 darstellen:
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Abb.6.1 Zusammenhang von Situations- und Effizienzansatz in Organisationen. (Eigene
Darstellung in Anlehnung an Preisendorfer 2016, S. 86)

Der Erfolg einer Organisation und ihrer Mitglieder hingt maB3geblich davon
ab, wie verldsslich sie ihre Umwelt kennen und einschitzen konnen. Abhingig
vom Wissensstand wird ein Reaktionsschema entwickelt, das als angemessene
Strategie auf ein mehr oder weniger stark verdnderliches Umfeld dient. Beim
Umweltbezug ist zu beachten, dass Organisationen nicht nur eine duflere, son-
dern auch eine innere Umwelt besitzen. Joan Woodward (Woodward 1965 Kap. 2)
entwickelte entlang der Kontingenztheorie ein Mehrebenenschema, das die Inter-
aktion zwischen Organisation und Umwelt beschreibt. Sie unterscheidet drei
Ebenen: (1) die gesellschaftliche Umwelt mit politischen, rechtlichen und kulturel-
len Elementen, (2) in die Aufgabenumwelt, zu der alle unmittelbaren Adressaten
gehoren, und (3) die interne Umwelt, die sich aus menschlichen und materiel-
len Ressourcen zusammensetzt. Diese Ubersicht verdeutlicht, dass Organisation
und Umwelt theoretisch zwar rdumlich trennbar sind, in der Praxis jedoch eng
miteinander verflochten bleiben. Da Mitglieder von Organisationen als offene
Systeme verstanden werden (u. a. Scott 1981; Luhmann 2000) und sich sowohl
innerhalb als auch auferhalb der Organisationsumwelt bewegen, entsteht ein Bild
wechselseitig abhéngiger Akteure.
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6.3 Umweltbezogenes systemisches
Organisationsverstindnis

Die Frage ,,Was ist eine Organisation?* erhélt je nach wissenschaftlicher Disziplin
eine unterschiedliche Antwort. Aus Sicht der Betriebswirtschaftslehre entstammt
eher der instrumentelle Organisationsbegriff, der auf die dauerhafte Strukturie-
rung von Arbeitsabldufen zielt (Mangler 2000, S. 15 ff.; Schreyogg & Geiger
2024, S. 4 ff.). Hingegen versteht die Soziologie eine Organisation als ein
soziales System, das sich durch formale Regeln, festgelegte Mitgliedschaften
und eine kollektive Akteursrolle definiert (Luhmann 2000, S. 39; Preisendorfer
2016, S. 62). Im Gegensatz zu Unternehmen, die rein erwerbswirtschaftlich zu
verstehen sind, schafft es der Organisationsbegriff, die Dienstleistungs- und Pro-
duktionseinrichtungen, den privatwirtschaftlichen und o6ffentlichen Bereich sowie
den Not-for-Profit-Sektor miteinzuschlieBen. Damit erhalten Organisationen einen
sozialen Systemcharakter, der nicht nur eine Funktion, sondern zugleich die
Beziehung zwischen den Elementen darstellt (Lawrence & Lorsch 1976; Kie-
ser 1999; Walgenbach 1999; Schimank 2004; Preisendorfer 2016). Darunter fallt
auch die umweltliche Bestimmung und die Moglichkeit einer Grenzziehung. Was
Unternehmen durch ihre Rechtsform erreichen, schaffen Organisationen durch
ihre sozialen Grenzen. Die Konstruktion von Zugehdrigkeit ist damit entschei-
dend. Sie zielt jedoch nicht allein auf Personen ab, sondern vor allem auf ihre
kooperativen Beziehungen. Der soziologische Managementtheoretiker Chester
Irving Barnard formulierte dazu:

., Was wir ,Organisation ‘ nennen, ist (...) ein System, das aus den Tatigkeiten von Men-
schen besteht. Diese Titigkeiten verschiedener Personen werden durch Koordination
zu einem System. Insofern sind ihre wichtigen Aspekte nichtpersonlicher Natur. Sie
werden nach Art, Grad und Zeit durch das System bestimmt. (Barnard 1970, S. 73)

Prominente Vertreter der Organisationssoziologie schlieen sich dem an, indem
sie davon ausgehen, dass Menschen nicht zu einer Organisation gehoren, sondern
zu deren Umwelt. James Coleman greift hier zu einer Metapher:

“This social structure exists independently of the person occupying positions within
it, like a city whose dwellings are occupied. The ecological structure of the dwellings
is fixed, and individuals move in and out”. (Coleman 1990, S. 427)

Die Differenz, die zwischen Organisationen und ihren Mitgliedern besteht,
wirkt zwar etwas abstrakt, erhélt aber mehr Verstindnis, wenn man sich den
Unterschied zwischen dem Handeln einer Organisation und dem Handeln ihrer
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Mitglieder bewusst macht (Simon 2021, S. 14). Das Handeln der Mitglieder bil-
det sich in Form von Prozessen in der Organisation ab. Wer das Knowhow besitzt,
den Prozess auszufiihren, kann jederzeit ein anderes Organisationsmitglied in sei-
ner Funktion ersetzten. Somit ist die Person in korperlicher oder psychischer
Hinsicht niemals ganz Teil der Organisation (ebd.). Sie bringt sich nur so weit
ein, wie sie fiir ihre Mitwirkung monetir entlohnt wird. Hierin ist auch der nicht-
totalitdre Anspruch einer Organisation gegeniiber ihren Mitgliedern zu sehen. Sie
konnen sich jederzeit zuriickziehen, verweigern oder umorientieren (Luhmann
1984, 2000; Neuberger 2000; Endruweit 2004). Zudem bringen sie nur so viel
von ihren Kompetenzen ein, wie von ihnen gefordert wird bzw. erforderlich ist.
Sehr gute hauswirtschaftliche Fihigkeiten, spielen in einem technischen Indus-
triebetrieb sehr wahrscheinlich nur eine beildufige Rolle und fallen dadurch in
den Aspekt der Privatheit. Unter dem Gesichtspunkt der Entlohnung von Leis-
tungen ist es dem Menschen mdglich, seine Motivation danach auszurichten
und auch Tatigkeiten zu verrichten, die ihm evtl. im Privatbereich widerstre-
ben wiirden (Barnard 1970; Coleman 1992; Simon 2021). Somit entkoppeln sich
nicht nur Organisationen von ihren Mitgliedern, sondern auch die Mitglieder von
ihren Handlungen. Fiir die Organisation ist das jedoch nicht primér nachteilig
geprigt, sondern hat beziiglich der differenzierten Arbeitsteilung eine produk-
tionssteigernde Wirkung (Simon 2021). Organisationen iiberleben nur, wenn in
ihnen Prozesse kontinuierlich ausgefiihrt und fortgefiihrt werden. Sie sind also
prinzipiell sterblich, wenn auch langlebiger als Menschen (Weick 2002, S. 53).
Die prinzipielle Austauschbarkeit von Mitgliedern weist bereits auf eine zen-
trale organisationssoziologische Perspektive hin, die Niklas Luhmann geprégt hat.
Sein Gedanke einer menschenleeren Organisation bedeutet nicht, dass Organi-
sationen ohne Menschen oder gar durch robotergesteuerte Arbeit funktionieren.
Gemeint ist vielmehr, dass Organisationen nicht iiber die Zugehorigkeit einzelner
Personen bestimmt werden, sondern iiber Strukturen der Kommunikation und die
daraus hervorgehenden Entscheidungen (Luhmann 2000, S. 222 ff.; Weick 2002,
S. 168 ff.). Fiir ihn besteht Kommunikation nicht nur aus dem gesprochenen
Wort, sondern auch aus Koordination und Aktion der miteinander interagieren-
den Akteure. Im Gegensatz zu Personen sind Organisationen wesenslos. Nur die
in ihnen wirkenden Menschen konnen Ziele definieren, Entscheidungen treffen
und diese umsetzen (Weick 2002, S. 87; Neuberger 2000, S. 489 ff.). Doch auch
nach Luhmann gehoren Personen nicht zur Organisation, da sie austauschbar sind.
Diese prinzipielle Austauschbarkeit wird zu einem wesentlichen Charakteristi-
kum von Organisationen. Die Frage, die der Systemtheorie von Niklas Luhmann
vorausging, war die der Aufrechterhaltung von Systemkonstanz in einer sich
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indernden Umwelt”> sowie die Wechselbeziehungen zwischen sozialen Systemen
und ihren Teilnehmenden.

Fiir die Abgrenzung zwischen Person, Umwelt und Organisation braucht es
einen umfassenden Blick. Hierzu muss zuerst dem Begriff ,,Person® eine beson-
dere Aufmerksamkeit gewidmet werden. Der soziologische Terminus bezieht sich
vorrangig auf die Rollenzugehorigkeit, die eine Person in ihrem Leben einnimmt.
Mehrere Rollen gleichzeitig sind dabei iiblich. Der Rollenbegriff adaptiert sich
an Luhmanns Systemtheorie, der eine Person dreierlei Funktionen zuschriebt.
,[Sie ist] sowohl Autor, als auch Adresse, als auch ein Thema in Kommunikati-
onssystemen* (Luhmann 2000, S. 89). Fiir Oswald Neuberger (2000, S. 492)
ist der Personen-Begriff, neben der juristischen Konstruktion, eine Uberwindung
des ,,kreatiirlichen Zustandes* hin zu einem ,,kompetenten und verantwortlichen
Handlungszentrum und -adressaten . Fritz B. Simon (2021) erweitert Luhmanns
und Neubergers Definition um das metaphorische Bild der Schauspielerei. Dem-
nach bleibt eine konstruierte Rolle immer gleich, egal von welcher Person sie
gerade besetzt wird. Die Person passt sich der Rolle an und nicht umgekehrt. Die
Rolle erfiillt eine Funktion innerhalb eines Handlungsstranges und die/der Rol-
leninhabende ist fiktiv in das Szenario konstruiert. Zwar iibernimmt der Mensch
die Rolle, aber alles (Individuum, Person, Rolle) kann ebenso entkoppelt von-
einander betrachtet werden (ebd., S. 43 f.). Daraus folgt, dass eine Rolle immer
mit derselben Person als Anpassungssubjekt besetzt werden kann, aber es immer
unterschiedliche Individuen sind, die die Rolle ausfiillen. An sie wird eine Ver-
haltenserwartung herangetragen, die, solange die Rollenkonstitution unveridndert
bleibt, zu erfiillen ist. Die Verhaltenserwartung ist konkret an die Rolle gebunden
und nicht an das Individuum. Mit der Erwartung an ein bestimmtes Verhalten ist
ein gewisser Autonomieverlust des Individuums verbunden. Dieser bewegt sich
in dem Bereich, wie es die Rollenzuschreibung vorsieht und wie es der Organi-
sation dienlich ist (Luhmann 2000, S. 112; Endruweit 2004, S. 249; Simon 2021,
S. 43 ff.). Fiir die Organisation hat das drei wesentliche Vorteile: Erstens kann sie
das intrinsische Verhalten von Individuen durch vertraglich arrangierte Tauschver-
sprechen beeinflussen und sie so zu Personen machen deren Verhalten erwartbar
wird. Zweitens kann durch die klare Funktionszuschreibung einer Rolle strikt
selektiert werden, und es kommen nur jene Individuen zum Zug, die den Anforde-
rungen in ihren Kompetenzen am niachsten kommen. Das dieser Selektionsprozess
gegenseitig ist, erklédrt sich anhand der generellen Freiwilligkeit, die mit einem

2 Hierunter fillt der Ansatz der Kybernetik (selbsttitige Regelungs- und Steuermechanis-
men), der Organisationen dazu befihigt, Umweltveranderungen zu erkennen und sie zu
kompensieren. Der Mensch spielt hierbei eine untergeordnete Rolle, da es mechanische
Steuereinheiten sind, welche den Sollzustand automatisch wiederherstellen.
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Eintritt in eine Organisation verbunden ist. Dieser Selektionismus ermoglicht
es Organisationen, Kommunikationssysteme zwischen den passend ausgesuch-
ten Personen und ihren (gekoppelten) Rollen zu erschaffen, die auflerhalb ihres
Einflussbereiches sehr wahrscheinlich nie entstanden wéren. Damit synthetisieren
sie in ihrer Verbindung die Organisation. Drittens und letztens kann es zu einem
Austausch von Rolleninhabenden, also von Personen, kommen, wenn die ange-
strebte ideale Passung beispielsweise durch die Nichterfiillung von Funktionen
oder Erwartungen verfehlt wird (Horster & Luhmann 1997, S. 93 ff.; Luhmann
2000, S. 279; Neuberger 2000, S. 490 f.; Simon 2021, S. 45 f.). Hierbei handelt
es sich um einen beidseitigen Prozess.

Mit den vorangegangenen Ausfithrungen konnte gekldrt werden, dass eine
Organisation menschenleer ist, wenn man Menschen als Synonym fiir Individuen
gebraucht. Tatsdchlich beherbergt eine Organisation Personen, die konstruierte
Rollen ausfiillen und damit selbst Konstrukte sind.> Der Zusammenhang von
Personen und Organisation zeigt sich ausschlieBlich iiber Handlungen, die nur
von den rolleninnehabenden Personen ausgefiihrt werden konnen. Auch die Zen-
tralisierung von Entscheidungen ist auf individuelles Verhalten zuriickzufiihren.
Trotz dieser Tatsache werden Organisationen weiterhin verdinglicht und den Indi-
viduen gegeniiber als iberméchtig charakterisiert, was sich darin duBert, dass sich
Personen, vor dem Hintergrund der iiberkomplexen Struktur und ihrer Rollen-
funktionalitit, einfiigen bzw. anpassen miissen (Neuberger 2000, S. 495 f.). An
dieser Stelle ist sich darauf zu einigen, dass die Organisation-Personen-Passung
darauf hinauslduft, dass systemspezifische Operationen zu erfiillen sind und diese
nicht entkoppelt von menschlichen Wesensziigen wie Interessen, Bediirfnissen,
Gefiihlen, Plidnen, Erfahrungen usw. sein konnen. Die (verdinglichte) Organi-
sation ist sich dessen bewusst und strebt daher keine vollige Inklusion des
Menschen an. Sie versucht sich stattdessen Eigenschaften zu bemichtigen, die
ihrem Zweck dienen. Hierunter fillt das Teilinteresse fiir bestimmte Fihigkei-
ten und Fertigkeiten sowie das Ermoglichen bestimmter Handlungsspielrdume

3 Der Unterschied zwischen Mensch, Individuum und Person ist in der Organisationssoziolo-
gie wesentlich, um begreifbar zu machen, wie Organisationen funktionieren und wie sie mit
ihren Mitgliedern interagieren. Der Mensch ist ein biologisches und physisches Wesen, das
Bediirfnisse, Triebe und eine korperliche Existenz besitzt. Das Individuum hebt die Einzigar-
tigkeit und die personliche Existenz eines einzelnen Menschen hervor. Es wird oft in Bezug
auf seine Rolle und Funktion innerhalb der Organisation betrachtet, wobei sein Verhalten in
Interaktionen und Entscheidungen eine zentrale Rolle spielt. Der Begriff der Person bezieht
sich auf eine soziale Rolle, die ein Mensch in einem bestimmten sozialen Kontext einnimmt.
Eine Person handelt nicht nur als biologisches Wesen oder als individuelles Selbst, sondern
gemil} den Normen, Regeln und Erwartungen, die mit ihrer Rolle innerhalb der Organisation
verbunden sind (Luhmann 1984, 2000; Esser 2002b).
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zur Entfaltung von Leistungen. Das menschliche Subjekt inhériert per se zwar
einen Leistungswillen aber diesen nicht einzig und ausschlieBlich. Es besteht
auch aus anderen, fiir die Organisation dysfunktionalen Eigenschaften, worunter
z. B. Emotionen, Beziehungen, oder ein niedriges Stresslevel fallen (ebd., S. 500).
Spitestens an dieser Stelle hat die abstrakte Konstruktion zwischen Person und
Organisation eine humane Grenze. Diese Grenze wird dadurch erweitert, dass
der Mensch im Sinne einer Partialinklusion nur ,,Teilzeit-Organisationsmensch®
(Endruweit 2004, S. 243; Preisendorfer 2016, S. 63) ist. Er trigt seine Umwelt-
orientierung, in der er sich vor und nach seiner Berufstitigkeit bewegt, in die
Organisation hinein, wo sie die intraorganisationalen Beziehungen mitbestimmt.

Ausgehend von der Systemtheorie konnte jetzt der Schluss gezogen wer-
den, dass Menschen, die in Organisationen eintreten, sich einer Disziplinarmacht
unterwerfen und so zu einem Produkt ,,ratten-psychologischer Konditionierung*
werden (Neuberger 2000, S. 518). Wie aber auch zu lesen war, sind kollektive
(Organisationen) und individuelle (Personen) Akteure aufeinander bezogen. Diese
gemeinsame Basis muss nicht immer konfliktfrei bleiben, auch wenn sich die Mit-
glieder der Organisation per Unterschrift zu deren Zweckerfiillung verschrieben
haben. Ideal fiir Organisationen wire es, wenn das Verhalten ihrer Mitglieder
erwartbar wire und sich diese formellen und informellen Verhaltenserwartungen
dauerhaft stabilisieren konnte (Horster & Luhmann 1997, S. 110; Luhmann 1984,
S. 162 ff.; Schimank 2016, S. 204 ff.). Personen, egal ob innerhalb oder auBer-
halb der Organisationsumwelt, wiirden somit zu berechenbaren Individuen und
es konnte sich eine Art stabiles Unterordnungsverhiltnis einstellen (Schimank
2016, S. 206). Das kidme der Planbarkeit von Zielerreichung von Organisationen
entgegen und die Mitglieder wiirden wiederum fiir ihren ,,Gehorsam* finanziell
entschiadigt. Damit wire die gewinnbringende Beidseitigkeit bereits erklirt. Mit
Luhmanns Worten:

. Erwartungsstrukturen sind zundchst ganz einfache Bedingungen der Moglichkeit
anschlufifahigen Handelns [...]. Die Elemente miissen, da zeitgebunden, laufend
erneuert werden; sonst wiirde das System aufhoren zu existieren. Die Gegenwart ent-
schwdnde in die Vergangenheit, und nichts wiirde folgen. Dies ist nur zu verhindern
dadurch, daff der Handlungssinn in einem Horizont der Erwartung weiteren Handelns
konstituiert wird. “ (Luhmann 1984, S. 392)

Dieses Verstidndnis von Erwartungsstrukturen verdeutlicht, dass Organisatio-
nen auf einem stdndigen Prozess der Sinn- und Handlungserneuerung beruhen.
Gesprochen wird allgemein von Erwartungsstrukturen, die das Sollen der organi-
sationalen Akteure bestimmen. Eine andere Interpretation ist der Deutungsstruk-
tur inhérent, die das Wollen der Akteure auslegt (ebd.).
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In der vorliegenden Arbeit wird sich dem Konsens von Luhmann und Coleman
angeschlossen, dass die Organisation ein Ort ist, an dem Handlungen basierend
auf Entscheidungen ausgefiihrt werden. Die Entscheidungs- und Handlungsaus-
iibenden sind Personen, die sich in einer Rolle der Leistungserbringung zum
Organisationszweck befinden. Sie bewegen sich in interpersonalen Rollenbezie-
hungen und miissen Einstellungen, Fahigkeiten und Verhaltensmuster entwickeln,
die sie vor dem Eintritt in die Organisation vielleicht noch nicht hatten. Daran
ankniipfend ist es in der Konsequenz notwendig, Mitglieder als in ihrer personli-
chen Autonomie geminderte Subjekte zu verstehen, die sich durch ihr freiwilliges
Zugehorigkeitsbekenntnis den MafBigaben der Organisation fiigen. Eine solche
Reduktion auf Erwartung und Forderung erméglicht es der Organisation, ihre
Zielmaxime ohne Umwege zu verfolgen (Preisendorfer 2016, S. 62 ff.). Das
Ausschalten® aller individuellen Merkmale eines Menschen und die Uberfor-
mung mit dem Status der Person ist in der Systemtheorie gangbar, weil die
Mitgliedschaft jederzeit so freiwillig beendet werden kann, wie sie begonnen
hat.

In der Betrachtung von Beziehungen zwischen Organisationen und ihren
Umwelten ist der Personenansatz nur ein aufschlussreiches Kriterium. Eine wei-
tere Perspektive zur Beschreibung des Verhiltnisses zwischen Organisation und
Umwelt bietet der Blick durch die ,,Brille* der Autopoiesis. Luhmann tiibertrug
das urspriinglich kognitionsbiologische Konzept auf soziale Systeme, zu denen
Organisationen gehoren. Im Sinne der Autopoiesis gibt es entweder Systeme,
und alle dazugehorigen Komponenten, oder Umwelt. Beide Bereiche sind in sich
geschlossen aber nicht voneinander abgeschlossen. Zwar konnen Systemstoérun-
gen durchaus durch Umwelteinfliisse erfolgen und stehen damit in einer gewissen
Abhingigkeit aber grundlegend wird davon ausgegangen, dass Strukturveridnde-
rungen autopoietischer Systeme aus sich selbst heraus entstehen. Damit ist die
Umwelt keine definierende Einheit und greift nicht in die Autonomie des anderen
Systems ein (Luhmann 1984, S. 191; Weber et al. 2013, S. 61 ff.). Die System-
grenze zur Umwelt ist ein selbstbestimmter Prozess, der Art und Umfang regelt
und als strukturelle Koppelung bezeichnet wird. Durch das Bestehen einer indivi-
duell festgelegten Grenze zwischen beiden Systemen ist keines von beiden dazu
fahig, eine Zustandsidnderung des jeweils anderen festzustellen (Luhmann 1984,
S. 242 ff.; Horster & Luhmann 1997, S. 93 ff.; Luhmann 2000, S. 39 ft.). Unter
dieser Maxime ist es schwer, das Verhiltnis und die Auswirkungen von Input-
Output-Beziehungen zu analysieren. Zwar ist beobachtbar, welche Reaktionen die
Systeme ihrer ,,Aulenwelt” zeigen, welche Prozesse hierfiir aber in der operati-
ven Geschlossenheit abgelaufen sind, ist fiir Personen auflerhalb der jeweiligen
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Einheit unergriindbar. Michael Flamig (1998, S. 169) spricht in diesem Zusam-
menhang von Blackboxen. Die Umwelt kann den Zustand des anderen Systems
(der Organisation) nicht erkennen und weill somit nicht, wie es auf Storungen
bzw. Einflussnahmen von auflen reagiert. Die jeweiligen Grenzen werden somit
zu Voraussetzungen von Selbstorganisation, Selbsterzeugung, Selbsterhaltung und
Selbstreferenzialitit (Fldmig 1998, S. 163). Wie durchlissig die jeweiligen Gren-
zen sind, ist ein selbstbestimmter Prozess, je nachdem in welchem Mafle ein
Austausch mit der Umwelt erforderlich ist. Verdndert diese sich héufig, ist es auch
wahrscheinlicher, dass sie in das andere System einwirkt oder dieses beeinflusst.

Spitestens seit dem Erscheinen von Luhmanns Werk ,,Soziale Systeme* exis-
tiert die Vorstellung, dass die Umwelt sehr viel komplexer ist, als das System
an sich (Luhmann 1984, S. 249). Fiir Organisationen und die mit und in ihr
agierenden Personen bedeutet das eine Erwartungsanpassung zu vollbringen, die
die Umweltbedingungen vorgeben. Da es aufgrund von Erfahrungen, Umstidn-
den und Zustdnden nicht zu einer kompletten Adaption kommt, vollzieht sich
eine Anpassung je nach gerade vorherrschender Situation. Welcher Input wel-
chen Output erzeugt, hingt einmal von der Durchlissigkeit der Organisation
ab und ein andermal von ihrer Anpassungsleistung, in Form einer Komplexre-
duktion, die die mitwirkenden Personen erbringen (ebd., S. 257). In welchem
Male eine Anpassung auf einen duflerlichen Reiz erfolgt, bestimmt die Reduk-
tion von Komplexitit und die Fokussierung auf einen bestimmten Bereich durch
die Handelnden. Hierdurch wird noch einmal die innere Geschlossenheit des Sys-
tems deutlich. Zwar gibt die Umwelt Moglichkeiten der Beeinflussung vor, die
Autonomie des (selbstreferentiellen) Systems besteht aber darin, den Impuls zu
verarbeiten. Die Kontingenz findet sich hier in Form einer Erwartungsunsicher-
heit wieder (ebd., S. 148 ff.; Horster & Luhmann 1997, S. 88 ff.; Endruweit 2004,
S. 75). Die Systeme Organisation und Umwelt konnen beliebig viele Erwartun-
gen aneinander adressieren, die Umsetzung oder Nicht-Umsetzung erfolgt jedoch
durch interne Operationen und bleibt damit ein Unsicherheitsfaktor. Es steht
damit fest, dass ein gegenseitiges Bedingen stattfindet. Es steht aber nicht fest,
in welchem Ausmall. Um dieser Unsicherheit zu begegnen, ist folgendes Vor-
gehen sinnvoll: ,,Ich tue, was Du willst, wenn Du tust, was ich will*“ (Luhmann
1984, S. 166) und daraus folgt: ,,Ich lasse mich von Dir nicht bestimmen, wenn Du
Dich nicht von mir bestimmen lifit* (ebd., S. 167). Die Verwendung des Begriffs
Blackbox (Flamig 1998, S. 169) ist unter diesen Pramissen mehr als zutreffend,
weil durch blinde Flecken in der Wahrnehmung des jeweils gegeniiberstehenden
Systems eine Verzerrung entstehen kann. ,, Das geschieht zum Beispiel in allen For-
men von Selbstdarstellung, denen die Annahme zu Grunde liegt, daf3 die Umwelt
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das System nicht ohne weiteres so akzeptiert, wie es sich selbst verstanden wissen
mochte“ (Luhmann 1984, S. 602).

Das Zitat Luhmanns lédsst sich so deuten, dass Organisationen ein Selbstver-
stdndnis entwickeln, in dem bestimmte Bereiche als ihre Zustdndigkeit betrachtet
oder zumindest nach auflen hin so dargestellt werden. In der Realitit jedoch sind
sie hierfiir entweder nicht zustindig oder mochten es nicht sein. Anforderun-
gen, die in diesen Bereichen an sie herangetragen werden, konnen deshalb leicht
als falsch adressiert, deplatziert oder sogar als gefihrdend wahrgenommen wer-
den. In der Konsequenz miissen sie zuriickgewiesen oder ignoriert werden. In
der Luhmannschen Denkweise handelt es sich hierbei um ,,Sinnangebote* (ebd.,
S. 168), die entweder in die eigene Autopoiesis aufgenommen werden oder nicht.
Es erfolgt eine Interpretation iiber Sinn und Unsinn des von auflen veriibtem Ein-
fluss. Wird die versuchte Einflussnahme als nicht sinnhaft interpretiert, liegt mit
hoher Wahrscheinlichkeit ein unterschiedliches Sinnsystem und eine unterschied-
liche Genese zugrunde (ebd.). Eine direkte Einflussnahme ist und bleibt damit
ausgeschlossen. Das bedeutet, dass ein System stets selbst dariiber entscheidet,
wie es auf duBere Einfliisse reagiert. Auch wenn das Ergebnis fiir die Umwelt
widerspriichlich oder unverstindlich erscheinen mag, spielt dies aufgrund der
inneren operativen Geschlossenheit der Organisation fiir sie selbst keine Rolle.
Systeme sind nicht gezwungen, alle Umweltgegebenheiten zu beriicksichtigen,
da ihre internen Prozesse auf spezifische Probleme und deren Bearbeitung aus-
gerichtet sind. In diesem Sinne ist Differenzierung eine notwendige Strategie:
, Um etwas Bestimmtes zu beobachten, muss das Allermeiste ignoriert werden
(Weber et al. 2013, S. 65). Ignoriert wird dabei in erster Linie die komplexere
Umwelt. Externe Reize werden demnach vor allem nach einer inneren, systemei-
genen Logik verarbeitet und zugeschrieben (ebd., S. 69; Luhmann 1984, S. 281).
Daraus ergibt sich ein interpretierbarer Freiheitsgrad, der zwischen Abhingigkeit
und Unabhingigkeit sozialer Systeme variiert und sich steigern ldsst (Baecker
2013, S. 39). In Luhmanns Terminologie entspricht dies einer Akkordierung (Luh-
mann 1984, S. 192), das heifit einem Prozess des wechselseitigen Abstimmens
und Festlegens, in dem zugleich immer auch eine Selektion von Alternativen
stattfindet.

Die Abwigung von Entscheidungen ist, neben der Kommunikation, ein zentra-
les Element der Systemtheorie. Sie richtet sich nicht unmittelbar auf die Umwelt,
sondern stets auf die Organisation selbst, genauer auf die in ihr verfiigbaren
Strukturen und Ressourcen. Umweltreize konnen nur in der Form verarbeitet
werden, in der sie innerhalb der Organisation anschlussfihig gemacht werden.
Damit wird deutlich, dass Entscheidungen nie neutral oder objektiv sind, son-
dern immer auf das System zuriickverweisen, das sie hervorbringt. Jede Wahl
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impliziert dabei eine Auslassung, jedes Wahrnehmen ein Ubersehen. In diesem
Sinne verweist Luhmann auf die grundlegende Paradoxie sozialer Systeme: Ihre
Féhigkeit zur Orientierung und Steuerung entsteht gerade dadurch, dass sie Kom-
plexitit reduzieren und damit notwendigerweise vieles unberiicksichtigt lassen.
Entscheidungsprozesse gewinnen so nicht durch Vollstindigkeit, sondern durch
die bewusste Begrenzung von Moglichkeiten ihre Wirksamkeit. Hier schlieft sich
der Kreis zur Autopoiesis, nach der Organisationen operativ geschlossen sind,
weil ihre Entscheidungen allein in Bezug auf das eigene System entstehen und
fortgefiihrt werden.

6.4 Kommunikative Prozesse in Organisationen

Es stellte sich heraus, dass die Beziehung einer Organisation zu ihrer Umwelt auf
nach auflen sichtbaren Entscheidungen basiert. Fiir den Prozess des Treffens von
Entscheidungen bis hin zu ihrer Sichtbarmachung bedarf es der Kommunikation.
Kommunikationen beschreibt Luhmann als wichtigstes Element der Autopoie-
sis sozialer Systeme (ebd., S. 191 ff.). Eine Herausforderung fiir kommunikative
Prozesse findet sich im gegenseitigen Einschitzen und Verstehen. Im Sinn der
doppelten Kontingenz (ebd., S. 152 ff.) kann niemand wissen, wie sich das
Gegeniiber verhalten wird. Der Ansatz verdeutlicht, dass Organisationen als ent-
scheidungsbasierte Sozialsysteme auf die Einschitzung des Verhaltens anderer
Systeme angewiesen sind, da sie ihre eigenen Entscheidungen nur anschlussfihig
treffen konnen, wenn sie zumindest eine Erwartung iiber mogliche Reaktio-
nen entwickeln (Kneer 2001, S. 408). Infolge der schier uniiberschaubaren
Handlungsalternativen wird jene gewihlt, die im Rahmen einer kalkulatorischen
Verhaltenswahrscheinlichkeit am plausibelsten erscheint (Giinther, 1988, S. 319,
zitiert nach Horster, 1997, S. 90). Darauf richtet sich dann das Handeln der Inter-
aktionspartner:innen aus. Bei einer Fehlinterpretation, das heiflt, dass sich das
andere System anders verhilt als erwartet, liegt eine Stérung der wechselsei-
tigen Kommunikation vor. Jedes System hat eine andere Struktur, eine andere
Semantik, andere Codes und ist damit nicht ad hoc anschlussfihig. Die Bedin-
gung einer wechselseitigen Ergénzung bestiinde demnach aus einer verstehenden
Kommunikation (ebd., S. 100). Im Ergebnis bildete sich eine neue Einheit, die
bisher nicht in den Strukturen der jeweiligen Systeme vorhanden war und es
tun sich neue Verhaltensspielrdume auf, die sich wiederum zu einer Verhaltenser-
wartung konfigurieren (Luhmann 1984, S. 165 ff.). Der Kreislauf von erwartbaren
Erwartungen und Enttduschungsreduktionen beginnt von Neuem (Horster & Luh-
mann 1997, S. 110). Im Falle einer Anschlussstorung muss Kommunikation sich
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aktualisieren, um fortbestehen zu konnen. Eine Beharrung auf die eigene System-
struktur ohne eine Form von Interpenetrati0n4 (Luhmann 1984, S. 295 ff.) des
anderen zuzulassen, bedeutet im Umkehrschluss ein Abbruch von Kommunika-
tion und der gegenseitigen Interaktion zwischen den Systemen. Hierin beschreibt
sich ein Widerspruch zum Konzept der Organisation als autopoietisches Sys-
tem. Georg Kneer (2001, S. 413) folgert in seinem Aufsatz, dass nach Luhmann
Organisationen operativ geschlossene Einheiten sind, die nicht iiber ihre Grenzen
hinweg kommunizieren konnen. Eine unmittelbare Kommunikation nach auflen
sei damit ausgeschlossen. Gleichwohl weist er darauf hin, dass Organisationen
durch ihre Entscheidungen Anschlussmoglichkeiten schaffen, die an den Sys-
temgrenzen sichtbar werden und von anderen Systemen aufgenommen werden
konnen (ebd., S. 414; Luhmann 2000, S. 388). Organisierte Sozialsysteme besit-
zen eine Kommunikationsfihigkeit, der Kneer nicht zwingend widerspricht, er
erklédrt jedoch die grenziiberschreitende Kommunikation unter der Theorie der
Autopoiesis fiir unmoglich. Er schligt eine andere Betrachtungsweise vor, die
die Kommunikation mehrerer Systeme/Umwelten miteinander moglich macht,
ohne dabei den systemtheoretischen Weg zugunsten eines handlungstheoretischen
Weges zu verlassen (Kneer 2001, S. 414). Im Rahmen eines kommunikativen
Prozesses zwischen zwei Systemen schlieBt er gleichfalls die doppelte Kontin-
genz ein, die als Voraussetzung zum Aufbau wechselseitiger Erwartungen und
Orientierungen dient. Ein Zusammentreffen zweier Systeme erzeugt, wie geschil-
dert, ein neues System, in welchem sich die operative Kommunikation vollzieht.
Es ist von den zwei Begegnenden unabhingig, wenngleich es aus ihnen ent-
springt, und formt eine eigene System-Umwelt-Differenz (ebd., S. 418; Luhmann
1984, S. 148). Diese dritte Komponente ist unzweifelhaft abstrakt konstruiert und
gibt noch keinen Hinweis darauf, wie sie Kommunikation zwischen zwei Syste-
men vollzieht. Dahingehend spitzt sich die Diskussion weiter zu und endet bei
Luhmann in der Betrachtung individueller Personen als ausfiihrende Kommuni-
kator:innen. Originalton von Luhmann (2000, S. 90 f.): ,,/Personen] leben nicht,
sie denken nicht, sie sind Konstruktionen der Kommunikation fiir Zwecke der Kom-
munikation. Sie verdanken ihre Einheit der Autopoiesis des sozialen Systems der
Gesellschaft dessen Produkt sie sind.*

Im Sinne der Systemtheorie sind Personen also weder Menschen, Sub-
jekte noch Akteure, sondern kommunikativ produzierte Einheiten (Kneer 2001,
S. 419 f.)). Kneer versucht das ,wesenlose Kommunikationsobjekt wieder

“In der Luhmannschen Deutung meint Interpenetration die kommunikative Kopplung
zweier Systeme.
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menschlicher zu machen, indem er den Begriff der korporativen Person ver-
wendet (ebd., S. 420 f.). Thnen gesteht er einen Namen zu, unter welchem sie
angesprochen werden konnen, und sie sind handlungs-, zurechnungs- und ent-
scheidungsfihig. Der korporativen Person ist Kommunikation zuzuschreiben, die
sie aber in Bezug zur Organisation simplifiziert, um die Komplexitit der Binnen-
welt verstehen und beschreiben zu konnen (ebd.). Diese (fiktive) Person agiert im
kommunikativen Prozess mit den anderen Organisationen bzw. Umwelten. In der
Darstellung findet sich ein direkter Ankniipfungspunkt an die akteurstheoretische
Perspektive. In ihrem Verstindnis setzt sich die Gesellschaft aus Teilsystemen
und individuellen sowie korporativen Akteuren zusammen, zwischen denen eine
Beziehung besteht (ebd., S. 422). Jedes geschlossene System wird sich immer auf
seine Umwelt beziehen, sie analysieren und versuchen, ,.selbstreferentiell her-
gestellte Elemente und Strukturen mit fremdreferentiellen Verweisungsmomenten
anzureichern* (ebd., S. 423; Schreyogg & Geiger 2016, S. 206 ff.).

Das Beschwerliche an der vorangegangenen Diskussion ist die Unklarheit,
wer kommuniziert und wer demzufolge entscheidet. Es entsteht die Frage, ob
Kommunikation entkoppelt von Personen geschehen kann, da diese als imaginér
gefasst werden, oder ob Kommunikation nur im direkten Zusammenhang mit den
Mitgliedern einer Organisation moglich ist. Einleuchtend ist die Auffassung von
Simon, dass nur Mitglieder einer Organisation kommunizieren kénnen (Simon
2021, S. 33). Um die Debatte greifbarer zu machen, ist es sinnvoll noch ein-
mal auf die Organisation und ihre Mitglieder zu schauen. Die Unterscheidung
zwischen Person, System und Umwelt ist eine, die Korper und Psyche vom Men-
schen trennt und die Kommunikation im System verortet. Jeder Bestandteil ist ein
eigenes, geschlossenes System im Sinne der Autopoiesis. Der Organismus und
die Psyche des Menschen sind der Umwelt von Organisationen zuzurechnen. Die
Kommunikation als Element der Organisation findet in diesem autopoietischen
System, abgeschlossen von ihrer Umwelt, statt. Dadurch kann der Mensch, ob als
Organismus oder als Psyche, kein Teil der organisationalen Kommunikation sein,
da er nicht Teil der Organisation ist (Luhmann 2000, S. 88 ff.). Kommunikation
identifiziert sich so als systemeigene Operation, und Organisationen bestehen nur
fort, wenn die Kommunikation in ihnen weitergeht, also auf eine vorangegangene
Kommunikation mit einer anderen reagiert wird (Luhmann 1984, S. 167, 268 {f.;
Simon 2021, S. 24 ff.; Schreyogg & Geiger 2024, S. 484). Damit ist eine Orga-
nisation bzw. ein System Kommunikation. Ein Zitat von Luhmann unterstreicht
das: ,,Die Gesellschaft besteht nicht aus Menschen, sie besteht aus Kommunikation
zwischen Menschen (Luhmann, 1981: 20, zitiert nach Horster, 1997, S. 98).

Die Trennung vom biologischen und psychischen System des Menschen macht
das Gesagte verstehbar. Es basiert darauf, dass weder ein Organismus noch
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ein soziales System allein kommunizieren kann. ,.Die Organisation ist auf die
psychischen Systeme ihrer Mitglieder unverzichtbar angewiesen* (Simon 2021,
S. 39). Das stilisiert die Mitglieder zu zentralen Umweltfaktoren, von denen die
Organisationen vollkommen abhéngig sind (Luhmann 1984, S. 290; Horster &
Luhmann 1997, S. 104). Wihrend Simon diese wechselseitige Abhingigkeit als
Ehe beschreibt, fiihrt sie Luhmann, argumentiert nach Maturana (1975), auf eine
strukturelle Kopplung zuriick. Die Person und die durch sie hervorgebrachten
Kommunikationen miissen von einer Organisation unter der Bedingung kalkulier-
ter Humanitit beriicksichtigt werden (Luhmann 2000, S. 92). Denn strukturelle
Koppelung meint nichts anderes als eine wechselseitige Einschriankung der Frei-
heitsgrade von Systemen (ebd., S. 99), da ein aufeinander Beziehen und Agieren
unerlésslich ist. Fiir beide Seiten muss das aber keineswegs zum Nachteil reichen,
da ein gegenseitiges Einwirken immer auch eine Moglichkeit zur systemischen
Weiterentwicklung beinhaltet. Luhmann wiirde das wahrscheinlich als fremd-
referentielle Anregungen zur Eigenstrukturierung bezeichnen. Was sich daraus
ergibt, ist eine klarere Vorstellung davon, was Unternehmen als soziale Sys-
teme von ihrer Umwelt trennt: Es ist einmal die interne Kommunikation, die
in Form von Entscheidungen nach auflen dringt, und ein anderes Mal ist es die
Mitgliedschaft von Individuen, die als subjektbasierter und freiwilliger Deter-
minismus vorausging. Ohne Personen wiren Organisationen blofe Hiillen, und
ohne Organisationen blieben Personen auf ihre organisch-psychische Existenz
beschrinkt.

Das Verlassen der systemtheoretischen Ebene, welche die Diskussion zur
Organisations-Umwelt-Differenz leicht ins Uferlose abgleiten lassen kann (Prei-
sendorfer 2016, S. 78), erschlief3t eine rationalere Definition von Umweltebenen,
die sich auf drei wesentliche Unterteilungen bezieht (rezipiert nach Hall 1974,
Tolbert & Hall 2009; Preisendorfer 2016):

— Die Aufgabenumwelt (task environment) ist, bildlich gesprochen, der Orga-
nisation am néchsten gelegen. Sie umfasst alle Angelegenheiten des tiglichen
Geschiiftsbetriebs, die unmittelbar fiir das Funktionieren der Organisation rele-
vant sind. Dazu zéhlen sowohl interne und externe Personen als auch die
Netzwerke, in denen sie miteinander verbunden sind.

— Die Organisationsdoméne (organizational domain) bezieht sich auf die Bran-
che, in welcher das Unternehmen sich verortet. Wichtig wird die Doméne,
wenn es mehr als ein Unternehmen in der gleichen Branche gibt. Da das in
der Regel der Fall ist, entsteht hierdurch Konkurrenz- und Wettbewerbsdruck.
Diese Kategorie bezieht sich damit auf andere Organisationen als Umwelten
von Organisationen.



6.4 Kommunikative Prozesse in Organisationen 127

— Die globale Umwelt (global environment) bildet im Gegensatz zur Aufga-
benumwelt einen erweiterten Bezugsrahmen. Sie reicht iiber nationale Gren-
zen hinaus und umfasst gesamtwirtschaftliche sowie gesamtgesellschaftliche
Bedingungen. Dazu gehoren rechtliche, politische, gesellschaftliche und kul-
turelle Standards, die sowohl im Inland als auch durch internationale Akteure
und Netzwerke wirken. Alle Umweltdimensionen sind dabei als determi-
nierte Grofen zu verstehen. Die Einordnung dieser deterministischen Faktoren
folgt dem Kontingenzansatz und dem Mehrebenenmodell von Joan Woodward
(1965), das interne und externe Einfliisse unterscheidet. Eine schematische
Ubersicht der situativen Einflussfaktoren bietet Abbildung 6.2.

Vergangenheitsbezogene Faktoren
Innere Situation
a Gegenwartsbezogene Faktoren
(o)
oA

Aufgabenspezifische Umwelt
Externe Situation

Globale Umwelt

Situative Faktoren

Abb.6.2 Situative Einflussfaktoren auf Organisationen. (Eigene Darstellung in Anlehnung
an Preisendorfer 2016, S. 88)

An dieser Stelle soll einmal mehr deutlich werden, wie verwoben die ein-
zelnen Elemente im Organisations-Umweltbezug miteinander sind. Der These,
dass das ,,Auflen* einer Organisation ein Raum ist, den sie nicht steuern kann,
da er auflerhalb ihres Einflussbereiches liegt, kann auch unter Einbezug des
Ressourcenansatzes nicht vollumfinglich zugestimmt werden. Demnach mobi-
lisieren Unternehmen ihre Ressourcen, um in die Umwelt einzugreifen und
damit ihr Wachstum bzw. Uberleben langfristig zu sichern. Unter Ressourcen
sind hier nicht interne Produktionsgiiter und Warenbestinde gemeint, sondern
organisationspsychologische Gesichtspunkte, zu denen die Public Relations und
Publicity als Mittel der offentlichen Meinungsbildung sowie das Verbraucherver-
halten ebenso zidhlen wie interorganisationale Netzwerke, die durch ihre starken
Koalitionen Politik und Gesetzgebung beeinflussen konnen (Weber et al. 2013,
S. 61 ff.; Schreyogg & Geiger 2016, S. 61 ff.). Organisationen nutzen jedoch
nicht nur diese Faktoren, um duflere Bedingungen zu konfigurieren. Um zu ver-
hindern, dass die Dynamik einer unsicheren Umwelt unmittelbaren Einfluss auf
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organisationale Abldufe nimmt, werden ,,Pufferzonen eingerichtet, die dazu die-
nen, Schadliches, also alles Effizienzminimierende, fernzuhalten (Schreyogg &
Geiger 2016, S. 237 f.). Damit entsteht ein Unterschied zwischen adaptiven Ver-
halten, das sich als Strukturanpassung zeigt, und einem kiinstlich geschaffenen
Subsystem (Lawrence & Lorsch 1976). Ganz gleich, wie sich die Einflussnahme
der Organisation auf die Umwelt vollzieht, versucht sie dadurch ihre Position
in ihr selbst zu bestimmen und Unsicherheiten zu absorbieren (Schreyogg &
Geiger 2024, S. 256). Damit ist die direkte Interaktion der beiden Systeme
verstetigt und die Tatsache der Wechselbeziehung aus Aktion und Reaktion her-
vorgehoben. Auch hierin findet sich eine Rekursionsschleife (Horster & Luhmann
1997; Luhmann 1984, 2000), die interpretativ wie methodisch der Systemtheorie
gleicht.

Nach der Betrachtung des vornehmlich biirokratischen Organisationsbegriffs,
der wesentlich von Max Weber geprigt wurde und Organisationen als rationale,
hierarchisch gegliederte Systeme definiert, erfolgt nun eine eingehendere Betrach-
tung der in diesen Organisationen handelnden Individuen. Dabei wird deutlich,
dass Organisationen nicht nur durch ihre formalen Strukturen definiert werden,
sondern mafigeblich durch die Handlungen, Interaktionen und Entscheidungen
ihrer Mitglieder geprigt sind. Diese Perspektive richtet den Fokus auf die indivi-
duellen und kollektiven Akteurskonzepte, die eine zentrale Rolle in der Analyse
organisationaler Prozesse einnehmen und die damit die Verbindung zwischen
Struktur und Handlung herstellen.

6.5 Das Akteurskonzept in Organisationen

Es ist nur schwer moglich, Unternehmen als entkoppelte Akteure der menschli-
chen Lebenswelt zu betrachten. Individuen bewegen sich in ihnen, miissen aktiv
partizipieren, gestalten diese mit und werden ihnen in einigen Beziehungen immer
untergeordnet sein. Unternehmen reprisentieren unseren modernen Gesellschaft-
stypus und konnen, je nach Selbstverstindnis, soziales Handeln hervorbringen
(Schimank 2016). Die in ihnen getroffenen Entscheidungen folgen eigenen orga-
nisationssoziologischen und wirtschaftspsychologischen GesetzmiBigkeiten, in
deren Spannungsfeld sich individuelle und kollektive Akteure bewegen. Welche
Entscheidungen Akteure treffen, hingt davon ab, wie sie Situationen deuten und
ihre Interpretationen im Zusammenspiel mit anderen abstimmen. Die Grundlage
einer sozialen Organisation ist erst einmal nichts anderes als die soziale Bezie-
hung zwischen mindestens zwei Personen (Coleman 1990, S. 43). Durch ein
miteinander Kooperieren und Interagieren entsteht eine Akteurskonstellation, die



6.5 Das Akteurskonzept in Organisationen 129

durch Paritit gekennzeichnet sein kann, aber in realen Beziigen aufgrund hiu-
fig differierender Interessen nicht muss. Die Mittelwahl, die eigenen Interessen
voranzubringen, sind je nach Rolle, Funktion und Position unterschiedlich. Die
Analyse von Akteur- und Handlungskonzepten stellt in diesem Zusammenhang
eine interessante und notwendige Variante zur Untersuchung des demokratisch-
partizipativen Ansatzes dar, wenn es darum geht aufzudecken, wie Akteure
in Organisationen an Entscheidungsprozessen beteiligt werden bzw. an ihnen
mitwirken. Der theoretische Bezugsrahmen der Akteurmodelle fungiert als ,,Auf-
merksamkeitsdirigentin® (Schimank 2004, S. 292), um Entwicklungsprozesse im
Bereich der hierarchiegeprigten Entscheidungsfindungen zu betrachten. Sinn-
voll fiir den vorliegenden Betrachtungsgegenstand ist die Klassifikation zweier
Akteursarten, die als individuellen Akteure und iiberindividuellen Akteure bezeich-
net werden (Kron 2005; Scharpf 2006). Diese lassen sich in drei Unterkategorien
gliedern: kollektive, korporative und soziale Akteure, die im Folgenden mit ihren
jeweiligen Handlungsméglichkeiten in Abbildung 6.3 dargestellt werden.

Individuelle Uberindividuelle
Akteure Akteure

Kollektive Akt
haben individuelle ollektive eure

PrAErEmEn handeln auf der Basis von

Abstimmung und Konsens besitzen die

Fahigkeit zum

strategischen

Korporative Akteure
besitzen keine kollektive P Handeln

Handlungsfahigkeit handeln auf Basis hierarchischer
Entscheidungsstrukturen

Soziale Akteure

handeln als soziale Bewegung
mit gleichem Interesse

Abb.6.3 Eigenschaften individuelle und iiberindividuelle Akteure. (Eigene Darstellung
nach Scharpf 2006, S. 95ft.)

Die Individuen, Organisationen und Kollektive bilden danach die drei basalen
Typen von Akteuren, die mit unterschiedlichen Handlungsressourcen ausgestattet
sind und die ihre Entscheidungen mitbestimmen. Jene Ressourcen und Entschei-
dungskompetenzen sind jedoch zwischen den einzelnen Gruppen unterschiedlich
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verteilt bzw. verfiigbar, sodass eine Betrachtung der Besonderheiten bei indivi-
duellen und iiberindividuellen Akteuren erfolgen muss. Bei den letztgenannten
sollen hier vorrangig die korporativen Akteure, also Unternehmen und Organisa-
tionen, von Interesse sein, da diese als handelnde und einflussnehmende Grof3e
auf individuelle Akteure in dieser Arbeit eine besondere Rolle spielen. Zudem
wird erortert, warum bei Unternehmen von Akteuren, und nicht von Individuen,
gesprochen wird.

Grundlegend ist unter einem Akteur bzw. einer Akteurin eine Person zu ver-
stehen, die handlungsfihig ist und damit zum Urheber bzw. Urheberin ihrer
Handlungen wird (Mayntz & Scharpf 1995, S. 46; Kron 2005, S. 164 ff,;
Scharpf 2006, S. 46). Die Verantwortlichkeit (nicht-)intendierter Folgen wére
damit genau zuschreibbar. Durch ihre Kognitionsfahigkeit sind sie in der Lage,
ein Gespiir fiir die Situation, in welcher sie sich befinden, zu entwickeln und
konnen eine Strategie entwerfen, an der sie den Handlungsverlauf ausrichten.
Individuen konnen zwar intentional handeln, sind aber durch gesellschaftliche
Zusammenhidnge beeinflusst und unterliegen zudem einem Konformititsdruck
der von sozialen Regeln und Norman ausgeht (Ortmann 2003; Kunz 2004;
Schimank 2016). Ein Widersetzen kann zu Ahndungen des Verhaltens unter
organisatorischen Ausschluss fiihren. Daher kann es manchmal klug sein, nicht
als individueller, sondern als kollektiver Akteur vorzugehen. Schlieft sich eine
Gruppe Mitarbeitender zusammen, um gegeniiber der Geschiftsleitung ein Inter-
esse durchzusetzen, gelten sie zunichst als kollektive Akteure, solange das
Zusammenwirken nur informell bleibt. Organisieren sie sich hingegen, etwa in
einem Betriebsrat, werden sie zu Korporativakteuren.

Organisationen unterliegen 6konomischen, politischen und sozialen Ordnungs-
instanzen. Gegeniiber den individuellen Akteuren haben sie aber den Vorteil,
systematischer und verldsslicher handeln zu konnen, da es ihnen moglich ist
auf formalisierte Routinen zuriickzugreifen (Mayntz & Scharpf 1995). Sie haben
zudem die Moglichkeit, die ihnen zur Verfiigung stehenden Mittel strategisch
einzusetzen und sich dadurch von den Interessen ihrer Mitglieder unabhingig
zuhalten (Scharpf 2006, S. 101). Organisationen sind immer Korporativakteure,
welche individuelle Akteure ,,beherbergen®. Die einzelnen Mitarbeiter:innen und
die Fiihrungspersonen sind solche individuellen Akteure. Organisationen kdnnen
nach einem Zusammenschluss ebenfalls als kollektive Akteure handeln. Theo-
retisch erscheint dieses Zusammenspiel schliissig, praktisch jedoch kann ein
Konflikt entstehen, wenn der korporative Akteur innerhalb des Kollektivs eine
andere Position vertritt als die Mehrheit, etwa bei kontroversen Zielvorstellungen.
In solchen Fillen hingt die Strategiefihigkeit von der Fahigkeit ab, gemeinsame
Priferenzen auszuhandeln und Konflikte zu bewiltigen (ebd., S. 108).
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Mochte man Handeln in diesem Kollektiv nachzeichnen und verstehen, miis-
sen die Préferenzen der unterschiedlichen Akteursgruppen bekannt sein. Mayntz
und Scharpf (1995) schlagen hierfiir eine Kategorisierung in Eigeninteressen,
Normen, Identitdten und Interaktionsorientierung vor. Offensichtlich orientieren
sie sich hierbei an James Coleman (1979, 1990), der zu seiner Zeit ebenfalls
individuelle Akteure an ihren Ressourcen, Interessen und Kontrollmoglichkei-
ten fundierte. Bis auf die erste Kategorie des (Eigen-)Interesses vollzieht sich
Handeln unter Interaktionsorientierungen, also mittels Verhaltens- und Verfah-
rensregeln, die die beteiligten Akteure annehmen. Derartige Regeln entstehen
dann, wenn sich Individuen, um einem gemeinsamen Interesse nachzugehen,
vereinen und in diesem Zuge ihre Ressourcen zusammenlegen (Coleman 1990,
S. 234). Es entsteht eine Binnenstruktur an Akteurskonstellationen, die am hiu-
figsten in Organisationen vorfindbar ist (ebd.; Meier 2009, S. 42). Bei einem
Zusammenschluss zu einer Organisation entsteht in der basalen Struktur von
Akteuren eine Zweiteiligkeit, bestehend aus Handlungsselbst und Objektselbst
(Coleman 1990, S. 240). Im Wesentlichen ist das Objektselbst bemiiht seine
Interessen zu verfolgen und im Ergebnis zu befriedigen. Dazu beobachtet es
sowohl die Handlungen aus seiner Umwelt als auch das eigene Tun, um ers-
tens deren Folgen einzuschitzen und zweitens deren Nutzen zu bewerten (ebd.,
S. 238 ff.). Das Handlungsselbst hat dagegen die Aufgabe auf die Umwelt einzu-
wirken, um dem Objektselbst die Interessenbefriedigung zu erméglichen. Beide
Teile dieses ,,Selbst” sind permanent durch die Interessen der Akteure mitein-
ander verbunden. Damit sind in einer Entitdt zwei Kompetenzen vereint: Zum
einen die Fihigkeit, das Interesse als Malstab fiir die Bewertung der eigenen
Befriedigung zu nutzen, und zum anderen, dafiir externe Gréen heranzuziehen,
die als einflussnehmend auf die eigenen Handlungen gelten (ebd., S. 241). Bei
kiinstlich geschaffenen Akteuren, also zielgerichteten Korperschaften wie bspw.
einem Wirtschaftsunternehmen, wurde die Aufteilung in Objekt- und Handlungs-
selbst in Form von verschiedenen Funktionen wie Mitgliedern, Aufsichtsrite,
Management, Vorstand usw. (kiinstliche) geschaffen. Coleman (1990, S. 127)
macht damit deutlich, dass qua Funktion die beiden Instanzen getrennt vonein-
ander auftreten und von verschiedenen Parteien organisiert werden. Der Ansatz
ist unter der Agency-Theory bzw. Prinzipal-Agenten-Theorie bekannt (Jensen &
Meckling 1976), die der neuen Institutionendkonomik zuzuordnen ist. Der Prin-
zipal ist jene Partei, die das Objektselbst verkorpert und mochte andere dazu
bewegen, Aufgaben in seinem Interesse zu erledigen, fiir deren Erfiillung er
Ressourcen und Entscheidungskompetenzen zur Verfiigung stellt. Bei Aufgaben-
erfiillung erfolgt die Vergiitung meist in Form einer ,,materiellen Belohnung*
(Schimank 2016, S. 114 ff.). Im Umkehrschluss ist diese Art von Reparation der
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Anreiz fiir den Agenten, einen Auftrag zu libernehmen und auch auszufiihren. In
seinem Vorgehen verkorpert er immer das Handlungsselbst. Das bedeutet, dass
durch die Umweltbeobachtungen und die ihm iibertragenen Entscheidungsbefug-
nisse gewisse Informationsvorteile gegeniiber dem Prinzipal entstehen, die das
eigene Nutzenniveau, aber auch das des Prinzipals beeinflussen. Grundlegend
wird davon ausgegangen, dass die Interessen der beiden Akteure gegenldufig
sind und ein Ausnutzen hin zum Eigennutz nur durch eine performanceorien-
tierte Vergiitung moglich ist (Meier 2009, S. 42; Schimank 2016, S. 119 ff.)
oder eine Interessensimilaritit erreicht wird (Mayntz & Scharpf 1995; Scharpf
2006). Unter den beschriebenen Vorbedingungen ist das aber kein leichtes Unter-
fangen, da die Prinzipalseite ihre Agency-Kosten geringhalten mochte und die
Agentenseite ihren Arbeitseinsatz. Zur Losung dieser Divergenz stehen nach
Schimank (2016, S. 119) folgende Mittel zur Verfiigung: Direkte Verhaltens-
kontrollen, Primien bzw. Gewinnbeteiligungen, Kautionsregelungen in Form von
Bonding-Strategien und die Informationsstandverbesserung auf der Seite des Prin-
zipals. Das entspricht auch der Vorstellung von Scharpf (2006), der vorschligt,
den Agenten als Anteilseigner auszustatten und damit seine Handlungen risiko-
bewusst zu gestalten. Bei entsprechender Beteiligung handeln die Agenten so,
wie es der Prinzipal selbst getan hitte. Mit der wechselseitigen Identifikation und
der Perspektiviibernahme entsteht der korporative Akteur mit einem kollektiven
Interesse. Zusammenfassend wird deutlich, dass der institutionelle Rahmen die
Handlungsweisen der Akteure strukturiert, indem er sowohl Regeln fiir die Mit-
gliedschaft als auch Ziele, Werte und legitimierte Handlungsweisen im Umgang
mit verfiigbaren Ressourcen vorgibt. Dennoch bleibt den Akteuren genug Spiel-
raum fiir die Variierung ihrer Handlungen und damit die Einflussnahme auf den
organisatorischen Kontext.

Damit ist die Abhandlung nicht abgeschlossen, da nur ein theoretischer Ide-
alzustand von Einigkeit iiber das Mittel der Sanktions- bzw. Anreizsysteme
beschrieben wurde. Es diirfen die Identifikationsprobleme mit der Rollendiver-
sitdt in den Akteurskonstellationen nicht auBeracht gelassen werden. In der
Coleman-Tradition (1979) liegt die groBte Diskrepanz zwischen der Auflenan-
sicht von Organisationen als geschlossene Einheit und der Innenansicht mit dem
Interagieren der verschiedenen Mitglieder. Das Zusammenspiel individueller und
organisierter Akteure ist als eine Doppelstruktur zu verstehen, die den handeln-
den Akteuren in ihrer angedachten Reinform hiufig nicht bewusst ist (Meier
2009, S. 43 f.; Schimank 2004). Am Beispiel von Fiihrungspersonen in Klein-
und Familienunternehmen wird besonders deutlich, dass sich das Handeln stets
an einer bestimmten Intention orientiert. Per se handelt eine Fithrungsperson als
individueller Akteur, tritt innerhalb der Organisation jedoch zugleich als deren
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Reprisentation und Stellvertretung gegeniiber Dritten auf. Damit agiert er/sie
nicht mehr als Individuum, sondern als Dividuum. Er/Sie ist sie selbst singula-
res Subjekt und zugleich Personifizierung der Organisation. Man kann hier auch
von einem januskopfigen Handeln sprechen (Mayntz & Scharpf 1995; Schimank
2004). Der generelle Grad der Handlungsfihigkeit einer Organisation kann, unter
der angefiihrten Primisse, folgendermaf3en bestimmt werden:

Als wichtigste organisationsinterne Voraussetzungen konnen die Fahigkeit zur kollek-
tiven Willensbildung und zur effektiven Steuerung des Handelns der eigenen Mitglieder
gelten; hiervon hingt es ab, ob Handlungen der Organisation (statt einzelnen ihrer
Mitglieder) zugeschrieben werden konnen. “ (Mayntz & Scharpf 1995, S. 50)

Die Unterscheidung in entweder organisationales oder individuelles (von den Mit-
gliedern ausgehendes) Handeln ist also die eigentliche Herausforderung in der
Handlungstheorie und nicht ohne Weiteres auflosbar. So ist eine Organisation
dann kollektiv handlungsfahig, wenn die Handlungen ihrer Mitglieder dauerhaft
sowie systematisch ineinandergreifen und dabei stets ein iibergreifendes Ziel ver-
folgen (Schimank 2004, S. 302). Eine derartige kollektive Willensbildung, wie sie
Mayntz und Scharpf beschreiben, unterliegt aber verschiedenen Storsequenzen,
die ,,[...] durch innere Konflikte oder ein vollig unabgestimmtes Nebeneinander-
handeln der Beteiligten gekennzeichnet ist“ (ebd.). Hierin zeigt sich, neben der
Januskopfigkeit, ein weiteres Hauptargument fiir die Disharmonie von Handlungs-
wahlen in Organisationen. Ein drittes Kriterium bringt Hans Geser (1990) ein,
indem er Organisationen gemeinhin eine Rationalitdt in ihrem Handeln unter-
stellt. Individuelle Akteure hingegen konnen nach seinem Verstindnis dieses
Rationalititsniveau nicht erreichen, da sie Einfliissen physischer und psychischer
Art unterliegen (ebd., S. 406). Am Beispiel eines normwidrigen Verhaltens wird
das anschaulich. Wihrend sich Personen dabei auf kognitive Deutungsvarianten
ihres Handelns berufen konnen, ist dieses Vorgehen fiir Organisationen unmog-
lich. Ganz praktisch heif3t das, dass Organisationen nicht auf eine verminderte
Schuldfdhigkeit plddieren konnen, wihrend es Personen moglich ist sich bei-
spielsweise auf Krankheit, Miidigkeit oder Burnout zuriickziehen (ebd., S. 407;
Schimank 2004, 2016). Bei der Zurechnung von Handlungsfolgen wird dann
aber deutlich, dass zwar die Organisation als Einheit zur Rechenschaft gezo-
gen werden kann, parallel dazu aber immer nach einem individuellen Akteur als
Verursacher Ausschau gehalten wird, um von ihm aus ,,Sekundérpriventionen*
abzuleiten (ebd.). Mit dem Ausfindigmachen einer vermeintlich schuldigen Per-
son, wird die Aufmerksamkeit vom tiiberindividuellen Akteur abgewendet und
hin zu einem individuellen Akteur gelenkt (Schimank 2004; Scharpf 2006). Das
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Ziel liegt darin, den Imageschaden fiir die Gesamtorganisation als Einheit zu
minimieren.

Jetzt konnte der Anschein erweckt werden, dass ein individueller Akteur
(unbeabsichtigt) irrationale Entscheidungen trifft und damit der Organisation im
Ernstfall schaden kann. Sollte dieser Fall eintreffen, hat der Akteur die Moglich-
keit, sich auf die o. g. verminderte Schuldfdhigkeit zu berufen. Denn ein Vertreter
einer Organisation handelt nach dem Prinzip des methodologischen Individualis-
mus (Kunz 2004, S. 42), d. h. als stellvertretender Agent dieser. Somit wird
eine intendierte Handlungsfolge immer der Organisation als korporativer Akteur
zugeschrieben und nicht dem im Namen der Organisation handelnden (individu-
ellen) Agenten.’ Diesem ist es dadurch moglich, sich zu exkulpieren, wenngleich
damit ein Konflikt zwischen den organisationsvertretenden Agenten entstehen
kann (Geser 1990, S. 409). Es soll an dieser Stelle noch einmal deutlich gemacht
werden, dass ein Mensch, der im Namen einer Organisation handelt, zwar als
Individuum auftritt, seine Entscheidungen aber stets vor dem Hintergrund der
Organisation zu begriinden hat. Damit wird er durch seine Vertreterstellung zum
korporativen Akteur und handelt im Folgenden als Organisation und nicht mehr
als Individuum. Geser schreibt zu diesem Umstand:

., Dezentralisierte und informalisierte Organisationen pflegen sich besonders als
emergente Kollektivakteure sui generis zu profilieren, denn mangels individuel-
ler Zurechnungsmaoglichkeiten haben sowohl externe Instanzen [...] wie auch die
Mitglieder selbst keine andere Wahl, als die Gesamtorganisation als Zurechnungs-
adressaten fiir Handlungen, Normerwartungen und Sanktionsmafinahmen in Anspruch
zu nehmen. “ (ebd., S. 405)

Generell ist jedoch das Verhalten eines Akteurs, sei er nun individueller oder
korporativer, nicht immer abschétz- oder vorhersehbar. Wihrend Handlungsver-
bote (Steuerhinterziehung, Umweltverschmutzung, Mindestlohn) geahndet wer-
den konnen, sind hingegen Handlungsgebote (Leadership, Sorgfalt, Charity)
durch eine hohe Unverbindlichkeit gekennzeichnet, da hier oft die Moglichkeit
zur rechtlichen Verfolgung fehlt. Organisationen wird jedoch in ihrer Gesamt-
heit ein Expertenwissen zugeschrieben, das sich im Verlauf langjihriger Tdtigkeit
in einem spezifischen Fach- und Funktionsbereich herausgebildet hat. Ihnen ist
damit eine ,,normative Handlungserwartung“ auferlegt (ebd: 408 f.), in wel-
cher sie den Erwartungen gerecht werden miissen, indem sie gesellschaftliche

5 Grundlegendes zum methodologischen Individualismus unter Einbezug des vorliegenden
Gegenstandes findet sich neben Geser (1990) und Kunz (2004) auch in Coleman (1990),
Meier (2009), Preisendorfer (2016) und Schimank (2004).
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Verantwortung iibernehmen. Mit dieser Abgabe ethischen Handelns haben Indi-
viduen die Moglichkeit sich von ihrem (irrationalen) Handeln freizusprechen
und den Verantwortungsrahmen innerhalb von Organisationen zu suchen und
zu finden. Die Organisation hingegen betont im Gegensatz dazu, dass nicht
die Art und Weise ihres Verhaltens zum Gegenstand gemacht werden kann,
sondern ausschlieBlich die Ziele ihres Handelns (Schimank 2004, S. 287 ff.).
Der Unterschied zwischen Organisation und Mensch wird auch darin deutlich,
dass Individuen nicht die kognitive Fihigkeit besitzen, sich mehreren komple-
xen Haupthandlungen gleichzeitig zu widmen (Geser 1990; Scharpf 2006; Meier
2009). Organisationen hingegen sind iiberwiegend in Abteilungen und Zustin-
digkeiten strukturiert, was die Moglichkeit schafft, Kapazititen auf mehrere
Haupthandlungen simultan und mit gleicher Intensitét zu verteilen. Zudem erfiil-
len Organisationen als iiberindividuelle Akteure einen bestimmten Zeck, welcher
je nach ihrem Selbstverstindnis bzw. Interesse ausgerichtet ist. Diese Zweck-
ausrichtung dient zugleich als Existenzlegitimation und legt den Rahmen ihrer
Handlungen auf prizise Ziele fest (Geser 1990; Kron 2005). Eine Neuausrich-
tung wiirde vor diesem Hintergrund aufwendige Restrukturierungsprozesse mit
sich bringen, die den Einbezug, die Zustimmung und die Mitwirkung mehrerer
Akteure fordert. Neben dieser iiberlebensnotwendigen Strategie auf die Fixie-
rung spezifischer Ziele, sind es gesetzliche Restriktionen bzw. Sanktionen, die
Organisationen widerstandsfahig halten. Das klingt vorerst wie ein Widerspruch,
wird aber aufgelost, wenn man sich den Zweck hinter der externen Bestimmung
betrachtet. Organisationen sind vor allem dann verwundbar, wenn ihnen Res-
sourcen fiir ihren Produktionszweck entzogen werden, z. B. Arbeitsleistung in
Form eines Streiks. Es ist daher sinnvoller, Implementierungsprogrammen, wie
bspw. ein Gesundheitsmanagement zu folgen, als dass diese spiter in Form von
Arbeitsverweigerungen durch die Mitglieder der Organisation selbst durchgesetzt
werden. Sollten hier Subventionen vom Gesetzgeber zur Verfiigung stehen, gelten
diese wahrscheinlich als positive Anreize, wohingegen Sanktionen, wie Geldstra-
fen bei Nichtvorhaltung, als negative einflussnehmende Faktoren zu beurteilen
sind.

Insgesamt kann rekonstruiert werden, dass (iiber-)individuelle Akteure ein
zielgerichtetes Handeln entlang ihrer Interessen auspridgen, welches erst in sei-
ner Ausfithrung fiir die jeweils andere Partei sichtbar wird. In einem solchen
Prozess entstehen Motivationen und Intentionen, die subjektintern verborgen blei-
ben konnen und damit fiir AuBenstehende, wie den Prinzipal, unsichtbar sind.
Ein Einwirken ist damit in der Regel nur nach dem Eintritt der Handlungsfolge
moglich und nicht priaventiv steuerbar. Liegt jedoch eine gesetzliche Normie-
rung vor, ist es bereits bei der Initilerung von Maflnahmen moglich, auf deren
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Ausgestaltung Einfluss zu nehmen. Die interne Norm wird dadurch den dufleren
Normstandards, die als Kontrolleinheit fungiert, angepasst (Geser 1990, S. 410).
Gesetzliche und/oder intrasubjektive Determinierungen sind ursédchlich fiir die
hohe Wandlungsresistenz von Organisationen.

6.6 (Non-)Okonomische Verhaltenstheorie

Nachdem der allgemeine Unterschied zwischen individuellen und korporativen
Akteuren betrachtet wurde, richtet sich der Blick im folgenden Kapitel auf die
spezifischen Typen individueller Akteure. Individuelle Akteure sind einzelne Per-
sonen, die eigenstindig handeln und entscheiden, wihrend korporative Akteure
organisierte Gruppen oder Institutionen wie Unternehmen, Regierungen oder
NGOs sind, die als Einheit auftreten. Ein bekanntes Beispiel ist der ,,Homo
Oeconomicus®, der als rationaler Nutzenmaximierer agiert. Dariiber hinaus gibt
es weitere Akteurmodelle, die unterschiedliche Aspekte menschlichen Verhaltens
und der Entscheidungsfindung beleuchten.

6.6.1 Der Homo Oeconomicus als rationaler Egoist
neoklassischer Theorie

Der Ansatz des rational denkenden und handelnden Menschen wurde im Grunde
genommen nicht dazu entwickelt, das Verhalten einzelner Akteure zu erkliren,
sondern dazu, dass Wirtschaftsleben allgemeinhin zu beschreiben und in ihm das
Verhalten von Gruppen (Starbatty 2005; Pelzmann 2010; Kirchgédssner 2013a).
Gesucht wird nach einem typischen Verhalten der Mehrheit und einer sich daraus
ergebenden ,,spontanen Ordnung® (Hayek 1952). Damit beziehen sich Beschrei-
bungen von wirtschaftlichem Verhalten auf ein Massenphdnomen, was sich vor
allem auf die monetiren Kategorien Gewinn und Verlust beschrinkt. Eine zentrale
Rolle nimmt dabei die Informationsbeschaffung ein, zu deren Zweck Strate-
gien herangezogen werden, unter deren Verwendung es moglich ist, die eigene
Gewinnspanne zu vergrofern. Dieses Vorgehen wird den Entscheidungsmecha-
nismen zugeordnet, die vorrangig wegen ihrer subjektiven Bewertung durch die
Handelnden selbst eine absolute Rationalitdt unmoglich machen (Pelzmann 2010;
Schimank 2016).% Hierin ist bereits das groBte Hindernis dieses Skonomischen

6 Entscheidungen unter begrenzter Rationalitit finden sich ausfiihrlicher in Teilkapitel 6.6.2
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Verhaltensmodells zu sehen. Es bezieht sich auf eine Gruppe Handelnder, wel-
che die Wirtschaftswelt aufgrund ihrer Komplexitét nicht vollstindig durschauen
kann. Zudem vernachléssigt es menschliches Verhalten, wenn es nicht direkt mit
wirtschaftlichem Handeln in Verbindung steht. Wiirden Menschen unter den Vor-
gaben absoluter Rationalitidt handeln, miissten sie erstens ausschlieSlich eigene
Ziele forcieren, zweitens den personlichen Nutzen dabei steigern und drittens
hierfiir sehr geringe Aufwendungen einsetzen (Kirchgidssner 2013a; Schimank
2016). Dieses Verhalten zur Rationalititssteigerung wird bereits von Max Weber
(1964) als das Wesen der modernen Gesellschaft beschrieben. Innerhalb der
Okonomie hingegen wird dieser Absolutismus einer objektiven Rationalitiit seit
Jahrzehnten bemingelt, da sie die Realitdt ausschlieBe (u. a. Dahrendorf 1958;
Stroebe & Frey 1980; Esser 1999b).

Es lohnt aber dennoch ein Blick zu den Anfingen des Homo-Oeconomicus-
Modells, welches in Zeiten wirtschaftlicher Beschrinkungen und kleiner Spiel-
rdume definiert wurde. Personliche 6konomische Priferenzen hatten einen ebenso
geringen Stellenwert wie der Wunsch einer Befriedigung iiber die basalen Bediirf-
nisse hinaus (Pelzmann 2010). Hierfiir war nur eine geringe rationale Kompetenz
notwendig und es bestand die Annahme, dass die Masse der Menschen gleiche
Bediirfnisse haben und das der ,,Nutzen* zu einem Universalbediirfnis aller gehort
(ebd.). Auf dieser Annahme beruht letztendlich das Modell des Homo Oecono-
micus, welches vor allem Eduard Spranger (1914) und James Coleman (1979)
akzentuieren. Unter dem Gesichtspunkt, dass der Homo Oeconomicus nicht als
Menschen im eigentlichen Sinne zu verstehen ist, sondern als Erkldrungskon-
zept und fiktiver Akteur, liegt seiner Handlungswahl immer ein Eigeninteresse
zugrunde. Er handelt zudem rational, maximiert seinen Nutzen, hat feststehende
Priferenzen, reagiert auf Restriktionen und verfiigt iiber vollstindige Informa-
tionen (Coleman 1979; Kirchgidssner 2013a; Schimank 2016). Dem Streben
nach dem groBtmoglichen Nutzen steht auerdem der geringstmogliche Aufwand
gegeniiber, um knappen Ressourcen wie Zeit und Geld zu sparen.

Ubertrigt man die Eigenschaften des Homo Oeconomicus auf seine Hand-
lungsalternativen, wird noch einmal deutlich, wie prizise sie sich in der absoluten
Rationalitdt wiederfinden. Vier Alternativen stehen dem Homo-Oeconomicus-
Modell bei der Ausfithrung seines Handels unter Einbezug endlicher Mittel zur
Verfiigung:

(1) An erster Stelle steht das zweckrationale Handeln, das versucht, unter gege-
benen Restriktionen und situativen Umstidnden eine maximale Zielerreichung
anzustreben.
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(2) Eine zweite Alternative stellt die Voriiberlegung dar, unter welchen theore-
tischen Implikationen auf deren Wirkung hin reflektiert werden, ohne einen
unmittelbaren Handlungsdruck zu verspiiren.

(3) Die dritte Moglichkeit orientiert sich an formalen Vorschriften, Gesetzen oder
Regelungen, die nur wenig personliche Spielrdume fiir freie Entscheidungen
zulassen.

(4) An vierter Stelle folgt ein vollkommenes Macht- und Okonomiestreben,
welches moralische, wirtschaftliche oder humane Aspekte nicht beachtet.
Dieses Handeln ist Wollensgeleitet, was den Grundantrieb des Homo Oeco-
nomicus darstellt, und geschieht vor dem Hintergrund einer Wert- und
Zweckrationalitit (Weber 1964; Kirchgissner 1991; Schimank 2004).

Wihrend der Zweck in Zielauswahl und Mittelauswahl unterteilt werden kann
und als Abwigungsprozess zwischen Alternativen zu begreifen ist, stellt der
Wert einen abstrakten Gesichtspunkt dar, der unmittelbar mit dem Sozialisati-
onsprozess der Handelnden verbunden ist. Weber sieht in Werten dennoch keine
ausschlieBlich subjektive Prigung, sondern fasst sie als rationale Eigenwertori-
entierung zusammen (Weber 1964). Unter dieser Priamisse kann beinahe jedes
Handeln als rational und eigenniitzig angesehen werden, solange es mit der vor-
ausgesetzten (eigenen oder extern vorgegebenen) Priferenzordnung konsistent ist
(ebd.; Kappelhoff 2000, S. 222). Im Sinne des Homo Oeconomicus geht die-
ses Rationalititsverhalten mit dem Leitgedanken der Nutzenmaximierung Hand
in Hand. Am Beispiel der Wirtschaftstheorie ist die Gewinnmaximierung obers-
ter Nutzen und gleichzeitig Eigennutz. Dieses 6konomische Prinzip beschreibt
die Maximierung des Nutzens im Hinblick auf einen vorgestellten Zielwert
trotz gegebener Restriktionen, die einen geringen Mitteleinsatz nahelegen. In
der Betriebswirtschaftslehre spricht man hier gemeinhin von der Input-Output-
Relation bzw. von den Ziel-Mittel-Ketten (Gutenberg 1983). Unter diesem Axiom
konnte man dem Leitbild des Homo Oeconomicus Egoismus unterstellen, da es
sich nicht an den Gegeninteressen seiner Umwelt ausrichtet. Es sei aber an dieser
Stelle daran erinnert, dass der Homo Oeconomicus wertfrei und neutral han-
delt, da er aufgrund seines séichlichen Wesens nicht mit Emotionen ausgestattet
ist. Damit agiert er mit anderen Akteuren in einer ,, gegenseitig desinteressierten
Verniinftigkeit“ (Kirchgissner 1991, S. 47).

Der Homo Oeconomicus dndert sein Verhalten nur dann, wenn es dullere
Umwelteinfliisse erfordern und somit andere Restriktionen vorliegen (ebd.; Kunz
2004). Er stoBt also auf Grenzen, die ihm vorgegeben und leicht auszuma-
chen sind. Hingegen ist seine Priferenzordnung weniger leicht ersichtlich. Das
kann nur gelingen, wenn im Sinne des Revealed Preference Approach (Lancaster
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1974; Samuelson 1953) aus dem Verhalten des Akteurs auf seine Priferenz-
ordnung geschlossen wird. Das entspricht auch der okonomischen Theorie, die
Verhaltensidnderungen ausschlieBlich auf gednderte Priferenzordnungen aufgrund
verdnderter Bedingungen zuriickfiihrt. Mithin ist das der einfachere Weg, da sich
Anderungen in den Restriktionen leichter vollziehen lassen als in den Priferen-
zen. Die beiden Gegenspieler befinden sich in Abhéngigkeit zueinander und es
hat sich gezeigt, dass sich Restriktionen unabhéngig vom Handeln einzelner hal-
ten, wihrend das Préferenzen nur sehr selten tun. Das sich erst im Vollzug des
Handelns eine Geneigtheit zu der einen oder anderen Sache herausbildet, scheint
unter dem Aspekt logisch, dass ein Akteur in einer neuen Handlungssituation
voraussichtlich nicht alle Moglichkeiten kennt und eine Positionierung zu einer
Variable nur schwer moglich ist (Kirchgissner 1991, S. 38 ff.; Kunz 2004). Es
bestiinde zwar die Moglichkeit, ein Handeln probeweise durchzufiihren und die-
ses dann nach seinem Ergebnis zu bewerten, aber dem stehen die bekannten
Restriktionen unmittelbar entgegen.

Im nomologischen Kern handelt der Homo Oeconomicus nach dem Ratio-
nalitdtsprinzip, welches in der Rational-Choice-Theorie (RC-Theorie) vielfiltig
Beachtung fand und als einer der wichtigsten Ansdtze in der theoretischen
Sozialwissenschaft gilt, um Annahmen iiber individuelles Handeln in sozialen,
okonomischen und politischen Prozessen zu erkldren. Wie erwéhnt, muss die
Handlungsalternative mit der vorausgesetzten Priferenzordnung im Einklang ste-
hen, um ausgewihlt zu werden (Kappelhoff 2000; Jakobeit et al. 2018). In seinem
Handeln ist der Mensch instinktbefreit und stiitzt sich daher auf die Parameter
der physischen Umwelt und seiner kognitiven Ausstattung, um eine Entschei-
dung herbeizufiihren (u. a. Esser 2002a). Um nicht unendlich viele interne und
externe Faktoren analysieren zu miissen, ist die Nutzenmaximierung ein Mittel
der Wahl, welches besonders zum neoklassischen Konzept des Homo Oecono-
micus passt und synonym zur Rational-Choice-Theorie verwendet werden kann
(Kunz 2004). Die Nutzentheorie beruht auf der einfachen Annahme, den eige-
nen Vorteil und personlichen Nutzen zu mehren. Handelnde Akteure kdnnen aber
einen jeweiligen Nutzen unterschiedlich definieren und somit ist Nutzen nicht
immer mit Gewinn zu {ibersetzen (v. a. Opp 2016). Er kann auch Altruismus
einschliefen, der in direkter Konkurrenz zur Gewinnorientierung steht. Es zeigt
sich, dass die inhaltliche Ebene nicht eindeutig klidren kann, in welchem Umfang
der Homo Oeconomicus tatsdchlich rational ist, weil keine klare Abgrenzung
dariiber existiert, ob Altruismus eine Form von Egoismus sein kann (Manstet-
ten 2004, S. 34 ff.; Kirchgidssner 1991XI). Es ldsst sich aber festhalten, dass nach
der strukturfunktionalistischen Rollentheorie an jede Handlung eines Akteurs eine
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Erwartung gekniipft ist. Daher erscheint es bei einem Modell, welches der Wirt-
schaftstheorie entspringt, naheliegend, ein wollensgeleitetes Verhalten, das wert-
und zweckrational orientiert ist, von vornherein zu unterstellen (Schimank 2016).
Verwerflich im Sinne von unmoralisch ist eine solche formale Rationalitét nicht,
denn selbst unter anthropologischer Perspektive ergibt sich die Notwendigkeit,
ein gesetztes Ziel stringent zu verfolgen.

Der Ansatz des Homo Oeconomicus dient zweifelsohne dazu, generelle
Aussagen tiber menschliches Verhalten in 6konomischen Handlungsrahmen abzu-
leiten. Es bezieht aber keine Transaktions- oder Informationskosten mit ein, da
davon ausgegangen wird, dass er durch die Rationalititsannahme iiber vollstin-
dige Handlungsalternativen informiert ist und deren Auswirkungen und Folgen
abschitzen kann. Dass es sich hierbei um eine Fiktion handeln muss, wird spi-
testen unter Einbezug von Zeitkontingenten, finanzieller Restriktionen sowie der
Kognitionswissenschaft deutlich (Wilson & Keil 1999). Dass das Model von der
Realitit absieht und als Mittel zur 6konomischen Analyse stilisiert wurde, ist Teil
seines Charakters und so gewollt. Die Erkldrungskraft, die mit der Interpretation
der grundlegenden Ziige des Homo Oeconomicus einhergeht, haben eine unverin-
dert starke Relevanz iiber die urspriingliche Heimat in der Volkswirtschaft hinaus.
Findet das Modell in anderen Wissenschaftsbereichen Anwendung, so positio-
niert sich der Ansatz entweder komplementir oder konkurrierend zu bestehenden
Ansitzen. Daher ist der 6konomische Ansatz, und mit ihm der Homo Oeconomi-
cus, lediglich eine Perspektive auf die Erkldrung menschlichen Verhaltens. Das
soll keine Allgemeingiiltigkeit oder das Wiederlegen eines vorhandenen ethischen
Dilemmas mit dem Modell der Maximierung per se bedeuten. Denn es ist in der
Handlungspraxis nicht in der Reinform anzutreffen, wie eingangs beschrieben.
Menschen die eine Entscheidung zu treffen haben, ziehen Salden aus der Ver-
gangenheit mit ein (Kirchgéssner 1991, S. 151) und neigen dazu auch weiterhin
in Projekte zu investieren, welche bisher einen groflen Energieaufwand gefordert
haben. Zeitliche und finanzielle Investitionen werden auch dann getitigt, wenn
der Gegenstand der subventioniert wird, keine Erfolgsaussichten mehr verspricht
und es okonomisch verniinftiger wire, sich einem neuen Projekt zuzuwenden.
Aus der humanistischen Perspektive zihlen jedoch Faktoren wie ,,Herzblut®,
,.Begeisterungsfihigkeit oder ,,Optimismus® zu jenen Eigenschaften, die dem
okonomischen Kalkiil (hdufig) vorgelagert sind und erkldren, warum eine Beendi-
gung des Engagements auch dann nicht erfolgt, wenn die Aussicht auf Erfolg nur
noch sehr gering ist. Mit dieser Handlungsweise bleibt eine egoistische Ambition
bestehen, jedoch keine ausschlieflich 6konomische. Helm Stierlin (1994) for-
mulierte tiber das Konzept der Individuation worauf es dem Homo Oeconomicus
ankommen sollte, wenn er dem geformten Idealbild der Okonomie entspriche: Er
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besitzt die Fahigkeit und die Bereitschaft zwischen inneren und dufleren Grenzen
zu unterscheiden und dariiber die eigene Wahrnehmung, bestehende Wiinsche,
Fantasien, Rechte und Pflichten abzugrenzen. Weiterhin ist es essentiell, eigene
Ziele zu definieren, die sich zum einen von denen anderer unterscheiden und zum
anderen durchsetzen lassen. Die daraus resultierende Priferenzordnung soll gegen
Fremdbestimmung immun sein (ebd., S. 182 ff.). Die Auflistung verdeutlicht
noch einmal, welches umfangreiche Wissen und welcher Habitus dem rational
handelnden Menschen abverlangt werden. Die oben gezeigte Anomalie plausibi-
lisiert jedoch die Griinde eines irrationalen Verhaltens. Sie widerspricht im Kern
dem Grundgedanken des okonomischen Verhaltensmodells.

Sieht man von rein wirtschaftlichen Belangen ab und bezieht moralische sowie
ethische Aspekte mit ein, entsteht ein Spannungsverhéltnis zwischen einer egoisti-
schen und einer sozialen Priferenzordnung, die nicht ohne weiteres iiberwunden
werden kann, da sich der Akteur selbst nur ungern als rein egoistisches Indi-
viduum ansieht und prisentiert (Margolis 1981). An dieser Stelle konnte nach
Amartya K. Sen (1979) argumentiert werden, dass es moglich ist, neben der 6ko-
nomischen auch eine moralische Priferenzordnung zu formulieren und daraus
ein entsprechendes Metaziel abzuleiten. Dieser Versuch zeigt deutlich, wie das
Modell des Homo Oeconomicus zu erweitern versucht wurde. Strenggenommen
ist dies jedoch nicht mdglich, da jede Priferenz, die nicht auf einem 6kono-
mischen Kalkiil beruht, hinter dem Rationalitéitsbestreben zuriickgestellt werden
muss (Kirchgéssner 1991; Margolis 1981; Kunz 2004). Eine angenommene Nei-
gung oder Abneigung muss immer mit dem Eigeninteresse und dem Bestreben,
einen moglichst hohen Nutzen zu erzielen, abgeglichen werden. Dieses Prinzip
verlangt eine konsequente Abkopplung der Handlungsfolgen von den Handlungs-
motiven und ist eine Leistung, die ein Individuum nur schwer erfiillen kann,
wenn beispielsweise Vorerfahrungen in einer bestimmten Situation bestehen. Aus
dieser ,,Eigentiimlichkeit* des Homo-Oeconomicus-Ansatzes leiten sich viele Kri-
tikpunkte ab: Die wesentlichen beziehen sich erstens auf das Eigeninteresse als
ausschlielliche Motivation und zweitens auf die Probleme bei der vollstindigen
Informationsbeschaffung. Diese und weitere Grenzen des Rationalitéitspostulats
sind im Ansatz der ,beschrinkten Rationalitdt” thematisiert, wie im néchsten
Kapitel gezeigt wird.

6.6.2 Begrenzte Rationalitat als Standardfall

Erst mit dem Wirtschaftswachstum im 19. Jahrhundert konnten Menschen iiber
die Basalbediirfnisse hinaus Wiinsche formulieren, die nicht existenziell notwen-
dig waren, und sich diese erfiillen. Da sie individuell ausgeprigt waren und



142 6 Organisationssoziologische Theorieansdtze zu Handlungsweisen ...

von der jeweiligen Finanzstirke abhingen, musste sich von der ,,Gleichschaltung
wirtschaftlichen Verhaltens® (Pelzmann 2010, S. 8) verabschiedet werden. Die
Maximierungshypothese, die traditionell Gewinn und Nutzen gegeniiberstellt, ist
fiir die Erkldrung einzelner Handlungswahlen nicht mehr ausreichend. Als Gegen-
entwurf formulierte Herbert A. Simon (1957) in seinem wegweisenden Werk
»Models of Man* das Verhaltensmodell der Bounded Rationality, welches den
Entwurf der absoluten Rationalitit aufhebt. Das Konzept der begrenzten Ratio-
nalitidt sieht die handelnden Wirtschaftssubjekte nicht als Maximierer, sondern
als Satisfizierer, was mit dem individuellen Anspruchsniveau zusammenhingt.
Es bezieht sich auf die Kapazititsgrenze bei der Aufnahme und Verarbeitung
von Informationen sowie auf die Unvereinbarkeit von Budget- und Zeitbeschrin-
kungen mit den Handlungsmoglichkeiten. Das Konzept von Simon verfolgte
grundlegend die Idee, rationale Entscheidungsprozesse aus den Organisationen
als Handlungswahl zu verdringen, da den Entscheider:innen enge Grenzen in
der Informationsaufnahme und -verarbeitung gesetzt sind (Simon 1951, 1957;
Becker 1996). Uwe Schimank (2004, 2016) kniipft daran an, indem er den immer
perfekt rational handelnden Menschen mit den notwendigen Bewertungen seiner
Entscheidungswahl konfrontiert. ,,Perfekt rational® bedeutet in diesem Zusam-
menhang, dass eine Problemdiagnose, die Formulierung von Kriterien, die Suche
nach Alternativen, deren Bewertung und Auswahl sowie schlielich Implemen-
tation und Evaluation erfolgen. Die Komplexitit der Entscheidungssituation und
das damit vorausgesetzte sowie notwendige Entscheidungswissen ist informati-
onsaufwendig und unterliegt sowohl zeitlichen als auch kognitiven Restriktionen.
Erschwerend kommt die mangelnde Erwartungssicherheit hinzu, die von anderen
Akteuren in ihrem Agieren und Reagieren im gegenseitigen Austauschprozess
entsteht (Schimank 2016). Die Sachdimension bezeichnet den Teil von Entschei-
dungen, der auf dem eigenen Wissen basiert. Die soziale Dimension ergibt sich
hingegen aus dem realen Interagieren mit anderen Akteuren. Um diese Varia-
blen der Unsicherheit auszuhalten, ist eine Situationssensibilitit erforderlich, da
nicht unendlich lange nach neuen Erkenntnissen, die zur Abwigung beitragen,
gesucht werden kann. Grenzen setzen hier die Dringlichkeit von Problemen, end-
liche Sachmittel, Unvorhersehbares und nicht zuletzt die limitierte Lebensdauer
eines Menschen (ebd.). Eine vollkommene Erwartungssicherheit muss demnach
zugunsten der in der Realitdt vorhandenen Beschrinkungen aufgegeben werden
und es entsteht im logischen Schluss die begrenzte Rationalitit.

Die Existenz und Akzeptanz von Restriktionen konnen aber auch dazu
verleiten, Konflikte nicht mehr vollstindig zu bearbeiten, sondern situativ zu
entscheiden. Handlungen, welche aus einer unvollstindigen Erfassung von Ent-
scheidungsalternativen erfolgen, sind nicht klar priorisiert und beruhen stattdessen



6.6 (Non-)Okonomische Verhaltenstheorie 143

auf der Grundlage subjektiver Erfahrungswerte. Eine Innovationsfahigkeit bei die-
ser Handlungsweise ist von vornherein nicht moglich (Beach & Connolly 2010;
Beck 2014). Ein solches Verhalten kann in einem Opportunismus miinden, wel-
cher vehement langfristige Erwdgungen oder die Interessen Dritter ausblendet, da
das Streben nach einer befriedigenden und nicht einer optimalen Losung in den
Vordergrund tritt. ,, Wéihle nicht die beste, sondern die erstbeste Variante (Schi-
mank 2016, S. 109). Derartiges Handeln kann auf den ersten Blick zurecht als
begrenzt rational bewertet werden. Zieht man jedoch den Faktor der tibernomme-
nen Entscheidungsmuster hinzu, entsteht eine zumindest getarnte Rationalitit, die
Uwe Schimank (2005, S. 372 ff.) als Rationalitdtsfiktion und Peter Walgenbach
(1999, S. 325) als Rationalititsmythen bezeichnet. Zu verstehen ist darunter ein
tibernommenes Muster, welches bisher eine breite Anwendung in dhnlich gela-
gerten Entscheidungssituationen bei anderen Akteuren fand und daher als rational
und somit plausibel gilt. Der Vorteil des aneinander Orientierens liegt neben der
Legitimation des Handelns in der Komplexreduktion eines Problems und in der
Zeitersparnis bei der Informationsbeschaffung. Das ,,Kopieren von Erfolgsrezep-
ten* (Schimank 2005, S. 381) kann aber neben den offensichtlichen Vorteilen
fiir Unentschlossene zu blinden Flecken fiihren, die evtl. unsystematisches oder
unokonomisches Handeln lange uniiberpriift bestehen ldsst. Nur hinzugezogene
aullenstehende Expert:innen sind in der Lage, die Fiktionen sichtbar zu machen
und ggf. durch andere Modelle mit einer hoheren Evidenz zu ersetzen (Schimank
2005).

Es gibt jedoch zwei entscheidende Settings, in welchen derartige Routinen
aufgebrochen werden konnen: Das sind zum einen Hochkostensituationen und
zum anderen Schliisselereignisse. Auch wenn sich das erste Setting vermeint-
lich leicht an den bevorstehenden hohen Kosten ausrichtet und dadurch mehr
Merkmale einer absoluten Rationalitit anzutreffen sind, miissen, um danach
handeln zu konnen, deren Vorzeichen richtig interpretiert werden. Das heifit,
dass eine Hochkostensituation auch als solche identifiziert wurde und nicht
filschlicherweise als eine Niedrigkostensituation. Gerade bei ,teuren Entschei-
dungen® ist es daher folglich richtig, wesentlich mehr Energie in vorgelagerte
Prozesse zu investieren (z. B. Informationsbeschaffung, Mittel- und Kapazitits-
priifung). Andersherum kann Akteuren unterstellt werden, dass, wenn sie sich
nicht in einer Hochkostensituation befinden, nur eingeschrénkt rational entschei-
den (Beck 2014; Walgenbach 1999). Das zweite Setting zielt auf Gegebenheiten
ab, die neu sind und Gewohntes nicht mehr funktionieren lassen. Altbewéhr-
tes wird somit suboptional und erfordert eine andere Betrachtung der Situation,
was wiederum ein breites Ressourcenspektrum aktiviert, um zu einer neuen
Handlungsweise zu gelangen (ebd.). Beide Varianten verlassen eine ,,Welt“, in
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der nur bekannte Risiken existieren und sogenannte Ex post-Uberraschungen,
d. h. nicht antizipierte Ereignisse auftreten (Schneider 1995). Zur Losung von
Entscheidungsproblemen wird neben einem mathematischen Kalkiil Kreativitit
verlangt, eine Handlungsweise, die weder dem Homo Oeconomicus noch der
vollstindigen Rationalitdt zuzuordnen ist. Damit sei angedeutet, dass das Ratio-
nalitdtsmodell und das damit verbundene Handeln je nach Situation angepasst
werden muss. Reinhard Zintl (1989, S. 52) stellt mit der Beantwortung der
Frage: ,,Der Homo Oeconomicus: Ausnahmeerscheinung in jeder Situation oder
Jedermann in Ausnahmesituationen? “ heraus, dass der Homo Oeconomicus kein
Generalist, sondern ein Spezialist ist. Er eignet sich ,.elaborierte Daumenregeln®
(ebd., S. 63) an, die auch in Hochkostensituationen zur Anwendung kommen,
weil die eingeschrinkte Kapazitit zur Informationsverarbeitung und der Versuch
zur Komplexreduktion durch Standardisierungen die einzige Mdoglichkeit darstel-
len, sich in komplexen Entscheidungssituationen 6konomisch zu verhalten. Denn
der Riickgriff auf standardisierte Situationsdefinitionen und die damit verbundene
Vereinfachung bedeutet, sich auf Konzepte zu verlassen, die sich in der Vergan-
genheit als erfolgstrichtig erwiesen haben. Deren Giiltigkeit und Wirksamkeit
darf jedoch nie iiber ldngere Zeit ungepriift bleiben, da sie u. a. wegen ihrer
Technologieabhéngigkeit nicht wandlungsresistent sind und demzufolge immer
neue Gewohnheiten zu selektieren sind. Das Beibehalten von Handlungsmus-
tern wiirde bei Nichtbeachtung zu einer Selbstschiddigung fiihren (Gigerenzer &
Brighton 2009)

Wenngleich Rationalitdt und Moralneutralitidt als wesentliche Merkmale des
Homo Oeconomicus und als tibergeordnete Leitideen fiir die Gestaltung von
organisationalen Prozessen gelten (Zintl 1989; Kirchgdssner 1991), widerspricht
sie in vielfacher Hinsicht dem menschlichen Verhalten und dem vielfach ausge-
fiihrten kognitiven Potenzial: ,, From a phenomenological viewpoint can we only
speak of rationality relative to a frame of reference will be determined by the
limitations of the rational man’s knowledge” (March & Simon 1958, S. 138).
Das Zitat verdeutlicht die Unvollkommenheit der menschlichen physiologische
und psychologische Ausstattung und fiihrt damit das klassische Rationalititsmo-
dell des Homo Oeconomicus durch die Behauptung einer strikten Umsetzung
rationalen Verhaltens und Handelns ad absurdum (ebd.; Becker 2000). Vielmehr
erfolgt eine Beeinflussung der Handlungsalternativen durch zuvor ausgemachte
und somit erwartete Konsequenzen. Die moderne Interpretation des Skonomi-
schen Verhaltensmodells bezieht die vermeintlichen Irrationalititen von Akteuren
mit ein und subsumiert sie unter dem ,,schwachen Rationalitdtsprinzip® (Har-
stad & Selten 2013; Kirchgissner 2013a). Dazu gehort erstens der Einbezug
der Priferenzen (Ziele) anderer in die eigene Entscheidung sowie zweitens die
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Uninformiertheit iiber alle vorhandenen Mdglichkeiten. Drittens kommt das durch
Restriktionen (Mittel) systematisch beeinflussbare Verhalten hinzu. Das schwache
Rationalititsprinzip kommt immer dann zur Anwendung, wenn die Perzeption der
Handelnden einbezogen wird. Damit kann auch auf den ersten Anschein irratio-
nal wirkendes Handeln unter situativen Bedingungen zu einem rationalen Handeln
uminterpretiert werden. Der 6konomischen Logik folgend ist diese Argumenta-
tionsweise fremd, da sie hierarchisch geordnete Priferenzordnungen beinhaltet
und zur Doppeldeutigkeit bzw. Uneindeutigkeit fiihrt (Sen 1979; Harstad & Sel-
ten 2013; Kirchgissner 2013a). Dabei befinden sich auf der oberen Ebene die
Priferenzen, nach denen das Individuum sein Handeln gern ausrichten wiirde
und auf der Ebene darunter jene Priferenzen, welche das aktuelle Handeln anlei-
ten. Es entsteht eine Form von subjektiver Rationalitit, die von der Tatsache
ausgeht, dass Wirtschaftssubjekte auf der einen Seite ihren Gewinn maximieren
wollen aber auf der anderen Seite unterschiedlichen Motivationen und Bediirfnis-
sen unterlegen sind. Auch zieht diese Art von Subjektivitit eine Grenze in Bezug
auf den Informationsstand und die damit verbunden Beschaffungsmoglichkeiten
bei den Handelnden. Biindelt man diese Informationen zum Entscheidungsver-
mogen von Akteuren, entsteht ein Muster, welches es ermdglicht, neben der
vollstindigen Objektivititsannahme andere Pridmissen einzubeziehen und den
Handlungsrahmen dadurch subjektiver, jedoch nicht irrational auszugestalten.
Sen (1979) und Popper (1994) sowie spiter Bolton und Ockenfels (2000)
gehoren zu den groften Kritikern der absoluten Rationalitdt und erklérten sie
mithilfe des interpretierbaren situativen Ansatzes, dem Einbezug der subjektiven
Wahrnehmung und dem Streben nach Fairness fiir obsolet. Bei diesen Uberle-
gungen wird die Motivationsannahme iiber das reine Eigeninteresse verworfen.
Den Handelnden geht es um die Herstellung eines Gleichgewichtes zwischen
der anbietenden und nachfragenden Seite. Die ,, Theory of Equity, Reciprocity and
Competition* (ebd.) nédhrt die Vorstellung, dass Menschen weniger aus egois-
tischen Motiven heraus handeln, wenn sie die ,,Handelspartner” kennen bzw.
eine andauernde (Geschifts-)Beziehung zu ihnen unterhalten. Denn anders als bei
einer einmaligen Kooperation, entwickelt sich bei wiederholenden Austauschbe-
ziehungen ein Reputationssystem, welches héufig reziprokes Verhalten erzeugt
und auf sozialen Priferenzen beruht (Ockenfels 1999). Dem steht die Rationali-
tatsannahme aber auch hier nicht per se entgegen, da sie eine Nutzenmaximierung
jeher unter Nebenbedingungen interpretiert. Unter Fairnessmotiven, Gegenseitig-
keit, Neid, Mitgefiihl etc. dndert sich die Nutzenfunktion (Kirchgédssner 2013a,
2013b). Dabei entsteht die Frage, ob die genannten Préferenzen ein 6konomisches
Kalkiil beinhalten. Eine mogliche Antwort liefert Kirchgéssner selbst, in dem er
sagt: ,, Die Verwendung von Modellen, die mit dem konomischen Ansatz arbeiten,



146 6 Organisationssoziologische Theorieansdtze zu Handlungsweisen ...

erlaubt die Ableitung testbarer Hypothesen dariiber, unter welchen Bedingungen mit
moralischem Verhalten gerechnet werden kann* (2013a, S. 271). Unter Umstin-
den also, ist Verhalten auch dann rational, wenn es unter sozial-emotionalen
Vorzeichen steht. Individuen handeln nach ihren Intentionen, mit dem ihnen
zur Verfiigung stehenden Informationsgrad und wihlen daraufhin die am besten
erscheinende Handlungsalternative aus.

Deutlich wurde, dass sich klar zwischen prospektiven und retrospektiven
Handlungstypen unterscheiden ldasst. Wenngleich die verschiedenen Autoren eine
Abgrenzung der ,,rational agents* anstreben, flieen sie in mehreren Bereichen
ineinander. So ist nicht eindeutig feststellbar, auf welcher Grundlage der Akteur
seine Entscheidungen trifft. Gemachte Erfahrungen, Beobachtungen oder Wis-
sensaneignung stellen hier beispielhafte und angenommene Mdoglichkeiten dar.
In jedem Fall unterliegen die Akteure einer beschrinkten Rationalitit, die durch
erweiterte Informationserschliefung teilweise abgebaut werden kann. Die Han-
delnden bewegen sich in einem vorgegebenen Raum. Sofern dieser Raum und
somit interne Meinungsspektren nicht erweiterbar sind, wird die eigene Informati-
onsbeschrinkung und die daraus resultierende(n) Handlungswahl(en) beibehalten
(Beckenbach 2000, S. 65 ff.). Der Blick in die ,,lokale Nachbarschaft®, also in
andere Sicht- und Verhaltensweisen, kann die bisherigen Handlungswahlen verin-
dern. Daraus entsteht ein Wissenszuwachs, der mit einer Erweiterung des internen
Zustandes einhergeht. Einfach gesprochen fiigt man der bereits bekannten Alter-
native eine neue Alternative hinzu. Wenn sich diese in den Transaktionskosten
(Kosten im Zusammenhang der Durchsetzung von Anspriichen und Pflichten)
nicht wesentlich von der bekannten Alternative unterscheidet, besteht eine reale
Chance der strukturellen Bevorzugung und der langfristigen Implementierung der
Alternativauswahl (ebd., S. 87 f.). Hierin ist ein Aufgabenfeld des innovationsori-
entierten Managements zu sehen, welches die ErschlieBung neuer Produktions-
und Organisationsalternativen befordert.

Die begrenzte Rationalitit beachtet damit im besonderen MaBle den indivi-
duellen Priferenzrahmen der Akteure. Innerhalb von diesem greifen Akteure
hdufig auf ihre Erfahrungswerte zuriick, die sich in fiir sie bewéhrten Verhal-
tensmustern zeigen. Stabilitdt erzeugt in diesem Prozess demnach die Routine
bzw. Gewohnheit, die sich wiederum aus individuell gesetzten Zielen ablei-
ten lassen (Beckenbach 2001). Deren Herkunft basiert auf Erfahrungen, der
Sozialisation sowie der Qualifikation der Entscheidungstriger:innen. Das Ziel-
vorhaben entscheidet im Umkehrschluss dariiber, mit welchen Inforations- und
Wissenselemente sich Akteure befassen. Beckenbach betont, dass eine mentale
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Verhaltensidnderung am effektivsten durch duflere Sensibilisierung mittels 6ffent-
licher Kommunikation gegeniiber einer neuen Thematik erreicht wird, die zur
Zielsetzung werden kann. Im Idealfall verschiebt sich dadurch die Priferenz-
ordnung hin zum neuen Zielvorhaben. Es benétigt aber idealerweise politische
Unterstiitzung und Subventionen, um erst Modellvorhaben zu initialisieren, die
dann als Best-Practice-Beispiele zur Adaption bereitstehen (ebd., S. 13).

Um die aufgenommene Rationalitéitsdiskussion abzuschlieen sei noch einmal
das Bestandsproblem fokussiert, welches Organisationen haben, wenn sie sich
in Entscheidungsprozessen befinden. Sie werden in dreifacher Hinsicht durch
die “bounded knowledgeability”, die “structurally bounded knowledgeability”
sowie die “social bounded knowledgeability” begrenzt (Becker, 1996: 159 f.).
Die Bedeutung der Begriffe in der praktischen Auswirkung meint eine Pra-
gung bzw. Beeinflussung von handelnden Akteuren in Organisationen, die durch
Hierarchien, Standardisierungen, organisationale Sozialisation sowie vorhandenen
Informations- und Kommunikationssysteme eine Priferenzordnung entwickeln,
die jeder Entscheidung vorangestellt ist (Simon 1951, S. 102 f.; Becker 1996,
S. 150 f.). Alle Argumente gegen ein rationales Entscheidungskalkiil span-
nen sich an der Aporie des menschlichen Geistes auf, dem zwar in seiner
Bediirfnisorientierung Egoismus unterstellt werden kann, aber wegen der rea-
len Beschriankungen keine Rationalitidt. Einen interessanten wie plausiblen Weg
schldgt Becker (2000) vor, um Organisationen mit dem Wissen um ihre ein-
geschrinkten Handlungsmoglichkeiten nicht unqualifiziert erscheinen zu lassen.
Er pléddiert dafiir, ,,/[...] nicht die Menschen an das Rationalititskonzept anzu-
passen, sondern umgekehrt, das Rationalitdtskonzept an menschliche Mafstiibe
(ebd., S. 151). In der Umsetzung erfolgt das, indem vorhandene Mittel an den
Zweck angepasst werden oder umgekehrt. Dabei geht es um ein Ausbalancieren
dieser beiden Grofien. Weiterhin sind alle verfiigbaren Perspektiven und alles vor-
handene Wissen in den Entscheidungsprozess einzubeziehen. Sind die genannten
Kriterien erfiillt, entsteht als Output ein rationaler Entscheidungsprozess mit einer
austarierten Kombination aus Zweck und Mittel, die durch bzw. wegen dem Ein-
bezug aller relevanten Interessen, Perspektiven sowie Wissensbestidnden erfolgte
(Becker 2000, S. 169 ff.). Hinter diesem Vorgang verbirgt sich eine institutio-
nalisierte Komplexititsreduktion, die einen zieladdquaten Kompromiss verfolgt.
Bleibt das gewiinschte Ergebnis einmal aus, besteht die Moglichkeit zur Anpas-
sung des Auswahl- und Klassifikationsschemas, was zur Entscheidung gefiihrt hat
(Beckenbach 2000, S. 90). Aus diesem Prozess entstehen nicht selten (innovative)
Managementkonzepte, die die Effizienz der Wissensaufnahme und -verwertung
steigern.
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6.6.3 Der Homo Oeconomicus und seine Verwandten

Bis hierher hat sich mehrfach gezeigt, dass der Homo Oeconomicus nachweislich
immer wieder an seinen vorgelagerten Moralpriferenzen und seiner mangeln-
den Kooperationsbereitschaft versagt. Zudem kann er sich nur an kalkulierbare
Situationen gut anpassen und greift bei Instabilititen in seiner Umgebung und
bei unbekannten Risiken auf heuristische HandlungsmaBstibe zuriick. Von Gige-
renzer und Brigthon (2009) wurde das Nachfolgemodell des Homo Heuristicus
entworfen, was die irreduzible Unsicherheit und die mangelnde Vorhersagekraft
anerkennt und die Komplexitidtsreduktion als probates Mittel zur Entscheidungs-
findung sieht. Dieses Modell verldsst sich mehr auf die menschliche Intuition,
als auf das Sammeln von Datenmengen. Es schliefit sich damit der Annahme
zur schwachen bzw. begrenzten Rationalitidt an. Neben dem Homo Heuristicus
wurden in der sozialwissenschaftlichen Debatte weitere Akteurstypen eingefiihrt,
die jeweils unterschiedliche Dimensionen des menschlichen Handelns beleuchten.
Im Folgenden werden daher mit dem Homo Sociologicus, dem Homo socio-
oeconomicus, dem Emotional Man, dem Identitidtsbehaupter sowie dem Homo
(non) cooperativus zentrale Modelle vorgestellt, die alternative Perspektiven auf
Rationalitdt, Emotion, Identitdt und Kooperation er6ffnen.

6.6.3.1 Homo Sociologicus

An Gegebenheiten im System bzw. an Systemzwinge passt sich der Homo
Sociologicus an. Dieser Typus eines handelnden Akteurs ist an vorgegebene
Normen und Regeln gebunden und verhilt sich entsprechend. Eine eigene Prife-
renzordnung hat er nicht und steht wegen dieser Haltung im unwiderruflichen
Interaktionskontext zu anderen Mitakteuren. Damit intendiert ist der Zwang
zur Einhaltung von Verhaltensroutinen in bestimmten Handlungssituationen, da
die Wahrung von Normen eine erhebliche Bedeutung fiir und auf andere hat
(Dahrendorf 1958; Opp 1986). Ralf Dahrendorf war es, der prizise beschrieb,
wie der Homo Sociologicus sein Verhalten erlernt, habilitiert und in Routinen
umwandelt (Dahrendorf 1958, 2006). Als Endergebnis steht ein Handeln, was
durch die Erfiillung bestehender Normen und Sollvorgaben zu erkennen ist.
Soziales Verhalten wird dadurch in vorbestimmte Bahnen gelenkt, die Emile
Durkheim als ,,Druck des sozialen Milieus“ (Durkheim 1895) interpretiert und
damit eine Fremdbestimmtheit meint. Paradigmen, denen sich alle fiigen miissen,
sind rechtlicher, moralischer, sittlicher und konventioneller Art. Sie dienen laut
strukturfunktionalistischer Rollentheorie (hierzu ebenfalls Dahrendorf 1958 oder
Esser 1999b) einmal als Selektionsinstanz zwischen Handlungszielen und den
dafiir benotigten Mitteln und ein andermal zur Identifikation der Verhaltensweise,
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die man je nach Rollentriger:in erwartet. In der Rollentheorie wird weiter nach
Muss-, Soll- und Kann-Erwartungen unterschieden (Schimank 2016, S. 49 ff.).
Bei einer Zuwiderhandlung in der ersten Form muss der Akteur mit Sanktionen
rechnen, wohingegen zweite Form einen geringeren Verbindlichkeitsgrad besitz
und eher positiv bewertet wird, wenn sich das Handeln innerhalb der Sollvorgabe
vollzieht. Die dritte Variante hat den geringsten Verbindlichkeitsgrad, welcher der
hochsten Reputationsstufe gegeniibersteht, wenn man sich trotz nicht verlangter
Konformitdt nach dieser verhilt (Dahrendorf 2006, S. 39 ff.). Es ist eine Art
Freiwilligkeit zur hoheren Moral in der Handlungsweise von Akteuren. Anhand
dieses an Altruismus grenzenden Verhaltens, welches der Homo Sociologicus
in seinem Rollensegment enthilt, entsteht die Frage, wie viel ,,Wohltitigkeit*
sein Charakter beinhaltet. Die Merkmale von (a) Verhaltensvorschriften, (b) deren
inhaltliche Vorbestimmung durch die Gesellschaft und (c) die Verhaltenserwartun-
gen mit ihrer uneingeschriankten Verbindlichkeit erzeugen einen Konformismus,
der fiir den Homo Sociologicus als universelle Merkmale Bestand haben bzw.
als ,,Zwang sanktionierter Rollenerwartungen* wahrgenommen wird (Dahren-
dorf 2006, S. 46). Damit ist der Akteur Trdger sozial vorgeformter Rollen, die
bei Einhaltung positive Sanktionen und bei Nicht-Einhaltung negative Sanktio-
nen hervorrufen. Um den Charakter und das daraus resultierende Verhalten des
Homo Sociologicus zu verstehen, miissen dessen Erwartungen und das Sankti-
onssystem bekannt sein. Beides ldsst sich im Normgeriist des Akteurs vereinen,
indem bestimmt wird, welche Art von Préferenz dem Handeln vorausgeht. Nach
Karl-Dieter Opp (1986) ist es entscheidend, ob die Norm positiv oder negativ
internalisiert ist, also ob deren Einhaltung mit einem intrinsisch positiven oder
negativen Nutzen verbunden ist.

Problematisch wird es, wenn es zu einem normabweichenden Verhalten
kommt, dem keine konfligierende Norm gegeniibersteht. Ein derart gelagerter
Normkonflikt wire nur unter dem Modell des Homo Oeconomicus erklérbar, der
jeglichen sozialen Faktoren unberiicksichtigt ldsst, wenn es um seine Vorteils-
nahme geht. Das ist aber nicht als alternatives Verhaltensmodell vorzuschlagen,
da sich wollens- und sollensgeleitete Handlungsintentionen unversohnlich gegen-
iberstehen. Opp stuft den Ansatz des Homo Sociologicus als unzutreffend ein, da
in Situationen, in denen Normen eine Entlastungsfunktion iibernehmen und somit
keine Entscheidung erforderlich ist, auch keine eigentlichen Entscheidungen vor-
liegen konnen (ebd., S. 14). Das Handeln wird durch die Norm diktiert und durch
sie kommt nur eine einzige Handlung in Betracht. Um eine Abgrenzung zwischen
den beiden Polen Wirtschaft und Okonomie in der Nutzerrolle herzustellen, ist
es sinnvoll eine Unterscheidung mittels ,,Sanktionen“ und ,,Preisen* vorzuneh-
men (Dahrendorf 2006, S. 40 f.). Demnach hélt sich der Homo Sociologicus
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in seinem Entscheidungskalkiil erstens strikt an Reaktionsmotive, die Handlun-
gen entweder bestitigen oder kritisieren, und zweitens an Internalisierungsmotive,
die den moralischen Hintergrund von Handlungen betreffen (Weise 1989, S. 152).
In der Praxis wird mit Sanktionen ein bestimmtes unerwiinschtes Verhalten und
auch Handeln verhindert, indem sie als Abschreckungseffekte wirken. Der Preis
hingegen funktioniert nicht als Sanktion aber als Abschreckungseffekt, der dem
okonomisch orientierten Menschen anhilt, alle Kosten als Handlungsbeschrin-
kungen anzusehen und deren Hohe mit dem personlichen Nutzen abzugleichen,
um das Maxim der Gewinnorientierung aufrechtzuerhalten. Eine Bewertung vor
dem Hintergrund sozialer Interpendenz interessiert ihn nicht. Weise (1989, S. 152)
schlussfolgert: ,, Scham und Pein sind ihm [dem Homo Oeconomicus] fremd, Moral:
ein Fetisch der Philosophen, Ethik: bindende Beschrinkungen fiir den Deppen,
Sozialisation in der Kindheit: alles bereits abgearbeitet, die Welt: ein Grofskauf-
haus. “ Ganz anders verhilt sich im Gegenzug dazu der Homo Sociologicus, wenn
er sich zwischen sozialen Pflichten und der Anforderung des Gesellschaftssystems
bewegt. Zu erkennen ist eindeutig eine Polarisierung in den Verhaltensmodellen,
die Grautone in ihrer theoretischen Ausdifferenzierung nur schwer zulassen. Es
bedarf also eines Kompromisses, um die Modelle in der Praxis handlungsfihig,
human, kompromissbereit und gleichfalls nutzenorientiert zu gestalten.

6.6.3.2 Homo socio-oeconomicus

Ein Bindeglied zwischen den Extremen der Soziologie und der Okonomie kann
die Zusammenfiihrung der uneinigen Verhaltens- und Handlungsweisen sein und
in einem universalen Akteurskonzept, dem des Homo socio-oeconomicus miin-
den (Neuloh 1980; Weise 1989; Lindenberg 1990). Das verbindende Merkmal
ist die soziale Interdependenz und eine gegenseitige Riicksichtnahme im Agie-
ren, da anderenfalls eine gesellschaftliche ,,Unordnung* entsteht, die zulasten
des Wohlergehens aller geht (Neuloh 1980, S. 180 ff.). Der Homo Oeconomi-
cus muss sich also gesellschaftlichen Normen und Konventionen bedienen sowie
es der Homo Sociologicus tut, um nicht in die Illegalitit zu abtriften, die spétes-
tens bei ihrer Entdeckung sanktioniert wird und den aus gesellschaftlicher Sicht
falsch Handelnden zu einer neuen Priferenzordnung zwingt, die jene Gebote
beinhaltet, nach denen Mitmenschlichkeit funktioniert. Damit legitimiert sich die
Notwendigkeit, aber auch die Fahigkeit, das Verhalten und Handeln mit anderen
abzustimmen. Hierin besteht die Zusammenfiihrung der beiden konkurrierenden
Verhaltensmodelle und eine Stérke liegt darin, dass nicht mehr stupide giinstige
Alternativen miteinander vergleichen oder Systemzwinge als alleiniger Mafstab
herangezogen werden (ebd.; Weise 1989). Der Homo Oeconomicus muss also
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wieder lernen zu kommunizieren und der Homo Sociologicus muss seine Bediirf-
nisse und seinen Entscheidungswillen wiederentdecken (Weise 1989, S. 155 f.).
Was daraus entsteht ist ein sozialer Habitus der den Homo socio-oeconomicus
menschlich macht und Eigenschaften wie Mut, Liebe, Hass oder Neid in ihm
vereint (ebd., S. 159). Diese Personlichkeitsstruktur ermoglicht eine Koopera-
tion mit anderen Individuen, die gleichfalls mit den genannten Priferenzen und
Gefiihlen ausgestattet sind. Dadurch ist ein gegenseitiges in sich Hineinversetzen
moglich, was schlussendlich bereits Immanuel Kant als kategorischen Imperativ
beschrieb.

Das hier zugrunde gelegte Akteurskonzept findet eine weite Verbreitung unter
den Namen RREEMM-Modell, welches erst von Siegfried Lindberg (1990) for-
muliert und spéter von Hartmut Esser (Esser 1999b) gebraucht wurde, um ein
Modell von einem handelnden Menschen zu schaffen, welches in der Realitét
vorkommt. Der ,,resourceful, restricted, expecting, evaluating, maximizing man“
vereint in sich sowohl die Okonomie und die Soziologie als auch die Anthro-
pologie, Psychologie und Politikwissenschaft. Die Einseitigkeit, die dem Homo
Oeconomicus und dem Homo Sociologicus vorgeworfen werden, umgeht das
Modell dadurch und reichert es an, indem es von einem lernfihigen, abwa-
genden sowie mit eingeschrinkten Fihigkeiten ausgestatteten Akteur ausgeht
(ebd., S. 237 ff.; Kunz 2004, S. 38 f.). Demnach ist anerkannt, dass der
RREEMM-Mensch verschiedene Handlungsmoglichkeiten (resourceful) hat, seine
soziale Umwelt mitgestaltet und sich so mehr Handlungsspielriume ermog-
licht. Alles Handeln ist aber den bekannten Handlungsbeschrinkungen unterlegen
(restricted), was es notwendig macht, die zu erwartenden Folgen einer Aktion
abzuschitzen (expecting). Das kann gelingen, indem der Akteur im Vorhinein eine
Abwigung seiner Moglichkeiten unternimmt (evaluating). Am Ende mochte auch
er sein Ziel mit dem geringstmoglichen Aufwand erreichen (maximizing). Damit
besitzt auch dieser Akteur ein Relevanzsystem ( frames) welches handlungsra-
tional und 6konomisch sein kann. Dieser utilitaristische RREEMM-Mensch hat
aber zudem eine soziale Identitdt mit der er die Schwichen der zwei klassi-
schen Modelle iiberwindet. Dafiir ordnet Esser die Kriterien ,,restricted” und
»maximizing”“ dem Homo Oeconomicus zu und die Kriterien ,.expecting* und
»evaluating“ dem Homo Sociologicus. Mit der Erweiterung der Handlungsspiel-
rdume ist das Modell nach Esser nicht blo8 ein verbindender Kompromiss, wie
es die Titulierung von Lindenbergs (1990) als Homo socio-oeconomicus nahe-
legt, sondern erfiillt ,,[... ] damit in besonderer Weise die Kriterien der erkldrenden
Modellierung sozialer Prozesse [...] (Esser 1999b, S. 239). Die grofite Kritik am
REEMM-Modell ist dessen Beliebigkeit und grofler Interpretationsspielraum, den
es aufgrund seiner weiten Auslegung hat (Rommerskirchen 2014, S. 301 ff.).
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Gegen alle Einwinde der Unkonkretheit muss die Wiirdigung des kleinsten
gemeinsamen Nenners erfolgen, die das Modell des Homo socio-oeconomicus
hervorbringt. Es ist zur Okonomie und zur Soziologie hin offenen und vermittelt
dadurch zwischen wirtschaftlichen sowie sozialen Determinanten in Entschei-
dungssituationen (Neuloh 1980, S. 14 f.). Daher verbreitete sich auch der Name
des Homo cooperativus (Ostrom 1998).

6.6.3.3 Emotional Man

Anstatt ausschlieflich rational-6konomische Modelle zu verwenden, die Entschei-
dungen primir auf Kosten-Nutzen-Kalkulationen basieren, betrachtet das Modell
des Emotional Man die tief verwurzelte Rolle von Emotionen und deren Auswir-
kungen auf Entscheidungsprozesse. Emotionen spielen eine fundamentale Rolle
und sind oft die treibende Kraft hinter den Entscheidungen und Handlungen
von Individuen. Sie sind nicht nur eine Begleiterscheinung rationaler Uberlegun-
gen, sondern konnen selbst handlungsleitend sein (Schimank 2016, S. 131 ff.).
Gefiihle wie Freude, Angst, Wut, Trauer oder Liebe gehoren zur menschlichen
Natur und werden durch verschiedene soziale, kulturelle sowie biologische Fak-
toren beeinflusst. Diese Emotionen prigen das Verhalten und die Interaktionen
der Menschen in ihrem alltiglichen Leben. Beispielsweise konnen die Angst
vor sozialer Ausgrenzung oder die Sehnsucht nach Anerkennung und Zugeho-
rigkeit starke Motivationen fiir bestimmte Verhaltensweisen sein. Ein wichtiger
Aspekt, den das Konzept des Emotional Man hervorhebt, ist die Art und Weise,
wie Emotionen durch soziale Strukturen und kulturelle Normen geformt wer-
den. Das heifit, ob sie impulsiv oder norm- und nutzenorientiert zum Einsatz
oder Ausdruck gelangen. Je nach Verhaltensintention rufen sie unterschiedliche
Verhaltensresultate hervor. Die dahinterliegenden Muster bilden nicht rein indi-
viduelle Erfahrungen ab, sondern werden in einem sozialen Kontext ausgedriickt
und verstanden. So kann die kulturelle Prigung bestimmen, welche Emotionen
als angemessen oder unangemessen betrachtet werden und wie sie zum Aus-
druck gebracht werden diirfen. Das grenzt die emotionale Allmacht stark ein und
stellt ihr die Handlungsmaxime der Nutzenorientierung zur Seite. Der so geformte
Constrained emotional man (Flam 1990, S. 39 ff.) ordnet seine Emotionen einer
gewiinschten Normierung unter. Im unternehmerischen Setting wire es fiir das
Betriebsklima beispielsweise schidlich, wenn Vorgesetzte ihre Beschéftigten per-
manent anschreien, falls diese Erwartungen nicht erfiillen. Ebenso wirkt es sich
ungiinstig aus, wenn Beschiftigte ihre privaten Beziehungsprobleme und damit
verbundene Emotionen wie Trauer oder Wut, am Arbeitsplatz freien Lauf las-
sen. Das (Selbst-)Management dieser und anderer Emotionen macht Individuen
sozial vertrdglich und kalkulierbar (Schimank 2016, S. 139). Die Ausfiihrung
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plausibilisiert, dass die sequenzielle Informationsverarbeitung, wie sie der Homo
Oeconomicus und der Homo Sociologicus betreiben, nicht selten in der Reali-
tit durch Dritte gestort werden (Beckenbach 2001; Greshoff & Schimank 2012;
Schimank 2016, S. 134). Beispiele aus dem Organisationalltag gibt es hier
unzihlige und sie reichen von cholerischen Vorgesetzten und Beschiftigten iiber
Liebesbeziehungen am Arbeitsplatz bis hin zu aktiv denunzierendem Verhalten,
weil man der anderen Partei (aus welchen Griinden auch immer) rachsiichtig
gegeniibersteht oder schaden mochte. Die Emotionsplatte ist weitreichend und
beinhaltet auch vorgetiduschte Gefiihle wie Sympathie (Gigerenzer & Brighton
2009, S. 107 ff.; Schimank 2016, S. 140). Das kann niitzlich sein, um etwas zu
bekommen, was man sich wiinscht. Hier spielt die Vorstellung der eigenen Nut-
zenmaximierung eine entscheidende Rolle und die Pseudoemotionalitit steht dann
in direkter Verbindung mit dem Homo Oeconomicus. Ist die Emotion hingegen
erwartungsmotiviert, besteht eine Verbindung zum Modell des Homo Sociolo-
gicus (Flam 1990; Schimank 2016). Das ist in der Praxis z. B. dann der Fall,
wenn sich jemand im unternehmerischen Kollektiv iiber den Erfolg der Fiih-
rungsperson freut, wenngleich er diese nicht mag, ihr den Erfolg neidet oder
Angst vor einem Arbeitsplatzverlust hat. Emotionen kénnen somit Ausloser fiir
Handlungsdynamiken sein, um am Ende eigene Interessen durchzusetzen.

Zudem haben Emotionen eine kommunikative Funktion und helfen dabei,
anderen Menschen die eigene innere Verfassung mitzuteilen und soziale Bezie-
hungen zu regulieren. Durch den Ausdruck von Gefiihlen kann man beispiels-
weise Empathie und Unterstiitzung von anderen erhalten oder auch soziale
Grenzen und Hierarchien verdeutlichen. Wihrend Emotionen einerseits hand-
lungsleitend und sozial verbindend wirken, konnen sie andererseits auch zu
Konflikten und irrationalem Verhalten fithren. Emotionen wie Wut oder Eifersucht
haben destruktive Auswirkungen auf zwischenmenschliche Beziehungen und das
soziale Gefiige (Schimank 2016, S. 135 ff.). Hierin zeigt sich eine hohe Ambiva-
lenz und Unvorhersehbarkeit im emotionalen Verhalten. Daher ist es wichtig zu
verstehen, wie Emotionen kontrolliert und in konstruktive Bahnen gelenkt werden
konnen.

Das Konzept des Emotional Man zeigt, dass Entscheidungen in Organisatio-
nen nicht ausschlieBlich rational-nutzenmaximierend erfolgen, sondern interne
und externe Umwelteinfliisse in Form von emotionalen Triebkriften ebenso
eine wichtige Rolle spielen. Menschen sind innerhalb von Organisationen in
einem Netzwerk von sozialen Interaktionen eingebettet, in denen Emotionen
geteilt und verbreitet werden. Emotionale Ansteckung kann dazu fiihren, dass die
Gefiihle einer einzelnen Person die Entscheidungen anderer beeinflussen. Norma-
tive Erwartungen und die Organisationskultur iiben zusitzlichen Einfluss auf das
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Verhalten ihrer Mitglieder aus. In einem Team, welches Risikobereitschaft und
Innovation fordert, konnen positive Emotionen wie Begeisterung und Zuversicht
dominieren und Entscheidungen zugunsten von Neuerungen beeinflussen (Flam
1990; Beckenbach 2001; Gigerenzer & Brighton 2009). Umgekehrt kann eine
Kultur der Vorsicht und Risikominimierung zu Entscheidungen fiihren, die stirker
von Angsten und Bedenken gepriigt sind. Zu weiteren emotionalen Triebkriften
zihlen die Bindung und Loyalitét. Sind diese gegeniiber der Organisation vorhan-
den und es besteht eine positive Bindung zu Kolleg:innen und der Organisation,
basieren Entscheidungen oft auf der Grundlage von Zugehorigkeit, selbst wenn
diese Entscheidungen nicht den optimalen wirtschaftlichen Nutzen hervorbrin-
gen. Emotionen dienen aber auch als eine wichtige intuitive Informationsquelle.
Gefiihle wie Unsicherheit oder Unbehagen konnen auf potenzielle Risiken hin-
weisen, wihrend positive Emotionen wie Freude und Zufriedenheit anzeigen, dass
eine Entscheidung als angemessen oder zielfiihrend bewertet wird. In diesem
Sinne sind Emotionen nicht nur Reaktionen, sondern auch Indikatoren, die in die
Entscheidungsfindung einflieen.

6.6.3.4 Identititsbehaupter

Die Identititsbehauptung als Handlungstrieb und Steuerungsmechanismus erldu-
tert, dass das Vorhandensein der eigenen Identitét eine zentrale Rolle im Leben
jedes Individuums spielt (Schimank 2016, S. 143). Sie wird in Interaktionen mit
anderen aufgebaut und bestiitigt, was Menschen dazu veranlasst, ihre erworbene
Identitdt in verschiedenen sozialen Kontexten zu definieren und zu verteidi-
gen. Individuen entwickeln und gestalten ihre Identitdt aktiv durch die Wahl
ihrer Werte, Uberzeugungen und Verhaltensweisen. Dieser Prozess der Identi-
titskonstruktion ist komplex und vielschichtig, da er sowohl durch personliche
Erfahrungen als auch durch gesellschaftliche Einfliisse geprigt wird. Schimank
(2016, S. 144 ff.) beschreibt vor diesem Hintergrund, dass Identitit nicht sta-
tisch, sondern ein dynamischer Prozess ist, der kontinuierlich neu auszuhandeln
ist. Diese Interaktion kann sowohl auf individueller Ebene (z. B. in personli-
chen Beziehungen) als auch auf kollektiver Ebene (z. B. durch Zugehorigkeit zu
sozialen Gruppen) stattfinden. Das zentralste Element der Identitdtsbehauptung
ist die Anerkennung durch andere, da Menschen generell auf Bestitigung durch
ihr Umfeld angewiesen sind (Goffman 1956). Ohne diese Anerkennung kann
das Gefiihl der eigenen Identitdt destabilisiert werden. Dies zeigt sich beson-
ders deutlich in sozialen Situationen, in denen Identitidt in Frage gestellt oder
angegriffen wird, was héufig intensive emotionale Reaktionen auslost. (Goffman
1956; Schimank 2016). Damit ist die Identitdt eng mit Machtverhiltnissen und
sozialen Hierarchien verkniipft. In vielen Féllen ist ihre Behauptung ein Akt
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des Widerstands gegen Marginalisierung und Unterdriickung. Menschen, die sich
in marginalisierten Positionen befinden, sind oft besonders darauf bedacht, ihre
Identitidt zu behaupten, um sich gegen dominante gesellschaftliche Normen und
Erwartungen zu wehren. Sie erleben sich also als identitdtsbedroht, as entwe-
der durch die duBere Umwelt oder durch die fehlende soziale Bestitigung der
eingenommenen Rolle entsteht (Schimank 2016, S. 154). Der Selbstanspruch
oder das Beharren auf der eigenen Uberzeugung (und somit Rollenidentitit)
hat grundlegend eine Korrektur der Umwelt zum Ziel (bzw. zur Fiktion), damit
die eigenen verankerten Uberzeugungen erhalten bleiben (ebd.). Eine Gefihr-
dung dieser Werte wird von Akteuren héufig als Bedrohung erlebt, die bis hin
zur Entindividualisierung, wie sie Goffman (1961) in der ,totalen Institution®
beschreibt, reichen kann. Damit gehen Gefiihle der Machtunterlegenheit und der
Verlust der Selbstbestimmung einher. Beugt sich der Akteur den vorgegebenen
Normen kommt das wieder dem Selbstbild des Homo Sociologicus gleich (Schi-
mank 2016, S. 156 f.). Mochte sich der Akteur bestimmten Auflagen und einem
Rollenzwang entziehen (z. B. hohe Steuerabgaben in Deutschland), kann er diese
Identitdtsbehauptung beispielsweise durch einen Umgebungswechsel erreichen
(ebd., S. 158). Je mehr Wirkmacht der Akteur hat, desto eher kann er Einfluss
auf seine Umgebung ausiiben, statt dass diese auf ihn einwirkt. Ein Beispiel ist
hier die Rolle (bzw. Identitét) als beschiftigte Person in einem Unternehmen. Je
gefragter die Person ist, desto eher kann sie ihre Eigeninteressen im Rahmen ihrer
Rolle umsetzen. Der Einfluss von Beschiftigten auf das Unternehmen ist in Zei-
ten des Fachkriftemangels deutlich groBer als in Phasen ohne Engpidsse. Dadurch
stiarkt sich die Identitit des autonomen individuellen Akteurs. Weigert sich das
Unternehmen, die neue selbstbewusste Identitit der Beschiftigten anzuerkennen,
wechseln diese vielleicht zur Konkurrenz und gefihrden damit das Fortbeste-
hen des gesamten Unternehmens. Machtverhiltnisse konnen sich also durch
Umweltbedingungen und dadurch neu entstehende Identititen verdndern. Das
Beispiel verdeutlich das komplexe Zusammenspiel von individuellen und {iber-
individuellen Akteuren und hilft, die Identititsbehauptung sowie -bedrohung als
Schliisselaspekte des menschlichen Handelns in sozialen Kontexten zu verstehen.

Emotionen und Identitdtsbehauptungen sind oft miteinander verwoben. Emo-
tionale Reaktionen konnen durch Bedrohungen oder Bestitigungen der Identitit
ausgelost werden, und umgekehrt kann die Identititsbehauptung durch emotionale
Bediirfnisse motiviert sein. Durch die Betrachtung beider Modelle wird deutlich,
dass menschliches Handeln weder ausschlieBlich rational noch ausschlieBlich
emotional oder identitdtsgetrieben ist. Es ist das Zusammenspiel verschiedener
Antriebskriifte, die das Verhalten formen. Emotionen und Identitdtsbehauptungen
bieten zwei verschiedene, aber komplementire Perspektiven, die zusammen ein
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tieferes Verstdndnis des menschlichen Handelns in sozialen Kontexten ermog-
lichen. Die aufgezeigten Akteurskonzepte sollen in einer letzten Darstellung
miinden, welche die grundlegendste Voraussetzung fiir die Existenz der einzelnen
Handlungsweisen darstellt: Die Kooperation.

6.6.3.5 Homo (non) cooperativus oder die Wiege der
Kooperation

Der Konflikt zwischen kollektiven Normen und egoistischen Handlungszielen
trieb auch James Coleman um. Angelehnt an Thomas Hobbes und George H.
Homans diskutiert er die Existenz von Normen und deren Bindekraft fiir den
Akteur (Rommerskirchen 2014, S. 241). Die Einhaltung von Normen, auf deren
schlichte Existenz zu begriinden, erschien Coleman nicht ausreichend. Beson-
ders der Homo Oeconomicus hitte sich nur an Vorgaben orientiert, wenn diese
seinen Nutzen hitten mehren konnen. Zudem hat dieser Egoist kein Interesse,
sich in irgendeiner Form an der Re-Investition sozialer Giiter zu beteiligen, son-
dern mochte diese lediglich nutzen. Mit den vorangegangenen charakteristischen
Beschreibungen der Verhaltensokonomie ist dies keine blole Behauptung. Dar-
aus ergibt sich die Frage, wie eine Kooperation unter Egoisten entstehen kann.
Der alleinige Verweis auf Wettbewerb und Konkurrenz schafft hier keine befrie-
digende Antwort. Mit dem Einbezug der unumgénglichen Interdependenz ist eine
Auflosung moglich. Denn unter dem bloBen Axiom des Gewinnstrebens ent-
stiinden keine wechselseitige Gesellschaft und auch kein Wirtschaftsraum, da
sich kein Interesse an Reziprozitit und Solidaritdt aufbauen wiirde. Zwischen
der Akteurs- und Gesellschaftsebene versuchte Colemann zu vermitteln und ent-
wickelte die ,,Colemansche Badewanne* (1986), die sich inzwischen als eigene
Sozialtheorie formiert hat. Die Theorie erklirt, dass es einen Umweg iiber die
Mikro-Ebene (Akteursebene) braucht, um Makro-Phinomene erklidren zu konnen.
Ihr Ziel ist es, den Gegensatz zwischen kollektivistischen und individualisti-
schen Sichtweisen abzubauen (Albert 2009, S. 21 ff.; Kron 2005, S. 50 ff.).
Auf der (ersten) Makro-Ebene befinden sich gesellschaftliche Merkmale, wie bei-
spielsweise Institutionen oder soziale Netzwerke, die mit ihren Eigenschaften auf
den Akteur, welcher sich auf der Mikro-Ebene befindet, einwirken. Der Akteur
muss sich jetzt eines Selektionsmittels bedienen, um eine Entscheidung fiir oder
gegen ein bestimmtes Handeln herbeizufiihren. Dieses liegt zumeist im Bereich
der Rational-Choice und ist davon abhingig, welchem Akteursmodell sich der/
die Handelnde zurechnet. Eine getroffene Entscheidung von einem Akteur oder
einem Kollektiv aus Akteuren hat wiederum Auswirkungen auf die Makroebene
und wird als , kollektiver Effekt“ bzw. als , Logik der Aggregation“ bezeichnet
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(Coleman 1986, 1994; Albert 2009). Durch das Riickspiel zwischen den Ebe-
nen wird die Theorie ebenfalls unter dem Namen Makro-Mikro-Makro-Modell
gefiihrt. Coleman schafft damit einen einheitlichen Bezugsrahmen in der akteurs-
theoretischen Soziologie. Er leitet weg von den vielzdhligen Akteursmodellen und
-konstellationen und stellt die Handlungsdynamik in den Vordergrund. Daraus
ergeben sich drei Logiken fiir die Entstehung von Entscheidungen.

1. Logik der Situation: Meint die Makroebene mit ihren objektiven Bedingungen,
die sich auf soziale Situationen und das Handeln von Akteuren auswirken
(Esser 1999a, S. 15, 1999b, S. 112 ff.).

2. Logik der Selektion: Bezieht fiir die Erkldrung einer bestimmten Hand-
lung individuelle Effekte und Randbedingungen ein. Individuell meint hierbei
externe und interne Gegebenheiten, welchen der Akteur gegeniibersteht. Das
kann die Deutung der Situation, die Orientierung an Werten, internalisierte
Normen, duBlere Anreize oder innere Konflikte sein (Esser 1999b, S. 206;
Kroneberg 2009, S. 232 f.). Die Transformation objektiver Bedingungen
zu subjektiven Definitionen geschieht immer auf der Mikroebene, da sie
personen- bzw. gruppengebunden ist.

3. Logik der Aggregation: Versucht das kollektive Phinomen des Handlungs-
prozesses zwischen den Akteuren zu erkldren. Das Zusammenwirken beruht
auf dem Vorhandensein und der Akzeptanz von Institutionen. Zudem kommt
die Aggregation nicht ohne Transformationsregeln und -bedingungen aus, um
individuelle Effekte von der Mikroebene zuriick auf die Makroebene zu fiih-
ren (ebd.). Das heif}t, dass durch die Konvertierung von Individualmerkmalen
Kollektivmerkmale entstehen.

»Solange keine anderweitige empirische Evidenz vorliegt, kann daher davon aus-
gegangen werden, dass Institutionen — und andere Makro-Phdnomene — immer nur
iiber Akteure, ihre Eigenschaften und ihr Zusammenhandeln wirken“ (Kroneberg
2009, S. 230). Das Zitat ist eine gelungene Zusammenfassung des Mehrebenen-
Modells von Coleman und Esser und hebt gleichzeitig den wichtigen Punkt der
Gegenseitigkeit, also der Kooperation, hervor. Ohne ein Interagieren kidme es
nicht zu einer Verteilung von Ressourcen’, da nicht alle Akteure gleichermaBen
iber einen gleichen Zugang, gleiche Kontrollmoglichkeiten oder gleiche Interes-
sen verfiigen (Esser 1999b; Greshoff & Schimank 2012). Hierin ist eine wichtige,

7 Hartmut Esser (1999b, S. 38) fasst den Ressourcenbegriff sehr weit und zéhlt neben Geld
auch andere Faktoren wie Wissen, Liebe und Kooperationsbereitschaft hinzu.
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wenn nicht die wichtigste, Motivation zur Kooperation zu sehen. Ohne das Mit-
wirken Dritter konnte der eigene Ressourcenpool sich nicht erweitern. Aber nicht
nur die Mittelmaximierung allein treibt zu einer Zusammenarbeit an, sondern
gleichsam die gemeinsamen Orientierungen und Normierungen aufgrund insti-
tutioneller Regeln (ebd.). Hierin ist wiederum das Prinzip des ,Herdentriebs®
(Banerjee 1992) zu erkennen, und die Interdependenz von der sich Akteure
zwangsweise leiten lassen miissen. Eine Orientierung an den Handlungen ande-
rer, verbunden mit einem Erwartungs- und Bewertungsabgleich, fiihrt in der
Praxis durch Aggregation zu einer sozialen Situation. Neben den Ressourcen-
interessen konnen noch andere Interessen im Vordergrund stehen. So kann es
um eine Abstimmung zu einer gemeinsamen Orientierung gehen oder um ein
gemeinsames interagieren nach Normierungen und institutionellen Regelungen
(= kollektives Explanandum) (Esser 1999b, S. 14 ff.; Kron 2005, S. 64 ff.).

Ein rein rationaler Ansatz kann keine subjektive Vernunft beriicksichtigen.
Es fillt schwer, soziale Phinomene zwischen Akteuren zu erkldren, die entste-
hen, wenn sie sich vernetzen und beginnen, aufgrund eines gemeinsamen Ziels
zu kooperieren. Die Evolution der Kooperation zielt darauf ab, die Konkurrenz in
ihrer Reinform zwischen den Individuen aufzuheben. Wiirden beispielsweise Mit-
arbeitende eines Unternehmens untereinander nicht kooperieren, weil sie stindig
in einen Wettbewerb zueinanderstehen, entstiinde kein zielorientiertes Zusam-
menarbeiten. Auch ist nicht immer eine hierarchische Steuerung des humanen
Kapitals im Unternehmen moglich, da z. B. in komplexen und wissensintensi-
ven Prozessen ein Knowhow-Zusammenschluss erforderlich ist. Individuen sind
Beteiligte und in Entscheidungs- und Handlungsprozesse einzubeziehen. Durch
die Moglichkeit zur Selbststeuerung ergeben sich Kooperationen untereinan-
der, die fiir das Unternehmensziel ertragreicher sind als Arbeitsergebnisse von
Einzelkdmpfer:innen (Morner & Wilder 2013). Ahnliches gilt fiir das Bezie-
hungsmanagement mit externen Lieferanten. Die Kaufenden miissen sich auf
die Zulieferung verlassen und die Liefernden auf das Begleichen der Rechnung.
Sollte eine der Parteien defektieren, muss mit einer Sanktion oder dem Abbruch
der Beziehung gerechnet werden. Robert Axelrod (2014; 2016) iiberpriifte die
Interdependenz von Kooperationen in einem spieltheoretischen Versuch, den er
auf einem Gefangendilemma aufbaute. Er lieB Programmierer Computerpro-
gramme entwickeln, die bei Spielziigen entweder kooperierten, defektierten oder
nach dem Zufallsprinzip beides taten (Axelrod 2014, S. 25 ff.). Mit Abstand
am erfolgreichsten setzte sich das ,, 7it-for-Tat-Prinzip“ (wie-du-mir-so-ich-dir)
durch. Hierbei kopierte der/die Spieler:in immer den ersten Zug des/der anderen
und verhielt sich in allen weiteren Ziigen so wie sein:e Gegenspieler:in vor ihm
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(Axelrod 2016). Dadurch entstand neben einem achtsamen Verhalten auch der
Einbezug des Anderen und eine Dezimierung der Ausbeutung. Denn es hat sich
gezeigt, dass bei einer permanent verweigerten Kooperation (Homo non coope-
rativus), sich die Akteure gegenseitig vernichteten. Lésst sich jemand wiederholt
ausbeuten und reagiert darauf nicht, dann ist dieser sehr schnell vom ,,Spielbrett*
verschwunden. Der Ausbeuter hat im Umkehrschluss aber auch niemanden mehr,
an dem er sein egoistisches Handeln vollfiihren kann und stirbt selbst aus. Eine
wechselseitige Kooperation erzielt zwar nicht immer das beste Ergebnis, aber
in einer Funktion als Kompromiss dauerhaft gute Ergebnisse und sorgt fiir das
Fortbestehen interagierender Parteien. Gleiches bestitigt eine Studie von Frey &
Meier (2004). Sie fanden heraus, dass ein Individuum dann mit einem ande-
ren kooperiert, wenn das Verhalten auf Gegenseitigkeit beruht. Die Probanden
verhielten sich gleichwohl pro-sozial, wenn es viele andere auch taten. Fehlen
hingegen Kooperationsnormen oder sinkt die Bereitschaft des Gegeniibers fiir ein
soziales Verhalten, beenden die Parteien die Zusammenarbeit.

,, Was den robusten Erfolg von TIT FOR TAT erkldrt, ist die Kombination, freundlich
zu sein, zuriickzuschlagen, Nachsicht zu iiben und verstdndlich zu sein. Freundlichkeit
schiitzt vor iiberfliissigen Scherereien. Zuriickzuschlagen hdlt die andere Seite nach
einer versuchten Defektion davon ab, diese unbeirrt fortzusetzen. Nachsicht ist hilf-
reich bei der Wiederherstellung wechselseitiger Kooperation. Schlieflich erleichtert
Verstindlichkeit die ldentifikation und lost dadurch langfristige Kooperation aus.
(Axelrod 2014, S. 48)

Auf dem Zitat basieren die von Axelrod skizzierten Handlungsempfehlungen: Sei
freundlich, sei provozierbar, sei nicht nachtragend, sei nicht neidisch, sei nicht zu
raffiniert und sorge fiir die Wiederkehr der Mitspielenden (ebd., S. 99 ff.). Damit
spricht er sich gegen eine Ellbogenmentalitit aus und pliddiert dafiir, den koope-
rativen Akteur in das Zentrum der wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion zu
stellen. Egoistische Verhaltensannahmen treten dann hinter die Integrationsme-
chanismen Solidaritdt, Reputation, Vertrauen und Kooperationsnormen zuriick
(Morner & Wilder 2013, S. 183 f.). Im Ergebnis entsteht kein altruistisches
Verhaltensmodell, das vollig unegoistisch am eigenen Nutzen orientiert agiert,
sondern in Anlehnung an Elinor Ostrom (1998) ein Akteur, der unter bestimmten
Bedingungen kooperiert: der Homo conditional cooperativus.

Die grofite vertrauensbildende MaBnahme im Kooperationsprozess fiir Akteure
ist der Gehalt der Reputation moglicher Interaktionspartner. Ist dieser durch
positive Eigenschaften wie konstante Verhaltensmuster, bisherige Bereitschaft
zur Kooperation und Verldsslichkeit geprégt, signalisiert das eine Sicherheit fiir
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sich anbahnende Kontrakte. Bei einer gegenseitigen positiven Erfahrung wichst
zudem das Vertrauen ineinander und miindet neben einem langfristigen Zusam-
menwirken in einem Konzept der Solidaritdt (ebd.; Morner & Wilder 2013).
Als entscheidendes Merkmal beriicksichtigt es die Ziele und Interessen anderer.
Das heifit, dass Unternehmensziele von Mitarbeitenden als eigene Ziele begriffen
werden und sich eine Wir-Identitét bildet (ebd.). Die genannte Kooperationsnorm
lasst sich in diesem Fall am besten als Reziprozititsnorm ibersetzen, die fiir
eine soziale Interaktion zwischen Menschen ausschlaggebend ist. Féllt die Norm
positiv aus, fillt es den Akteuren leichter, an einer Kooperation teilzunehmen.
Ist eine Interaktion aufgrund einer positiven Reputation und gleichen Zielvor-
stellungen zustande gekommen, miissen Fairnessnormen konstruiert werden, um
den Kooperationsprozess zu verstirken. Diese reichen von Konfliktlosungsmecha-
nismen {iber Regeln eines fairen Prozesses bis hin zu graduellen Sanktionen bei
groben Verfehlungen der vereinbarten Regeln (Morner & Wilder 2013, S. 187 f.).
Diese drei Fairnessnormen miissen iiber das Mittel der Partizipation abgestimmt
werden, damit sie von allen Seiten gleichermaflen anerkannt werden. Bei der
Einhaltung von Kooperation unter Partizipation verstirkt sich der Kooperations-
prozess und wirkt sich, wie in einem Kreislauf, forderlich auf den weiteren
Aufbau von Reputation, Vertrauen und Solidaritit aus.

Nachdem die verschiedenen Akteursmodelle und deren Einfluss auf das Ver-
halten von Individuen in Organisationen betrachtet wurden, ist es nun wichtig,
diese Erkenntnisse auf die Entscheidungstheorie zu iibertragen. Die Akteurstheo-
rie bietet eine umfassende Grundlage, um zu verstehen, welche Motivationen
und Antriebskrifte das Verhalten prigen. In der Entscheidungstheorie wird dieses
Wissen genutzt, um zu analysieren, wie Individuen und Gruppen in Unternehmen
Entscheidungen treffen. Indem die unterschiedlichen Antriebe, von rationalen
Kalkulationen iiber soziale Normen bis hin zu emotionalen und identitétsbezo-
genen Faktoren, beriicksichtigt werden, lassen sich die vielschichtigen Prozesse
der Entscheidungsfindung in organisatorischen Kontexten besser nachvollziehen
und erkldren.

Im nachfolgenden Kapitel zur Entscheidungstheorie wird eine dhnliche Vor-
gehensweise gewihlt wie zuvor bei den Akteursmodellen. Zunichst erfolgt
ein rational-okonomischer Blick auf Entscheidungsprozesse, der anschlieSend
durch situative Konzepte ergidnzt wird. Das Kapitel zur Entscheidungsfindung
in Unternehmen bildet dabei das zentrale Verbindungsstiick zwischen Organisa-
tionsbegriff, Akteurstheorie und Entscheidungstheorie.
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6.7 Das Wesen von Entscheidungen
in Organisationen

Wie sich Menschen entscheiden, bestimmt deren private Zukunft. Wie sich
Menschen innerhalb einer Organisation entscheiden, bestimmt die Zukunft der
Organisation. Dass die Entscheidungen grundsitzlich so getroffen werden soll-
ten, dass sie fiir Subjekt (Mensch) und Objekt (Organisation) keine schédlichen
Auswirkungen haben, ist eine grundlegende Priamisse. Eine Entscheidung besteht
demnach aus Handlungsalternativen, die auf die Zukunft gerichtet sind. Wenn
heute entschieden wird, wird daraufhin gehandelt und die Folgen beider Aktio-
nen zeigen sich in Form einer Wirkung in der Zukunft. Jede Entscheidung beruht
auf Wissen und Nichtwissen (Luhmann 2000, S. 184; Simon 2021, S. 66). Die
praskriptive Entscheidungstheorie untersucht die Zielsysteme von Individuen, aus
denen sich ihre Entscheidungsmotivation ableitet. Die deskriptive Entscheidungs-
theorie beschreibt, wie sich Individuen in der Realitit tatsdchlich entscheiden
(Laux et al. 2018, S. 16 ff.). Erfahrungen aus der Vergangenheit stellen dabei das
Wissen dar und die Entscheidungsfolge in der Zukunft das Nichtwissen (Simon
2021, S. 66). Alles, was in den Bereich des Nichtwissens fillt, ist unsicher. Somit
liegt jeder zu treffenden Entscheidung eine vermutete Zukunft zugrunde, die sich
schlimmstenfalls als ,,falsche Zukunft* herausstellt, wenn fehlerhaft entschieden
wurde.

Beispiele fiir die Wahl der ,.falschen Zukunft* in Organisationen gibt es etli-
che. In den 1980er Jahren wollte Coca-Cola seine Geschmacksrichtung dndern
und fiihrte die ,,New Coke* ein. Viele Kund:innen sahen darin einen Verrat an
der Marke, boykottierten das neue Produkt und I6sten einen Sturm der Entriistung
in den Medien aus. Der Umsatz des Unternehmens sank darauthin ebenso schnell
wie dessen Image. Das Unternehmen fiihrte wegen des offentlichen Drucks das
Originalrezept als ,,Coca-Cola-Classic* wieder ein (Oliver 1987). Eine andere
Entscheidung einer Organisation mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt
war das Debakel um die Olkatastrophe der Olplattform Deepwater Horizon im
Jahr 2010 (Konrad & Shroder 2011). Eine unzureichende Risikoabwidgung und
die Entscheidung gegen eine umfassende Risikobewertung fiihrten zu einer massi-
ven Explosion (Blowout) und einer Olkatastrophe. Das Energieunternehmen BP
und andere beteiligte Unternehmen versdumten es, Sicherheitsvorkehrungen zu
treffen und Notfallpline zu entwickeln. Es dauerte Monate bis der Olaustritt
ins Meer gestoppt wurde. Die Auswirkungen waren sowohl fiir die Umwelt als
auch fiir die Firma gravierend. EIf Arbeiter kamen ums Leben, Millionen Barrel
Ol verschmutzen die Meeresumwelt, schidigten das Okosystem, gefihrdeten die
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Tierwelt und beeintrichtigten die Lebensgrundlage von Fischern und Gemein-
den entlang der Kiiste. Das Management wurde zivilrechtlich sowie strafrechtlich
belangt. Leitende Manager traten zuriick oder wurden entlassen, die Strafzahlun-
gen gingen in die Milliarden und gehoren zu den grofiten finanziellen Sanktionen,
die jemals gegen ein Unternehmen verhingt wurden (ebd.). Im Bereich der fehler-
haften Personalentscheidungen erlangten die Unternehmen Yahoo und Uber einen
hohen Bekanntheitsgrad. Im Jahr 2012 stellte der Internetdienst Yahoo Marissa
Mayer als neue CEO ein. Um die Arbeitsmoral durch personliche Interaktionen
zu steigern, schaffte sie die Homeoffice-Regelung ab und 11.500 Beschiftigte
mussten fortan in den Biiros arbeiten. Die Folge war eine o6ffentliche Kritik an
dem bis dahin modern und flexibel geltenden Unternehmen. Viele talentierte
Mitarbeiter:innen verlieBen das Unternehmen, was zu Knowhow-Verlusten und
einer Verschlechterung der Unternehmenskultur fiihrte. Vier Jahre spiter ver-
lieB Mayer das Unternehmen (Carlson 2015). Ein letztes Beispiel stammt vom
Fahrdienstvermittlung Uber. Im Jahr 2017 geriet das Unternehmen in die Schlag-
zeilen, weil bekannt wurde, dass es mehrfach zu sexueller Beldstigung und
Diskriminierung am Arbeitsplatz kam. Die sich anschlieBende Untersuchung der
Unternehmenskultur fiihrte zu einem o6ffentlichen Skandal. Fithrungskrifte igno-
rierten Beschwerden oder reagierten unangemessen. Darauthin wurden mehrere
Fiihrungspersonen entlassen. Das Unternehmen erlitt einen erheblichen Ver-
trauensverlust bei den Mitarbeiter:innen und dariiber hinaus einen o6ffentlichen
Imageschaden. Es schloss sich ein jahrelanger Gerichtsprozess wegen mehrerer
hundert Fillen von Sexismus, Diskriminierung, Technologiediebstahl bis hin zu
Spionageaffiren an (Isaac 2017).

Um Entscheidungen forderlich und nicht schédlich zu treffen, sollten deren
Basiselemente bekannt sein. Zu ihnen zdhlt das Entscheidungsfeld, zu wel-
chem Handlungsalternativen, Umweltbedingungen und das Ergebnis gehoren. Die
zugehorigen Entscheidungsregeln stehen fiir sich, wenngleich eine enge Interde-
pendenz zwischen den Elementen herrscht. Um eine Auswahl treffen zu konnen,
miissen mindestens zwei Alternativen gegeben sein. Hinter jeder Alternative
steht eine Konsequenz, also ein Ergebnis. Dieses wird durch die Zielvorstel-
lung und damit Priferenz der Person beeinflusst, die eine Entscheidung treffen
muss. Alternativen sollen idealerweise nur nach ihren moglichen Ergebnissen
beurteilt werden (Laux et al. 2014, S. 34). Die Umweltbedingungen sind ein
Schliisselkriterium im Entscheidungsprozess. Es handelt sich bei ihnen um die
spezifischen dufleren Faktoren oder Rahmenbedingungen, unter denen eine Ent-
scheidung getroffen wird. Sie gelten als gegeben und sind somit auBerhalb
des Einflussbereiches von Individuen. Zu ihnen zdhlen z. B. die geografische
Lage, Topografie, Klima, Naturressourcen, Bevolkerungsdichte, Demokratie oder
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auch Monopole. Jeder Entscheidungsprozess wird von ihnen beeinflusst und es
ist daher unumgénglich die Umweltbedingungen zu beriicksichtigen. Die Ein-
schitzungen zu ihnen sind wiederum subjektiv, was verlangt, die dazugehdrigen
Rezeptionen nachvollziehbar offenzulegen. Dabei geht es vorrangig um die anzu-
nehmende Erwartung und vermuteten Folgen einer Entscheidung, die durch
restriktive Bedingungen zustande kommen. Im Unterschied zu den Umweltbedin-
gungen gibt es noch die Umweltzustinde, die sich auf verschiedenen moglichen
Szenarien als Ergebnis einer Entscheidung beziehen. Der wesentliche Unterschied
zwischen Umweltbedingung und Umweltzustand besteht darin, dass Umweltzu-
stinde spezifische, mogliche Szenarien oder Ereignisse darstellen, die zukiinftige
Konsequenzen einer Entscheidung beeinflussen, wihrend Umweltbedingungen
den Kontext darstellen, in dem Entscheidungen getroffen werden (Amann 2019,
31, 36 ff.; Obermaier & Saliger 2020, S. 7 ff.). Die Abbildung 6.4 zeigt die
Basiselemente aus welchen Entscheidungen bestehen (Laux et al. 2014, S. 35).

Basis von Entscheidungen

Entscheidungsfeld Entscheidungsregeln

Handlur}gs— Ergebnisse U.mwelt—
alternativen bedingungen

Abb.6.4 Basiselemente von Entscheidungen. (Eigene Darstellung nach Laux et al. 2014,
S.33)

Das Entscheidungsfeld mit den drei Einflussgrofen Handlungsalternativen,
Ergebnisse und Umweltbedingungen bildet den Rahmen, in welchem Ent-
scheidungen stattfinden. Innerhalb dieses Rahmens existieren unterschiedliche
Bedingungen fiir die Entscheidungsfindung. Die erste Bedingung ist die der
Entscheidungen unter Sicherheit, wobei dem Individuum alle relevanten Infor-
mationen vollstindig bekannt sind und klar ist, welches Ergebnis von welcher
Handlung zu erwarten ist. Als Ergebnis wird die Entscheidung gewihlt, die
den grofiten erwarteten Nutzen und den hochsten Gewinn bietet. Das entspricht
der klassischen ckonomischen Theorie der Entscheidungen rationaler Akteure,
der jedes Ergebnis vorhersagen und klar definieren kann. Sicherheit kann hier
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auch in absolute Gewissheit gleichgesetzt werden. Hingegen sind bei Entschei-
dungen unter Unsicherheit nicht alle relevanten Informationen verfiigbar und
die Konsequenzen einer Entscheidung nicht absehbar. Dieser Entscheidungsty-
pus verwendet oft Wahrscheinlichkeiten oder Risikoeinschitzungen, um mdogliche
Ergebnisse auf ihren groftmoglichen Nutzen hin zu bewerten. In der Praxis
sind viele Entscheidungssituationen von Unsicherheit geprigt, da weder vollstin-
dige Informationen vorliegen noch zukiinftige Ergebnisse vorhersehbar sind. Bei
Entscheidungen unter Risiko sind zwar die Handlungsoptionen bekannt, jedoch
nicht deren Eintrittswahrscheinlichkeit. Auch hier fehlen vollstindige Informatio-
nen, was zur Bewertung und Beriicksichtigung von Wahrscheinlichkeiten eines
moglichen Ergebnisses fiihrt (Etzrodt 2003; Weick 2007; Knight 2014; Laux
et al. 2014; Geiger et al. 2021). Absolute Gewissheit iiber das Eintreten eines
bestimmten Ergebnisses gibt es hier nicht.

Bevor die Entscheidungssituationen unter Sicherheit, Unsicherheit und Risiko
noch einmal genauer differenziert werden, sollen noch die Entscheidungsregeln
benannt sein, die dafiir sorgen, dass die richtige Alternative gewéhlt wird, um das
gewiinschte Ziel zu erreichen. Regeln gelten als Optimierungskriterium in Ent-
scheidungssituationen (Laux et al. 2014, S. 36). Sie sollen helfen, die Fihigkeit
zu erhohen, effektiv mit Unsicherheit umzugehen. In einer Entscheidungssituation
erfiillen die Regeln eine Zielfunktion (ebd.), indem sie die verschiedenen Absich-
ten im Hinblick auf das zu erwartende Ergebnis miteinander vergleichen. Da es
wegen unvollstindiger Informationen und unterschiedlicher Priferenzen mehrere
Alternativen und somit auch mehrere Ergebnisse geben kann, gilt es die Vielzahl
an Entscheidungsoptionen zu minimieren, um jene auszuwihlen, die eine Maxi-
mierung des Nutzens verspricht. Daraus ergibt sich eine Priferenzordnung (ebd.,
S. 37). Was im Ansatz einfach klingt, gehort zum Kernproblem der Entschei-
dungstheorie. Das Schaffen von Fakten unter Nichtwissen bringt unsichere oder
risikobehaftete Entscheidungen hervor, deren Ergebnis nicht vollstindig abseh-
bar ist. Es besteht die Gefahr, die Alternative mit einer Nutzenminimierung statt
Nutzenmaximierung zu wihlen, also die ,,falsche Zukunft“, da wichtige Informa-
tionen und Erfahrungen bei der Bestimmung des Priferenzwertes nicht vorhanden
waren. Ziel der Entscheidungsregel muss es also sein, den Priferenzwert zu
optimieren. Dazu soll die Regel in ein Modell iiberfiihrt werden, welches das
Entscheidungsfeld, bestehend aus Umweltbedingungen, Alternativen und Ergeb-
nissen sowie jeweils einem Priferenzwert einschlieft. Dabei konnen hunderte
Moglichkeiten entstehen, was eine Reduktion der Optionen notwendig macht
und den damit verbundenen Aufwand zur nachvollziehbaren Entscheidungsfin-
dung. In diesem Zusammenhang dienen Entscheidungsregeln dazu, die komplexe
Entscheidungssituation besser zu strukturieren. Es gibt verschiedene Arten von
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Regeln, die je nach Kontext zur Anwendung kommen. Gleichzeitig hingen sie
immer auch von den individuellen Préiferenzen der Entscheidungstriger:innen
zusammen. Die gingigsten Regeln stellt die nachfolgende Abbildung 6.5 dar.

Entscheidungsregeln

Nutzenmaximierung Verlustminimierung Satisficing Heuristik

Abb.6.5 Basiselemente von Entscheidungsregeln. (Eigene Darstellung nach Laux et al.,
2018; Amann, 2019)

Unter diesen Einflussgrofien entsteht ein Entscheidungsmodell mit Priferenz-
ordnung und Zielvorstellungen. Die Begriffe lassen sich leicht veranschaulichen.
Die Nutzenmaximierung bezieht sich auf den groBten Nutzen und hochsten
Gewinn. Die Verlustminimierung ist auf den geringsten Verlust oder Schaden
ausgerichtet, wie es in Risikosituationen oft der Fall ist. Satisficing meint eine
zufriedenstellende Option anstelle der bestmoglichen. Heuristiken sind einfache
und schnelle Entscheidungsregeln, die sich auf Erfahrungswerte (Gewohnhei-
ten) oder Faustregeln stiitzen. Die vier Bestandteile der Entscheidungsregeln
bilden einen konzeptionellen Bezugsrahmen fiir die Entscheidungsausfiihrung
und werden nachfolgend den drei Hauptkonzepten ,,Sicherheit®, ,,Unsicherheit*
und ,,Risiko* der Entscheidungstheorie zugeordnet und dort nédher beschrie-
ben. Die Kategorie ,,Risiko” erhilt einen zusitzlichen Unterpunkt, der sich
mit der begrenzten Rationalitit von Entscheidenden auseinandersetzt und die
Entscheidungsfolgen beschreibt.

6.7.1 Entscheidungsmodell unter Sicherheit

Das Entscheidungsmodell unter Sicherheit geht vom Vorhandensein aller relevan-
ter Informationen aus. Zudem sind die Entscheider:innen in der Lage, rational zu
handeln und dadurch den gréBten Nutzen zu erzielen. Die Ergebnisse jeder Hand-
lung sind klar definiert und im vorgegebenen Umfeld vorhersehbar, da nur genau
ein Umweltfaktor vorliegt (Obermaier & Saliger 2020, S. 11; Braun & Gaut-
schi 2011, S. 83 ff.). Eine Entscheidung bei Sicherheit liegt also vor, wenn jeder
Aktion genau ein Ergebnis zugeordnet ist (Obermaier & Saliger 2020, S. 13).
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., Dies ist weder besonders realistisch noch iibermdfig anspruchsvoll“ (Amann
2019, S. 3). Dass es sich um ein vereinfachtes Modell handelt, sollte nach
den logischen Prinzipien der menschlichen Wahrnehmungsgrenzen plausibel sein.
Dennoch wird es von der 6konomischen Entscheidungstheorie nicht verworfen,
da es einen einfachen Einstiegspunkt fiir das Verstindnis von Entscheidungs-
prozessen bietet. Es ist eine normative Orientierung und kann zu Beginn als
Referenzpunkt fiir gute und schlechte Entscheidungen dienen. Das Pro ist die
theoretische Einfachheit mit der es verschiedene Handlungsoptionen vergleicht
und somit die Entscheider:innen nicht gleich iiberfordert. Es kann einen ersten
Schritt in der Analyse komplexer Situationen darstellen, bevor eine Erweiterung
des Modells um den Aspekt der Unsicherheit weitere Priferenzen und Ergeb-
nisse beriicksichtig werden. Gesprochen wird hier von einer ,,Quasi-Sicherheit®
(Laux et al. 2014, S. 63) in einem komplexititsreduzierten Modell, woraus sichere
Erwartungen entstehen. Das Losungskonzept fiir Entscheidungsprobleme benétigt
eine ZielgroBenmatrix und ein Ordnungsaxiom, um die Ergebnisse zu verglei-
chen. Wenn nur eine Zielgrole vorhanden ist, zum Beispiel ein hohes Gehalt,
dann kommt nur das Angebot mit dem hochsten Gehalt infrage. Bestehen meh-
rere ZielgroBen, zum Beispiel flexible Arbeitszeiten, Wohnortnéhe und ein hohes
Gehalt, muss eine Rangfolge nach Wichtigkeit bestimmt werden. Das daraus
resultierende Ergebnis muss transitiv sein (ebd., S. 66 ff.; Amann 2019, S. 4 {f.;
Obermaier & Saliger 2020, S. 18 ff.). Das heiflit, wenn ein:e Entscheidungstri-
ger: in Option A der Option B vorzieht und Option B der Option C vorzieht, dann
sollte er oder sie auch Option A der Option C vorziehen. Das Ordnungsaxiom der
Transitivitét ist wichtig, um sicherzustellen, dass die Priferenzen konsistent und
logisch sind. Eine Entscheidungsregel unter Sicherheit lautet daher: Eine Prife-
renzrelation heifit rational, wenn sie vollstindig und transitiv ist (Amann 2019,
S. 6). Unter den Bedingungen einer vollstindigen Priferenzordnung, bei meh-
reren Handlungsalternativen, kann dann die Ermittlung das Optimums erfolgen,
indem die effizienteste Alternative ausgewahlt wird. Das ist immer jene, welche
gegeniiber einer anderen einen hoheren Wert besitzt (Laux et al. 2018, S. 73).
Ganz grundlegend weisen Entscheidungen unter Sicherheit das Effizienz-
kriterium der Nutzenmaximierung auf. Bei der Auswahl wird die Alternative
bevorzugt, die keine schlechtere Variante gegeniiber einer anderen darstellt (ebd.,
S. 63 ff.,; Amann 2019, S. 9 ff.; Obermaier & Saliger 2020, S. 28 ff.). Die
Extremierungsvorschrift dieses Modells lautet kurz Maximierung und stammt
zuvorderst aus der betriebswirtschaftlichen Entscheidungsfindung (Obermaier &
Saliger 2020, S. 8). Das Individuum, welches unter Maximierungsanspriichen
entscheidet, entspricht dem Charakter des Homo Oeconomicus, der motiviert von
seinen Interessen bzw. Priferenzen, die optimale Entscheidung trifft. Dabei spielt
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die Priferenz die Hauptrolle und nicht die Moral (Amann 2019, S. 28). Dem vor-
aus geht die Existenz einer rationalen Priferenzrelation, welche immer dieselbe
Entscheidungsstruktur erzeugt (ebd., S. 17). Dieses Totalmodell der Entscheidung
stellt den Idealtypus eines durch Objektivitit zu erreichenden Rationalitétsniveaus
dar. Es zu storen ist einfach, da aktuelle noch Individuen die Entscheidungen tref-
fen und mit Rationalititsdefiziten behaftet sind. IThr Handeln ist durch kognitive
Begrenzungen, Affekte, Emotionen, Intuitionen und nicht zuletzt durch den Kon-
text des Entscheidungsproblems beeinflusst (Simon 1951, 1997; Kahneman &
Tversky 1973; Kirchgédssner 2013b; Preisendorfer 2016; Obermaier & Saliger
2020, S. 13). Daraus ergibt sich, dass wesentlich héufiger vorkommende Modell
der Entscheidungen unter Unsicherheit.

6.7.2 Entscheidungsmodell unter Unsicherheit

Das Modell liegt vor, wenn bei einer Handlung mehrere voneinander verschiedene
Ergebnisse eintreten konnen (Braun & Gautschi 2011, S. 113 ff.; Obermaier &
Saliger 2020, S. 14). Denn erst durch das Vorhandensein mehrere Handlungs-
alternativen entsteht iiberhaupt ein Entscheidungsproblem. Fiir die Herleitung
der Entscheidung und somit der Nachvollziehbarkeit des Entscheidungsverhal-
tens von Individuen oder Gruppen braucht es ein ,,Rezept”, bestehend aus den
»Zutaten“: Beschreibung, Erkldrung und Kalkiil. Die Beschreibung rekonstruiert
die Ziele und die Handlungsalternativen, die Erklarung verbindet die Alternativen
mit den Auswirkungen auf die jeweiligen Ergebnisse und das Kalkiil bestimmt die
optimale Handlungsalternative (Obermaier & Saliger 2020, S. 28 ff.). Gegeniiber
dem sicheren Entscheidungsmodell, in welchem nur ein relevanter Umweltzu-
stand nach dem Ergreifen einer Alternative vorliegt, existieren hier mehrere. Je
nach Wahrscheinlichkeit iiber das Eintreten eines (Umwelt-)Zustandes wird unter
Risiko oder Ungewissheit entschieden. Bei der Risikovariante liegen Wahrschein-
lichkeiten fiir das Eintreten der je verschiedenen Ergebnisse vor, wohingegen bei
der Ungewissheitsvariante keine Wahrscheinlichkeiten vorliegen (Obermaier &
Saliger 2020, S. 28 ff.).

In der Praxis scheint es sehr abwegig, dass sich die Entscheider:innen kei-
nerlei denkbare Zustinde nach ihrer Entscheidung vorstellen konnen und sie
somit jeder Handlung die gleiche Eintrittswahrscheinlichkeit einrdumen. Daher
ist es plausibler, dass unter Risiko entschieden wird. Die Herausforderung dabei
besteht in der Wahl des mathematischen Modells, um sicher bestimmen zu kon-
nen, welche Eintrittswahrscheinlichkeit hoher ist als eine andere. Ein einfaches
Prinzip verfolgt die Maximin-Regel, die jeweils den worst case und den best case
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gegeniibergestellt (Neumann & Morgenstern 2007; Laux et al. 2018, S. 657 ff.).
Das schlechtméglichste Ergebnis bietet die Ausgangsbasis, um die groftmogliche
Sicherheit bzw. den groftmoglichen Schutz vor schlimmen Folgen zu schaffen.
Die Entscheidung féllt demnach auf das Ergebnis, welches das Maximum des
minimalen Ergebnisses liefert. Der Charme des Prinzips liegt in der praktischen
Handhabbarkeit und der schnellen Umsetzung von Entscheidungen mittels Pré-
ferenzfolge. Jedoch konnen je nach Auffassung der Entscheider:innen entweder
zu pessimistische oder zu optimistische Urteile das Ergebnis darstellen. Darin
besteht eine Kritik an dem Prinzip und ihm werden weitere Berechnungsmo-
delle zugefiihrt, um die Erfolgschance eines Ergebnisses zu erhohen. Mittels des
Hurwicz-Prinzips lasst sich der ,,Optimismusparameter” berechnen und mittels
der Niehans-Savage-Regel der niedrigste ,,Bedauernswert” einer Entscheidung.
Letztere wird auch als Regret-Prinzip bezeichnet, was im Gegensatz zur Gewinn-
maximierung, die Verlustminimierung anstrebt (Savage 2000). Bekannter diirfte
die Laplace-Regel sein, die davon ausgeht, dass alle Ergebnisse die gleiche
Wahrscheinlichkeit haben einzutreffen (Laplace 1995). Fiir das im Alltdglichen
agierende Gehirn des Menschen diirften solche Anwendungsvorschlige und damit
einhergehende Rechenoperationen jedoch fremd wirken, da immer subjektive
Wahrscheinlichkeiten und zuriickliegende Erfahrungen fiir das Eintreffen eines
Zustandes vorliegen. Ein Entscheiden unter vollige Unsicherheit und damit vol-
liger Ahnungslosigkeit ist daher widersinnig. Stattdessen ist es ein angestrebtes
Ziel, das a-priori-Wissen in an die Stelle der Unsicherheit treten zu lassen und mit
weiteren zu beschaffenden Informationen in ein stochastisches Entscheidungsmo-
dell zu iiberfithren, welches die Annahme iiber eine Eintrittswahrscheinlichkeit
in einem empirisch nachweisbaren Befund wiedergibt (Laux et al. 2018, S. 103).
Hier ist es in der Praxis ausreichend, den Gehalt und die entstehende Aussage-
kraft durch vorhandene Informationen zu bestimmen. Um an mehr Informationen
zu gelangen und die Entscheidungsfihigkeit zu verbessern, entstehen Informati-
onskosten. Der Einsatz dieser Kosten ist gegeniiber dem Nutzen der Information
abzuwigen. Durch neues Wissen, konnen sich a-priori-Urteile iiber Anfangser-
wartungen zu den Umweltzustinden in a-posteriori-Urteilen wandeln. Je weniger
Informationen zu Beginn vorhanden waren, desto wahrscheinlicher ist es, dass
die eingeholten Informationen zu einem vorteilhafteren Urteil fithren als es vor
der Informationsbeschaffung der Fall gewesen wire. Wie nutzbringend Informa-
tionen sind und welcher Wert ihnen im Hinblick auf das Ergebnis beizumessen
ist, muss per Vergleich bestimmt werden. Dazu wird einer Information der Betrag
ihrer Beschaffung gegeniibergestellt und zusitzlich beurteilt, ob sie Einfluss auf
den Umweltzustand hat oder zumindest einen sicheren Riickschluss auf ihn bie-
tet. Kann sie das nicht, ist der Informationswert gleich null (ebd., S. 379 ff,;



6.7 Das Wesen von Entscheidungen in Organisationen 169

Obermaier & Saliger 2020, S. 174 ff.). Der Nutzwert einer Information héngt
immer mit dem Individuum zusammen, welches entscheidet. Dessen bisherige
Informationsstand, Vorwissen, Erfahrungen, Risikoaffinitit oder Risikoaversion
sind wichtige subjektive Einflussgrofen, die mitentscheiden, ob und wie viel in
eine Information investiert wird. Bewertet der Entscheider bzw. die Entscheiderin
die vorhandenen Informationen als ausreichend oder stehen keine Ressourcen zur
weiteren Beschaffung zur Verfiigung, erfolgt die Entscheidung auf Grundlage des
Status quo.

6.7.3 Entscheidungen unter Risiko

Die Einstellung zum Risiko ist neben der Bestimmung von Ergebnissen unter
gegebenen Umweltzustinden eine wichtige Pramisse des realen Entscheidungs-
verhaltens von Personen. Auch dabei stellt die Wahrscheinlichkeitsrechnung eine
wesentliche Grundlage dar. Eine Entscheidung unter Risiko bedeutet, dass fiir
eine oder alle Handlungsalternativen das Ergebnis unsicher ist. Dafiir ist die Ver-
gabe von Wahrscheinlichkeiten fiir das Eintreten von Ergebnissen (= zukiinftige
Umweltzustinde) moglich (Laux et al. 2014, S. 105). Je nach Risikoneigung
wird der/die Entscheider:in die Alternative wihlen, welche eine positive Wahr-
scheinlichkeit besitzt oder eine, die unsicher im Ausgang ist, jedoch der erwartete
Wert beim Eintreffen sehr hoch ist. Im Gegensatz zu risikovermeidenden Perso-
nen, die fiir Sicherheit auf einen potenziell hoheren Gewinn verzichten, haben
risikofreudige Personen die Chancen auf einen hoheren Gewinn im Fokus, auch
wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit des erwarteten Wertes geringer ist (Amann
2019, S. 23 ff.; Obermaier & Saliger 2020, S. 73, 93; Braun & Gautschi 2011,
S. 117 ff.). Die Risikoeinstellung beeinflusst, wie Wahrscheinlichkeiten gewichtet
und interpretiert werden. Eine risikofreudige Person kann eine 50 %ige Gewinn-
chance hoher bewerten als eine risikoneutrale oder risikovermeidende Person,
weil sie den potenziellen Gewinn attraktiver findet. Umgekehrt konnte eine risiko-
vermeidende Person diese Wahrscheinlichkeit niedriger einschitzen, weil sie die
Moglichkeit des Verlustes stirker gewichtet. Diese Priferenzen fiithren dazu, dass
unterschiedliche Personen bei identischen Wahrscheinlichkeiten und Ergebnissen
unterschiedliche Entscheidungen treffen.

Verbunden mit dem Entscheidungsverhalten unter Risiko ist das Bernoulli-
Prinzip, welches in keiner Literatur zu Entscheidungsfindungen fehlt. Entwickelte
wurde es im 18. Jahrhundert von Daniel Bernoulli und basiert auf der Idee,
dass der Nutzen (utility) von Geld oder Giitern nicht linear mit deren Menge
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ansteigt (Bernoulli 1954).8 Stattdessen nimmt der zusitzliche Nutzen, den eine
Person aus einem zusétzlichen Betrag an Geld oder Giitern zieht, ab. Das wird als
abnehmender Grenznutzen bezeichnet. Das Bernoulli-Prinzip macht aber generell
keine Aussage iiber den Nutzen und dessen Wert. Dafiir ist die Risikoeinstel-
lung des Entscheiders bzw. der Entscheiderin verantwortlich. Grundlegend geht
es auch hier um die Wahl der optimalsten aller zur Verfiigung stehenden Alter-
nativen, wobei der Nutzen erhoht und der Verlust gesenkt werden soll. Das
Prinzip darf nicht mit der Maximin-Regel verwechselt weder. Beide Modelle
zielen zwar auf die Erhohung von Sicherheit und der Minimierung von Ver-
lusten ab, sie setzen dabei aber unterschiedliche Schwerpunkte. Jemand der
nach Maximin-Regel handelt, entscheidet unter Unsicherheit und kennt keine
belastbaren Wahrscheinlichkeiten fiir die verschiedenen Ergebnisse. Daher ist es
das Ziel, das Maximum des minimal moglichen Ergebnisses zu wihlen, also
die schlimmste aller Versionen zu vermeiden. Hingegen konnen Entscheidun-
gen nach dem Bernoulli-Prinzip wesentlich risikoaffinier ausfallen, wenn fiir
den Entscheidenden der erwartete Grenznutzen steigt. Andersherum kann das
Entscheidungsverhalten risikoavers sein, wenn der erwartete Nutzen (Gewinn)
niedrig ist. Nach dem Prinzip ist es erforderlich, dass bei einem Entscheidungs-
problem jedem Ergebnis ein Nutzenwert zugeordnet wird. Hinzu kommt, dass fiir
jedes mogliche Ergebnis die Wahrscheinlichkeit seines Eintreffens beriicksichtigt
wird, wodurch sich ein Erwartungswert ergibt. Aus der so entstehenden Matrix
lasst sich die optimale Alternative bestimmen (Laux et al. 2014, S. 129 ff.; Ober-
maier & Saliger 2020, S. 74 ff.). Welche das ist, hiingt von der Betrachtungsweise
des Entscheidenden, seiner Risikotoleranz und von seinen verfiigbaren Ressour-
cen ab. Wiederholt muss das mathematische Kalkiil dem subjektiven Nutzen
weichen.

Das ist der Hauptgrund dafiir, dass das Bernoulli-Prinzip sehr eng mit der
Erwartungsnutzentheorie (Subjective-Expected-Utility-Theory, SEU) verwandt
ist. Die Erwartungsnutzentheorie, insbesondere die subjektive Variante (SEU-
Theory), wurde von Leonard Savage (1954) entwickelt und baut auf der Arbeit
von John von Neumann und Oskar Morgenstern (1944) auf, die in 6konomi-
scher Manier davon ausgingen, dass Menschen stabile Priferenzen und eine
vollstindigen Uberblick iiber ihre Umwelt besitzen. Zu treffende Entscheidungen
seien daher nicht von Emotionen abhéngig, sondern nur vom grofiten erwarteten
Nutzen. Die SEU-Theory kombiniert das Konzept des erwarteten Nutzens mit

8 Entwickelt und verdffentlicht hat die Theorie der Schweizer Mathematiker und Physi-
ker Daniel Bernoulli 1738. Auf ihn geht ebenfalls das Bernoulli-Prinzip zuriick, welches
Entscheidungsregeln fiir Entscheidungen unter Risiko bestimmt.
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subjektiven Wahrscheinlichkeiten, welche die individuellen Uberzeugungen iiber
die Unsicherheit von Ereignissen widerspiegeln. Sie ersetzt objektive Wahrschein-
lichkeiten durch subjektive Einschidtzungen und generiert einen realistischeren
Bezug zu menschlichen Entscheidungsprozessen (Etzrodt 2003, S. 38 ff.; Fichter
2018, S. 215). Die SEU-Theory verweist erstmals stirker auf psychologische
Faktoren und zweifelt den rein okonomisch-rationalen Ansatz in den Wirt-
schaftswissenschaften an. Die Theorie legte einen wichtigen Grundstein fiir die
deskriptive Entscheidungsfindung und belegt, wie sich Menschen tatsdchlich
verhalten und nicht nur wie sie sich verhalten sollten. Eine Reaktion auf die Sub-
jective Expected Utility Theory ist die Prospect-Theorie, die demonstriert, dass
Menschen in der Praxis oft von der Grundannahme ihren Nutzen maximieren zu
wollen abweichen. Kahnemann & Tversky (1973) formulierten wichtige Haupt-
komponenten menschlicher Entscheidungen wozu die Referenzabhiingigkeit, die
Wertfunktion und die Gewichtungsfunktion von Wahrscheinlichkeiten gehoren.
Der Referenzpunkt ist die Ausgangsbasis, z. B. der aktuelle Besitzstand oder eine
bestimmte Erwartung, von welcher aus verschiedenen Alternativen verglichen
werden. Damit bestimmt er die Anfangsphase der menschlichen Entscheidung
und legt ihr einen Ablauf zugrunde. Zuerst werden mogliche Ergebnisse als
Gewinne oder Verluste relativ zum Referenzpunkt bewertet. Dabei kommt es zu
einer Kombination von dhnlichen Risiken und dhnlichen Ergebnissen. Es folgt
eine Segregation von risikoarmen und risikoreichen Komponenten. Die Wert-
funktion ist dazu da, eine erste Einschidtzung von Gewinnen und Verlusten zu
validieren. Sie ist im Bereich der Gewinne konkav (= sinkender Nutzen) und
im Bereich der Verluste konvex (= steigender Nutzen). Diese Form spiegelt
wider, dass Menschen risikoavers sind, wenn es um Gewinne geht (sie bevorzu-
gen sichere Gewinne gegeniiber riskanten) und risikofreudig, wenn es um Verluste
geht (sie bevorzugen riskante Verluste gegeniiber sicheren Verlusten). Da Verluste
starker empfunden werden als Gewinne, lie} sich beobachten, dass die Verlusta-
version dazu fiihrt, einen absehbaren Verlust zu umgehen und dafiir ein hoheres
Risiko in Kauf zu nehmen. Menschen empfinden den Schmerz eines Verlustes
intensiver als die Freude eines gleich groffen Gewinns (Kahneman & Tversky
1979, S. 263 ff.; Fichter 2018, S. 215 ff.). Das bedeutet, dass der zusitzliche
Nutzen (oder Wert), den man aus einem zusitzlichen Gewinn erhilt, abnimmt
(= abnehmender Grenznutzen), wihrend der zusitzliche Schmerz oder Verlust,
den man aus einem zusitzlichen Verlust erfiahrt, ebenfalls abnimmt, aber lang-
samer (= abnehmende Grenzschmerzen) (Krelle & Recktenwald 1987; Fichter
2018, S. 217). Bei der Risikoaversion bei Gewinnen verhilt es sich ganz nach
dem Motto: ,Lieber den Spatz in der Hand, als die Taube auf dem Dach®. Das
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veranschaulicht die Gewichtungsfunktion und den Umgang mit Wahrscheinlich-
keiten vor dem Ergebnis. Menschen iibergewichten kleine Wahrscheinlichkeiten.
Ein beliebtes Beispiel dafiir ist die Annahme iiber einen Lottogewinn und das
damit verbundene Lottospiel. Der Gewinn ist hochst unwahrscheinlich, wird den-
noch subjektiv als wahrscheinlicher angesehen, als er tatsdchlich ist. Fakten dafiir
schafften u. a. der National Welth Service (NWS) und das National Safety Coun-
cil (NSC), welche errechneten, dass es eher eintrifft von einem Blitz getroffen
zu werden, bei einem Autounfall zu sterben, einen Royal Flush im Poker zu
bekommen, einen Flugzeugabsturz zu iiberleben oder von einem Hai gefressen
zu werden, als einen Sechser im Lotto zu haben (Epstein 1995). Genau anders-
herum verhélt es sich beim Abschluss einer Versicherung. Menschen sind bereit
hohe Priamien fiir Versicherungen zu zahlen, da sie die geringe Wahrscheinlich-
keit eines Verlustes tibergewichten (Dickson 2017). Die Gewichtungsfunktion und
die verzerrte Wahrnehmung von Wahrscheinlichkeiten sind zentrale Komponenten
der Prospect-Theorie. Sie erkldren, warum Menschen oft Entscheidungen treffen,
die von den Vorhersagen der traditionellen Erwartungsnutzentheorie abweichen.
Durch das Ubergewichten kleiner Wahrscheinlichkeiten und das Untergewich-
ten hoher Wahrscheinlichkeiten entsteht ein Entscheidungsverhalten, das oft als
irrational betrachtet wird, aber tief in der menschlichen Psychologie verwurzelt
ist.

Durch die realititsnahe Erkldrung von Entscheidungen gilt die Prospect-
Theorie als einflussreichste deskriptive Theorie des individuellen Entscheidungs-
verhaltens (Laux et al. 2018, S. 198). Kritikfrei ist sie dennoch nicht. Besonders
Vertreter:innen der klassischen Okonomie greifen den alternativen Ansatz wegen
seiner Unbestimmtheit in der transparenten Darlegung eines Entscheidungspro-
zesses an, und bescheinigen den Anwender:innen eine mangelnde Risikokompe-
tenz (Amann 2019, S. 39 f.). Ein Konsens findet sich in der Beobachtung, dass
Menschen im Allgemeinen nicht gut mit Entscheidungen unter Risiko umgehen
konnen und daher hédufig nur das Resultat ihrer Entscheidungen beobachtbar ist.
Am subjektiven und irrationalen Verhalten von Menschen und ihren intuitiven
Priferenzen kann jeder Theorieansatz scheitern. Das ist spétestens dann der Fall,
wenn unterschiedliche Entscheidungen in formal identischen Entscheidungssitua-
tionen getroffen werden. Verantwortlich dafiir sind subjektive Wahrnehmungen,
psychologische Zustinde, emotionale und kognitive Einfliisse und kontextabhin-
gige Faktoren der Entscheidenden. Mathematische Modelle und die Stochastik
konnen gegen menschliche Préiferenzanomalien nur wenig ausrichten.

Die vorweg beschriebenen Entscheidungsmodelle unter Sicherheit, Unsicher-
heit und Risiko lassen anhand der getitigten Ausfiihrungen erahnen, auf welches



6.8 Entscheidungskorridore in Organisationen 173

Verstiandnis und welche Anwendungsfreude sie besonders bei kleinen und mittel-
standischen Unternehmen stoflen. Selbst bei GroBunternehmen ist es zumindest
fraglich, ob Vektoren, Indifferenzkurven, das Bernoulli-Prinzip oder andere
mathematische Wahrscheinlichkeitsverteilungen zur Prizisierung von Entschei-
dungen zur Anwendung kommen. Daher bietet das nun folgende Teilkapitel einen
realitdtsnahen Blick auf die Entscheidungsmaxime in Organisationen. Mittels des
Konzeptes der begrenzten Rationalitit in Verbindung mit (nicht-)kooperativen
Verhaltensweisen und dem neo-institutionalistischen Erkldrungsansatz sollen die
[...] nahezu gottgleichen Fihigkeiten menschlicher Entscheidungs- und Hand-
lungstrdager (Braun & Gautschi 2011, S. 73) und damit die Rationalitits-
hypothese zugunsten realistischer Verhaltensweisen in Entscheidungssituationen
abgelost werden. Dabei werden verhaltenstheoretische Ansitze an das bisherige
Material angelegt, um das Handeln in Organisationen und deren Auswirkung auf
deren Umweltbedingungen beschreiben zu konnen.

6.8 Entscheidungskorridore in Organisationen

Bereits die Herleitung des Entscheidungsbegriffes machte deutlich, dass Organi-
sationen autopoetische Systeme sind, die sich iiber die kommunikative Interaktion
selbst erneuern. Sie sind entscheidungsgestiitzte Entititen, welche durch Entschei-
dungen entstehen, fortbestehen und sich wieder auflosen kénnen (u. a. Luhmann
2018). Genauso wie Organisationen soziale Systeme sind, sind es auch Entschei-
dungen. Beide sind komplex. Unter welchen Bedingungen Entscheidungen in
Organisationen getroffen werden, ist vielschichtig und die Annahme der Nut-
zenmaximierung nur eine Sichtweise. Motive wie Emotionen, Habitus, Kultur
und Umgebungsbedingungen lassen sich nicht in ein Nutzenmaximierungsmo-
dell zwingen. Zudem versagt das Nutzenkonzept ganz, wenn es sich nicht um
ein rein 6konomisches Problem handelt. Die Grenze der Rationalitidt im 6ko-
nomischen Ansatz verlduft auf der einen Seite zwischen Nutzenwerten und auf
der anderen Seite zwischen Moral und Habits (Esser 1990, S. 231 ff.; Coleman
1992, S. 141; Etzrodt 2003, S. 54 ff.). Letztere verhindern rationale Entscheidun-
gen von Individuen. Vielleicht entscheiden sie sich aufgrund von Vorlieben oder
Altruismus fiir eine Variante, die 6konomisch die schlechtere ist, fiir die eigene
Moralvorstellung aber die geeignetere. Die Okonomik von Entscheidungen findet
auch dort ein jdhes Ende, wo es um eine stark unterschiedliche Ressourcenver-
teilung zwischen Akteuren oder (Macht-)Monopole geht. Die Maximierung des
Nutzens als Optimierungskriteriums trifft dann nicht mehr zu.
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6.8.1 Pragmatische Irrationalitat

Individuen entscheiden nicht immer bewusst oder merken nicht, dass sie eine Ent-
scheidung getroffen haben. Herbert Simon (1997, S. 3) beschreibt das als eine
Reflexhandlung (,,reflex action*). Sie unterliegen demnach einer Intentionalitit
und Kontingenz. Das heif3it, dass es immer Alternativen gibt, die stattdessen hit-
ten ausgewdhlt werden konnen. Infolgedessen sind Entscheidungen von Natur
aus paradox (Luhmann 2000, 2018). Sie sind nur eine Handlungsoption, die
immer auch anfechtbar ist, weil sie nicht die rationalste, sozialste oder effizi-
enteste ist. Eine Entscheidung ist ein Versuch (Ahrne & Brunsson 2019), der mit
einem Risiko belastet ist, da sie Verantwortlichkeiten zuweist und mindestens
die Person belangen kann, die sie getroffen hat. Organisationen werden meist
nicht als ,,Organisationen® angesprochen sondern stattdessen, die in ihnen vor-
kommenden Akteure. Es sind diejenigen, die Entscheidungen treffen und denen
getroffene Entscheidungen mit allen dazugehdrigen Handlungen und AuBerungen
zuschreibbar sind.

Die objektiven und subjektiven Erwartungsnutzentheorien erhalten mit der
Prospect-Theorie eine handhabbare und verstindnisgenerierende Erweiterung des
Entscheidungsprozesses. Sie relativiert die rein rationale Logik und stellt ein
Abbild der Wirklichkeit zur Verfiigung. Genauso wie der Homo Oeconomicus
stellen sich auch rein 6konomische Theorien zur Entscheidungsfindung als ein
Konstrukt heraus. Menschen sind weniger rational als sie vernunft- und risi-
kogemil sein sollen und konnen. Sie kennen meistens nicht alle Alternativen
und Folgen. Hierfiir wire eine umfangreiche Informationsbeschaffung notwendig.
Diese kostet wiederum Zeit und Geld, die kostbare Giiter sind. Zudem unter-
liegen Menschen kognitiven Grenzen gesetzt und es muss ihnen eine gewisse
Bequemlichkeit unterstellt werden. Sie wenden daher gern Heuristiken an, also
Verallgemeinerungen und Schitzungen, um zu brauchbaren Ergebnissen bei Ent-
scheidungsproblemen zu gelangen (Kahneman & Tversky 1973; Kahneman 2012;
Fichter 2018, S. 217 f.). Wenngleich sich die Handlungsfihigkeit dadurch erhoht,
entstehen auch blinde Flecken. Sehr hiufig tritt eine Verfiigbarkeitsheuristik
ein, bei welcher nur leicht beschaffbare Informationen zur Entscheidungsfin-
dung herangezogen werden. Nicht selten halten sich die Entscheidenden an
ihren Uberzeugungen fest, selbst wenn ihnen gegensiitzliche oder widerlegende
Informationen vorliegen (belief perserverance). Diese Hartnickigkeit entspringt
dem Prinzip der Riickblicksverzerrung. Menschen interpretieren neue Informa-
tionen so, dass sie ihre bestehenden Uberzeugungen unterstiitzen. Im Rahmen
der kognitiven Dissonanz gelingt es ihnen Wiederspriiche aus unterschiedli-
chen Informationen zu eliminieren und dadurch den eigenen inneren Konflikt
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zu minimieren (Festinger 2009; Braun & Gautschi 2011; Laux et al. 2018).
Das Selbstwertgefiihl spielt ebenfalls eine Rolle bei der Aufrechterhaltung von
Uberzeugungen. Anderungen werden schnell als Irrtiimer interpretiert und sind
daher weniger beliebt, als neue Informationen so zu deuten, dass sie zum bis-
herigen Verhalten passen. Soziale Bestidtigung oder Gruppendruck sind weitere
Verstérker. Das sogenannte Herdenverhalten (herd behavior) kann die Wahl der
eigenen Entscheidung erheblich beeinflussen, da die Annahme besteht, dass die
grofe Gruppe iiber mehr Informationen verfiigt. Zusitzlich sollen Ablehnun-
gen vermieden und Akzeptanz gesteigert werden (Korhonen & Wallenius 2020;
Banerjee 1992). Der normativ soziale Einfluss von ,,Herden* zeigt sich eindriick-
lich auf Finanzmairkten, bei denen Blasen und Crashs entstehen konnen, wenn
Investoren massenhaft kaufen oder verkaufen. Ein anderes Beispiel sind Mas-
senpaniken, bei welchen Menschen dazu neigen, ohne rationale Uberlegung der
Menge zu folgen. Auch Modetrends spiegeln das Herdenverhalten von Men-
schen gut wider. Die belief perseverance und das herd behavior zeigen, wie sich
individuelle Entscheidungen stark durch soziale und kognitive Faktoren beein-
flussen lassen. Heuristiken lassen sich damit als Daumenregeln oder mentale
Abkiirzungen interpretieren, um komplexe Entscheidungsprobleme zu vereinfa-
chen. Sie beruhen auf Erfahrungen und Intuitionen und konnen zu systematischen
Verzerrungen und Fehlern in der Entscheidungsfindung fiihren. Das Modell der
Entscheidungsheuristik von Kahnemann und Tversky verwerfen die Erwartungs-
nutzentheorie (EU-Theory), die zwar subjektive Wahrscheinlichkeiten einbezieht
(SEU-Theory), aber weiterhin von der Annahme der rationalen Nutzenmaximie-
rung ausgeht. Auch das Bernoulli-Prinzip, welches geringe Anforderungen an
die Entscheidenden stellt, ist in der Realitit kein anzutreffendes menschliches
Entscheidungsverhalten (Laux et al. 2018, S. 659). Denn Menschen weichen oft
systematisch von den Annahmen der Rationalitdt ab und greifen stattdessen auf
Heuristiken und Bias zuriick. Es entsteht eine Quasi-Sicherheit und impliziert
Risikoneutralitit in der Entscheidungssituation (ebd., S. 657).

Das Abweichen von Extremierungszielen beschreibt das Konzept der
bounded rationality* von Herbert A. Simon (1959). Neben der Heuristik ist es
eines der zentralsten Konzepte der Verhaltensokonomie und argumentiert mit der
Begrenztheit menschlicher Kognition und Zeit. Daher streben Menschen nicht
nach einer optimalen, sondern einer zufriedenstellenden Entscheidung (second
best). Simon entwickelte daraus den Begriff ,,Satisfice, der eine Wortkreuzung
aus ,.satisfy* und ,,suffice® darstellt (Simon 1972, S. 176). Er geht von folgen-
den drei Annahmen aus: (1) Das Verhalten von Akteuren ist emotional und nicht
rational geleitet, (2) der Zugang zu Informationen ist begrenzt und (3) auch beim
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Vorliegen gleicher Informationsstidnde entscheiden sich Akteure wegen ihrer ver-
schiedenen Féhigkeiten und Erfahrungen unterschiedlich (ebd.). Simon bezieht
die wirtschaftspsychologische Dimension in die Analyse von Entscheidungspro-
zessen mit ein und belegt wie auch Kahneman und Tversky (1973), dass nicht
die Maximierung des Nutzens fiir den entscheidenden Akteur zentral ist, son-
dern eine dem eigenen Anspruch geniigende und zufriedenstellende Losung.
Das komplexe Entscheidungsfeld besteht aus Umweltbedingungen, Handlungs-
alternativen und moglichen Ergebnissen. Diese vielen Komponenten stellen ein
Rationalititshindernis dar und fiihren zu einer inkonsistenten Préferenzordnung.
Die einzige Moglichkeit zu einer Entscheidung zu gelangen, ist der Riick-
griff auf den Befriedigungsaspekt. Das kann zweifelsohne zu fehlerhaften und
okonomisch schédlichen Entscheidungen fithren. Wegen der hohen Komplexi-
tit existiert in der Realitit aber keine widerspruchsfreie Entscheidung. Mittels
des Konzepts der begrenzten Rationalitét lédsst sich der tatsidchliche Ablauf eines
Entscheidungsprozesses verdeutlichen.

Dass Entscheidungen offensichtlich nicht linear verlaufen, zeigen die bis
hierher gemachten Ausfiihrungen. Nach den Entscheidungsregeln wire es wiin-
schenswert, wenn zuerst das Problem definiert und dann nach Alternativen
gesucht wird, die das Problem l6sen konnen. Der Alternativengenerierung geht
die Informationsbeschaffung voraus, die notwendig ist, um Prognosen auf das
gewiinschte Ziel hin vergleichen zu konnen. Es folgt die Wahl der besten Alter-
native, zur Erreichung des besten Ziels. Dieses deskriptive Phasenschema erwies
sich in der Praxis als invalid (Schreyogg & Geiger 2024, S. 445 f.). Sowohl
individuelle als auch organisationale Entscheidungen verlaufen in einer ande-
ren Reihenfolge, wobei sich keine feste alternative Reihenfolge bestimmen lisst,
womit die préskriptive Theorie inhaltlich zum Erliegen kommt (March & Simon
1958; Luhmann 2000; Preisendorfer 2016; Schreyogg & Geiger 2024). Eine
Zeit lang wurde noch davon ausgegangen, dass individuelle Irrationalititen in
Organisationen nicht auftreten, da sie durch formale Regeln und standardisierte
Verfahren in eine objektiv rationale Entscheidung iibersetzt werden (Geser 1990,
S. 401 ff.). Die Realitét sieht jedoch auch in Organisationen anders aus. Im
Aufsatz von Cohen, March und Olsen (1972) ist das ,,garbage can model of orga-
nizational choice* beschrieben. Dort heifit es, dass mehrere Personen sich nicht
gegenseitig rationalisieren, sondern ihre Aufmerksamkeit auf ein Problem gelenkt
wird, welches die Fihrungskraft vorgibt. Dann mischen sich die Vorstellungen
von Problemen und Losungen. Gemeinschaftlich werden diese Komponenten in
einen ,,Miilleimer* geworfen und dann eine Alternative herausgezogen, die kon-
sensfiahig ist (ebd.; Preisendorfer 2016, S. 139 ff.; Simon 2021, S. 114 ff.).
Beteiligte und Ressourcen konnen dabei stindig wechseln, was jedes Mal zu
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einer anderen Priferenzordnung und Alternativwahl fithren kann. ,, Verwirrung ist
hier der zu erwartende Normalzustand“ (Simon 2021, S. 116).

Organisationen sind mit einer Fiille von Problemen konfrontiert, und deren
Losung kann unter der immer bestehenden Ressourcenlimitation zum sogenann-
ten Feuerwehr-Prinzip fiihren (Preisendorfer 2016, S. 145). Gehandelt wird erst,
wenn es bereits brennt, und dann muss vor allem eine schnelle statt einer fak-
turierten Losung her. Diese vereinfachte Entscheidungsheuristik kann selbst bei
zentralen und fiir die Zukunft wichtigen Beschliissen zu unkalkulierbaren und
vollkommen iiberraschenden Ergebnissen fiihren. Verantwortlich dafiir sind unge-
niigende oder falsche Informationen, eine schlechte Vorbereitung und damit ein
schlechter Uberblick zu verschiedenen Umgebungsabhiingigkeiten (ebd., S. 140).
Wiederholt fiihrt heuristisches und situatives Handeln zu einem Bruch mit pra-
skriptiven Entscheidungsiiberlegungen. Diese konnten nur in einem ,luftleeren
Raum* entstehen und miisste den Unsicherheitsfaktor Mensch eliminieren. Gene-
rell gilt: Je komplexer das organisatorische Problem, desto eher kommt das
garbage can model zum Einsatz.

6.8.2 Spieltheorie

Vor diesem Hintergrund entsteht eine Idee wie sich Akteure gegeniiber (neuer)
Problemstellungen verhalten und welche Ressourcen sie einsetzen, um ,,ih-
re” Organisation und damit verbundene Interessen zu erhalten. Ein wichtiges
handlungstheoretisches Modell ist dabei die Spieltheorie von Neumann und
Morgenstern (1944), welche das Verstidndnis von Entscheidungsprozessen in stra-
tegischen Situationen behandelt. Thr grundlegendes Werk ,,Theory of Games and
Economic Behavior* (1944) legte den Grundstein fiir die moderne Spieltheorie.’
Die Theorie konzentriert sich auf das Verstidndnis von Entscheidungsprozessen in
strategischen Situationen, in denen das Ergebnis fiir die jeweils Beteiligten von
den Entscheidungen der anderen Beteiligten abhéngt. Hierin liegt der Unterschied
zum bis hierher skizzierten mikrookonomischen Ansatzes, bei dem individuelle
Entscheidungen zur Nutzenmaximierung Einzelner keinen Einfluss auf die Ent-
scheidungen anderer haben (Morgenstern 1968, S. 145; Etzrodt 2003, S. 69).
Im Mittelpunkt der Theorie steht die strategische Interaktion, nicht die isolierten
Entscheidungen von Individuen, wenngleich der Erwartungsnutzen die wichtigste

° Die Spieltheorie galt als Versuch die Mikroskonomie mit der individuellen Nutzenmaxi-
mierung abzul6sen. In der modernen Literatur wird sie der Theorie des rationalen Handelns
zugeordnet (Etzrodt 2003, S. 69).
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Triebkraft bleibt (Etzrodt 2003, S. 72). Das macht das Entscheidungsfeld kom-
plexer und erweitert es um den Punkt der Reaktion von Interaktionspartner:innen.
Zwei Haupttypen von Spielen werden in ihr behandelt: (1) Kooperative Spiele:
Individuen kénnen Koalitionen bilden und gemeinsam Strategien entwickeln, um
den Gesamtnutzen zu maximieren und diesen dann unter sich aufzuteilen und
(2) Nicht-kooperative Spiele: Individuen agieren unabhéngig und verfolgen indi-
viduelle Strategien, um ihren eigenen Nutzen zu maximieren (Morgenstern 1968,
S. 145 ff.; Braun & Gautschi 2011, S. 147 ff.). Die kooperative Variante setzt sich
mit Verteilungsfragen und die nicht-kooperative Variante mit Interessenkonflik-
ten auseinander. Das Minimax-Prinzip, welches bereits bei Entscheidungen unter
Sicherheit beschrieben wurde, kommt hier nochmals zur Anwendung und zwar im
Zwei-Personen-Nullsummenspiel. Es wird verwendet, um die optimale Strategie
in einem Spiel zu bestimmen, bei dem ein Gewinn eines Spielers einen gleich-
wertigen Verlust eines anderen bedeutet. Spieler wihlen Strategien, die ihren
maximalen Verlust minimieren, den die Gegenseite zufiigen kann (Morgenstern
1968, S. 145 ff.; Gobel 2018, S. 135 ff.; Amann 2019, S. 213 ff.; Obermaier &
Saliger 2020, S. 183 ff.). Bei der nicht-kooperativen Strategie gewinnt und ver-
liert immer einer. Sie ist besonders niitzlich in kompetitiven Umgebungen, in
denen Gegner versuchen einander zu schaden (= Nullsummenspiel). Mit dieser
Zielvorgabe erscheint eine Kooperation nicht sinnvoll. Sie wird nur dann rele-
vant, wenn ein Gleichgewicht zwischen den Parteien hergestellt werden soll. John
Nash erweiterte die Spieltheorie durch die Einfiihrung des Nash-Gleichgewichts
in den 1950er Jahren (Nash 1951). Das Konzept ist ein Eckpfeiler der nicht-
kooperativen Spieltheorie und beschreibt eine Situation, in der jeder Spieler seine
beste Strategie in Bezug auf die Strategien der anderen Spieler wihlt. Ein Nash-
Gleichgewicht tritt auf, wenn keiner der Spieler durch eine einseitige Anderung
seiner Strategie seinen Nutzen verbessern kann (ebd., S. 286; Gobel 2018, S. 137;
Amann 2019, S. 210). Es handelt sich um ein strategisches Gleichgewicht, bei
dem keiner der Spieler einen Anreiz hat, seine Wahl zu dndern, da dies seinen
Nutzen nicht erhthen wiirde.

Die Spieltheorie ldsst sich auf das Handeln in Organisationen iibertragen.
Pridestiniert dafiir ist die Prinzipal-Agent-Theorie, die bereits im Kapitel der
Akteurskonzepte beschrieben wurde (Abschnitt 6.5). Sie untersucht die Bezie-
hung zwischen einem Prinzipal (z. B. Vorgesetzte:r) und einem Agenten (z. B.
Beschiiftigte:r). Nicht-Kooperation bzw. Konflikte entstehen, wenn die Interessen
des Prinzipals und des Agenten nicht iibereinstimmen und asymmetrische Infor-
mationen vorliegen. Oft hat der Agent mehr Informationen als der Prinzipal, was
zwei zentrale Probleme mit sich bringt. Den ,,moral hazard®, bei dem der Agent
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aufgrund mangelnder Uberwachung nicht im besten Interesse des Prinzipals han-
delt, und die ,,adverse selection*, bei welcher der Prinzipal Schwierigkeiten hat,
die Qualitit oder den Typ des Agenten vor Vertragsabschluss zu beurteilen (Jen-
sen & Meckling 1976, S. 305; Braun & Gautschi 2011, S. 151; Preisendorfer
2016, S. 199). Die Losung bieten umfassende Vertrige, die Anreize setzen sollen,
um die Handlungen des Agenten an die Interessen des Prinzipals anzugleichen.
Das kann eine leistungsabhidngige Vergiitung oder eine andere nicht-monetire
Sonderkondition sein. Die Zwei-Personen-Spielsituation kann in der organisa-
tionalen Praxis so aussehen, dass ein:e Mitarbeiter:in aus familidren Griinden
eine berufliche Auszeit nehmen muss oder mochte. Das Unternehmen ist gerade
unterbesetzt und benotigt jede Person in der Produktion, um Lieferzeiten einhal-
ten zu konnen. Das Unternehmen priferiert daher, dass der bzw. die Beschiftigte
keine Auszeit nimmt. Der bzw. die Beschiftigte priferiert jedoch die Auszeit.
Das gemeinsame Interesse liegt darin, dass weder die betroffene Person gekiin-
digt werden mochte, da sie ihr Einkommen fiir den Lebensunterhalt benotigt,
noch mochte das Unternehmen, dass die betroffene Person kiindigt, da sie fiir die
Produktion bendtigt wird und die erfolgreiche Rekrutierung einer neuen Fachkraft
mit den gleichen Qualifikationen ungewiss ist. Es besteht also ein Interesse einer
gemeinsamen Kooperation, da andernfalls beide Parteien verlieren.

Die Kooperation kann verschiedenartig sein. Es konnte ein Los gezogen oder
eine Miinze geworfen werden, wobei dann eine Partei einen Nachteil hitte, da ihr
Interesse unberiicksichtigt bleibt. Der Zufallsentscheid ist hier keine Option und
stellt kein Nutzengleichgewicht her. Es braucht in solchen Situationen eine kol-
lektiv rationale Losung aus dem Dilemma, da beide Parteien etwas zu gewinnen
haben, wenn sie sich einigen. Der Kompromiss kann wie beschrieben verschie-
den ausfallen. Es ist denkbar, dass das Unternehmen dem Beschiftigten z. B.
eine Sonderzahlung anbietet, wenn er die Auszeit nicht in Anspruch nimmt,
oder man einigt sich auf einen nur teilweisen oder verkiirzten Ausstieg. Eine
tibergeordnete Regulierung oder eine gesetzliche Auflage von auflen ist ebenfalls
denkbar. Auch hier geht es um die Entwicklung von Mechanismen zur Losung
von Anreizproblemen (Jensen & Meckling 1976, 305 ff.; Gobel 2018, S. 146 ff.).
Vertrige, die zu kooperativem Verhalten zwingen, wie es bei Teilzeitregelun-
gen bereits der Fall ist, sind so eine Variante. Das ist nicht unproblematisch.
Normative Regeln weisen auch immer Liicken auf, sind mitunter schwammig
formuliert und somit auslegbar. Zudem kalkulieren sie Gesetzesverstofle mit ein,
indem sie Strafzahlungen verankern, und nicht zuletzt tragen sie zu einem Auf-
bau der Biirokratie bei. Weiterhin bleibt zu hinterfragen, ob Kontrollinstanzen in
jedem Fall korruptionsfrei sind oder sich von den Unternehmen fiir ihre eigene
Nutzenmaximierung bestechen lassen (Gobel 2018, S. 154). Das Menschenbild
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und die Individualmoral gelten hier als Einflussvariablen, die sich gesetzlich kaum
regulieren lassen.

Eine andere Kooperationsform findet sich in der 7it-for-Tat-Strategie, die sich
unter der Grundregel ,,wie du mir, so ich dir* zusammenfassen ldsst (Axelrod
2009, 2016; Bolton & Ockenfels 2000). Es ist eine kooperative Strategie, die
auf dem Prinzip iterativer Spiele und Reziprozitit basiert. Das bedeutet, dass auf
kooperatives Verhalten kooperativ und auf unkooperatives Verhalten unkooperativ
reagiert wird. Die Strategie funktioniert besonders gut in Umgebungen, in denen
wiederholte Interaktionen und langfristige Beziehungen von Bedeutung sind, da
sie Kooperation fordert und Konflikte effektiv managt. In Organisationen sorgt
die Tit-for-Tat-Strategie dafiir, dass sowohl Vorgesetzte als auch Beschiftigte
Anreize haben, sich kooperativ zu verhalten, da unkooperatives Verhalten sofort
sanktioniert wird, wahrend kooperatives Verhalten belohnt wird (ebd.). Der Rezi-
prozititsgedanke bringt eine Selbstverpflichtung und Individualmoral sowohl fiir
Unternehmen als auch fiir Beschiftigte mit sich. Ein gegenseitiges Defektieren
miindet in der Beendigung der Kooperation und damit in der Gewinnminimie-
rung auf beiden Seiten. Die Uberlegungen reichen in die Unternehmensethik
hinein, die Appelle gegen eine kollektive Selbstschiddigung und stattdessen eine
kollektive Selbstbindung postuliert. Diese entsteht, wenn sich ein Unternehmen
zur Einhaltung bestimmter Standards selbst verpflichtet (Gobel 2018, S. 155).
Nicht die Partei, die ihren Willen bekommt, wie im Nullsummenspiel, ist am
besten dran, sondern, die die verantwortungsbewussteste Entscheidung trifft und
im Sinne der Tit-for-Tat-Strategie einen guten Tausch zu bieten hat. Das allge-
meine Rahmenwerk zur Erkldrung kooperativen und adaptierten Verhaltens liefert
die Tauschtheorie von Georg Homans (1964). Im Menschenbild geht sie von
einem modernen Homo Oeconomicus aus, der sich zwar rational fiir die bessere
Alternative entscheidet, diese muss aber nicht nutzenmaximierend geprégt sein
(Homans & Caspar 1961, S. 80 ff.; Etzrodt 2003, S. 122 ff.). Ein finanzieller Ver-
lust kann durch eine emotionale Belohnung ausgeglichen werden. Das schwécht
die Rationalitit und folglich wird eine bessere Alternative akzeptiert und nicht
die beste aller moglichen Alternativen (ebd.). Die Theorie basiert auf einer ver-
haltensokonomischen Perspektive, die menschliches Verhalten als rational und
kostenbewusst versteht, mit dem Ziel, Belohnungen zu maximieren und Kosten
zu minimieren. Soziale Interaktionen werden als Austauschprozesse betrachtet,
die prinzipiell von Egoismus geprigt sind. Lediglich die Nutzendefinition ist nicht
immer rein monetér, sondern basiert auf der Erwartung einer Gegenleistung (Etz-
rodt 2003, S. 126). Die Erwartung von Leistung und Gegenleistung (Reziprozitit)
ist ein gemeinsames Merkmal der Tit-for-Tat-Strategie und der Tauschtheorie. Bei
ersterer wird auf Kooperation mit Kooperation und auf Verrat mit Verrat reagiert.
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Bei letzterer bedeutet Reziprozitit, dass positive Handlungen (Belohnungen) mit
positiven und negative (Kosten) mit negativen Handlungen beantwortet werden.
Beide Ansitze zielen auf stabile und nachhaltige Interaktionen ab. Im Kontext
der Entscheidungsfindung in Unternehmen liefert eine integrative Betrachtung
der Tauschtheorie von George Homans und der Tit-for-Tat-Strategie von Robert
Axelrod wertvolle Einsichten in die Mechanismen menschlichen Verhaltens und
Entscheidens.

6.8.3 Integration der Open-System-View und des
Neo-Institutionalismus

Die moderne Systemtheorie von Luhmann (2018) beschreibt Organisationen
als prozessuale Gebilde, die weit mit ihrer Umwelt verzweigt sind und somit
einen hohen Grad der Komplexitit aufweisen. Preisendorfer (Preisendorfer 2016,
S. 150) schlief3t sich hier an und betont, dass Organisationen keine Robinson-
Inseln sind. Sie werden von ihrer Umwelt mehr beeinflusst, als sie die Umwelt
beeinflussen (Grolkonzerne ausgeschlossen). Dabei ist die Umwelt als ambivalent
zu betrachten. Auf der einen Seite stellt sie Ressourcen und Entwicklungs-
potenziale bereit und auf der anderen Seite ist sie durch Risiken, Egoismus,
Konkurrenz, Transaktionskosten, Steuern usw. gepridgt (ebd.). Innerhalb der
Spieltheorie befand sich die Andeutung, dass Konfliktsituationen zwischen nicht-
kooperierenden Akteuren mit Gesetzen zu l6sen sind. Dieser Idee geht die
normative Entscheidungstheorie voraus, die von rationalen, zielorientierten und
gut informierten Individuen in Organisationen ausgeht. In der Realitit jedoch fin-
den sich bequeme Individuen, die problemscheu, unsicher und beeinflussbar sind.
An dieser Grenze zur rationalen Entscheidungsfiahigkeit plausibilisiert sich, dass
Organisationen und die in ihnen agierenden Individuen meist nur das wahrneh-
men, was bereits in der Struktur ihres Systems angelegt ist (Stichwort Heuristik).
Das heifit, dass sie selbst auf alarmierende Markt- und Umweltentwicklungen
nicht reagieren, wenn es fiir sie nicht relevant erscheint. Hier gilt der Aus-
spruch nach Luhmann: ,,Grenzerhaltung ist Systemerhaltung* (Luhmann 1984,
S. 35). Entscheidungsprozesse finden oftmals nur in den Kopfen statt und dies
mit unterschiedlichen Einfliissen von Informationen, Realititen, Erfahrungen und
Haltungen. Das kann zu einer selektiven Betrachtung von Einzelaspekten fiihren
und zu einer eigenen Zielbindung. Nutt & Wilson (2010) folgern, dass auf eine
konkrete Spezifizierung des Problems verzichtet wird und sich stattdessen Losun-
gen entlang der Problemsituation bilden. Diese ,Regallosungen sind oftmals
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von anderen iibernommen und beriicksichtigen verschiedene Risiken, Komple-
xitdten und Beteiligte nur am Rande. Eine weitere Komponente ist, dass sich
die Legitimitdt von Routineverhalten aus der Annahme speist, dass es rational
betrachtet effektiv ist (Meyer & Rowan 1977, S. 347). Es ist aber gleichfalls
nicht von der Hand zu weisen, dass: ,, Categorical rules conflict with the logic
of efficiency. Organisation often face the dilemma that activities celebrating insti-
tutionalized rules, although they count as virtuous ceremonial expenditures, are
pure costs from the point of view of efficiency* (ebd., S. 355). Diese Heuristiken
ermoglichen es Mitgliedern einer Organisation, schnell und effizient auf wieder-
kehrende Probleme oder Situationen zu reagieren, indem sie auf bewéhrte Muster
und Verfahren zuriickgreifen. Obwohl sie die Entscheidungsfindung vereinfachen
und konsistente Ergebnisse fordern, konnen sie auch die Flexibilitdt und Anpas-
sungsfihigkeit der Organisation einschrinken, wenn neue oder unvorhergesehene
Herausforderungen auftreten (March & Simon 1958; Jensen & Meckling 1976).

Entscheidungsprobleme sind selten eindimensional und doch werden einfache
Standards fiir deren Losung angewandt. Das zeigt das besondere Abhingig-
keitsverhiltnis von Organisation und Umwelt, da vor allem letztere Ressourcen,
Informationen und Energie bereitstellt (Input). Die erhaltenen Ressourcen werden
in der Organisation von Individuen verarbeitet, was u. a. die Entscheidungsfin-
dung beinhaltet (Throughput). Nach der Verarbeitung der Ressourcen gibt die
Organisation diese wieder an die Umwelt ab und erwartet bzw. erhilt eine Riick-
meldung (Output). Es entsteht eine Feedbackschleife, die fiir die Anpassung von
Organisation und Umwelt verantwortlich ist (Weick 1976, 2002; Scott 1981).
Diese Abfolge stellt den theoretischen Rahmen der Systemtheorie dar.

Eine schier unlosbare Herausforderung ist der FEinklang zwischen der
Organisation-Umwelt-Passung und Individuum-Organisation-Passung. Es kon-
kurrieren unterschiedliche Ziele zwischen Organisationen und privaten Zielen
von Menschen in den Organisationen (March 2010; Gobel 2018, S. 185). Die
Interessensaushandlungen finden immer unter Risiken statt, weil nicht nur eine
begrenzte Rationalitit zugrunde liegt, sondern auch keine verlédssliche Einschét-
zung iiber ein moglicherweise opportunistisches Verhalten (Jensen & Meckling
1976). Neo-institutionalistische Theorien erweitern das Verstindnis menschli-
chen Verhaltens, indem sie die Bedeutung formaler und informeller Regeln,
Normen und kultureller kognitiver Rahmenbedingungen betonen, die soziale
Interaktionen und Entscheidungsprozesse strukturieren. Durch die Betrachtung,
wie Organisationen nicht nur durch okonomische Rationalitit, sondern auch
durch institutionelle Einfliisse wie Legitimitit, soziale Akzeptanz und kulturelle
Erwartungen geformt werden, bietet der Neo-Institutionalismus eine umfassende
Perspektive auf die Wechselwirkungen zwischen individuellen Handlungen und
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institutionellen Strukturen. Diese Perspektive erginzt und erweitert zusitzlich
die Erkenntnisse der Tauschtheorie, der Tit-for-Tat-Strategie und der begrenzten
Rationalitit, indem sie das Zusammenspiel von Mikro- und Makroebene in der
Analyse von Organisationsverhalten und institutioneller Dynamik betont.

Fiir institutionalistische Vertreter:innen besteht die Umwelt aus kulturellen
und institutionellen Gegebenheiten. Zudem vertreten sie die Sichtweise, dass
gesellschaftliche Neuerungen in eine moderne Organisation Einzug halten miis-
sen, ganz gleich, welche Auswirkungen sie auf die Arbeitsergebnisse haben.
Diese Haltung basiert auf der Meinung wichtiger Anspruchsgruppen, welche
Erwartungen iiber die Zeit normiert haben. Hierzu zdhlen als Beispiele, dass
die moderne Organisation Computer benutzt und keine Zettelkédsten mehr, oder
dass sie ein Qualititsmanagementsystem ebenso implementiert wie eine Frauen-
quote. In einigen der genannten Bereiche besteht kaum noch Wahlfreiheit und die
Einfiihrung verschiedener Institutionen ist mit einer gesetzlichen Pflicht verbun-
den. Institutionalisierung bezeichnet all die geschriebenen und ungeschriebenen
Gesetze, die sich aus der Anpassung an Erwartungen aus der Umwelt erge-
ben (Schreyogg & Geiger 2024, S. 457 f.). Ein klassisches Beispiel aus dem
Neo-Institutionalismus, das vor allem auf kleine und mittelstindische Unterneh-
men zutrifft, ist der Prozess der mimetischen Isomorphie (Powell & DiMaggio
1991; Scharpf 2006; Hasse & Kriicken 2015). Organisationssoziologisch betrach-
tet, beschreibt die mimetische Isomorphie die Tendenz von Organisationen,
Praktiken und Strukturen von anderen Organisationen zu iibernehmen, insbeson-
dere in unsicheren Umwelten, um Legitimitdt zu erlangen und Unsicherheiten
zu reduzieren (Preisendorfer 2016, S. 168). Ein praktisches Beispiel konnte
die Einfiilhrung von Qualititsmanagementsystemen wie ISO 9001 in KMUs
sein. Viele kleine und mittelstindische Unternehmen finden sich in zuneh-
mend komplexen und wettbewerbsintensiven Méarkten wider. Um Unsicherheiten
beziiglich der Marktanforderungen zu reduzieren und ihre Legitimitit gegeniiber
Kund:innen und Geschéftspartner:innen zu stirken, iibernehmen sie Qualitits-
managementsysteme, die bereits von grofleren und erfolgreicheren Unternehmen
implementiert wurden. Das geschieht nicht unbedingt aufgrund einer nachgewie-
senen Effektivitit dieser Praktiken, sondern eher aus dem Wunsch heraus, sich
an gesellschaftliche Erwartungen anzupassen. Auch normative Einfliisse spielen
eine Rolle. Industrie- und Berufsverbinde empfehlen oft die Einfiihrung sol-
cher Standards, was zusitzlichen Druck auf KMU ausiibt, diesen Praktiken zu
folgen, um als modern und professionell zu gelten. Familienfreundliche MaB3-
nahmen konnen hier ebenfalls als Beispiel herangezogen werden. Durch die
Ubernahme bewihrter familienfreundlicher MaBnahmen versuchen Unternehmen,
ihre Attraktivitdt fiir Arbeitnehmer:innen zu steigern und ihre Legitimitit auf
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dem Arbeitsmarkt zu erhohen. In Reaktion auf eigene Unsicherheiten und Hand-
lungsweisen neigen Unternehmen dazu, die Strukturen und Praktiken von als
erfolgreich geltenden Unternehmen nachzuahmen. Das konnen flexible Arbeits-
zeiten, Homeoffice-Optionen oder externe Kooperationen (z. B. mit Kitas oder
ambulanten Diensten) sein. Bei dem Thema kommen als normative Einfluss-
grofe die von der Gesellschaft, der Belegschaft und der Politik herangetragenen
Erwartungen an die Unternehmen zur Anwendung. Ihnen wird eine multifunktio-
nale und synergetische Aufgabe iibertragen, was sich besonders im Bereich der
sozialen, umweltbezogenen und 6kologischen Nachhaltigkeit zeigt. Unternehmen
werden beispielsweise in die Verantwortung genommen, sich fiir das Tierwohl,
bewussten Konsum, Ressourcenschonung, Diversity, Work-Life-Balance, Jobsi-
cherheit und faire Lohne einzusetzen (Statista 2021a), wenngleich es ihrem
Effizienzgedanken zuwider lduft. Zur Herstellung von Isomorphie braucht es
entweder Zwang (erlassene Gesetze), Imitation (Nachahmung von Trendsetter-
Organisationen) oder Druck (Anpassung an Umfelderwartungen). Unternehmen
erwerben dadurch Legitimation und Anerkennung, wenn die Strukturanpassung
an die normativen Erwartungen tatsdchlich stattfindet (Meyer & Rowan 1977;
Powell & DiMaggio 1991; Hasse & Kriicken 2015). Bleibt es hingegen bei Lip-
penbekenntnissen, um eine interne und externe Legitimation zu erlangen, wird
das auf Dauer zu Schwierigkeiten fiihren, genau diese zu erhalten. Unterneh-
men verlieren ihr Vertrauen bei Kund:innen, Lieferanten, Investoren und anderen
Stakholdern. Sie werden Schwierigkeiten bei der Bindung und Rekrutierung von
Beschiftigten haben und dadurch Wettbewerbsnachteile erleiden. Das kann zu
erhohten Transaktionskosten fiihren, weil Stakeholder zu iiberzeugen sind, dass
die abweichenden Praktiken dennoch von Vorteil sind. Neben dem Image- und
Reputationsverlust drohen auch rechtliche Konsequenzen, wenn das Unternehmen
gegen regulatorische Standards verstoft.

Das zeigt, dass nach dem neo-institutionalistischen Ansatz die Effizienzer-
wartung nicht das ausschlaggebende Kriterium sein sollte, nach denen sich eine
Organisation richtet. Denn das Erhohen normativer Institute durch das Aufneh-
men beliebter Praktiken und Prozeduren in die formale Struktur, bringt den
Unternehmen mehr Berechtigung ein (Meyer & Rowan 1977, S. 340 f.; Kie-
ser & Walgenbach 2010, S. 43 ff.). Dabei spielt die Effizienzminderung dann
eine untergeordnete Rolle, wenn im Umkehrschluss die Entscheidung von der
Umwelt honoriert wird (Meyer & Rowan 1977, S. 343 ff.; Schreyogg & Geiger
2024, S. 457 ff.). Zum einen wird damit die Rationalitdtsfiktion bestitigt und
zum anderen die Einflussmacht von Akteuren in Form von Anspruchsgruppen
auBlerhalb der Organisation, von denen hiufig ein Ressourcenzugang abhingig ist
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(ebd.). Die Herausforderungen einer Adaption von vorgegebenen Zielen und Wer-
ten liegen auf der Hand: Sie konnen zu einem Konflikt zwischen Anforderungen
der duBleren Umwelt und Effizienzerfordernissen der inneren Umwelt fiihren, und
sie konnen generell widerspriichlich oder unvereinbar mit den Organisationsprin-
zipien sein. Meyer und Rowan (1977) veranschaulichen in einer einfachen Grafik
(Abb. 6.6) den Einfluss normativer Maxime auf Unternehmen und wie diese zu
ihrem Fortbestehen beitragen.

Entwicklung rationalisierter Organisatorische Konformitat
institutioneller Mythen mit institutionellen Mythen
Organisationale Effizienz — > Legitimitit und Ressourcen — Uberleben

Abb.6.6 Uberleben der Organisation. (Eigene Darstellung in Anlehnung an Meyer &
Rowan 1977, S. 353)

Es soll jetzt aber nicht der Anschein entstehen, dass Organisationen ihren
Umwelten hilflos ausgeliefert sind und alles adaptieren miissen, was der gesell-
schaftliche Trend hervorbringt. Sie tun dies nur unter Legitimationsdruck und
unter bestimmten Pramissen. Der Rationalitdtsmythos kann ebenso andersherum
wirken, also von der Organisation auf die Gesellschaft. Dazu bedient sich die
Organisation eines ,,Kunstgriffes* (Kieser & Walgenbach 2010, S. 45), den Meyer
und Rowan (1977, S. 356) als ,,decoupling and the logic of confidence* interpretie-
ren. Sie verstehen darunter, dass die strukturell zu adaptierenden Elemente vom
Organisationsgeschehen ferngehalten werden und gehen davon aus, dass “/...]
the formal structures of many organizations in postindustrial society dramatically
reflect the myths of their institutional environments instead of the demands of their
work activities. [...] But conformity to institutionalized rules often conflicts shar-
ply with efficiency criteria and, conversely, to coordinate and control activity in
order to promote efficiency undermines an organization’s ceremonial conformity
and sacrifices its support and legitimacy” (ebd., S. 340 f.).

Die Annahme geht auf die Definition von formalen Strukturen zuriick. Die
eine Seite argumentiert, dass formale Strukturen das Regelwerk einer Organi-
sation sind, wihrend die andere Seite dazu tendiert, dass neben der formalen
noch eine informale Struktur existiert (Gutenberg 1983; Kriiger 1994; Weick
2002; Luhmann 2012). Lange Zeit war die formale Organisation im Verstindnis
von Organisationsfithrung vorherrschend. Sie bezog sich auf personenunabhéngig
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dokumentierte Routinen, Regeln sowie Verfahrensweisen und stellte das ,,Offizi-
elle* eines Unternehmens dar oder in den Worten von Meyer & Rowan (1977,
S. 343) gesprochen: “Such elements of formal structure are manifestations of
powerful institutional rules which function as highly rationalized myths that are bin-
ding on particular organizations.” Die Ubernahme rationalisierter institutioneller
Strukturen ist keine Kann-Entscheidung mehr, sondern ist zu einem Kriterium
zur Vermeidung von Illegitimitdt geworden (ebd., S. 345) und schiitzt die Hand-
lungsweisen einer Organisation aulerdem davor infrage gestellt zu werden (ebd.,
S. 349). Fiir das Uberleben einer Organisation ist die isomorphe Anpassung
an ihre Umwelt eine entscheidende Strategie. Demnach scheitert eine Organi-
sation dann, wenn das Management nicht dazu fahig ist, im Einklang mit den
Institutionen der Umwelt zu handeln.

6.9 Fazit: Organisationsdynamik und die Kunst der
Entscheidungsfindung

Dieses Kapitel hat den theoretischen Rahmen der Arbeit durch eine umfas-
sende Analyse organisationssoziologischer Ansitze geschaffen. Es wurde gezeigt,
dass Organisationen als soziale Systeme in stidndiger Interaktion mit ihrer
sozialen, okonomischen und politischen Umwelt stehen. Die Dynamiken die-
ser Interaktionen werden durch Konzepte wie Umweltanpassung und strukturelle
Koppelung (Luhmann) erklért, die verdeutlichen, wie Organisationen externe
Anforderungen verarbeiten und ihre Handlungsfihigkeit sichern. Diese systemi-
schen Prozesse zeigen, dass Organisationen ihre Anpassungsfihigkeit stets im
Spannungsfeld zwischen Effizienzstreben und sozialer Verantwortung aushandeln.
Entscheidungen in Organisationen wurden als zentraler Untersuchungsgegenstand
betrachtet. Klassische Modelle, wie der Homo Oeconomicus, bieten zwar ideali-
sierte theoretische Grundlagen, stofen in der Praxis jedoch an Grenzen. Hybride
Rationalitdtsansitze zeigen, dass Entscheidungen hiufig von Unsicherheiten, Ziel-
konflikten, Ressourcenkonkurrenzen sowie Erfahrungen und Emotionen gepragt
sind. Dies verdeutlicht, dass Entscheidungen selten unter perfekten Bedingungen
getroffen werden konnen. In der Theorie werden Entscheidungen als 6kono-
mische Konsequenzen von Handlungen betrachtet, die auf der Annahme der
Nutzenmaximierung basieren (Etzrodt 2003, S. 29). Die Mikrookonomik erklért
Entscheidungen durch die Grenznutzentheorie, die den Menschen als rationalen
Akteur darstellt, der seinen Nutzen optimiert. Dieses Modell des Homo Oeco-
nomicus beriicksichtigt weder Emotionen noch moralisches Verhalten und geht
von zeitkonstanten Priferenzen aus (Lindenberg 1990; Frey & Meier 2004). Das
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héingt mit einer restriktionszentrierten Heuristik zusammen. Anderungen im Ver-
halten lassen sich auf Anderungen in den Restriktionen zuriickfiihren, demnach
dndert sich das Verhalten nur, wenn sich die Randbedingungen und Umweltbe-
dingungen dndern (Lindenberg 1990; Etzrodt 2003; Frey & Meier 2004; Opp
2016). Wihrend diese Annahmen theoretisch kohdrent sind, greifen sie in der
Realitdt zu kurz, da komplexe Entscheidungsprozesse oft von nicht-messbaren
Faktoren wie Emotionen und sozialen Normen beeinflusst werden. Das sehr
restriktive Modell der Mikrookonomie wird in der modernen Okonomischen
Rational-Choice-Theorie um altruistische Priferenzen und die Beriicksichtigung
von Normen erweitert. Demnach muss der optimale Egoist mit negativen Sanktio-
nen rechnen, wenn er sich normabweichend verhilt. Das kann in der Konsequenz
schwerer wiegen, als der hohere personliche Nutzen (Coleman 1979, 1986; Zintl
1989; Becker 1996). Das Schwierige an der Modifikation der ©konomischen
Theorie durch subjektive Faktoren ist die dadurch entstehende Undefinierbar-
keit des Grundes fiir Verhaltensinderungen. Sie sind nicht mehr unmittelbar
an verdnderte Randbedingungen gekoppelt, sondern zusitzlich an Erfahrungen,
Emotionen, Solidaritit usw. Diese subjektiven Préferenzen lassen sich kaum
beobachten oder messen. Daraus ergibt sich in der Realitidt eine Komplexitits-
zunahme. Mit ihr schwindet die Moglichkeit, konkrete Voraussetzungen fiir eine
Entscheidung anhand fester (rationaler) Priferenzen zu bestimmen, da (subjek-
tiv) alles moglich sein kann. Es entsteht eine Tautologie, die der empirischen
Okonomie zuwiderliuft (Lindenberg 1990; Etzrodt 2003; Opp 2016).

Das Dilemma der theoretischen Ansitze zum Entscheidungsverhalten liegt
im Spannungsfeld zwischen Realitdtsndhe und Prognosefihigkeit (Etzrodt 2003,
S. 37). Die empirische Sozialwissenschaft versucht, diese Liicke zu schlief3en,
indem sie Mikrodaten erhebt, die standardisierte Makrodaten ergidnzen. In
der Entscheidungstheorie kommen sowohl priskriptive (,,Wie Entscheidungen
getroffen werden sollen®) als auch deskriptive Verfahren (,,Wie Entscheidungen
tatsdchlich getroffen werden*) zum Einsatz. Beide Ansitze unterscheiden sich in
ihrer Betrachtung von Restriktionen: Wéhrend traditionelle 6konomische Modelle
Entscheidungen auf finanzielle Beschrinkungen wie Budget oder Einkommen
reduzieren, betont die moderne Okonomie Ressourcen als Handlungsbefihigun-
gen. Okonomisch betrachtet sind die Beschriinkungen rein finanzieller Natur und
darauf ausgerichtet, das Kapital zu vermehren. Ressourcen hingegen unterschei-
den differenzierter zwischen internen und externen Faktoren. Letztere beinhalten
ebenfalls finanzielle Mittel, betrachten aber zusitzlich noch das individuelle und
kollektive Sozialkapital (Coleman 1990, S. 302 ff.; Etzrodt 2003, S. 43). Wih-
rend kollektives Sozialkapital institutionelle Regeln umfasst, basiert individuelles
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Sozialkapital auf informellen Kenntnissen (ebd.). Zusitzlich spielen interne, sub-
jektive Faktoren wie Moralvorstellungen, Kognitionen und Sozialisationsprozesse
eine Rolle. Diese Aspekte erschweren die Anwendung klassischer Modelle, da
sie die Komplexitit und Unvorhersehbarkeit menschlichen Verhaltens erhShen.
Die Begrenztheit menschlicher kognitiver Fihigkeiten ist allgemein anerkannt.
Anders als ein Computer konnen Menschen keine vollstindige und fehlerfreie
Berechnung des maximalen Nutzens vornehmen, da ihnen die dafiir erforderliche
Informationsverarbeitungskapazitit fehlt. Stattdessen verfiigen Menschen iiber
Erfahrungen, Intuitionen und ein Gedéchtnis. Das ermoglicht eine assoziative
Losung von Problemen. Die Losungen sind dann zwar nicht approximativ opti-
mal, dafiir aber befriedigend (satisficing). Perfekte Rationalitit bleibt in der Praxis
unerreichbar, da der Aufwand fiir die Informationssammlung und -verarbeitung
uniiberschaubar wire. Ohne Entscheidungen wiirde eine Organisation jedoch sta-
gnieren. Unter diesem Umstand wiirde sie sich auflosen und bestiinde nicht weiter
fort, da sie summa summarum aus Entscheidungen besteht (Luhmann 1984, 2018,
2000; Horster 2013).

Durch die Anfechtbarkeit und das Ausloten von Alternativoptionen konnten
viele Entscheidungen bloBe Versuche bleiben, ohne zu Pramissen fiir nachfol-
gende Handlungen zu werden. Das skizziert den Anfang eines organisationalen
Stillstands. In Organisationen braucht es also eine Entparadoxierung von Ent-
scheidungen (Becker & Seidl 2014), um eine erfolgreiche prozessuale Einheit
zu schaffen, in der eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass Entscheidungen
als Priamissen fiir weitere Handlungen (und Entscheidungen) akzeptiert werden.
Organisation und Entscheidungen getrennt voneinander zu betrachten, ist nicht
moglich (Ahrne et al. 2016, S. 95). Entscheidungen erzeugen eine Handlung oder
das Unterlassen einer Handlung. Eine unterlassene Handlung kann aus einer fiir
die Organisation sinnlos bewerteten Regel entstehen, die daher von ihr blockiert
und somit nicht umgesetzt wird. Die Rede ist hier von einer Ablehnung einer Ent-
scheidung (MacGuire 1972; Simon 1989; Nutt & Wilson 2010). Die Ablehnung
muss nicht vollstandig sein. Einzelne Elemente einer Entscheidung kénnen iiber-
nommen und in eine neue, kollektiv akzeptierte Losung integriert werden. Viele
Entscheidungen basieren auf institutionalisierter sozialer Ordnung, die durch Rou-
tinen und Nachahmung reproduziert wird, da sie so ist, wie sie ist, weil sie so ist.
Die Akzeptanz von Entscheidungen hingt hidufig von einer Gewohnheitsheuristik
ab, die bestehende Praktiken bestitigt und stabilisiert (Ahrne et al. 2016).

Real lassen sich organisatorische Probleme nicht standardisieren und eine
Losung ldsst sich nicht von der Stange kaufen. Sie muss stattdessen entwickelt
und konstruiert werden. Somit gibt es auch kein einheitliches Verlaufsschema und
keine rein praskriptive Entscheidungstheorie (Schreyogg & Geiger 2024, S. 447).
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Zudem konnen Umweltzustinde vom Entscheidungssubjekt nicht beeinflusst wer-
den, was den Unsicherheitsgrad des Ergebnisses einer gewihlten Alternative
erhoht (Obermaier & Saliger 2020, S. 15 ff.). Es entstehen Rationalitétsdefizite
(Simon 1957). Demnach ist das Individuum kognitiv in seiner Problemerfassungs-
und Verarbeitungskapazitit begrenzt (Preisendorfer 2016, S. 140-141; Ober-
maier & Saliger 2020, S. 17, 68). Anhand dieser Restriktionen wurde der Homo
Oeconomicus als rational handelnder Akteur bereits fiir ausgestorben erklrt.
Solche idealen Modelle scheitern in der Praxis, da weder vollstindige Informatio-
nen noch klar definierte Priferenzen und Motivlagen existieren. Entscheidungen
stehen vielmehr an einer Schwelle zwischen Rationalitit, Umweltbedingungen
und subjektiven Alternativen (Amann 2019, S. 4 ff.). Der kollektive Charak-
ter von Entscheidungen in Organisationen bringt zusitzliche Herausforderungen
mit sich. Nicht nur die kognitiven Beschrinkungen einzelner Akteure, sondern
auch die unterschiedlichen inneren Modelle und Priferenzen mehrerer Beteiligter
beeinflussen die Entscheidungsfindung. Die Chancen auf Konsens sowie die Qua-
litat der kollektiven Entscheidungen haben direkten Einfluss auf den generierten
Umweltzustand oder die Beibehaltung des Status quo.

Entscheidungen basieren héufig auf Wahrscheinlichkeitsinformationen, um die
beste Alternative zu wihlen. Solche Entscheidungen erfordern Risikokompe-
tenz, die auf der Fahigkeit beruht, Wahrscheinlichkeiten korrekt einzuschitzen.
Erwartungswert und Nutzen dienen als Orientierung und zeigen die Verbindung
zur Rational-Choice-Theorie. In der Praxis wird jedoch oft reaktiv gehandelt:
Risiken werden erst erkannt, wenn sie bereits eingetreten sind oder als hoch
wahrscheinlich gelten (Weick 1976; Japp 1996; Kahneman 2012). Préventi-
onshandlungen treten also mehr reaktiv als pridventiv auf und stellen rationale
Abwigungen hinter beobachtungs- und situationsspezifische Erfahrungen zuriick.
Dieses erfahrungsbasierte Verhalten bestitigt, dass sich Individuen nicht von sto-
chastischen Modellen der Wahrscheinlichkeitsrechnung beeindrucken lassen, um
Risiken zu minimieren. Sie tun genau das nicht, sondern zeigen stattdessen ein
risikodominantes Verhalten, indem sie Wahrscheinlichkeiten nicht absichern und
kein Risikomanagement vorhalten (Voss 2022, S. 19). Was als ,,Vogel-Strauf3-
Methode* erscheint, ist das Gegenteil von Umweltaufmerksamkeit und zeigt
sich in der Handlungspraxis in einer Wahrnehmungsverzerrung, bedingt durch
begrenzte Kognition und Information (Kahneman & Tversky 1973, 1979; Simon
1997). Das Risiko steht also nicht fiir sich allein, sondern ist ein ,,.Beziehungs-
begriff“ (Voss 2022, S. 19). Zudem sind Risiken nicht statisch und miissen
fortlaufend neu bewertet werden. Dabei lassen sich Risikodialoge genauso wenig
vereinheitlichen wie Risikotypen. Unterschiedliche Kontexte fiihren hier zu vari-
ierenden Risikoeinschidtzungen. Trotz der Abstriche vom rationalisierten Ideal
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ermoglicht die Flexibilitdt von Risikoeinschitzungen Ad-hoc-Entscheidungen, die
einem organisationalen Stillstand entgegenwirken. Ursédchlich dafiir ist die inha-
rente Komplexitit und Wandelbarkeit der sozialen Realitit. Wie Krelle (1957,
S. 632) treffend formuliert: ,,Die Unsicherheit [...] ist sozusagen ein konstituti-
ves Element der ganzen Wirtschaft (wie iiberhaupt des Lebens) und kann gar nicht
eliminiert werden.

Es lédsst sich konstatieren, dass Entscheidungen immer risikobehaftet sind,
da sie zum einen zeit- und kontextspezifischen Konstruktionsregeln unterliegen
(Voss 2022, S. 22) und zum anderen von Individuen mit begrenzter Rationalitit
getroffen werden. Risiken werden dabei weniger systematisch bewertet, sondern
entlang von Ergebnissen und Erfahrungen abgewogen. Daraufhin bestimmen sie
ihre Handlungsfolge. Ein Risikomanagement entwickelt sich nicht entlang von
Wahrscheinlichkeitshypothesen, sondern entlang von Ergebnissen. Dadurch wird
deutlich, dass es vor allem weiche Faktoren sind, die einen Entscheidungsprozess
begleiten. Wie sich Akteure entscheiden, hidngt mafgeblich von den gelernten All-
tagsroutinen ab, die einen ,,Normalfall des Alltagshandelns* beschreiben (Esser
2001, S. 222 ff.). Statt rationalem Nachdenken dominieren Erfahrungen und
kollektive Mehrheitsmeinungen, wodurch ein Mindestmall an Intersubjektivitit
gewihrleistet wird. Letztlich zeigt sich, dass Entscheidungen nicht allein auf Zah-
len und Fakten basieren. Es ist die menschliche Komponente, die das Handeln
formt und Farbe in die ansonsten graue Welt der Rationalitét bringt. Hinter jeder
Entscheidung stehen Individuen, die von Emotionen und sozialen Dynamiken
beeinflusst sind.

Die vorgestellten theoretischen Grundlagen verdeutlichen, dass Organisatio-
nen als soziale Systeme agieren, deren Entscheidungs- und Handlungsmuster
maBgeblich von ihrer Umwelt sowie den internen und externen Akteuren
gepragt sind. Dabei wurde aufgezeigt, wie verschiedene organisationssoziologi-
sche Ansitze, von klassischen Biirokratietheorien bis hin zu systemtheoretischen
Perspektiven, das Zusammenspiel von strukturellen Rahmenbedingungen und
individuellen Handlungsspielriumen in Organisationen analysieren. Insbeson-
dere die Konzepte der Umweltanpassung und der strukturellen Koppelung nach
Niklas Luhmann bieten wertvolle Einblicke in die Dynamiken, mit denen Orga-
nisationen auf externe Anforderungen reagieren und sich selbst reproduzieren.
Vor diesem Hintergrund ist die Fragestellung zur Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf nicht nur als individuelles Problem der betroffenen Arbeitnehmer:innen
zu begreifen, sondern als organisationale Herausforderung, die sowohl interne
Entscheidungsstrukturen als auch externe Einflussfaktoren adressiert. Die theore-
tische Diskussion hat verdeutlicht, dass Organisationen ihre Anpassungsfihigkeit
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an externe Anforderungen (z. B. die Forderung einer pflegesensiblen Arbeitskul-
tur) stets im Spannungsfeld zwischen Effizienzstreben und sozialer Verantwortung
aushandeln. Diese systemischen Prozesse sind besonders relevant fiir kleinere
Unternehmen, deren begrenzte Ressourcen und spezifische Strukturen beson-
dere Anforderungen an die Gestaltung von Vereinbarkeitsmalnahmen stellen.
Ein wesentlicher Bestandteil dieser Dynamik ist die Entscheidungstheorie, die
in diesem Kontext eine zentrale analytische Rolle einnimmt. Entscheidungen
in Organisationen sind stets eingebettet in komplexe Rahmenbedingungen, die
von Unsicherheiten, Zielkonflikten und Ressourcenkonkurrenzen geprigt sind.
Die Entscheidungstheorie bietet methodische Ansétze, um Entscheidungsprozesse
systematisch zu analysieren und die zugrunde liegenden Rationalititen sowie
Abwigungsprozesse zu verstehen. Insbesondere die Betrachtung der Entschei-
dungsregelungen unter Unsicherheit, die Einbeziehung von Priferenzstrukturen
und die Bewertung von Alternativen spielen eine zentrale Rolle. Diese theore-
tischen Konzepte ermdglichen es, die innerorganisatorischen Prioritdten und die
Relevanz von Handlungsoptionen wie pflegesensiblen MaBnahmen zu beleuch-
ten. Die Entscheidungstheorie wird in dieser Arbeit dazu beitragen, die Frage zu
beantworten, wie Kleinst- und Kleinunternehmen zwischen Effizienzstreben und
sozialer Verantwortung abwigen und welche Faktoren ihre Handlungsoptionen
beeinflussen.

Die bisherigen Uberlegungen fiihren zu dem Schluss, dass eine stirkere
Beriicksichtigung der organisationalen Perspektive unerldsslich ist, um ein umfas-
sendes Verstindnis der Wechselwirkungen zwischen pflegesensiblen Manahmen
und den organisatorischen Rahmenbedingungen zu entwickeln. Dabei stellt sich
insbesondere die Frage, wie KMU Entscheidungen in diesem Kontext treffen,
welche Barrieren sie dabei wahrnehmen und welche Strategien sie als erfolgver-
sprechend erachten. Um diese Aspekte zu untersuchen, ist eine gezielte empi-
rische Analyse notwendig, die auf den identifizierten theoretischen Konzepten
aufbaut. Diese Analyse ermoglicht es, zentrale Erkenntnisse iiber die unter-
nehmerische Sichtweise und deren Potenzial zur Mitgestaltung pflegesensibler
Arbeitskulturen zu gewinnen.

Die nun folgende Genese der Forschungsfragen greift diese theoretischen
Uberlegungen auf und verkniipft sie mit den identifizierten Forschungsliicken.
Sie stellt die Verbindung zwischen den theoretischen Ansétzen und den konkreten
empirischen Fragestellungen her, die in dieser Arbeit beantwortet werden.
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Genese der Forschungsfragen 7

Die Debatte um eine bessere Vereinbarkeit von Pflege und Beruf wird primér
aus der Sicht der berufstitigen pflegenden Angehorigen gefiihrt. Dies zeigt sich
an der umfangreichen Forschungsliteratur, die die Belastungserfahrungen die-
ser Gruppe untersucht. Die vorhandenen Studien dokumentieren detailliert, wie
die Organisation von hiuslicher Pflege neben einer bestehenden Berufstitigkeit
gestaltet wird und welche Auswirkungen dies hat. Insbesondere die zeitlichen
und planerischen Herausforderungen eines hohen Pflegeaufwands stellen sowohl
fir Unternehmen als auch fiir pflegende Angehorige eine erhebliche Belastung
dar. Gleichzeitig beeinflusst die gesellschaftliche und politische Wahrnehmung
der Pflegeverantwortung, als private oder offentliche Aufgabe, die infrastruktu-
rellen Voraussetzungen fiir die Vereinbarkeit. Im deutschen familienzentrierten
System sind staatliche und organisatorische Mechanismen begrenzt, wodurch
berufstitige Angehdrige auf ein kooperatives Netzwerk aus Helfenden und arbeit-
geberseitiger Unterstiitzung angewiesen sind. Wihrend die Forschung aufzeigt,
dass pflegesensible Arbeitskulturen als Win-Win-Strategie gelten, bleiben die
Unternehmen als mitgestaltende und primir handelnde Verantwortliche einer bes-
seren Vereinbarkeit weitgehend unbeachtet. Stattdessen zeigt sich eine erhebliche
Forschungsliicke, die insbesondere bei Kleinst- und Kleinunternehmen relevant
wird. Diese Liicke betrifft sowohl die Einbindung von Unternehmen in Stu-
dien als auch spezifische Erkenntnisse zu diesen Unternehmensgrofenklassen.
Daraus ergibt sich eine mafigebliche Herausforderung: Die vorhanden Lings-
schnittstudien beschrinken sich fast vollstandig auf Organisationen mit mehr als
25 Beschiftigten. Das heil3t, fiir kleinere Unternehmen gibt es lediglich ver-
einzelte Querschnittsstudien mit geringen Fallzahlen, wodurch eine deutliche
Erkenntnisliicke hinsichtlich MaBBnahmen und Praktiken in Kleinstunternehmen

© Der/die Autor(en), exklusiv lizenziert an Springer Fachmedien Wiesbaden 193
GmbH, ein Teil von Springer Nature 2025

K. Knauthe, Vereinbarkeit von Pflege und Beruf aus Unternehmensperspektive,
Dortmunder Beitrdge zur Sozialforschung,

https://doi.org/10.1007/978-3-658-49839-9_7


http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/978-3-658-49839-9_7&domain=pdf
https://doi.org/10.1007/978-3-658-49839-9_7

194 7 Genese der Forschungsfragen

besteht. Gerade weil mehr als die Hilfte aller Beschiftigten in KMU titig
ist, von denen wiederum die Mehrheit in Unternehmen mit weniger als zehn
Beschiiftigten arbeitet, erhilt diese Forschungsliicke besonderes Gewicht.

Die Literatur zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist iiberwiegend aus
der Perspektive der pflegenden Angehdrigen verfasst. Diese Schwerpunktsetzung
lasst sich argumentativ aus dem Forschungsstand zu dieser Gruppe ableiten. Ers-
tens legen Disziplinen wie die Soziologie traditionell einen Fokus auf soziale
Ungleichheit und die Belastungen marginalisierter Gruppen. Pflegende Angeho-
rige, insbesondere Frauen, stehen dabei im Mittelpunkt, da sie familidre Pflege-
aufgaben weitaus héufiger als Manner neben ihrer Erwerbsarbeit iibernehmen.
Diese Doppelbelastung fiihrt zu Stress, Gesundheitsproblemen und Gehaltsein-
buflen, was soziale Ungleichheiten weiter verstirkt. Zweitens richtet sich das
iibergeordnete Ziel auf eine ausgewogene Work-Life-Balance, bei der das Wohl-
befinden der Arbeitnehmer:innen im Vordergrund steht. Da pflegende Angehorige
mit hohen emotionalen und zeitlichen Belastungen konfrontiert sind, wird die
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf aus ihrer Sicht als zentraler Aspekt betrachtet.
Dies ist eng verbunden mit Ansitzen aus der Gesundheitsforschung, die die Aus-
wirkungen beruflicher und privater Pflichten auf die physische und psychische
Gesundheit untersuchen. Drittens konzentrieren sich sozialpolitische Forschung
und Arbeitsrechtswissenschaften auf den Schutz vulnerabler Gruppen. Gesetz-
liche MaBnahmen wie das Pflegezeitgesetz und das Familienpflegezeitgesetz
sollen pflegenden Angehorigen arbeitsrechtlichen Schutz bieten. Untersuchungen
bewerten daher hiufig die Wirksamkeit solcher Gesetze aus der Perspektive der
Betroffenen. Viertens nehmen viele Studien eine individualzentrierte Perspektive
ein, insbesondere beim Thema Sorgearbeit. Die Einschrinkungen in der Berufsté-
tigkeit, die pflegende Angehorige erfahren, riicken ihre individuelle Belastung in
den Fokus. Organisationale oder betriebswirtschaftliche Aspekte treten dabei in
den Hintergrund, da die Erfassung der Lebenslagen und Bediirfnisse der Betrof-
fenen priorisiert wird. SchlieBlich distanziert sich die Forschung bei Pflegefragen
hiufig von betriebswirtschaftlichen Argumenten, da familidre Sorgearbeit traditio-
nell als moralische und ethische Pflicht betrachtet wird. Diese Ausrichtung fiihrt
dazu, dass die wirtschaftlichen Interessen von Unternehmen nur eine untergeord-
nete Rolle spielen. Aus dieser Fokussierung erwichst vielfach die Kritik, dass
Unternehmen bislang nur unzureichend iiber pflegefreundliche Strukturen verfii-
gen. Gleichzeitig verdeutlicht sie die Notwendigkeit, die Unternehmenssicht und
deren Gestaltungsmoglichkeiten fiir eine bessere Vereinbarkeit stirker in kiinftige
Untersuchungen einzubeziehen. Werden die unternehmerischen Interessen und
Hemmnisse nicht beriicksichtigt, besteht das Risiko, dass Vereinbarkeitskonzepte
aufgrund von Uberforderung oder Ablehnung durch Arbeitgeber:innen scheitern.
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Um den Forschungsstand zu aktualisieren und bestehende Wissensliicken zu
schliefen, sind gezielte Untersuchungen notwendig, die sich auf Kleinst- und
Kleinunternehmen konzentrieren. Ziel ist es, Befunde zu generieren, die ein rea-
listisches Bild ihrer Situation und Handlungsmoglichkeiten zeichnen. Dabei ist
von besonderem Interesse, wie diese Unternehmen die Vor- und Nachteile der
Mitgestaltung von Vereinbarkeitsmanahmen beurteilen. Ebenso ist zu unter-
suchen, welche Bedingungen sie als forderlich oder hinderlich wahrnehmen.
Statt strukturierten Ansitzen prigen bislang vor allem Individuallosungen den
Umgang mit Vereinbarkeit. Um solche Losungen durch systematischere Mafinah-
men zu erginzen, ist eine umfassendere Beriicksichtigung der Unternehmenssicht
erforderlich.

(1) Perspektivwechsel vornehmen:

Die bestehende Forschungsliteratur verweist auf erhebliche Defizite bei der
Untersuchung von Vereinbarkeitsmafnahmen, speziell in KMU. Besonders
Kleinst- und Kleinunternehmen wurden bisher kaum adressiert. Es stellt
sich die Frage, warum viele KMU vorhandene Unterstiitzungsmoglichkeiten
nicht nutzen. Ein Perspektivwechsel, der die Haltungen und Einstellungen
von Unternehmen explizit erfasst, kann neue Erkenntnisse liefern. Dabei ist
es essenziell, Barrieren und Hemmnisse zu identifizieren, die eine Integra-
tion des Themas in die Unternehmenskultur erschweren. Zugleich gilt es
Varianten zu ermitteln, die KMU tatsdchlich zuginglich sind.

(2) Entscheidungsfindung erkennen:

Ein weiteres Defizit liegt in der fehlenden Erkenntnis dariiber, wie KMU
Entscheidungen im Hinblick auf Vereinbarkeitsmanahmen treffen. Studien
legen nahe, dass viele Unternehmen die Problematik zwar erkennen, jedoch
kein spezifisches Fachwissen oder keine klaren Strategien besitzen. Um die
Einfiihrung einer pflegesensiblen Kultur zu fordern, sind Untersuchungen
notwendig, die die innerbetrieblichen Priorititen und Entscheidungspro-
zesse analysieren. Beispielsweise konnte der Fachkriftemangel als treibender
Faktor eine wichtige Rolle spielen. Solche Analysen sind zentral, um zu ver-
stehen, welche Argumente Unternehmen bewegen, bestimmte Mallnahmen
umzusetzen oder abzulehnen.

(3) (Risiko-)Verhalten bewerten:
SchlieBlich ist die Risikokultur der Unternehmen ein entscheidender Aspekt.
Hierzu zihlen Fragen, ob die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf als rele-
vantes Risiko wahrgenommen und in betriebliche Strategien integriert wird.
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Es bleibt zu kldren, wie Unternehmen Risiken bewerten und welche Schwel-
lenwerte sie als akzeptabel betrachten. Diese Perspektive erfordert sowohl
betriebswirtschaftliche als auch soziologische Ansitze, um die Auswirkun-
gen von mangelnder Vereinbarkeit unter wirtschaftlichen und reputativen
Gesichtspunkten abschitzen zu konnen.

Um den Forschungsstand zu aktualisieren und zur Minimierung der bestehen-
den Erkenntnisliicken beizutragen, ist eine gezielte Untersuchung notwendig, die
sich auf Kleinst- und Kleinunternehmen konzentriert. Ziel ist es, Befunde zu
generieren, die ein realistisches Bild ihrer Situation und Handlungsmoglichkei-
ten zeichnen. Dabei ist von besonderem Interesse, wie diese Unternchmen die
Vor- und Nachteile der Mitgestaltung von Vereinbarkeitsmafinahmen beurteilen.
Ebenso ist zu untersuchen, welche Bedingungen sie als forderlich oder hinderlich
wahrnehmen. Aus der bisherigen Forschung und den erkannten Forschungsliicken
ergeben sich die folgenden zentralen Forschungsfragen:

1. Welche institutionellen und organisationalen Faktoren fordern oder behin-
dern die Einfiihrung von pflegesensiblen Manahmen in KMU?
Diese Frage zielt darauf ab, die strukturellen und kulturellen Rahmenbedin-
gungen zu analysieren, die die Einfiihrung pflegesensibler MaBnahmen in
kleineren Unternehmen beeinflussen. Dabei wird untersucht, welche Faktoren
die Implementierung fordern oder behindern. Zudem soll aufgezeigt werden,
ob und welche Unterstiitzungsmafnahmen bereits angeboten werden und wie
Unternehmen auf Hilfebedarf ihrer Beschiftigten reagieren. Ziel ist es, die
bestehenden Ansitze besser zu verstehen und Grundlagen fiir die Entwicklung
praktikabler Losungen zu schaffen.

2. Wie reagieren KMU, wenn Beschiiftigte eine Vereinbarkeitsnotwendigkeit
haben?
Diese Frage zielt darauf ab, die Reaktionen und bestehenden Handlungsmuster
von KMU zu erfassen. Im Mittelpunkt steht, wie sensibel Unternehmen auf
Vereinbarkeitsanliegen reagieren, welche strategischen Uberlegungen sie dabei
anstellen und welches praktische Handeln daraus folgt. Untersucht wird, ob
das Unternehmen bereits Erfahrungen mit dem Thema gesammelt hat, wel-
che MaBnahmen es etabliert hat und welche anderen Wege es wihlt, wenn
bestimmte MaBnahmen nicht in Betracht kommen. Ziel ist es, die Flexibi-
litdt und Strategien der Unternehmen zu analysieren, um ein umfassenderes
Verstidndnis ihrer Entscheidungsgrundlagen zu gewinnen.
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3. Befiirworten Kleinst- und Kleinunternehmen eine Erweiterung der gesetz-
lichen Anwendung und damit verbundenen Freistellungsmoglichkeiten fiir
ihre Beschiiftigten? Wenn ja, worin sehen sie die Vorteile? Wenn nein, worin
sehen sie die Nachteile?

Diese Frage richtet den Fokus auf die Bewertung gesetzlicher Regelungen
wie der Pflegezeit- und Familienpflegezeit (PflegeZG und FPfZG) aus Sicht
von Kleinst- und Kleinunternehmen. Ziel ist es, den Informationsstand der
Unternehmen zu diesen Gesetzen zu erfassen und Riickschliisse darauf zu
ziehen, wie intensiv sie sich mit den Moglichkeiten der Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf auseinandergesetzt haben. Dariiber hinaus wird untersucht,
wie die Unternehmen die gesetzlichen Vorgaben wahrnehmen, welche alter-
nativen Strategien sie entwickeln und wie sie deren Wirksamkeit einschétzen.
So lassen sich die Herausforderungen und Bediirfnisse kleinerer Unternehmen
im Umgang mit rechtlichen Anforderungen besser verstehen und adressieren.

4. Welche Form der Unterstiitzung fiir pflegende Angehérige finden KMU aus
Unternehmensperspektive sinnvoll?
Die Frage soll ermitteln, welche Maflnahmen fiir Unternehmen machbar
sind und welche Ressourcen sie bendtigen, um diese umzusetzen. Zusitzlich
wird analysiert, von welchen externen Akteuren, wie etwa staatlichen Stellen
oder gemeinniitzigen Organisationen, sich Unternehmen Unterstiitzung wiin-
schen. Im Mittelpunkt stehen damit weitere Unterfragen: Welche Maf3nahmen
sind realisierbar, und welche Ressourcen werden bendtigt, um sie umzuset-
zen? Zudem stellt sich die Frage, von wem sich KMU welche Unterstiitzung
wiinschen. Die Antworten sollen Einblicke in die Wahrnehmungen und
Handlungsoptionen von Kleinst- und Kleinunternehmen geben, einschlie$3-
lich moglicher Hindernisse wie mangelndem Bewusstsein, organisatorischen
Einschrinkungen, biirokratischem Aufwand oder externen Unterstiitzungsbe-
darfen. Ziel ist es, akzeptierte und praxistaugliche Konzepte zu identifizieren,
die sowohl den betrieblichen Anforderungen als auch den Bediirfnissen
pflegender Beschiftigter gerecht werden.

Die Beantwortung dieser Fragen geht iiber die reine Beschreibung von Unterneh-
menspraktiken hinaus. Sie eroffnet die Moglichkeit, die Logik organisationaler
Entscheidungsprozesse im Kontext von Pflegeverantwortung grundlegend zu ver-
stehen, und tragt damit zur SchlieBung einer wesentlichen Forschungsliicke bei.
Auf dieser Basis konnen fundierte Handlungsempfehlungen formuliert werden,
die geeignet sind, KMU praxisnah zu unterstiitzen und zugleich Impulse fiir eine
gerechtere und zukunftsfihige Vereinbarkeitspolitik zu geben.
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Forschungskonzept und 8
methodologische Verankerung

Forschung bedeutet immer den Versuch der Reduzierung von Komplexi-
tit, da es schier eine unendliche Fiille an Moglichkeiten gibt, sich einer
Problem- bzw. Fragestellung zu néhern. Besonders die Sozialforschung, welche
Zusammenhénge von Erleben und Handeln abbildet, ist darauf angewiesen, die
Komplexitit des Bezugsproblems zu zergliedern, damit sich das Forschungs-
ziel nicht in globalen Allaussagen verliert, sondern Sinnkonfigurationen und
(Rationalitdts-)Zusammenhédnge deutlich herausstellen. Wichtig dabei ist, die
getroffenen Reduktions- und Auswahlprozesse verstehbar zu machen, um einen
hohen Grad der Intersubjektivitit zu erreichen. Die Intersubjektivitit gilt als
ein Garant fiir die Erlduterung und Nachvollziehbarkeit von komplexen Hand-
lungsverkettungen im Erkenntnisprozess. Sie ermoglicht die Ubernahme der
subjektiven Perspektive der Forschenden, deren Uberzeugungen, Ziele und
Bedeutungsintentionen. Grundlegend steht also die Nachpriifbarkeit der Zugangs-
weise zur Disposition. In einer prédzisen und prijudizierten Methodologie werden
sowohl ein rekonstruierbarer Forschungsverlauf als auch eine rekonstruierbare
Handlungslogik entwickelt.

Bei jedem Versuch des Fremdverstehens (Schiitz 1981) wird ein Letztbezug
immer Auslegung bleiben. Denn eine generelle Perspektivenunabhéngigkeit bei
der Interpretation von Handlungs- und Sinnbeziehungen kann es in sozialwissen-
schaftlichen Forschungsbereichen nicht geben. Wichtig ist jedoch eine moglichst
normative Richtigkeit anzustreben, die sich von einem bloflen situationslogischen
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Verstehen distanziert und subjektive Argumentationslinien in eine mit Sinn ver-
sehene Wirklichkeit wandelt (Kruse 2015, S. 61). Denn diese wird sui generis
abgebildet und das vor dem Hintergrund eines qualitativen Denkstils, der gleich-
falls kontextsensitiv und reflexiv sein sollte (Mannheim et al. 2003, 175, 213).
Die Betonung liegt dabei auf der Abbildung von Wirklichkeiten und nicht auf
der Abbildung von Realititen. Denn dort, wo gesellschaftliche Wandlungspro-
zesse stattfinden, kann es nicht die eine giiltige Realitdt geben und auch nicht
die eine objektive Wirklichkeit. Das Bewusstsein iiber Moglichkeiten und Gren-
zen empirischer Sozialforschung ergibt sich nur aus einer konsequenten Reflexion
des eigenen Relevanzsystems und damit dem Hinterfragen des induktivistischen
(Selbst-)Missverstandnisses (Alt 2001; Carnap 1968; Popper & Bartley 1983;
Schurz 2007; Schreiber 1977). Besonders das Vorhandensein und Anerkennen
deduktiver Wissensbestinde, und nicht deren Negation, gehorte zu den Uber-
priifungspflichten eines jeden Forschungsprozesses, um nicht den Eindruck einer
,Kiinstlich hergestellten Dummbheit* (Hitzler 1986, S. 53; Kruse 2015, S. 71) zu
erzeugen. Daher benétigt es sorgfiltig ausgewihlte Forschungswerkzeuge, die in
der Lage sind, die Forschung an sich und die Theoriebildung zu rekonstruieren.

-Ein Hammer sollte man zum Nageleinschlagen nutzen, nicht zum Entfernen von Zdih-
nen. Im letztgenannten Fall hilft es dann auch wenig, den Hammer mit einem feinen
Diamantbohrer zu kombinieren. Und wichtig war mir auch noch zu sagen, dass man-
che nur das Werkzeug ,Hammer* kennen und deshalb fiir sie alles leicht zum Nagel
wird* (Reichertz 2007, S. 279).

Demnach sind die Werkzeuge nicht beliebig auswihl-, kombinier- und anwend-
bar. Ein willkiirliches Vorgehen durch eine fehlende (Selbst-)Reflexivitit fiihrt bei
der Interpretation der Ergebnisse mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer tautolo-
gischen Logik a la ,,was nicht passt, wird passend gemacht* (Kruse 2015, 71,
74). Um iiberhaupt neue Erkenntnisse zu generieren, muss neben der bekann-
ten oberflichlichen Sinnstruktur, die tieferliegende Struktur abgebildet werden.
So stellt sich der Sinn des sozialen Phdnomens heraus, welcher vorher nicht
zugénglich war. In dieser Verbindung steht der intersubjektive Erkenntnisschluss,
welcher sich nachvollziehbar aus den erhobenen Daten begriinden ldsst bzw. las-
sen muss (ebd., S. 101; Merkens 2019). ,,Empirische Sozialforschung ist damit
die systematische Gestaltung von Erkenntnisprozessen* (Kruse 2015, S. 132). Das
Verhiltnis von Theorie und empirischen Daten und der dadurch entstehende Ana-
lyseprozess beginnen bereits in einer methodologischen Fundierung, auf deren
(begriindeten) Annahme ein passfihiges methodisches Grundkonzept entworfen
wird. Die methodologische Fundierung bildet dabei den Ausgangspunkt fiir den
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Analyseprozess, der Theorie und empirische Daten in ein dynamisches Wech-
selspiel bringt. Um ein fundiertes methodisches Konzept zu entwickeln, ist eine
differenzierte Auseinandersetzung mit theoretischen Grundlagen und methodolo-
gischen Ansitzen erforderlich. Dabei riicken insbesondere die Wechselwirkungen
zwischen Vorwissen, Theorie und empirischen Daten in den Fokus.

Die sozialwissenschaftliche Forschungsliteratur unterscheidet zwischen deduk-
tiven und induktiven Verfahren. Deduktion bedeutet dabei allgemein fortfiihrend
oder ableitend. Sie schlieft von der Theorie zur Empirie (Altstotter-Gleich &
Bergemann 2007; Chalmers 1999; Kruse 2015). Bei der Induktion ist es genau
umgekehrt. Durch die Abstraktion und Verallgemeinerung von einzelnen Fillen
durch Beobachtungsaussagen (bzw. Erlebnisaussagen), versucht sie eine Theorie
zu entwerfen. Das geht auch aus der Wortbedeutung hervor, welche so viel wie
herbeifiihren oder veranlassen meint. Fiir den induktiven Zugang ist Vorwissen
hinderlich, da es das zu erhebende Datenmaterial mit eigenen (theoretischen)
Annahmen und Vorstellungen iiberformen konnte (Schurz 2007). Glaser und
Strauss (1974, S. 47) sprechen sogar von einem kompletten Ignorieren von Theo-
rie und Tatbestinden vor der Datensammlung. Eine durchdachte Methodologie
bringt Gewissheit dariiber, nicht leichtfertig und aus verkiirzten Annahmen heraus
ein Modell des Vorgehens zu wihlen. Es sollte oder vielmehr muss eine Analyse
der zugrundeliegenden Faktizitit erfolgen, um die methodologische Entscheidung
angemessen zu verbalisieren. Aus ihr erwichst der Forschungsgegenstand und an
ihr zeigt sich die Validitit der Ergebnisse. Das Verhiltnis von Theorie und empi-
rischen Daten ist ein zentraler Bestandteil des Analyseprozesses und beginnt
bereits in der methodologischen Fundierung (Schurz 2007; Kruse 2015). Auf
dieser Grundlage wird ein passfihiges methodisches Grundkonzept entworfen.

Die methodologische Kontroverse zwischen Deduktion und Induktion ldsst
sich nicht vollstindig auflésen, aber ein vermittelnder Ansatz kann sinnvoll sein.!
Wihrend logische Schliisse allein keine neuen Wahrheiten formen konnen, bie-
tet die Verbindung von regelmifigen Beobachtungen und analytischer Reflexion
eine Moglichkeit, verldssliche Erkenntnisse zu generieren (Altstotter-Gleich &
Bergemann 2007, S. 38 ff.). Imre Lakatos entwickelte hierzu das Konzept des
konstruktiven Falsifikationismus, das auf der Weiterentwicklung von Theorien mit
empirischem Gehaltsiiberschuss basiert (Lakatos & Musgrave 1974, S. 113). Ein
solcher Ansatz erlaubt es, bestehende Modelle zu erweitern und alte zu ersetzen,

! Weiterfiihrende Diskussionen zu den philosophischen Grundlagen und Kritiken von Induk-
tion und Deduktion, insbesondere die Beitrige von David Hume und Karl Popper, finden sich
unter anderem in Hume (1711-1776), Popper (1984), und Feyerabend (1975). Diese Quellen
sind eine wertvolle Ergéinzung zur methodologischen Reflexion.
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wenn neue Daten dies rechtfertigen. Die Verbindung beider Denkrichtungen ist
auch in der vorliegenden Arbeit zentral. Die gewihlte Methodologie greift deduk-
tive und induktive Elemente auf, um die Komplexitit des Forschungsgegenstandes
zu bewiltigen. So wird Vorwissen genutzt, ohne es unkritisch zu iibernehmen, und
gleichzeitig Raum fiir neue Erkenntnisse geschaffen. Dieser Ansatz sichert nicht
nur die Nachvollziehbarkeit des Forschungsprozesses, sondern ermoglicht auch
eine innovative Auseinandersetzung mit dem Erkenntnisinteresse.

8.1 Methodenplurales Design als integrativer
Forschungsansatz

Die Wahl eines Forschungsdesigns erfordert mehr als eine pragmatische Entschei-
dung, sie setzt eine reflektierte Auseinandersetzung mit den methodologischen
Grundlagen voraus, um die Stirken und Grenzen einzelner Methoden angemes-
sen einschitzen zu konnen. Udo Kelle (2008, S. 9) formuliert treffend, dass die
Wahl des Forschungsdesigns hiufig von ,,pragmatischer Hemdsarmeligkeit* vor-
genommen wird, ohne sich groe Gedanken iiber die Grundlagen zu machen.
Somit geht es vorrangig um das praktische Outcome einer Forschung, und nicht
um das gleichzeitige Verstdndnis von Anlass und Planung eines Designs, das
zum Gegenstand passt (Flick 2011, 77 f.). Fiir die vorliegende Arbeit wird
ein methodisch integratives Design entworfen. Dominant bleibt dabei das ideo-
grafische Prinzip mit ausgeprigten induktiven Komponenten, unterstiitzt durch
deduktive Ergebnisse aus quantitativen Sekunddranalysen. Triangulation wird
hier nicht als blofe Parallelisierung verstanden, sondern als gezielte Verbindung
qualitativer und quantitativer Ansétze, um die Komplexitidt des Untersuchungs-
gegenstands aus unterschiedlichen Perspektiven zu erfassen (Fielding & Fielding
1986; Kelle 1999; Flick 2011). Der Fokus liegt damit auf der komplementiren
Ergénzung der Stirken beider Methodensitze, um ein moglichst vollstdndiges
Bild zu gewinnen (Kelle 1999, S. 8). Obwohl es sich um ein gut beforschtes
Feld mit hoher gesellschaftlicher Relevanz handelt, besteht dennoch Bedarf an
einem explorativen Zugang. Die Nichtvereinbarkeit von Pflege und Beruf ist zwar
kein neues Phidnomen, doch ein rein rationalistisch-deduktives Verfahren wiirde
die Komplexitit des Gegenstands nicht erfassen. Zahlreiche Praxisprojekte und
Studien haben bereits wertvolle Erkenntnisse hervorgebracht, doch deren wieder-
holte Uberpriifung im Lingsschnitt erscheint wenig zielfiihrend, solange sich die
Rahmenbedingungen nicht grundlegend verdndert haben.
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Die Abwahl eines monomethodischen Ansatzes (Kuckartz 2014, S. 55)
begriindet sich in den Ergebnissen der Vorstudien: Das Antwortverhalten der
Unternehmen zeigte iiber Jahrzehnte hinweg nur geringe Varianz, zudem war
die Sampleauswahl limitiert und schloss nicht alle Unternehmensgréfien ein.
Daher ergidnzt die vorliegende Arbeit die vorhandenen Datenlagen durch eine
qualitative Primédranalyse, die zugleich eine Riickkopplung zu den Sekundir-
daten ermoglicht. Diese Riickkopplung dient einer Verstdndniserweiterung, die
mit quantitativen Auswertungen allein nicht erreichbar wére, wie etwa beim
Nachzeichnen von Verfahrenswegen, wenn Mitarbeitende zu pflegenden Ange-
horigen werden. Mit der erforderlichen Offenheit und situativen Anpassbarkeit
ist ein rein quantitatives Vorgehen fiir das zugrundeliegende Erkenntnisinter-
esse ausgeschlossen. Zudem stiitzen sich bisherige nationale wie internationale
Untersuchungen iiberwiegend auf die Perspektive der Mitarbeitenden. Fiir ein
vollstdndiges Verstehen muss jedoch gleichermaflen die Sicht der Unterneh-
men einbezogen werden, solange von einem demokratischen Entscheidungs- und
Implementierungsprozess auszugehen ist. Dieser Anspruch ldsst sich adidquater
in qualitativen Designs umsetzen, die durch ihre Flexibilitit eine passgenaue
Anndherung an den Gegenstand erlauben (Burzan 2016, S. 104).

Das Erkenntnisinteresse liegt zum einen im Aufdecken betriebsinterner Stra-
tegien und zum anderen in den damit verwobenen Handlungsmaximen, nach
denen Unternehmen bewusst oder unbewusst agieren. Eine empirische, induktive
Methode ist hier besonders ertragreich, wenn sie das Vorwissen aus zuriick-
liegenden Erhebungen aufnimmt und offene Befunde oder Widerspriiche zu
kldren versucht. Diesem Prinzip folgt der vorliegende Forschungsansatz durch
ein sequenzielles Vertiefungsmodell, das in der Fachliteratur den Mixed Methods-
Designs zugeordnet wird (z. B. Bergman 2011; Kuckartz 2014; Burzan 2016;
Creswell & Plano Clark 2018). Dabei handelt es sich um ein explanatives
Design, das durch seinen sequentiellen Aufbau mit zunédchst quantitativen und
anschlieBend qualitativen Analysen eine systematische Vertiefung ermoglicht.
Das Verfahren ist aufwendig, da beide Datensitze erhoben und ausgewertet
werden miissen, bietet jedoch durch seine Zwei-Phasen-Struktur eine beson-
dere Nachvollziehbarkeit und Transparenz. Die Abbildung 8.1 verdeutlicht die
einzelnen Schritte dieses Designs.
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Abb.8.1 Methodisches Vertiefungsmodell. (Eigene Darstellung nach Mayring 2001)

Das Modell veranschaulicht die Durchfithrung der quantitativen und quali-
tativen Forschungsschritte von der Erhebung bis zur Integration der Daten bei
der Auswertung. Es folgt einem sequenziell-explanativen Aufbau (Schreier 2020,
169 ff.), bei dem zunichst quantitative Daten ausgewertet und anschlieend durch
qualitative Analysen vertieft werden. Dadurch lassen sich Kontextfaktoren und
Einflussvariablen differenzierter erfassen und Muster oder Typen in den Ant-
worten der Befragten priziser herausarbeiten (Kuckartz 2014, S. 65). Ziel ist
eine nachvollziehbare und systematische Vorgehensweise, die Transparenz und
Replizierbarkeit gewihrleistet (Mayring 2020; Flick 1992, 2016a, 2021).

Das methodenplurale Design dieser Arbeit zielt darauf, quantitative Sekundir-
daten und qualitative Primérdaten gezielt miteinander zu verzahnen, um die Hand-
lungsstrategien von Unternehmen bei der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu
analysieren. Auf diese Weise lésst sich das Erkenntnisinteresse sowohl explorativ
als auch erkldrend verfolgen und die Unternehmensperspektive in den Mittelpunkt
stellen. Diese integrative Herangehensweise bildet zugleich die Grundlage fiir die
Untersuchung der Organisation als eigenstdndigen Erhebungstyp. Damit riickt die
Organisation in den Mittelpunkt der folgenden Betrachtungen, nicht nur als Kon-
text, sondern als zentrales Analyseobjekt, dessen interne und externe Dynamiken
im Zusammenspiel von Mikro- und Makroebene analysiert werden.

8.2 Die Organisation als Erhebungstyp: AufschlieBen
der Blackbox

In der vorliegenden Studie wird die Organisation als zentrale Analyseeinheit
betrachtet. Sie dient nicht nur als Kontext fiir die erhobenen Daten, sondern
auch als Gegenstand selbst, dessen interne und externe Dynamiken analysiert
werden sollen. Das folgende Kapitel beschreibt, wie Unternehmen als Akteure
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in einer systemorientierten, interaktionistischen Umwelt agieren und welche
strukturellen und motivierenden Faktoren ihre Handlungsentscheidungen beein-
flussen. Die Organisation wird als eine ,.Blackbox* betrachtet, deren Strukturen,
Prozesse und Wechselwirkungen sowohl innerhalb als auch im Kontext der
Umwelt aufgeschliisselt werden. Dabei stehen die Dynamiken zwischen struk-
turellen Rahmenbedingungen und Handlungsméglichkeiten im Zentrum, um das
Zusammenspiel von Organisation und Umfeld umfassend zu analysieren.

Was eine Organisation ist, welche Facetten sie annehmen kann und welche
Interpretationsspielrdume iiber sie existieren, hat Abschnitt 6.1 veranschaulicht.
Nachfolgend dient uns die Organisation nicht mehr als metaphorische Kon-
struktionseinheit, sondern als Gegenstand sozialer Forschung und damit als
Analyseeinheit der (sozialen) (Ungleichheits-)Genese. Die Organisation ist inner-
halb der ,,Umwelt”“ zu betrachten, in welcher sie sich befindet. Nicht nur die
internen Strukturen mit ihren Personen, Gruppen und Prozessen sind relevant,
sondern auch die Wechselwirkungen von duflerer und innerer Organisationsum-
welt (Baur & Blasius 2014, 959 ff.). Aus diesen Ebenen lassen sich drei Felder
bilden (Abb. 8.2).

Ebenen der Organisation

Makroperspektive Mesoperspektive Mikroperspektive
Teil des wirtschaftlichen und Interne Strukturen und Interagierende Personen und
gesellschaftlichen Systems Prozesse Gruppen
(Kontextfaktor) (Umweltfaktor) (Sozialfaktor)

Abb.8.2 Ebenen der Organisation. (Eigene Darstellung nach Meyermann et al. 2014, S.
960 sowie Kelle et al. 2017, S. 337)

Organisationen sind nicht nur rational-instrumentell, wie Luhmann (1984) aus-
fiihrt, sondern zugleich offene und heterogene Systeme, die durch Umwelt- und
Kontextfaktoren beeinflusst werden (Scott 1981). In ihnen lassen sich Daten auf
Mikro-, Meso- und Makroebene identifizieren (Graeff 2014, S. 915). Fiir die
Untersuchung organisationaler Phinomene ist es daher notwendig, die Wechsel-
wirkungen dieser Ebenen in den Blick zu nehmen, um angemessene Riickschliisse
zu ziehen (ebd., 915 ff.). Organisationen erscheinen damit als komplexe Gebilde,
die stets mehrschichtig zu betrachten sind (Meyermann et al. 2014; Becker &
Brinkmann 2018). Dies erfordert einen multiempirischen Zugang, der im vor-
liegenden Forschungsdesign methodenplural und integrativ ausgestaltet ist. Dabei
wird berticksichtigt, dass Organisationsdaten einerseits Mikrodaten darstellen, die
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zur Erkldrung makrosozialer Phinomene beitragen konnen (Meyermann et al.
2014, S. 962), und dass sie andererseits Objekte unterschiedlicher Ordnung
enthalten, die selbst zum Gegenstand der Analyse werden (Hummell 1972,
S. 13). Daraus ergeben sich drei Bedingungen in Organisationen, die bei der
Untersuchung zu beriicksichtigen sind:

1. In Organisationen gibt es kein individuelles Handeln ohne Kontextabhingig-
keit. Denn das Umfeld beeinflusst immer das Verhalten und die Handlungen.

2. In Organisationen kann es nie gelingen, Individualdaten vollstindig zu aggre-
gieren. Denn dazu miissten sie homogen sein und keinerlei Variabilitit
aufweisen.

3. In Organisationen wird es nie moglich sein, jedes auftretende individuelle
Merkmal einzeln zu betrachten. Denn dazu benétigte es die Definition gleicher
Merkmalsausprigungen mit dem Wissen, dass Kontexte, in denen sich Orga-
nisationen befinden, unterschiedlich wirken (Potschke 2014, 1102 ff.; Graeff
2014, 915 ff.).

Fiir einen gleichberechtigten Einbezug von Mikro-, Meso- und Makroebene gilt
es, die ersten beiden Punkte zu beriicksichtigen und den letzten anzuwenden.
Denn nur dieser ermoglicht eine kausalere Betrachtung des Forschungsgegenstan-
des, da er individuelle und kontextbezogene Merkmale aufeinander bezieht. Das
ist besonders fiir die vorliegende Untersuchung ausschlaggebend, welche Orga-
nisationsprinzipien, und somit die Perspektive korporativer Akteure, beforscht.
Das Interesse hierbei bezieht sich im Wesentlichen auf die fortlaufenden Verin-
derungen bei der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, die mit den verschiedenen
duferlichen Verdnderungen durch Politik, gesellschaftliche Umformung und indi-
viduelle Priferenzen im Zusammenhang stehen. Daran schlief3t sich das Vorgehen
an, bei dem Daten auf der Individualebene erhoben und innerhalb der Interpre-
tation der Auswertung als Aggregatwerte zusammengefasst werden. Das bildet
die Voraussetzung fiir die Erkldrung sozialer Phianomene auf der Mikroebene.
Die Coleman’sche Badewanne ist hierfiir ein dominantes Konzept. Die Methode
iibersetzt Kollektiv- zu Aggregatmerkmalen, indem sie Effekte auf der Indivi-
dualebene zu kollektiven Erscheinungen zusammenfiihrt, die sich dann als ein
soziales Phanomen auf der Makroebene prisentieren (Coleman 1990; Esser 2002;
Rossel 2009). Es wird damit verdeutlicht, wie Préiferenzen von Akteuren auf der
Mikroebene zu sozialen Gegebenheiten auf der Makroebene fiihren (Kelle et al.
2017, S. 340). Herausfordernd hierbei ist die Konstellation zwischen Makro-
und Mikroebene, die jeweils unterschiedliche handlungstheoretische Hintergriinde
betrachtet (Coleman 1994; Esser 2002). Die Beziehung zwischen Makroebene
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(soziale Strukturen) und Mikroebene (soziales Handeln und Interaktionen) wird
als ,,wechselseitiges Konstitutionsverhiltnis“ angesehen (Kelle, 2008: 78). Sozia-
les Handeln von Akteuren ist damit kontextabhingig und kann nicht unabhingig
von anderen Variablen betrachtet werden. Die Logik der Situation und die
Logik der Aggregation sind dabei die Verbindungselemente zwischen Makro-
und Mikroebene.

So logisch dieses Vorgehen auch scheint, beinhaltet es auch Risiken. Eines
der bekanntesten ist der Okologische Fehlschluss (Robinson 1950), bei wel-
chem empirische Ergebnisse der Makroebene fiir Erkldrungen der Mikroebene
herangezogen werden. Das miindet in einer Verallgemeinerung, was zu einer
erheblichen Verzerrung der Daten fithren kann. Genauso wenig wie aus einer
singuldren Gegebenheit eine allgemeine Ableitung zu treffen ist, ldsst sich mit
Garantie sagen, dass sich von einer hoheren Ebene (makro) sicher auf eine nied-
rigere (mikro) schlieBen lidsst (ebd.; Graeff 2014). Schlussfolgerungen konnen
aussagekriftiger erfolgen, wenn individuelle Merkmale zusammen mit Kontext-
informationen in die Betrachtung und Auswertung einflieBen. Aggregat- und
Individualdaten miissen hierzu verbunden werden. Das gelingt in der qualitati-
ven wie in der quantitativen Forschung durch die Betrachtung mehrerer Ebenen
(Potschke 2014, S. 1101), die stets, im Sinne einer empirischen Mehrebenen-
analyse, multiperspektivisch und multimethodisch erfolgt. Um den 6kologischen
Fehlschluss zu verstehen und ihn bestenfalls zu vermeiden, ist der Struktur-
begriff in sozialwissenschaftlichen Theorien zu beachten (Kelle et al. 2017,
S. 334). Fiir Organisationen heifit das, dass eine in ihr vorzufindende Struktur,
wie zum Beispiel das Top-Down-Prinzip, nicht schon immer dagewesen sein
muss oder dauerhaften Bestand hat. Eine sich immer wieder wandelnde Umwelt
ist urséchlich dafiir und macht Organisationen zu ,,Gebilden* mit einer begrenz-
ten Reichweite, in der keine vollstindige Determination oder universelle Struktur
existiert. Beides kann sich nur auf einzelne Bereiche und bestimmte Zeithorizonte
beziehen. So gibt es zwar immer nur eine Anfangsbedingung, Ort und Zeit jedoch
bleiben Variablen. Damit dadurch nicht jeder theoretische Rahmen ins Wanken
gerit und alle Untersuchungen nur zu punktuellen Erkldrungen herabgestuft wer-
den, ist die Formulierung von Briickenannahmen entscheidend (Lindenberg 1990;
Kelle 2008, S. 108 ff.; Kelle et al. 2017, S. 338). Hierbei kann es sich um Pri-
ferenzen, aktuelle wirtschaftliche oder soziale Gegebenheiten oder neue Gesetze
handeln. Diese sind zwar gleichwohl wandelbar und damit ebenfalls temporir und
von begrenzter Reichweite, jedoch helfen sie, den Kontext zu erfassen, in wel-
chem Handeln stattfindet. Das wiederum ldsst Riickschliisse auf eine theoretische
Rahmung zu. Unter Beriicksichtigung und Benennung der Validititsbegrenzung
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in der Interpretation von erhobenen Daten, ldsst sich dann ein falscher bzw. zu
weitreichender Determinismus (alias 6kologischer Fehlschluss) vermeiden.

Es lasst sich schlussfolgern, dass in der Organisationsforschung zwei Systeme
begrenzter Reichweite aufeinandertreffen: die der Organisationen und die der For-
schenden. Organisationen folgen einer eigenen sozialen Ordnung, in der Gesetze
und daraus abgeleitetes Handeln nur episodisch und zeitlich befristet wirken. Der
Einfluss sozialer Determinanten iibersteigt dabei meist denjenigen formaler Ziele
(Coleman 1990; Kelle et al. 2017, S. 337). Dies resultiert aus der Gleichzeitig-
keit von Umwelt-, Kontext- und Sozialfaktoren, die Organisationen kontinuierlich
priagen. Hinzu kommen zwischenmenschliche Beziehungsgefiige mit eigener sub-
jektiver Logik. Selbst ein hoher Grad an Formalisierung durch Regeln bleibt
daher interpretierbar und macht Organisationen zu ,,mikropolitischen Arenen®
(Liebig et al. 2017, S. 5). Fiir Forschende sind diese sozial konstituierten Kontexte
nie vollstdndig zuginglich. Hypothetiko-deduktive Modelle, die auf apriorischem
Wissen beruhen, beanspruchen eine Vollstidndigkeit, die in Wirklichkeit nur zeit-
lich und ortlich begrenzte Giiltigkeit hat (Gerdes 1979; Kelle et al. 2017).
Forschende konnen daher lediglich von Anfangsbedingungen ausgehen, nicht
von normativen Gewissheiten. Auch wiederkehrende Muster miissen stets kon-
textbezogen interpretiert werden (Gerdes 1979; Kron & Hedstrom 2008). Diese
Begrenztheit hat Folgen fiir die methodischen Uberlegungen: Um Organisationen
in ihrer historischen, kulturellen und sozialen Situation angemessen zu erfassen,
ist zu reflektieren, welche ,,Gewohnheitsheuristiken des Alltagswissens* (Kelle
2008, 103 ff.) das Forscherwissen prigen. Welche Annahmen vorliegen, zeigt
sich in den Hypothesen oder Forschungsfragen. Erst durch den Abgleich mit den
erhobenen Daten werden organisationsspezifische Kenntnisse iiber Kulturen und
Praktiken sowie belastbare Erkldrungen fiir Prognosen verfiigbar.

Auf der Suche nach diesen instrumentellen Ketten kann eine explorative
Forschungsstrategie niitzlich sein. Sie hilft, die unbekannten Strukturen zu identi-
fizieren und die Pluralitit sozialer Konstruktionen in Organisationen abzubilden.
Dem explorativen Design liegen die Erweiterung und Erginzung quantitativer
RegelmiBigkeiten zugrunde. Auch die Aufkldrung von unplausiblen quantitati-
ven Ergebnissen? und damit eine Vertiefung der Zusammenhinge, die Analyse
dahinterstehender Prozesse und Praktiken sowie alltagsweltliche Sichtweisen von
beteiligten Akteuren (Hense & Schork 2017, S. 364) lassen sich so identifizieren.

2 In der vorliegenden Forschungsarbeit zeigt sich dies etwa am zuriickhaltenden bis ableh-
nenden Einsatz bestimmter weicher Standortfaktoren, die als Argument gegen den Fachkréf-
temangel angefiihrt werden.
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Sie sind gleichfalls in der Lage einen hdufig zu findenden Theorienpluralis-
mus vorzubeugen, wie er meist bei Systemen begrenzter Reichweite der Fall
ist und dafiir verantwortlich ist, dass kein ad hoc Wissen generierbar bzw.
operationalisierbar ist. Das spricht fiir die Erorterung von Sinnbeziigen und
relevanten Einflussfaktoren, um daraus kontextspezifisches Zusatzwissen zu dedu-
zieren (Kelle et al. 2017, S. 351). Schlussendlich geht es um die Reduzierung von
Komplexitit und Variabilitét. Fiir die in dieser Arbeit durchzufiihrende Organisa-
tionsforschung bedeutet das, die inferenzstatistische Verallgemeinerung, welche
in vorherigen quantitativen Untersuchungen aus aufgetretenen RegelmifBigkeiten
geschlussfolgert wurde, genauer zu interpretieren. Bei der Vereinbarkeitsthema-
tik in Organisation bot sie bisher die Erkenntnis, dass Unternehmen mit grofer
Mehrheit keine Maflnahmen vorhalten und auch keine planen. Sie halten die zur
Verfiigung stehenden gesetzlichen und innerbetrieblichen Instrumente fiir ausrei-
chend und sprechen sich gegen einen Ausbau von Angeboten aus, da sich hieraus
sowohl biirokratische als auch finanzielle Hiirden ergeben. Warum das angenom-
men wird, kann aus den vorliegenden Daten nicht interpretiert werden. Es konnen
sich nur (Briicken-)Hypothesen anschlieBen, die zum Beispiel in der Vermutung
einer geringen Effekterwartung liegen. Die Reduzierung der Unternehmensauto-
nomie und damit verbundene Einschrinkungen in der Entscheidungsfreiheit iiber
humane Ressourcen konnte ebenfalls eine Begriindung sein. Fiir solche Aussa-
gen reichen die Befunde jedoch nicht aus und es muss eine Ergiinzung folgen, um
das Erkenntnisinteresse zu erhellen. Dahinter verbirgt sich ein methodisches Ver-
standnis: ,, Quantitative Untersuchungen legen regelhafte Strukturen in situativen
Handlungen blof3 und liefern im Wesentlichen Informationen iiber Hdufigkeits-
verteilungen; qualitative Untersuchungen beleuchten konkrete soziale Vorgdinge,
die bestimmte Strukturen situativer Handlungen hervorbringen* (Wilson 1982,
S. 501).

Fiir die hier zugrunde liegenden methodischen Uberlegungen fiihrt das Vor-
haben der Rekonstruktion von kausalen Prozessen in Organisationen iiber das
Coleman’sche Mikro-Makro-Modell (Coleman 1990, 1994), das uns in die Lage
versetzt ,,[...] die Interaktionen zwischen den Akteuren zu dem sozialen Phinomen
der Makroebene zu fiihren, das erkldrt werden soll“ (Kelle et al. 2017, S. 340).
Das Vorgehen gliedert sich in drei Schritte (angelehnt an Coleman 1994; Esser
1990, 2002; Kelle 2008):

1. Makro-Makro-Bezug: Ein soziales Phinomen auf der Makroebene beeinflusst
den Handlungsspielraum von Akteuren, etwa wenn Reformen der Pflege-
versicherung neue Rahmenbedingungen fiir Unternehmen oder pflegende
Angehorige schaffen.
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2. Makro-Mikro-Verkniipfung: Die Akteure interpretieren diese strukturellen
Bedingungen (z. B. demografischer Wandel, gesetzliche Regelungen) und
iibersetzen sie in individuelles Handeln.

3. Mikro-Makro-Riickbindung: Aus den individuellen Handlungen entsteht ein
kollektives Muster, das wiederum das Makrophdnomen prégt. Die Entschei-
dungsgrundlagen und Wahrnehmungen der Akteure sind dabei entscheidend,
da sie Aggregationen und Typisierungen ermoglichen.

Eine besondere Herausforderung dieser Arbeit ist das Fehlen quantitativer Stu-
dien, die sich ausschlieBlich auf Kleinst- und Kleinunternehmen beziehen und
als Basis fiir qualitative Subsamples hitten dienen konnen. Dadurch gewinnt
die gezielte Auswahl von crucial cases an Bedeutung (Kelle 2008, S. 142).
Diese Fille sollen die Heterogenitit des Feldes abbilden, indem sowohl typische
als auch kontrastierende Konstellationen beriicksichtigt werden. Nur so lassen
sich Riickschliisse auf die Relevanz organisationaler Handlungsmaximen auf der
Makroebene ziehen. Wihrend die Literaturanalyse bereits erste Handlungsregeln
in grofen und mittelstandischen Unternehmen sichtbar machte, richtet sich der
empirische Blick hier auf die Motive hinter den Entscheidungen in Kleinst- und
Kleinunternehmen. Dadurch kénnen Ursachen-Wirkungs-Zusammenhénge prizi-
ser rekonstruiert werden. Im Zentrum stehen drei Dimensionen organisationalen
Handelns (Schiitz 1981; Kelle 2008):

— Externe Bedingungen: Logik der Situation und ihre Umstinde
— Ziele: individuelle Nutzenkalkiile und Konsequenzen
— Regeln bzw. Maximen: lokale oder soziokulturelle Gegebenheiten

Diese Betrachtungsweise ermoglicht eine kausale Modellierung, die sowohl
die Stringenz als auch die Variabilitit organisationaler Handlungsziele erfasst.
Kontext-, Umwelt- und Sozialfaktoren bilden dabei den Rahmen, in dem organi-
sationalen Entscheidungspriamissen entstehen und Routinen sichtbar werden.

Die zuvor dargestellten Besonderheiten der Organisationsforschung verdeut-
lichen die Grenzen der Generalisierbarkeit auf der Makroebene und die Not-
wendigkeit eines reflektierten methodischen Vorgehens. Da Organisationen nicht
adédquat standardisierbar sind, bedarf es kontrollierter Verfahren, um Verzerrun-
gen durch Willkiirlichkeit zu vermeiden (Rosenbohm 2016, S. 268). Vor diesem
Hintergrund wird im néchsten Schritt die methodische Grundlage fiir die Daten-
erhebung erldutert. Im Mittelpunkt steht das problemzentrierte Interview, das
individuelle Perspektiven ebenso wie organisationale Kontexte erfasst. Ergéinzend
wird der Interviewleitfaden vorgestellt, der auf die spezifischen Anforderungen
der Forschungsfrage abgestimmt ist.
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8.3 Methodenwahl und Erhebungsstrategie

Die vorangegangenen Uberlegungen zur Organisation als Erhebungstyp verdeut-
lichten, wie vielschichtig der Forschungsgegenstand im organisationalen Kontext
ist. Die daraus resultierenden methodischen Anforderungen stellen besondere
Herausforderungen an die Auswahl und Gestaltung der Erhebungsstrategien. Die
nachfolgenden Ausfiihrungen widmen sich daher der Methodenwahl und der
spezifischen Erhebungsstrategie, die es ermoglicht, die theoretischen Annahmen
und praktischen Gegebenheiten der Untersuchung zu verbinden. Dabei werden
zunichst die grundsétzliche Entscheidung fiir das qualitative Interviewverfah-
ren und ihre Relevanz fiir das Forschungsdesign begriindet. Im Anschluss folgt
die Darstellung der spezifischen Methodik, die schlieflich in der Wahl des
problemzentrierten Interviews (PZI) kulminiert.

Aufgrund des Forschungsinteresses dieser Arbeit wurde das problemzentrierte
Interview (PZI) als Methode ausgewihlt. Andere Interviewformen wurden aus-
geschlossen, da sie den Anforderungen an die Informationsgewinnung nicht
entsprachen. So war das Experteninterview ungeeignet, da Unternehmenslei-
tungen in Kleinst- und Kleinunternehmen in der Regel kein spezialisiertes
Wissen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf besitzen. Per Definition verfiigen
Expert:innen iiber Sonderwissen, das durch spezifische Qualifizierung oder lang-
jahrige Erfahrung erworben wurde (Misoch 2019, S. 119 ff.). Im vorliegenden
Kontext war solches Wissen nicht zu erwarten, da die Leitungen neben ihren ori-
gindren Aufgaben auch das Personalmanagement iibernehmen. Auch das narrative
Interview wurde verworfen, da es auf lebensgeschichtliche Erzéhlungen ange-
legt ist (Hopf 2012, S. 179; Hermanns 2012, S. 182 ff.), wihrend hier konkrete
Handlungsstrukturen in organisationalen Kontexten im Vordergrund stehen.

8.3.1 Problemzentriertes Interview

Das problemzentrierte Interview ist eine Methode, die darauf abzielt, tieferge-
hende Einsichten in die Wahrnehmungen, Meinungen und Erfahrungen einer
befragten Person zu einem spezifischen Problem oder Thema zu erhalten (Misoch
2019, S. 71 ff.). Das Interesse ist sehr fokussiert auf einen bestimmten Gegen-
stand ausgerichtet. Die interviewte Person erhélt dabei eine konkrete Aufgabe, mit
welcher sie sich im Gesprich beschiftigt. Ein PZI arbeitet mit einem thematisch
orientierten Leitfaden, welcher den Befragten Artikulationschancen einrdumt,
ohne dabei jedoch lange Narrative zuzulassen (Hopf 2012; Witzel & Reiter 2022).
Bei zu ausfiihrlichen Abschweifungen erfolgt immer eine Riickfiihrung zu dem
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eigentlichen Thema. Hopf (2012, S. 179) beschreibt die Vorteile der Interview-
form als ,, Moglichkeit, eine sehr zuriickhaltende, nicht-direktive Gesprdchsfiihrung
mit dem Interesse an sehr spezifischen Informationen und der Moglichkeit zur gegen-
standsbezogenen Explikation von Bedeutungen zu verbinden.“ Das PZI verbindet
zudem deduktive und induktive Elemente und schien auch deshalb besonders gut
fiir die Beforschung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in KMU geeignet.
Das theoretische und konzeptuelle Vorwissen (Deduktion) der Forscherin floss in
die Erstellung des semi-strukturierten Leitfadens ein und lie} aber in den Inter-
viewgesprichen geniligend Raum fiir neue Aspekte, alternative Deutungsschemata
und weitere Ausfiihrungen (Induktion) der Befragten (Misoch 2019, S. 76 f;
Witzel & Reiter 2022, S. 96 ft.).

Wihrend der Befragung steht die origindre Alltagssicht der Interviewten im
Vordergrund (Witzel & Reiter 2022, S. 64). Fiir viele ist es die erste Situa-
tion, ihre Denk- und Handlungsweisen gegeniiber einer aulenstehenden Person
zu erldutern. Das PZI erfordert daher eine doppelte Haltung der Interviewen-
den: fachkundig und zugleich lernend (ebd., S. 73). Diese Haltung schiitzt vor
einer selektiven Wahrnehmung, die durch eigenes Vorwissen entstehen kann, und
ermoglicht Offenheit fiir neue Deutungen. Akzeptanz, Empathie und Selbstkor-
rektur bilden dabei die Grundlage des Gesprichs. Methodisch stiitzt sich das
PZI auf erzéhl- und verstindnisgenerierende Verfahren, die durch aktives Zuho-
ren und Nachfragen realisiert werden (ebd., 77, 93). Der Gesprichsprozess folgt
einem klaren Aufbau: thematischer Einstieg, Detaillierungs- und Beispielsfragen
sowie Ad-hoc-Fragen zum Schliefen von Wissensliicken. Anschliefend werden
die Aussagen gespiegelt, mit Vorinterpretationen abgeglichen und bei Bedarf
durch Verstindnis- oder Konfrontationsfragen vertieft (ebd., S. 92). Auf diese
Weise werden die Interviewten nicht zu ,,Antwortgeneratoren” (ebd., S. 99) degra-
diert, sondern zu Partner:innen in einem gemeinsamen Reflexionsprozess, in dem
ihre Alltagsperspektiven zentrale Bedeutung haben.

Mit dem Ziel, apriorisches Wissen durch neue Erkenntnisse und Sichtweisen
zu erweitern, wurde ein Interviewleitfaden erstellt. Die darin enthaltenen Fra-
gen hidngen mit der relevanten Problemstellung zusammen und sind thematisch
auf das wissenschaftliche Erkenntnisinteresse ausgerichtet. Nachfolgend wird der
Ausbau des Leitfadens beschrieben und darauthin die Auswertungsmethode der
Interviews.
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8.3.2 Strukturierter Interviewleitfaden

Die Fragen im strukturierten Leitfaden sind so formuliert, dass sie sowohl zu
dem Erkenntnisinteresse passen als auch die Forschungsfragen beantworten kon-
nen. Strukturierung bedeutet auch immer eine Form von ,,Korsett”, das geringere
Variationen in der Breite des Antwortverhaltens zuldsst. Die Antworten der
Befragten sollen fokussiert ausfallen und zum Problem bzw. Interesse hinfiih-
ren. In den Leitfaden floss eine griindliche Vorarbeit ein, die es erlaubte, blinden
Flecken in dem gewihlten Themenfeld aufzudecken und dahingehend Fragen zu
formulieren. Die Doppelrolle der Interviewenden als Fachkundige und Lehrende
wird daran deutlich (ebd., S. 108). Der entwickelte strukturierte Leitfaden enthilt
Kernfragen, die allen interviewten Personen gestellt wurden. Die Reihenfolge war
dabei nicht entscheidend. Auch sind zusétzliche Fragen oder Riickfragen erlaubt,
die sich direkt aus dem Gesprichsverlauf ergeben (Schneijderberg et al. 2022,
S. 221). Dieses Vorgehen verhindert, trotz einer hohen Strukturiertheit, eine reine
Faktenermittlung entlang eines Frage-Antwort-Schemas, welches schlimmsten-
falls in gehaltlosen Ja-Nein-Antworten miindet und die befragte Person in eine
passive Position bringt (Witzel & Reiter 2022, S. 18 ff.).

Der erste Fragenblock beschiftigt sich mit den aktuell wahrgenommenen Risi-
ken der Unternehmer:innen. Mit den dazugehorigen Fragen zur Risikobewertung
galt es herauszufinden, was zu den bewertbaren Risikokriterien zdhlt, wie Risi-
ken identifiziert und quantifiziert werden, was Unternehmen als aktuell besonders
bedrohlich wahrnehmen und wie Risiken evtl. vorgebeugt werden. Von besonde-
rem Interesse war es hier zu erfahren, ob der Ausfall von Beschiftigten eine
zentrale Position bei der Risikobewertung einnimmt. Der zweite Fragenblock
behandelte die subjektiv bewerteten Stirken des Unternehmens. Hier konnten die
Befragten angeben, was ihr Unternehmen auszeichnet, was fiir attraktive Leistun-
gen vorgehalten werden und mit welchen Strategien sie Arbeits- bzw. Fachkrifte
gewinnen und halten. Das Interesse hinter diesen Fragen lag auf den individuel-
len Flexibilisierungsmoglichkeiten der einzelnen Branchen und den Bewertungen,
was Arbeitgeber:innen denken, was bei (kiinftigen) Beschiftigten gut ankommt.
Der dritte Fragenblock ging auf die unternehmerische Praxis bei akuten oder ldn-
gerfristigen Ausfillen von Beschiftigten ein. Dieser Teil des Interviews war der
zentralste und sollte in Erfahrung bringen, welche standardisierten und indivi-
duellen Strategien Unternehmen nutzten, um Personalausfille zu kompensieren.
Zu diesem Bereich existiert wenig quantifiziertes Vorwissen, welches iiber die
Flexibilisierung von Arbeitszeit- und Arbeitsort hinausgeht. Der vierte und letzte
Fragenblock war thematisch konkret und fragte nach den personlichen Einstellun-
gen der Unternehmer:innen zur Pflegezeit- und Familienpflegezeit. Hier wurden
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die Forderungen seitens einer Ausweitung der Gesetze auf alle Unternehmens-
grofen erldutert und eine Meinungsabfrage erbeten. Auch fiir diese Fragen gibt
es weder ein quantifiziertes noch qualifiziertes Vorwissen, womit dem Antwort-
verhalten eine besondere Gewichtung zukam. Die Abbildung 8.3 veranschaulicht
die vier thematischen Fragenblocke und die dazugehorigen Unterkategorien.

(1) Risikobewertung (2) Employer Branding (3) Vereinbarkeit (4) Ausweitung PflegeZG
Rubriken von Risiken Starken des KMU Ausfall Beschaftigte Erweiterung Gesetz
Kriterien fur Risiken Attraktivitatsfaktoren Handlungsvarianten Gesetz mit Lohnersatz
Wabhrscheinlichkeit Fachkraftegewinnung Work-Life-Balance Unterstutzungsbedarf

Abb.8.3 Die vier inhaltlichen Blocke des Interviewleitfadens. (Eigene Darstellung)

Bei den Fragestellungen wurde, wie von Witzel (Witzel & Reiter 2022,
S. 35 ff.) empfohlen, auf die Verwendung von Forschungsbegriffen sowie
einen abstrakten oder verstellten Sprache verzichtet und die Anliegen mit den
dazugehorigen Fragen klar angesprochen. Vorkenntnisse zum Thema der Verein-
barkeit von Pflege und Beruf sowie zu den gesetzlichen Bestimmungen wurden
offengelegt. Dabei war es wichtig, dieses Wissen nicht aufzudringen und das
Antwortverhalten in eine bestimmte Richtung zu lenken (ebd.).

Mit der Entwicklung eines strukturierten Interviewleitfadens wurde die metho-
dische Grundlage fiir die Datenerhebung geschaffen. Die zuvor beschriebenen
Ansitze gewihrleisten eine systematische und theoriegeleitete Befragung, die
sowohl individuelle Perspektiven als auch organisationale Kontexte beriicksich-
tigt. Im nichsten Schritt wird der Feldzugang beschrieben, der die praktische
Umsetzung dieser methodischen Uberlegungen erméglicht. Hierbei stehen die
Vorbereitung und Durchfithrung der Interviews sowie die Kontextbedingungen
im Fokus, die die Qualitit und Validitit der gewonnenen Daten beeinflussen.

8.4 Feldzugang und Kontext der Untersuchung

Innerhalb der Bestimmung der Stichprobenauswahl wurde der Feldzugang vor-
bereitet. Die ausgewihlten KMU erhielten eine schriftliche sowie miindliche
Erlduterung des Forschungsvorhabens. Dabei stellte sich die telefonische Kon-
taktaufnahme als die effektivste Methode heraus. In jedem Telefonat konnten
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noch einmal das Anliegen der Untersuchung sowie die Fragen der potenziellen
Teilnehmer:innen erortert werden. Auch Bestimmungen zum Datenschutz und zur
Anonymitidt der Daten wurden dargelegt. Es erfolgte eine Terminvereinbarung
nach den zeitlichen Vorgaben der Unternehmensleitung. Alle Gespriche fanden
in dem jeweiligen Unternehmen mit der Unternehmensleitung statt. In einem Fall
war eine Mitarbeiterin anwesend, die familidre Pflegeaufgaben wahrnahm. Bei
einigen Interviews waren aufgrund der Biirosituation Mitarbeiter:innen anwe-
send. Zumeist aber fand das Gesprich nur zwischen der Interviewerin und der
Unternehmensleitung statt. Dadurch entstand hiufig eine unruhige Gespréchssi-
tuation. Die Interviews mussten mehrfach unterbrochen werden, da beispielweise
Kund:innen oder Mitarbeiter:innen mit Anliegen an die Unternehmensleitung
herantraten. Diese Anliegen hatten Vorrang und galten als ,,Stérungen* zu akzep-
tieren. Dadurch zeigte sich wesentlich, wie involviert die Unternehmensleitungen
in die operative Arbeit sind und keine exponierte Stellung als einzelne Manager:in
haben. Sie sind vielmehr in alle Bereiche eingebunden und haben verschiedene
Aufgaben inne. Sie waren sowohl in leitender Funktion titig als auch als Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter mit identischen Aufgaben wie die librigen Mitglieder
der Organisation. Im Nachgang waren das vorgefundene Setting und die zumin-
dest kurze Einbindung in den Unternehmensalltag, fiir den praktischen Gehalt
der Interviews sehr wertvoll. Es konnten zwischenmenschliche Beziehungen,
institutionelle Strukturen und auch materielle Gegebenheiten beobachtet werden.
Beispielsweise hatten drei der Interviewpartner:innen ihr Biiro in der eigenen
Hauslichkeit, sodass ich als Interviewerin dorthin eingeladen wurde und, wie
vermutlich alle anderen Giste auch, die StraBenschuhe vor der Haustiir abstellte.

Die Mehrzahl der Interviews fand aber im Unternehmen selbst statt und
je nach Branche entweder in einem Biiro oder im jeweiligen unternehmeri-
schen Kontext. Dazu zihlten u. a. Baustellen, Ladenlokale, Gaststéitten, Hotels,
Friseursalons, Bicker- und Fleischereien, Kfz-Werkstitten, Malerbetriebe oder
Ingenieurbiiros. Die Gespriachsatmosphiare war dadurch nie ruhig oder iso-
liert, sondern mitten im Unternehmensalltag mit vielen Nebengeschehnissen
und -gerduschen. Die Umgebungen reichten von einer Hotelrezeption iiber eine
Backstube, eine Baustelle, einen Bartresen, einen Friseurstuhl bis hin zu einer
Autohebebiihne. Da alle Interviews zu den Geschiftszeiten der Unternehmen
durchgefiihrt wurden, konnte der Alltag mit seinen Aufgaben erlebt werden. Zu
Beginn war es eine Herausforderung, sich darauf einzulassen und die unterschied-
lichen Settings mit all den Storungen zu akzeptieren. Hiufig bestand die Sorge,
dass die Transkription der Interviews sehr viel Zeit in Anspruch nimmt oder von
Storgerduschen (z. B. auf der Baustelle) ganz iiberdeckt wurde. Diese Befiirch-
tung stellte sich nach den Pretests als teilweise begriindet heraus und verlangte
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neben einem hochwertigen Diktiergerit eine sorgfiltige Nacharbeit. Dennoch
tiberwogen die positiven Aspekte der Vor-Ort-Besuche unter realen Bedingun-
gen. Dadurch gelang es, eine gute Innenperspektive des jeweiligen Unternehmens
inklusive der zugehdrigen situationsabhingigen Stimmung zu erhalten.

Herausfordernder als das Umgebungssetting war die Aufrechterhaltung der
wissenschaftlichen Neutralitit bei einigen Interviews. Teils kam es zu fremden-
feindlichen bis rassistischen AuBerungen gegeniiber auslindischen Arbeitskriften.
Zudem waren scharfe Diffamierungen der aktuellen Bundesregierung und damit
zur politischen Gesamtsituation hdufiger der Fall. Das bedurfte nach dem jewei-
ligen Interview einer Reflexion, die auf dem Bewusstsein basierte, dass die
qualitative Forschung eine Gratwanderung zwischen Neutralitit sowie bewuss-
ten und unbewussten Positionierungen ist. Eine Garantie auf eine harmonische
Forschungsbeziehung, Respekt oder Integritit gibt es nicht (Meyer et al. 2018).
Auch wenn diese Situationen unangenehm und herausfordernd waren, waren sie
zu keinem Zeitpunkt riskant oder physisch bzw. psychisch gefidhrdend. Insbeson-
dere das 10 Gebot zur Feldforschung von Girtler (1996, S. 379) fasst solche und
andere Erfahrungen einer/eines Forschenden priagnant zusammen: ,, Du brauchst
eine gute Konstitution, um dich am Acker; in stickigen Kneipen, in der Kirche, in
noblen Gasthdusern, im Wald, im Stall, auf staubigen Straflen und auch sonst wo
wohl zu fiihlen. Dazu gehort die Fdahigkeit, jederzeit zu essen, zu trinken und zu
schlafen.

Nach jedem Interview erfolgte die Anfertigung von Notizen, welche die Vor-
Ort-Situation und kurz die wesentlichen Inhalte der Befragung dokumentierten.
Die Vor-Ort-Termine boten eine realistische und unverstellte Innenperspektive in
die Unternehmen. Alle Interviewpartner:innen nahmen sich zwischen einer und
zwei Stunden fiir die Durchfiihrung der Befragung Zeit. Diese bestand aus zwei
Teilen: Dem gemeinsamen Ausfiillen eines strukturierten Fragebogens und dem
Fiihren des leitfadengestiitzten Interviews.? Alle Befragungen konnten erfolgreich
durchgefiihrt werden, wenngleich in mehreren Fillen die Miihe darin bestand, die
Person aufgrund der oben geschilderten Schwierigkeiten wieder zum Thema hin-
zufiihren. Dennoch ist ein positives Resiimee zur Feldforschung zu ziehen. In den
meisten Fillen gelang es durch ein ehrliches Interesse fiir die jeweilige Tatigkeit
des Unternehmens und einem aufmerksamen sowie aktiven Zuhoren, dass Eis zu
brechen und ein konstruktives Gesprich zu fiihren. Es bestand nach einigen Erldu-
terungen und der Herstellung personlicher Beziige zur Vereinbarkeit von Pflege

3 Der Fragebogen und der Interviewleitfaden sind in den Anhingen 3 und 4 im elektroni-
schen Zusatzmaterial zu finden.
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und Beruf eine grofe Offenheit gegeniiber dem Thema und es konnten wertvolle
Uberlegungen, Einstellungen und Strategien in Erfahrung gebracht werden.

Mit der Darstellung des Feldzugangs und der spezifischen Kontextbedingun-
gen wurde die Grundlage fiir die Datenerhebung geschaffen. Das folgende Kapitel
widmet sich der Auswertung der erhobenen Daten und den Prinzipien der Quali-
tatssicherung. Es beschreibt die methodischen Ansétze, mit denen die Interviews
analysiert werden, und erlédutert, wie die Validitit und Transparenz der Ergebnisse
gewihrleistet werden konnen.

8.5 Datenauswertung und Qualitatssicherung

Die sorgfiltige Datenauswertung bildet einen zentralen Bestandteil der vorliegen-
den Untersuchung und ist entscheidend fiir die Beantwortung der Forschungsfra-
gen. Sie umfasst die systematische Analyse der erhobenen Daten, um aus den
qualitativen Interviews valide und nachvollziehbare Erkenntnisse zu gewinnen.
Im Mittelpunkt steht die fokussierte Inhaltsanalyse nach Kuckartz, die sowohl
deduktive als auch induktive Elemente kombiniert, um bestehende Theorieansiitze
mit neu gewonnenen empirischen Daten zu verkniipfen. Neben der Datenauswer-
tung spielt die Qualitétssicherung eine tragende Rolle, um die wissenschaftliche
Nachvollziehbarkeit und Transparenz des Analyseprozesses zu gewéhrleisten.
Die Arbeit orientiert sich hierbei an gingigen Giitekriterien der qualitativen
Forschung, wie Intersubjektivitit, Transparenz und Reichweite, die in diesem
Abschnitt dargestellt werden. Diese Kriterien tragen dazu bei, die Validitdt und
Reliabilitit der Ergebnisse zu stirken und deren Ubertragbarkeit auf andere
Kontexte kritisch zu bewerten. Die nachfolgenden Kapitel erldutern zunichst
die methodischen Schritte der Inhaltsanalyse und gehen anschliefend auf die
angewandten Maflnahmen zur Qualitéitssicherung ein.

8.5.1 Fokussierte Inhaltsanalyse nach Kuckartz

Die Auswertungsmethode qualitativer Interviews richtet sich zuerst nach dem
Forschungsinteresse (Ridiker & Kuckartz 2019). Bei der vorliegenden Untersu-
chung wurden mittels problemzentrierter Interviews KMU befragt, um Regel-
miBigkeiten in deren unternehmerischen sowie sozialen Verhalten und Handeln
herauszufinden. Das so generierte Material durchlief eine strukturierte Daten-
aufbereitung und eine anschliefende Analyse unter Zuhilfenahme der Software
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MAXQDA. Dabei richtete sich das methodische Vorgehen nach der fokussier-
ten (auch inhaltlich strukturierenden) Inhaltsanalyse nach Kuckartz. Diese schien
geeignet, weil sie im ersten Schritt mit vorab festgelegten deduktiven Kategorien
arbeitet, die sich in einem zweiten Schritt durch neue (induktive) Kategorien
erginzen lassen. Zudem setzt Kuckartz vermehrt auf einen Mixed-Methods-
Ansatz bei der Auswertung und ldsst stirker quantitative Auswertungsmethoden
gelten. Im Mittelpunkt dieser Auswertungsmethode steht die Identifizierung, Sys-
tematisierung und Analyse von Themen. In vielen Punkten iiberlappen sich die
Methodenmerkmale bei Kuckartz und Mayring im Vorgehen zur qualitativen
Inhaltsanalyse. So zum Beispiel sprechen sich beide fiir ein deduktiv-induktives
Vorgehen bei der Kategorienbildung aus (Kuckartz & Ridiker 2020, S. 46 ff,;
Mayring 2022, S. 64 ff.). Die strukturierte Analyse nach Kuckartz & Rédiker
(2020) beinhaltet sechs Schritte, welche eine inhaltlich-semantische Zusammen-
fassung der Daten zum Ziel hat. Die Schritte werden jetzt kurz genannt und dann
auf den Forschungsprozess der Arbeit tibertragen (Tab. 8.1).

Tab.8.1 Schritte fokussierte Inhaltsanalyse. (Eigene Darstellung nach Kuckartz & Rédiker,
2020)

1. Schritt | Daten vorbereiten, organisieren und explorieren:
Transkripte der Interviews erstellen. Dokumentengruppen und
Dokumentenvariablen festlegen. Forschungsfrage vergegenwiértigen.

2. Schritt | Lineares Kategoriensystem aus dem Interviewleitfaden entwickeln:
Erginzen von (Sub-)Kategorien, die aus anderen Vorkenntnissen wie
Theorien und Konzepte stammen. Giitekriterien mittels klarer thematischer
Abgrenzungen fiir das Kategoriensystem entwickeln (=
Kategoriendefinition).

3. Schritt | Basiscodierung:
Codierregeln festlegen und jedes Interview mit vorab erstellten Kategorien
codieren.

4. Schritt | Feincodierung:

Zugeordnete Segmente aus der Basiscodierung weiter aufgliedern und
Subkategorien zuweisen. Ahnliche Kategorien zusammenfiihren. Der Fokus
liegt auf den Themen der Kategorie und nicht mehr auf den Aussagen der
Einzelpersonen.

5. Schritt | Analyse nach dem Codieren:
Fallbezogenen oder kategorienbasierte Auswertung des Materials unter
Zuhilfenahme von Visualisierungen.

6. Schritt | Bericht schreiben und Analyseprozess dokumentieren:
Ergebnisse der Forschung darstellen und interpretieren
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1. Schritt: Daten vorbereiten, organisieren und explorieren

Vor der inhaltlichen Auswertung gilt es, die gefiihrten Interviews aufzubereiten.
Das erfolgt mittels einer regelgeleiteten Transkription, also der Verschriftlichung
der miindlichen Aussagen. Hierfiir kam die Transkriptionssoftware ,,Amberscript*
zum Einsatz. Da die Interviewumgebungen eher unruhig waren, war nach der
automatischen Transkription ein Anhoren der einzelnen Interviews und eine
hindische Korrektur der durch das Programm erstellten Texte erforderlich. Da
Amberscript in der automatischen Transkription keine Regeln anwendet, wurden
diese bei der Durchsicht der Transkripte nachtriglich eingefiigt. Dabei erfolgte
die Orientierung anhand der Vorschlidge von Dresing und Prehl (2018, S. 21 f.)
sowie von Kuckartz und Rédiker (2020, S. 2 f.). Es entstanden wortliche Tran-
skripte.* Hierbei kamen Regeln zur Anwendung, welche den Texten zu einer
besseren Lesbarkeit und zu mehr Verstindnis verhalfen (Tab. 8.2):

Tab.8.2 Transkriptionsregeln. (Eigene Darstellung)

Regel Bedeutung

Anonymitit Alle Angaben mit Riickschluss auf das Unternehmen werden
anonymisiert

Dialekt Es erfolgt die Ubersetzung von Dialekten ins Hochdeutsch mit einer

Ausnahme: Das Wort ,,nie* bedeutet im Dialekt der Befragungsregion
,nicht“. Es kommt in den Interviews sehr hdufig vor und wurde so
belassen, da es das Verstindnis nicht beeintréichtigt.

Aussprache Anpassung von Wortschleifungen an das Schriftdeutsch, z. B.

LT3

~hu“— ja; ,,nee“ — nein; ,,s0’n*“— so ein

Doppelungen Wortdoppelungen werden nicht erfasst

Rezeptionssignale | Sprechduflerungen wie dh, hm, dhm usw. werden weggelassen

Satzbau Der gesprochene Satzbau wird beibehalten

/ Kennzeichnung abgebrochener Sitze mit

(...) Sprechpausen ab 3 Sekunden

(lacht) Einklammern von emotionalen nonverbalen AuBerungen

zusitzliche Regeln

Betonung Keine besondere Kennzeichnung von Betonungen und Lautstirken

Gliederung Jeder Sprechbeitrag erhilt einen eigenen Absatz und jeder Absatz
erhilt eine Zeitmarke

Kennzeichnung Kennzeichnung der Interviewerin mit ,,I und des Unternehmens mit
,,KMU* sowie zugehoriger Nummer (KMU 1... KMU 43).

4 Die Transkripte der Interviews sind in Anhang 6 im elektronischen Zusatzmaterial zu
finden.
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Um den Kontext zur befragten Person zu erweitern und dennoch deren
Anonymitidt und die des zugehorigen Unternehmens zu wahren, werden hin-
ter direkte Zitate aus den Interviews die KMU-Nummer und eine genauere
Branchenbezeichnung erginzt. Daraus ergibt sich folgende Darstellungsart:

KMU 01 ... KMU 43 C,F..S Optiker
1 4 1
Nummerierung Abkiirzung nach WZ 2008 Branchenbezeichnung

Nach dem Import der Transkripte in MAXQDA erfolgte das Anlegen von
vier Dokumentensets, welche die Befragten nach Alter, Geschlecht, Branche
und Unternehmensgrofle trennten. Fiir jedes Dokument (= Interview) wurden
diese Variablen gesondert eingetragen, um eine spitere Gegeniiberstellung von
Daten zu ermoglichen. Vor der Datenexploration wurden die Forschungsfragen
nochmals ins Gedichtnis gerufen, um das Material so aufzubereiten, dass am
Ende eine genaue Beantwortung erfolgen kann. Die Forschungsfragen erhielten
ein eigenes iibergeordnetes Projektmemo, wodurch sie direkt mit dem Pro-
jekt verkniipft und jederzeit abrufbar waren. Zum Punkt der Datenvorbereitung
gehort auch das Vertrautmachen mit den erhobenen Daten. Das geschah wih-
rend der Korrektur der automatisch erstellten Transkripte. Hierbei konnten erste
auffillige Aussagen markiert und eine gesondert angelegte Tabelle transferiert
werden, die zum Zweck der deduktiven Kategorienbestimmung entstand. Eine
nihere Beschreibung des Vorgehens findet sich unter dem Punkt 8.5.2 bei den
Giitekriterien, welcher die Durchfiihrung der Intracoder-Reliabilitit erldutert.

2. Schritt: Kategoriensystem entwickeln

Nach dem Import der aufbereiteten Interviewtranskripte wurde das deduktive
Kategoriensystems in MAXQDA erstellt. Basis fiir die Haupt- und Subkategorien
bildeten theoretische Konzepte aus den beiden Forschungsstinden, Erkenntnisse
aus vorhandenen Unternehmensstudien zu KMU sowie der Interviewleitfaden.
Fiir jede Haupt- und Subkategorie wurde ein Codememo angelegt, welches die
Kategoriengrenzen, also die Abgrenzungsmerkmale zu anderen Kategorien fest-
setzte, damit eine klare und intersubjektiv nachvollziehbare Zuordnung moglich
war. Dieser Schritt ist rein deduktiv (Kuckartz & Ridiker 2020, S. 30). ,,Eine
Kategorie kommt selten allein* (ebd., S. 34). Vielmehr entsteht ein Kategori-
ensystem, welches aus Haupt-, Sub- und Sub-Sub-Kategorien bestehen kann.
Die Struktur kann linear oder netzwerkartig aufgebaut sein (ebd.). Nach die-
sem Prinzip entstand fiir die vorliegende Arbeit ein Kategoriensystem, welches
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sich grundlegend an dem Leitfaden orientiert und somit linear aufgebaut ist. Die
Themenblocke des Leitfadens bildeten die Hauptkategorien und die Subkatego-
rien entstanden aus den Unterfragen zu den Themen. Nach diesem Schritt wurden
weitere Kategorien erginzt, die einen konkreten Konzept- oder Theoriebezug zum
Thema hatten. Die Codenamen wurden so theoretisch geschirft.

3. Schritt: Basiscodierung

Alle 43 Interviews wurden vollstindig durchgearbeitet und den relevanten Text-
stellen vordefinierte Codes zugeordnet. Durch das Codieren ganzer Passagen
blieben die Sinneinheiten erhalten und konnten in einer spéteren Feincodierung
weiter differenziert werden. Bei Abgrenzungsproblemen erfolgte eine genauere
Definition oder die Bildung von Subkategorien. Alle Kategorien und Subkate-
gorien wurden mit Memos versehen, die ihre Definitionen und Abgrenzungs-
merkmale dokumentierten. So lief sich die Zuordnung von Textstellen wihrend
der Codierung konsistent gestalten. Zusitzlich wurden aussagekriftige oder neue
Inhalte in MAXQDA als zitierfihige Stellen markiert. Die Auswertung folgte
einem deduktiv-induktiven Vorgehen: Kategorien wurden zunéchst aus theoreti-
schen Vorannahmen und empirischen Studien abgeleitet (deduktiv), aber durch
neu auftretende Aspekte erginzt (induktiv) (Mayring & Fenzl 2014, S. 543 ff.;
Kuckartz & Réadiker 2014, S. 383, 2020, S. 23 ff.; Schneijderberg et al. 2022,
S. 120 ff.). Induktive Codes entstanden insbesondere bei der Analyse von Hand-
lungsweisen im Umgang mit kurzfristigen Ausfillen sowie bei Stellungnahmen
zu Gesetzesdnderungen. Diese Codes wurden durch Memos und farbliche Markie-
rungen kenntlich gemacht und konnten im spiteren Auswertungsprozess gezielt
herausgefiltert werden. Die im Bottom-up-Prozess entstandenen induktiven Codes
sind in der nachstehenden Tabelle dargestellt (Tab. 8.3).

Tab. 8.3 Induktive Codes. (Eigene Darstellung)

Hauptkategorie Induktiver Code
1 Risiken fiir KMU * junge Menschen
* Mindestlohn
2 Ausfille von Beschiftigten ¢ Ad-hoc-Losungen
* Angebote reduzieren
3 Vereinbarkeit Berufs- und * Erfahrungen mit Pflege und Beruf
Privatleben

(Fortsetzung)
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Tab.8.3 (Fortsetzung)

Hauptkategorie Induktiver Code
4 Ausweitung PflegeZG und « Uberregulierung
FPfZG * Auseinandersetzung & soziale
Verantwortung

¢ Lohnersatz

5 Bedarfe bei ¢ Informationen
Gesetzesausweitung * (finanzielle) Subventionen
* Ersatzpersonal

Pflegeinfrastruktur stirken

4. Schritt: Feincodierung

Die Feincodierung stellt den umfangreichsten Schritt dar. Dabei werden alle
codierten Segmente in den Kategorien nochmals iiberpriift und im Hinblick
auf die Forschungsfragen ausdifferenziert. Kuckartz & Ridiker (2020, S. 56)
unterscheiden hierfiir fiinf Teilschritte: (1) Reihenfolge der Bearbeitung festle-
gen, (2) inhaltlichen Uberblick verschaffen, (3) Kategorien ausdifferenzieren oder
zusammenlegen, (4) Inhalte in Codier-Kommentaren festhalten und (5) Finalisie-
rung der Ausdifferenzierung. Alle Uberlegungen wurden fortlaufend in Memos
dokumentiert.

Im Projekt erfolgte die Bearbeitung weitgehend linear: Jede Kategorie wurde
durchgesehen, die Basiscodierung iiberpriift und bei Bedarf Segmente neu zuge-
ordnet oder Subkategorien gebildet. Das fiihrte teils zu einer Verdichtung des
Kategoriensystems bei faktenbasierten Aussagen (z. B. Begriindungen fiir Fach-
und Nachwuchskriftemangel, Attraktivititsmerkmale von Unternehmen). Beson-
ders deutlich zeigte sich jedoch eine Differenzierung bei Themen, die von den
Befragten im Unternehmensalltag bisher wenig systematisch behandelt wurden.
Dazu zihlten der akute Ausfall von Beschiftigten, Vereinbarkeitsmaflnahmen zu
Familie, Pflege und Beruf sowie die Meinungen zur Ausweitung des Pflege-
und Familienpflegezeitgesetzes. Diese drei Hauptkategorien gliederten sich wih-
rend der Feincodierung in zahlreiche Subkategorien und brachten zugleich die
meisten induktiven Codes hervor. Der Codierprozess endete, als keine neuen
Aspekte mehr auftraten und alle Segmente zugeordnet waren. Eine Intercoder-
Ubereinstimmungspriifung, wie von Kuckartz & Ridiker (2020, S. 48 ff.)
vorgeschlagen, wird im Abschnitt 8.5.2 im Zusammenhang mit den Giitekrite-
rien erldutert. Das endgiiltige Codesystem mit Haupt- und Subkategorien ist in
Abbildung 8.4 dargestellt.
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5. Schritt: Analyse nach dem Codieren

Die Analyse nach dem Codieren zielt darauf ab, Muster, Zusammenhinge
und Bedeutungen in den Daten zu identifizieren und zu interpretieren. Dabei
ist Reflexivitdt zentral, um eigene Vorannahmen und moégliche Einfliisse auf
die Interpretation kritisch zu hinterfragen. Zunichst erfolgte eine quantitative
Auswertung der codierten Segmente. Mit den Analyse-Tools von MAXQDA
wurden Hiaufigkeiten und Verteilungen der Codes ermittelt, um die prominen-
ten Themen sichtbar zu machen und Querverbindungen zwischen Kategorien
zu erkennen. Darauf folgte die qualitative Analyse, bei der die Aussagen nach
Relevanz gewichtet und in thematischen Summaries verdichtet wurden (Kuck-
artz & Radiker 2020, S. 85 f.). Auf diese Weise konnten redundante oder weniger
wichtige Inhalte reduziert und die wesentlichen Aussagen in einer kategorien-
bezogenen Summary-Tabelle zusammengefasst werden, die dann als Grundlage
fiir den Bericht dienten. Neben der inhaltsbezogenen Auswertung erfolgte auch
ein qualitativer Fall- und Gruppenvergleich. Dazu wurden Variablen wie Bran-
che, Unternehmensgrofle, Alter und Geschlecht der Inhaber:innen in MAXQDA
hinterlegt und als Sets in Segmentmatrizen gegeniibergestellt. Wahrend Alter
und Geschlecht kaum Unterschiede im Antwortverhalten zeigten, erwiesen sich
Branchenzugehorigkeit und Unternehmensgro3e als prigende Faktoren. Zudem
wurde deutlich, dass eigene Erfahrungen der Unternehmensleitung sowie die
Betroffenheit von Mitarbeitenden durch familidre Pflege einen entscheidenden
Einfluss auf Einstellungen und Handlungen hatten. Diese Schritte ermdglichten
es, sowohl Haufigkeiten als auch inhaltliche Muster systematisch auszuwerten
und die zentralen Aussagen fiir die Berichtserstellung aufzubereiten.

6. Schritt: Bericht schreiben und Analyseprozess dokumentieren

Die inhaltliche Darstellung der einzelnen Kategorien stellt den Forschungsbe-
richt dar. Wie sich anschlieBend zeigen wird, ist dieser fiir jeden Code gleich
aufgebaut. Zuerst erfolgt die visuelle Darstellung der Haufigkeitsverteilung der
Antwortkategorien in einem Diagramm. Die Niederschrift der paraphrasierten
Summarys erfolgt im Erzéhlstil und der Text wird mit originalen Zitaten aus
den Interviews unterlegt, um einen authentischen Blick in die durchgefiihrte
Forschung zu ermdglichen. Dabei sind verschiedene Perspektiven der Befragten
enthalten, um die teils differierenden Meinungsbilder zu veranschaulichen. Am
Ende jeder der insgesamt sechs Kategorien steht ein Fazit, das immer die Erkennt-
nisse aus der jeweiligen Hauptkategorie zusammentrigt und diese anschliefend
mit aktuellen themenbezogenen Studien vergleicht. Dadurch erhilt das erho-
bene Material einen Realitdtsabgleich und ldsst fiir induktive Ergebnisse erste
deduktive Schlussfolgerungen zu.
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8.5.2 Gitekriterien

Die Giitekriterien empirischer Sozialforschung dienen als methodologische Leit-
linien, um die Validitit, Reliabilitit, Objektivitdt und Ubertragbarkeit von
Forschungsergebnissen zu gewihrleisten. Diese Kriterien werden als essenziell
angesehen, um die Qualitit und Verldsslichkeit in Forschungsprojekten zu sichern
(Kelle 1999, u. a.; Flick et al. 2012; Flick 2021). Idealerweise stellen die Giite-
kriterien sicher, dass die durchgefiihrten Studien wissenschaftlichen Standards
entsprechen und somit zuverldssige, valide und objektive Erkenntnisse generie-
ren, die iiber den spezifischen Forschungskontext hinaus anwendbar sind. Es ist
hinldnglich bekannt, dass die drei o. g. Kriterien hauptsichlich fiir quantitative
Untersuchungen bestimmt und fiir die qualitative Forschung weitgehend zuriick-
gewiesen werden (Mey & Mruck 2020, S. 236; Flick 2021). Vielmehr haben sich
hier die Kriterien Transparenz, Intersubjektivitdt und Reichweite etabliert (ebd.).
Schlussendlich gibt es aber auch Uberschneidungen bzw. Vergleichbarkeiten in
den Begrifflichkeiten und dazugehorigen Methoden. So sind sich Transparenz,
Intersubjektivitidt und Validitdt zumindest dhnlich und auch die Reliabilitéit fin-
det sich bei Mayring (2023, S. 119 ff.) sowie Kuckartz & Radiker (2020, S. 48)
als Inter-/bzw. Intracoder-Reliabilitit in der qualitativen Forschung wieder. Daher
wird im Folgenden auf eine starre begriffliche Abgrenzung verzichtet und ein
generalistisches Verstindnis angewendet, welches mehr die inhaltliche Darlegung
der angewendeten Giitekriterien fokussiert, was im Sinne eines methodenange-
messenen Vorgehens in der qualitativ-interpretativen Sozialforschung steht (Flick
2014, 2016b, 2021).

Transparenz sollte in jeder Forschung zum obersten Giitekriterium zéhlen.
Sie beinhaltet die Herleitung der Forschungsfrage, die Begriindung der Metho-
denwahl, Angaben zur Stichprobe sowie zur Datenauswertung und -aufbereitung.
Transparenz bezieht sich also auf eine offene Dokumentation des gesamten
Forschungsprozesses. Diese Explikation der Vorgehensweise hat zum Ziel, den
Leser:innen der Studie Anspruch und Wirklichkeit des Projektes darzulegen
(Flick 2014, S. 422). Transparenz ist damit nicht nur ein eigenstdndiges Giitekrite-
rium, sondern bildet zugleich die Grundlage fiir die Reichweite, da nur auf Basis
einer offenen Dokumentation die Ubertragbarkeit von Ergebnissen auf andere
Kontexte eingeschitzt werden kann.

Die Reichweite hat die Abschitzung der Verallgemeinerbarkeit zum Ziel
und damit eine moglichst objektive Einschitzung, inwiefern sich die Ergebnisse
der Studie auf andere Fille innerhalb des gleichen Kontextes iibertragen lassen.
Ausschlaggebend ist also die Generalisierbarkeit der Ergebnisse auf andere Kon-
texte oder Gruppen. Hierzu gehort eine Beschreibung des Forschungskontextes,
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die Offenlegung der Samplegenerierung sowie der angewandten Methoden. Das
Transparenzkriterium ist also unmittelbar mit der Reichweite der Forschung ver-
kniipft. Wihrend Transparenz und Reichweite vor allem die Nachvollziehbarkeit
und Ubertragbarkeit betreffen, riickt mit dem Kriterium der Objektivitit bzw.
Intersubjektivitit die Frage in den Vordergrund, wie Ergebnisse unabhingig von
individuellen Vorannahmen kritisch iiberpriifbar bleiben.

Objektivitit ist nicht identisch mit Allgemeingiiltigkeit. Karl Popper verwies
auf die intersubjektive Nachpriifbarkeit, nach der wissenschaftliche Aussagen
Giiltigkeit erlangen, wenn sie innerhalb der Forschungsgemeinschaft kritisch
tiberpriifbar und nachvollziehbar sind (Lauth & Sareiter 2005, S. 95 ff.; May-
ring 2023, S. 23 ff.). Es handelt sich um einen kritisch-rationalen Dialog iiber
dogmatische Grundannahmen oder Denksysteme. In der Diskussion iiber gewon-
nene Ergebnisse gilt die Intersubjektivitit als ein erweitertes Giitekriterium der
Objektivitit. Sie folgt dem Prinzip der Kommunikation und Kontextualitit. Das
hei3t zum einen, dass Daten immer als gemeinsame Hervorbringungen gelten und
mit Beteiligten am Forschungsgeschehen artikuliert werden und zum anderen eine
Reflexion der eigenen Subjektivitit hervorbringt (Decker 2018, S. 236 £.). Ziel ist
eine moglichst neutrale Forschungshaltung, die durch transparente Methodenbe-
schreibung und Reflexion eigener Vorannahmen abgesichert wird. Eng verkniipft
damit ist die Intersubjektivitit, die stirker auf die Reproduzierbarkeit und Genau-
igkeit von Ergebnissen zielt und damit Uberschneidungen zu den Konzepten von
Reliabilitdt und Validitdt aufweist.

Intersubjektivitiit zielt darauf ab, subjektiv gewonnene Daten so transpa-
rent zu machen, dass Dritte bei gleichem Vorgehen zu &hnlichen Ergebnissen
gelangen wiirden. Auf den ersten Blick dhneln sich Reliabilitit und Validitét,
beide beziehen sich auf die Zuverldssigkeit von Forschungsergebnissen. Unter-
schiede bestehen jedoch in der methodischen Anwendung: Reliabilitit beschreibt
die Reproduzierbarkeit einer Messung, Validitidt die Genauigkeit der Schlussfol-
gerungen und die Passung von Instrument und Forschungsgegenstand (Flick et al.
2012; Flick et al. 2019; Kuckartz & Rédiker 2020). Reliabilitét ist dabei Voraus-
setzung fiir Validitédt. In der qualitativen Forschung gilt Validitét als besonders
anspruchsvoll, da sie eine moglichst grofle strukturelle Variation der Perspektiven
verlangt (Wilson 1982, S. 501 f.), was auch Kritik hervorgerufen hat (Konig &
Zedler 1995, S. 355). Mayring iibertrdgt die Reliabilitdt auf die qualitative For-
schung, indem er wiederholte Codierungen als Kontrollmechanismus empfiehlt.
Dieses Vorgehen wurde auch in der vorliegenden Arbeit angewendet, um einer
einseitigen Subjektivitit entgegenzuwirken. Ein praktisches Verfahren, um Inter-
subjektivitit in Einzelprojekten abzusichern, ist die Intracoder-Reliabilitdt. Sie
erginzt die theoretische Diskussion durch eine konkrete methodische Umsetzung,
die auch in dieser Arbeit vorgenommen wurde.
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Qualitative Studien konnen aufgrund kleinerer Samples die Qualitétskriterien
quantitativer Forschung nicht vollstindig erfiillen. Dennoch ist intersubjektive
Nachvollziehbarkeit moglich. In Mehrpersonenprojekten wird sie iiber Intercoder-
Reliabilitdt erreicht, bei Einzelprojekten iiber Intracoder-Reliabilitiit, also durch
eine erneute Codierung der Daten zu einem spiteren Zeitpunkt (Riadiker & Kuck-
artz 2019, S. 288 ff.; Kuckartz & Radiker 2020, S. 46 ff.; Mayring 2022,
S. 118 ff.). Dieses Verfahren wurde in der vorliegenden Arbeit angewandt. Die
43 Interviews wurden in zwei Durchgéngen mit einem Abstand von drei Mona-
ten codiert. Im ersten Durchlauf, nach der Korrektur der Transkripte, erfolgte
die Codierung deduktiver Hauptkategorien und induktiv gebildeter Subkatego-
rien. Der zweite Durchlauf in MAXQDA konzentrierte sich zunichst auf die
Hauptkategorien; Subcodes und induktive Codes sollten sich frei ergeben. Ziel
war es, sowohl Ubereinstimmungen als auch Abweichungen sichtbar zu machen.
Dabei erwies sich die zweite Codierung als priziser: Kategorien konnten klarer
voneinander abgegrenzt und induktive Codes deutlicher herausgearbeitet werden.
Exemplarisch reduzierte sich die Hauptkategorie ,,Risiken fir KMU* von 17
Codes im ersten Durchlauf auf sechs im zweiten, wodurch das Codesystem tiber-
sichtlicher und trennschérfer wurde. Zur Bestimmung der Intracoder-Reliabilitit
wurden zwei Variablen herangezogen: (1) das Vorhandensein eines Codes im
Dokument und (2) die Hiufigkeit der Codierung. Bei Abweichungen erfolgte
eine Segmentpriifung und Diskussion im Promotionskolloquium. Dadurch ent-
standen prizisere Kategorien und Fusionen, die den Codierprozess verdichteten.
Neben dieser formalen Kontrolle zeigte sich bei der Zweitcodierung eine neue
Sensibilitit fiir emotionale Aussagen, die beim ersten Durchgang im Fokus auf
Fakten iibersehen wurden. Daraus entstanden drei zentrale induktive Codes: ,,Er-
fahrungen mit Pflege & Beruf*, , Auseinandersetzung und soziale Verantwortung “
sowie ,, Pflegeinfrastruktur stirken“. Diese Kategorien vertieften das Verstindnis
organisationaler Perspektiven und erweiterten die Analyse um sozial-normative
Dimensionen. Die Anwendung der Intracoder-Reliabilitdt brachte somit zwei
zentrale Vorteile. Sie schuf ein klareres, nachvollziehbares Codierschema und
eroffnete ein vertieftes, sensibleres Verstindnis der Interviewaussagen. Damit trug
sie wesentlich zur Qualitidt und interpretativen Tiefe der Arbeit bei.

8.6 Durchfiihrung Unternehmensbefragung

Die Durchfiihrung der Unternehmensbefragung basiert auf einer fundierten
methodischen und inhaltlichen Grundlage. Um die Besonderheiten der untersuch-
ten Unternehmen und ihrer betrieblichen Rahmenbedingungen besser einordnen
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zu konnen, erfolgen zu Beginn eine Klassifikation nach Wirtschaftsbranchen und
eine Darstellung zentraler Rahmendaten zu kleinen und mittleren Unternehmen.
Diese Ubersicht dient dazu, die Grundgesamtheit der Unternehmenslandschaft
in Deutschland zu beleuchten und ermdoglicht einen besseren Vergleich mit
der fiir die Studie ausgewihlten Stichprobe. Auf dieser Grundlage konnen die
spezifischen Herausforderungen und Potenziale der untersuchten KMU priziser
analysiert und im Kontext der allgemeinen Unternehmenslandschaft eingeordnet
werden.

8.6.1 Klassifikation nach Wirtschaftsbranchen und
Rahmendaten zu KMU

Die qualitative Stichprobe dieser Arbeit umfasst Kleinst- und Kleinunterneh-
men aus der gewerblichen Wirtschaft, die sich durch spezifische Merkmale wie
GroBenklasse, Beschiftigtenzahl und Branchenverteilung auszeichnen. Vor die-
sem Hintergrund gibt das Teilkapitel einen Uberblick iiber die Unternehmensland-
schaft in Deutschland und erldutert die zentralen Unterschiede zwischen KMU
und GroBunternehmen sowie zwischen gewerblicher und nicht gewerblicher Wirt-
schaft. Hierzu wird eine branchenbezogene Klassifikation vorgenommen, die
die Struktur und Verteilung der Unternehmen iibersichtlich darstellt. Ergdnzend
wird aufgezeigt, in welchen Bereichen Unternehmen titig sind und wie sich
die Verteilung von kleinen und mittelstindischen Unternehmen im Vergleich zu
Groflunternehmen gestaltet. Diese Analyse bietet eine fundierte Grundlage, um
die spezifischen Rahmenbedingungen von KMU bei der Bewertung familien- und
pflegefreundlicher Arbeitsbedingungen besser zu verstehen.

Deutschland richtet sich bei der Zuordnung der ansissigen Unternehmen nach
dem Standard der ,,Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der Euro-
pdischen Gemeinschaft® (NACE).> Sie dient als klassifikatorische Grundlage
und basiert auf dem weltweiten Standard der ,International Standard Industrial
Classification* (ISIC) (Stat. Bundesamt 2008; Eurostat 2008). Unter Beriick-
sichtigung dieser Definitionen gibt es in Deutschland 3,4 Millionen rechtliche
Einheiten, wovon 3,1 Millionen umsatzsteuerpflichtig sind und ein Jahresum-
satzvolumen von 8,7 Billionen Euro erzielen (Stat. Bundesamt 2024c, S. 28).

5 Die Zusammenfassung von Wirtschaftsabschnitten in Gruppen nach NACE in Europa,
dient der Standardisierung um eine einheitliche und konsistente Erfassung wirtschaftlicher
Aktivititen sicherzustellen. Dies fordert die Vergleichbarkeit von Daten iiber verschiedene
Regionen und Lénder hinweg. Zusammengefasst werden Branchen, die durch ihr Tatigkeits-
gebiet eng miteinander verwandt sind.
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In den rechtlichen Einheiten sind 34,7 Millionen abhingige Beschiftigte titig.
Das sind Personen, die sozialversicherungspflichtig oder ausschlieBlich gering-
fiigig beschiftigt sind (ebd.). Jedes Unternehmen wird auf Grundlage seiner
Tatigkeit in Sektoren eingeteilt. Die drei Sektoren umfassen Rohstoffgewinnung
(primir), Produktion (sekunddr) und Dienstleistungen (tertidr). Letzterer ist mit
15 Branchen der umfangreichste (Stat. Bundesamt 2022a). Eine Gesamtschau der
deutschen Unternehmenslandschaft bietet die Abbildung 8.5.

Sektoren (‘9 -«

Primarer Sektor - -E

Sekundarer Sektor -1:
!

Tertidrer Sektor -~ Deutsche N =
Wirtschaft \‘[tﬁ@ Umsatzsteuerpflichtige Einheiten ]

,r{ Rechtliche Einheiten ]

- gesamt: 3,4 Millionen

. gesamt: 3,1 Millionen

gesamt: 8,7 Billion Euro -

[L Abhéangige Bescnafltmej

T

- gesamt: 34,7 Millionen

Abb.8.5 Unternechmenslandschaft in Deutschland. (Eigene Darstellung Stat. Bundesamt
2022a, 2024c)

Fiir die Auswertung und Vergleichbarkeit von Unternehmensstatistiken im
tertidren Sektor sind zwei wesentliche Besonderheiten zu beachten:

1. Befreiung von der Umsatzsteuer und steuerliche Untererfassung: Bestimmte
Branchen wie offentliche Verwaltung oder Gesundheits- und Sozialwesen
sind gemidl § 4 UStG von der Umsatzsteuer befreit, da ihre Leistungen als
offentliches Interesse gelten. Diese Bereiche werden hiufig als nicht marktbe-
stimmend klassifiziert und daher nicht vollstindig in Statistiken erfasst.

2. Einordnung zur nicht-finanziellen gewerblichen Wirtschaft: Die nicht-
finanzielle gewerbliche Wirtschaft umfasst das produzierende Gewerbe, Bau-
gewerbe, Handel, Verkehr, Gastgewerbe und kundennahe Dienstleistungen,
die typisch fir KMU sind. Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei
(Abschnitt A) werden in der Unternehmensstatistik hingegen meist nicht
berticksichtigt (Eurostat 2008; Stat. Amter des Bundes und der Linder 2023).
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Die Auswahl der KMU aus der gewerblichen Wirtschaft erfolgte bewusst, da
diese Unternehmen im Gegensatz zu nicht marktbestimmten Bereichen wie
der offentlichen Verwaltung, exterritorialen Organisationen oder dem Finanzsek-
tor typischen KMU-Strukturen entsprechen. In den ausgeschlossenen Bereichen
dominieren spezifische gesetzliche Regelungen, organisatorische Voraussetzungen
und Beschiftigungsbedingungen, die nicht repréisentativ fiir die Herausforderun-
gen der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in kleinen Unternehmen sind. Zudem
zeichnen sich die ausgewihlten Branchen der gewerblichen Wirtschaft durch eine
hohe Diversitit in Unternehmensstrukturen, Beschiftigungsmodellen und Arbeits-
bedingungen aus. Die Vielfalt erméglicht eine fundierte Analyse der spezifischen
Herausforderungen und Potenziale, die sich im Kontext der Doppelbelastung aus
Pflege und Beruf ergeben. Damit wird die Zielsetzung der Arbeit unterstiitzt,
praxisnahe Erkenntnisse dariiber zu gewinnen, wie KMU mit den Vereinbarkeits-
bedarfen ihrer Beschiftigten umgehen. Die Verteilung der kleinen und mittleren
Unternehmen und ihrer Beschéftigtenzahlen zeigt deutliche Unterschiede inner-
halb der verschiedenen Wirtschaftszweige. Tabelle 8.4 gibt einen Uberblick iiber
die relevanten Branchen der gewerblichen Wirtschaft und zeigt deren Bedeutung
hinsichtlich der Anzahl der KMU und der darin beschiftigten Personen.

Tab.8.4 Anzahl der KMU und Beschiiftigtenzahlen nach Wirtschaftsabschnitt. (Eigen Dar-
stellung nach Bundesagentur fiir Arbeit 2021; Stat. Bundesamt 2024a)

WZ 2008 Wirtschaftsabschnitt Anzahl KMU | Beschiftigte ©

BCDE Produzierendes Gewerbe (ohne 274.689 3.215.855
Baugewerbe)

F Baugewerbe 379.824 2.298.497
Dienstleistungsbereich insgesamt

GHI Handel, Verkehr, Lagerei und 855.028 6.337.827
Gastgewerbe

J Information und Kommunikation 128.230 780.924

L Grundstiicks- und Wohnungswesen 199.730 576.684

MN Erbringung von wirtschaftl. 686.509 3.651.145
Dienstleistungen

S sonstige Dienstleistungen 163.288 589.009

2.687.298 17.449.9417

6 sozialversicherungspflichtig Beschiftigte (SvB) und ausschlieBlich geringfiigig Beschif-
tigte (aGB).
7 Stichtagswert 30.06.2021.
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Die wichtigsten Strukturdaten zu KMU in Deutschland sollen an dieser Stelle
kurz zusammengefasst werden.

Anzahl KMU: Mit 2,6 Millionen sind die Kleinstunternehmen in Deutsch-
land am hiufigsten vertreten. Dagegen sind kleine Unternehmen nur mit einer
Anzahl von rund 464.911 und mittlere mit 79.957 vorhanden. Demgegen-
iiber stehen GroBunternechmen mit einer Anzahl von 20.765. Damit sind 3,2
Millionen Unternehmen, was 99,3 % entspricht, in Deutschland den KMU zuzu-
rechnen (Stat. Bundesamt 2024a).® Einen Uberblick iiber die Verteilung nach
Unternehmensgrofen gibt Tabelle 8.5.

Tab.8.5 Anzahl der Unternehmen nach Grofenklasse und Beschiftigtenzahl. (Eigene Dar-
stellung nach Stat. Bundesamt 2024c)

Unternehmensart Anzahl KMU Beschiftigte
Kleinstunternehmen 2.607.041 82,2 % 7.180.232 18,7 %
bis 9 Beschdiftigte

Kleine Unternehmen 464911 14,7 % 7.969.922 20,8 %
bis 49 Beschdiftigte

Mittlere Unternehmen 79.957 2,5 % 6.365.820 16,6 %
bis 249 Beschidiftigte

KMU insgesamt 3.151.909 99,3 % 21.515.974 56,1 %
GrofBunternehmen 20.765 0,7 % 16.873.173 43,9 %
tiber 249 Beschidiftigte

Unternehmen insgesamt 3.172.674 100 % 38.389.147 100 %

Wirtschaftszweige und Standorte: Die Anzahl nach Wirtschaftszweigen ist
in der Rangfolge klar verteilt. Es fiihren der Handel (G), gefolgt von freiberufli-
chen wissenschaftlichen Dienstleistungen (M) und das Baugewerbe. Alle anderen
Branchen der nicht finanziellen gewerblichen Wirtschaft weisen weniger KMU
auf. Beim prozentualen Anteil der Unternehmen liegen die Abschnitte F (Bauge-
werbe) und S (Erbringung sonstiger Dienstleistungen) mit 99,9 % an der Spitze.
Das heiBt, die Bereiche haben beinahe keine GroBunternehmen. Ahnlich sieht
es im Gastgewerbe (I), bei der Erbringung von freiberuflichen Dienstleistungen
(M) und dem Grundstiicks- und Wohnungswesen (L) aus. Im Gegensatz dazu hat

8 Alle gemachten statistischen Angaben dieses Textblockes beziehen sich auf Stat. Bundes-
amt 2024a (Mittelstand in Deutschland) und Stat. Bundesamt 2024c¢ (Unternehmensland-
schaft in Deutschland), wenn nicht anders angegeben.
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das verarbeitende Gewerbe (C) mit die wenigsten KMU, dafiir aber die meis-
ten GroBunternehmen. Die Verteilung nach Branchen und Grofen verdeutlicht
Abbildung 8.6.

Anzahl Unternehmen nach Branche und GréRe

Produzierendes Gewerbe (BCDE) [T |
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Abb.8.6 Anzahl Unternehmen nach Branche und GroBe. (Eigene Berechnungen mit Daten
aus dem strukturellen Unternehmensregister)

Die Bundeslidnder Nordrhein-Westfalen, Bayern und Baden-Wiirttemberg sind
die Lander mit der hochsten Unternehmensdichte und mit dem hochsten jahr-
lichen Umsatzvolumen (Stat. Bundesamt 2024c). Hier sind auch die meisten
von den GroBunternehmen wie die Mercedes Benz Group und die Bayerischen
Motorenwerke angesiedelt (Stat. Bundesamt 2021). Sie sind dem verarbeiten-
den Gewerbe zuzuordnen, welches neben den meisten GroBunternehmen auch
die meisten mittleren und kleinen Unternehmen beherbergt. Hingegen sind hier
die wenigsten Kleinstunternehmen zu finden. Ebenfalls zahlenméBig am héufigs-
ten finden sich in Westdeutschland groSe Handelsunternehmen (Edeka, Rewe,
Schwarz-Gruppe). Hingegen finden sich in Ostdeutschland kaum Konzernzentra-
len und zugehorige grofle Unternehmen. Zum Vergleich: Im Land Nordrhein-
Westfalen sind im Unternehmensregister 3.204 GroBunternehmen gelistet (Stand
2021). In Sachsen sind es lediglich 267. In Wirtschaftsmagazinen wird der Osten
Deutschlands daher gern als Wirtschaftswiiste bezeichnet. Von insgesamt 30
strukturschwachen Landkreisen in Deutschland sind allein 27 in den Ostlichen
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Bundeslidndern zu finden. Aber auch in Westdeutschland gibt es (zunehmend)
gefdhrdete Regionen mit einer schwachen Wirtschaftsleistung, hoher Abwande-
rung und maroder Infrastruktur. Betroffen sind u. a. die Regionen Gelsenkirchen,
Duisburg/Essen, Bremerhaven, die Altmark und Emscher-Lippe (ISI 2019).

Beschiiftigte: Insgesamt 44 % aller sozialversicherungspflichtig Beschéftig-
ten sind in GroBunternehmen titig. In Kleinstunternehmen sind es dagegen nur
18,7 %, in kleinen 20,8 % und in mittleren Unternehmen 16,6 %. Die meis-
ten Beschiftigten aller KMU sind im Handel titig. Es folgt das verarbeitende
Gewerbe und das Baugewerbe. Schlusslicht bilden die Abschnitte S (Erbringung
sonstiger Dienstleistungen) und der Bergbau. Das entsteht zum einen, weil es im
Bergbau verhéltnisméBig wenige KMU gibt und zum anderen, weil der Abschnitt
S eine sehr geringe Anzahl an KMU hat und somit sehr wenige Personen beschif-
tigt. Ein wichtiger Fakt ist, dass 80 % aller KMU weniger als fiinf Beschiftigte
haben und nur 8 % zwischen 10 und 49 Personen (KfW Research 2022). Der
Mittelstand in Deutschland ist also sehr klein, was die Abbildung 8.7 nochmals
veranschaulicht.

Verteilung Beschaftigte in KMU

2%

8%
= < 5 Beschaftigte

= 5-9 Beschaftigte
10-49 Beschaftigte

= > 50 Beschéftigte

Abb.8.7 Verteilung Beschiftigte KMU nach GroBe. (Eigene Darstellung nach Stat. Bun-
desamt 2024a)

Mit Abstand die hochsten Zahlen an Beschiftigten hat allein der Bereich G
(Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kfz) mit fast 3,5 Millionen Men-
schen. Hier ist auch die Anzahl der KMU am hochsten. Diese Branchengrofe
erklért sich durch die hohe Anzahl an Fahrzeugen in Deutschland und die damit
verbundene Notwendigkeit fiir kontinuierliche Wartung und Reparatur. Der Auto-
mobilsektor spiegelt die Bedeutung spezifischer Branchen fiir die Beschiftigung
wider. Daraufhin folgen das verarbeitende Gewerbe und das Baugewerbe. Einzeln
betrachtet haben die Branchen B, D und E, welche zum produzierenden Gewerbe
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gehoren, die wenigsten Beschiftigten. Das liegt daran, dass die meisten Mitarbei-
ter:innen dieser Bereiche in GroBunternehmen zu finden sind. Gleichzeitig sind
es die Branchen mit der geringsten Anzahl an KMU. Die Abbildung 8.8 stellt die
Verteilung von Beschiftigten in den KMU nach Branche dar.

Verteilung Beschéftigte in KMU nach Branche

® Handel, Verkehr, Lagerei, Gastgewerbe (GHI)
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Abb.8.8 Verteilung Beschiftigte in KMU nach Branche. (Eigene Darstellung nach Stat.
Bundesamt 2024a, S. 24)

Geschlecht: Die Beschiftigtenstatistik unterscheidet nicht explizit nach Unter-
nehmensgrofe, Branche und Geschlecht, sondern bietet nur eine Gesamtiibersicht
tiber alle GroBenklassen und Branchen. Ende 2023 waren 53,5 % der sozi-
alversicherungspflichtig Beschiftigten ménnlich und 46,5 % weiblich (Stat.
Bundesamt 2023a). Die Verteilung nach Wirtschaftszweigen zeigt jedoch erheb-
liche Unterschiede: Im verarbeitenden Gewerbe (Abschnitt C) arbeiten 19,5 %
aller Beschiftigten, wobei Ménner mit einem Anteil von 74 % deutlich domi-
nieren. Umgekehrt verhilt es sich im Gesundheits- und Sozialwesen (Abschnitt
Q), wo 77 % der Beschiftigten Frauen sind. Diese Branchenverteilung verdeut-
licht typische Geschlechterdifferenzen in der Arbeitswelt. Besonders ausgeprigt
ist der Unterschied im Baugewerbe (Abschnitt F), in dem 86 % der Beschiftigten
minnlich sind. Lediglich im Handel (Abschnitt G) ist die Geschlechtervertei-
lung fast ausgeglichen, mit 50,1 % Miénnern und 49,9 % Frauen. Im Bereich
Verkehr und Lagerei sind weiterhin drei von vier Beschiftigten Ménner. Frauen
hingegen dominieren in sozialen und erzieherischen Berufen (ebd.). In den Berei-
chen offentliche Verwaltung, Erziehung und Unterricht (Abschnitte P & Q) sowie
im Gesundheits- und Sozialwesen (Q) sind 73 % der insgesamt 8,93 Millio-
nen Beschiftigten Frauen, was rund 6,5 Millionen entspricht. Ménner stellen in
diesen Bereichen mit 27 % einen deutlich geringeren Anteil (2,4 Millionen).
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Diese Statistik zeigt, dass traditionelle ,,Frauen- und Minnerdominen® weiter-
hin bestehen. Wihrend Minner in technischen und handwerklichen Berufen wie
dem Baugewerbe oder dem Verkehrswesen tiberreprisentiert sind, arbeiten Frauen
iiberwiegend in sozialen und pflegerischen Berufen, die meist auch einen hoheren
Anteil an weiblicher Beschiftigung aufweisen (ebd.).

Ausgewihlte statistische Befunde zeigen geschlechtsspezifische Unterschiede
in Abhéngigkeit von der Unternehmensgrofle. Eine Personalleiterbefragung ergab,
dass in kleinen und mittleren Unternehmen mit bis zu 49 Mitarbeiter:innen 42 %
der Beschiftigten Frauen und 58 % Minner waren — der hochste Frauenanteil
aller Unternehmensgroen (ifo Institut & Randstad 2021). Zum Vergleich: In
GroBunternehmen sind nur 33 % der Beschiftigten weiblich (ebd.). Besonders in
Kleinstunternehmen, mit weniger als neun Beschiftigten, ist der Anteil weiblicher
Arbeitnehmerinnen hoch. 60 % aller Frauen in KMU arbeiten in Unternehmen
dieser GroBenklasse (KfW 2018, 2019). Knapp 20 % der mittelstdndischen Unter-
nehmen werden von Frauen gefiihrt, die iiberwiegend im Dienstleistungsbereich
titig sind (KfW Research 2023). Weiblich gefiihrte KMU weisen mit 61 % einen
hoheren Anteil weiblicher Beschiftigter auf als ménnergefiihrte, bei denen die-
ser Anteil bei 53 % liegt. Zudem zeigt sich, dass die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf ein wichtiges Kriterium fiir die Unternehmenswahl von Frauen ist:
Unternehmen mit familienfreundlichen Maflnahmen verzeichnen einen um 9 %
hoheren Frauenanteil (KfW 2019).

Auf Umsatzzahlen von KMU wird hier nicht noch einmal gesondert einge-
gangen, da sie fiir die angestellte Untersuchung unerheblich waren. Diese bezieht
sich in den Strukturdaten der Stichprobe auf die Branche und die GréBe der KMU
sowie auf die Alters- und Geschlechterverteilung der Unternehmensleitungen und
der Beschiftigten.

Zusammenfassend prisentierte diese Ubersicht ein aufschlussreiches Bild zur
Verteilung der KMU nach Branchen und ihrem Anteil an Beschiftigten. 56 %
der Erwerbstitigen sind in einem KMU angestellt. Von ihnen sind die meis-
ten in den Kleinstunternehmen zu finden. Laut Definition arbeiten hier weniger
als 10 Beschiftigte. In der Praxis sind es hingegen durchschnittlich nur fiinf
Beschiftigte. Im Vergleich zu GroBunternehmen haben KMU bei den Beschif-
tigtenzahlen eine hohe Relevanz. Forschungsseitig zeigt sich jedoch, dass sie viel
weniger als grofle Unternehmen in Untersuchungen und Befragungen einbezo-
gen werden. Unter den KMU sind es die Kleinstunternehmen, die fast gar keine
Berticksichtigung finden.

Um die Untersuchungsregion umfassend einordnen zu konnen, werden im
ndchsten Abschnitt deren soziodemografische Merkmale beschrieben. Dabei ste-
hen sowohl der Landkreis Gorlitz als auch die Stadt Gorlitz, die grofite Stadt
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des Landkreises, im Mittelpunkt. Die Analyse umfasst zentrale Aspekte wie die
demografische Lage, die Bevolkerungszahl, die geschlechtliche Verteilung und
Altersstruktur, das Einkommen, den Anteil an Ausldnder:innen sowie die aktuelle
politische Situation.

8.6.2 Soziodemografie der Untersuchungsregion

Der Landkreis Gorlitz gehort zum Freistaat Sachsen und ist der dstlichste Land-
kreis Deutschlands. Er liegt an der Grenze zu Polen und Tschechien und bildet
damit das niederschlesische Dreildndereck. Mit einer Fliche von 2.111,4 km?2 ist
der drittgroite Landkreis in Sachsen. Insgesamt gibt es 53 Kommunen, wovon
14 Stiadte sind. Durch die grofte Stadt Gorlitz, verlauft der 15. Meridian Ost.
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die Stadt entlang des Flusses Neile geteilt
und es entstand die polnische Stadt Zgorzelec. Beide Stidte verbindet inzwischen
eine Partnerschaft. Gorlitz ist durch seine sehr gut erhaltene historische Altstadt
ein beliebter Ort fiir den Tourismus und die Filmindustrie. Zahlreiche bedeutende
nationale und internationale Filme wurden hier gedreht, was der Stadt den Bei-
namen ,,Gorliwood* einbrachte.” Die geografische Lage des Landkreises zeigt
Abbildung 8.9.
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Abb.8.9 Geografische Lage des Landkreises Gorlitz. (Quelle: Oberlausitz-Bilder.de)

9 Gorliwood® — European Film Location: Gorlitz — Gérliwood — European Film Location

(goerlitz.de).
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Trotz der touristischen Popularitdt der Stadt Gorlitz und des Landkreises
nimmt die Region im Ranking der deutschen Orte mit den hochsten Zukunftsri-
siken Platz 11 ein und liegt damit weit vorn (Stat. Bundesamt 2023e, S. 48). Fiir
diese Platzierung wurden Indikatoren aus den Bereichen Demografie, Arbeits-
markt, Wettbewerb und soziale Lage bewertet (ebd.). In all den Bereichen ist
der Landkreis nur miBig aufgestellt und wird den strukturschwachen Regio-
nen in Deutschland zugeordnet. Das zeigt sich auch an der Wirtschaftsleistung.
Das BIP je Einwohner:in lag hier im Jahr 2020 bei 28.413 € (Stat. Landesamt
Sachsen 2020b). Im bundesweiten Vergleich betrug es im selben Jahr 40.929
€ und war somit um rund 30 % hoher (Stat. Bundesamt 2022c, S. 25). Das
liegt u. a. daran, dass es in Ostdeutschland kaum Konzernzentralen und grofe
Unternehmen gibt. In Sachsen sind es lediglich 267 Stiick. Zum Vergleich: Im
Land Nordrhein-Westfalen waren 2021 im Unternehmensregister 3.204 GroBun-
ternehmen gelistet (Koschatzky & Stahlecker 2018). In Wirtschaftsmagazinen
wird der Osten Deutschlands daher gern als Wirtschaftswiiste bezeichnet. Mittels
Clusteranalyse verfestigt sich dieser Eindruck. Von insgesamt 294 Landkrei-
sen und 402 kreisfreien Stddten und Gemeinden in Deutschland gelten 162 als
tendenziell strukturschwach. Ein erheblicher Teil dieser Regionen liegt in den
ostlichen Bundeslidndern, die damit besonders stark von strukturellen Nachteilen
betroffen sind (ebd.). Daher ist es nicht iiberraschend, dass auch der Landkreis
Gorlitz dazugehort. Er zéhlt sogar zu den 36 Kreisen, die als besonders struk-
turschwach eingestuft wurden (BMI 2020, S. 42). Die geografische Lage ,,im
Herzen von Europa“ verschafft dem Kreis keine iibermidfigen Vorteile. Beson-
ders junge Menschen zieht es in die sdchsischen Grof3stadte Dresden und Leipzig,
welche eine bessere Infrastruktur, vielfiltigere Arbeitsmoglichkeiten und eine all-
gemein bessere demografische und wirtschaftliche Entwicklung aufweisen. Der
Trend der Urbanisierung verstetigt sich hier und wirkt sich auf die Bevolke-
rungsentwicklung im Landkreis aus. Besonders die lindlichen Gebiete im Norden
des Landkreises verzeichnen einen starken Bevolkerungsriickgang. Aber auch die
grofen Kreisstddte Gorlitz und Zittau verloren iiber die letzten Jahrzehnte zah-
lenmiBig an Bevolkerung. Die Sterblichkeit dlterer Menschen ist hier besonders
hoch, die Geburtenrate sehr niedrig und der Saldo aus Zu- und Fortziigen ist seit
der Wende negativ. Lediglich die Stadt Gorlitz wuchs seit 2010 leicht an. Das
grofite Plus gab es 2015 mit 1.400 Personen. Seitdem sank diese Zahl jedoch
kontinuierlich und erreichte 2021 ein leichtes Plus von 296 Personen gegeniiber
dem Vorjahr (Komm. Statistikstelle Gorlitz 2023, S. 36).
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Der Landkreis Gorlitz bleibt in seiner Entwicklung hinter anderen Landkreisen
zurlick. Besonders deutlich wird dies in der demografischen Situation, der sozia-
len und technischen Infrastruktur, im Lebensstandard sowie im vergleichsweise
niedrigen Preisniveau. Einen genaueren Einblick geben die folgenden Indikatoren.

(1) Bevolkerungszahl

Insgesamt leben im Landkreis Gorlitz knapp 250.000 Menschen (Stat. Bundes-
amt 2023b). In der Stadt Gorlitz leben rund 57.000 Einwohner:innen (Komm.
Statistikstelle Gorlitz 2023, S. 21). Der Landkreis gehort zu den Regionen mit
dem groBten Bevolkerungsriickgang in Deutschland und liegt von insgesamt 20
Plidtzen auf Platz 13 (Stat. Bundesamt 2023e, S. 9). Nach den Berechnungen des
Bundesinstituts fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) aus dem Jahr 2021,
soll der Kreis bis zum Jahr 2040 insgesamt 20,7 % ihrer Bevolkerung verlie-
ren (ebd., S. 11). Dieser Trend zeigt sich im Vergleich der Jahre. Lebten 2001
noch rund 316.000 Menschen im Landkreis, sind es 2023 bereits 21 % weniger.
Besonders stark machte sich die Abwanderung in den 1990er und 2000er Jah-
ren bemerkbar. Hinzu kommt ein Geburtentief, welches sich nachhaltig auf die
Altersstruktur auswirkte (Stat. Landesamt Sachsen 2020a, S. 14). Die Abnahme
der Bevolkerung hingt neben einem negativen Wanderungssaldo auch mit den
Sterbezahlen zusammen. Der Saldo aus den geborenen bzw. gestorbenen Per-
sonen betrug im Jahr 2021 gerundet minus 3.100 Personen (Stat. Landesamt
Sachsen 2022). Das gleicht auch der leichte Uberschuss von 886 Personen aus
Zuziigen nicht aus und bestitigt den Negativtrend (ebd.).

(2) Altersstruktur und Geschlecht

Der Bevolkerungsriickgang hingt vor allem mit der hohen Altersstruktur zusam-
men. Das Durchschnittsalter liegt bei 49,5 Jahren und damit bundesweit im
oberen Bereich; nur der Landkreis Mansfeld-Siidharz liegt mit 0,8 Jahren dar-
tiber (Stat. Bundesamt 2023e, S. 12). Bis 2035 wird ein Anstieg auf bis zu 51,2
Jahre erwartet (Stat. Landesamt Sachsen 2020a, S. 10). Damit zéhlt der Landkreis
Gorlitz zu den iltesten Regionen in Sachsen. Mit einem Anteil von 30,4 % iiber
64-Jdhriger belegt er im Bundesvergleich Rang acht. In der Stadt Gorlitz liegt das
Durchschnittsalter bei 47,9 Jahren, Frauen sind mit 49 Jahren im Schnitt dlter als
Minner mit 46,5 Jahren (Stat. Landesamt Sachsen 2022; Komm. Statistikstelle
Gorlitz 2023, S. 28). Der Anteil der Kinder unter 10 Jahren betridgt rund 8 %,
wihrend die 60-80-Jihrigen etwa ein Viertel der Bevolkerung stellen. Uber 80-
Jahrige machen knapp 11 % aus. Damit leben in der Region mehr Hochaltrige
als Kinder. Neben der Alterung zeigt sich auch ein Geschlechterungleichgewicht.
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Viele junge Frauen wandern ab, sodass besonders in diinn besiedelten Gemein-
den eine deutliche Disproportion bei den 18- bis 35-Jahrigen besteht (Landratsamt
Gorlitz, 77 ff.). In der Stadt Gorlitz sind Frauen mit 51,7 % zwar leicht in der
Mehrheit, doch ab 75 Jahren verschiebt sich das Verhiltnis zugunsten der Ménner
(Komm. Statistikstelle Gorlitz 2023, S. 28).

(3) Einkommen

Die Minner im Landkreis Gorlitz liegen mit 91,73 € Brutto-Tagesentgelt bun-
desweit auf Platz acht der niedrigsten Werte, verdienen jedoch rund 2 % mehr als
Frauen. Der Gender-Pay-Gap ist damit deutlich geringer als im Bundesschnitt von
18,9 % (IAB 2021). Die privaten Haushalte verfiigen iiber ein Jahreseinkommen
von 20.718 € und zdhlen damit zu den einkommensschwichsten Regionen (Stat.
Bundesamt 2023e, S. 37). Zum Vergleich: In Miinchen betriagt das Einkommen
32.350 €, in Starnberg 38.500 € (ebd., S. 36). Auch die Mieten sind niedrig:
5,32 € je m2 in mittlerer bis guter Lage, was Platz vier der giinstigsten Mieten
in Deutschland bedeutet. Zugleich verweist dies auf die geringe Wohnattraktivi-
tat (BMI 2020, S. 54). Das niedrige Einkommen héngt eng mit der strukturellen
Arbeitslosigkeit zusammen. 2022 lag die Quote im Landkreis bei 7,6 % und
damit sachsenweit am hochsten (Bundesagentur fiir Arbeit 2022). Bundesweit
betrug sie 5,3 % (Stat. Bundesamt 2023c, S. 31). In der Stadt Gorlitz war die
Lage noch prekirer: 12,6 % waren arbeitslos, womit die Stadt bundesweit Platz
fiinf der hochsten Quoten einnimmt. Besonders betroffen sind Langzeitarbeitslose
(46 %) sowie tiber 50-Jdhrige (43 %) (Komm. Statistikstelle Gorlitz 2023, S. 56).

(4) Auslinder:innenanteil
Der Anteil der ausldndischen Bevolkerung im Landkreis Gorlitz liegt bei 6,7 %
(Stat. Bundesamt 2022b) und damit deutlich unter dem Bundesdurchschnitt von
14,6 % (Stat. Bundesamt 2023d). Erwartungsgemil ist der Anteil in den groflen
sdchsischen Stddten am hochsten. In Leipzig liegt er bei 12,9 %, in Chemnitz bei
12,1 % und in Dresden bei 10,8 % (Stat. Bundesamt 2022b). In Sachsens Grof3-
stidten ist der Wert hoher, etwa in Leipzig mit 12,9 %, Chemnitz mit 12,1 % und
Dresden mit 10,8 %. In den iibrigen sédchsischen Gemeinden bewegt er sich zwi-
schen 2,5 % und 5 %. Sachsen zihlt insgesamt mit 7,3 % zu den Bundesldndern
mit den geringsten Anteilen. Der Anstieg um 1,6 % seit 2021 ist vor allem auf
den Zuzug von Kriegsvertriebenen aus der Ukraine zuriickzufiihren.

Innerhalb des Landkreises zeigt sich ein deutlicher Stadt-Land-Gegensatz:
Wihrend die ldndlichen Gemeinden deutlich niedrigere Werte aufweisen, liegt der
Anteil in der Stadt Gorlitz mit 14,6 % sogar auf Bundesniveau. Die grof3te Gruppe
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bilden Personen aus Polen mit 60 %, gefolgt von Personen aus der Ukraine mit
15 % (Komm. Statistikstelle Gorlitz 2023, S. 31).

(5) Politische Situation

Bei der Kreistags- und Kommunalwahl 2019 wurde die AfD stirkste Kraft im
Landkreis (29,1 %) und in der Stadt Gorlitz (30,7 %) (Stat. Landesamt Sachsen
2019). Nur im Landkreis Bautzen lag ihr Ergebnis etwas hoher. In den GroBstad-
ten fielen die Werte deutlich niedriger aus: Leipzig 14,9 %, Dresden 17,1 % (Stat.
Landesamt Sachsen 2023a). Dort dominierten CDU (Dresden) und DIE LINKE
(Leipzig). Die NPD spielte in Gorlitz mit 1 % keine Rolle. Die Sitzverteilungen
sind in Abbildung 8.10 dargestellt.

Sitzverteilung Kreistag Gorlitz (X 86) Sitzverteilung Stadrat Gorlitz (2 38)

7 = AfD
L - COU = AfD
2 \ Freie Wahler » cou
3
3
10

‘ = Birger fur Gorlitz

= DIE LINKE

= Motor/Griine/SPD
= Griine

= DIE LINKE
= SPD

= Freie Sachsen
FDP

Abb.8.10 Sitzverteilung Kreistag Gorlitz und Sitzverteilung Stadtrat Gorlitz. (Eigene Dar-
stellung nach Stat. Landesamt Sachsen 2024)

Im Kreistag Gorlitz sind 86 Sitze vergeben, davon 31 an die AfD (= 36 %)
und 20 an die CDU (= 23 %). Die AfD legte gegeniiber der Vorwahl 5 % zu,
die CDU verlor 4 %. Der Frauenanteil betrigt 21 % (Stat. Landesamt Sachsen
2024). Im Gorlitzer Stadtrat sieht die Sitzverteilung dhnlich aus. Insgesamt gibt
es hier 38 Mandatstridger:innen. Im Stadtrat Gorlitz mit 38 Mandaten hilt die
AfD 14 Sitze (= 37 %), die CDU 10 (= 26 %). Es folgen Biirger fiir Gorlitz
(5), Motor fiir Gorlitz/Biindnis 90/Die Griinen/SPD (6) und DIE LINKE (2). Der
Frauenanteil liegt hier bei 24 % (Stat. Landesamt Sachsen 2019). Auch in Gorlitz
verzeichnete die AfD ein Stimmenplus von 8 %, die CDU gewann 2 % hinzu.

Die Kombination aus geografischer Lage, demografischem Wandel, Infrastruk-
turméngeln, schwacher Okonomie und politischem Klima wirkt sich insgesamt
nachteilig auf die Entwicklung des Landkreises aus. Das konservative bis rechts-
populistische Wahlverhalten erschwert Integrationsbereitschaft und Standortat-
traktivitdt. Ausnahmen konnten Gorlitz und Zittau bilden, beide Hochschulstiddte
mit besserer Infrastruktur und touristischer Anziehungskraft. Mit der Ansiedlung



8.7 Qualitative Stichprobe und Fallauswahl 241

des Deutschen Zentrums fiir Astrophysik in Gorlitz erdffnen sich zudem neue
Chancen fiir die Region.

8.7 Qualitative Stichprobe und Fallauswahl

Aufbauend auf dem methodenpluralen Designs (Abschnitt 8.1) sowie den sozio-
demografischen Merkmalen der Untersuchungsregion (Abschnitt 8.6.2) wird in
diesem Abschnitt die qualitative Stichprobenauswahl dargestellt. Sampling in der
qualitativen Forschung stellt eine zentrale methodische Herausforderung dar, da
es nicht nur der Stichprobengewinnung dient, sondern die Grundlage fiir Validitt
und Tiefe der Erkenntnisse bildet. Im Rahmen dieser Arbeit wird ein theorieba-
siertes, zielgerichtetes Sampling verfolgt, das auf den spezifischen Anforderungen
des Forschungsgegenstandes beruht. Ziel ist eine symbolische Reprdisentativi-
tit, sodass zentrale Merkmale des Forschungsgegenstandes widerspiegelt werden
und eine differenzierte Analyse der relevanten Kriterien und Wechselwirkun-
gen moglich wird (Briisemeister 2008, 172 ff.; Ritchie & Lewis 2011, 83 ff,;
Flick 2016a, 154 ff.). Die Bestimmung relevanter Merkmale orientiert sich an
der Forschungsfrage, theoretischen Voriiberlegungen und vorhandenem Vorwissen
(Kelle & Kluge 2010). Quantitative Voruntersuchungen liefern hierfiir wichtige
Hinweise, indem sie unterschiedliche Merkmalsauspriagungen sichtbar machen
und so Indikatoren fiir Struktureinfliisse bereitstellen (ebd., S. 51). Auf dieser
Grundlage kann ein Stichprobenplan entwickelt werden, der zentrale Merkmals-
kombinationen abbildet und damit die Auswahl relevanter Fille fiir die qualitative
Untersuchung leitet (ebd., S. 52; Briisemeister 2008, S. 173). Dieses Vorgehen
erhoht die Nachvollziehbarkeit, und erfiillt das Qualititskriterium der Intersubjek-
tivitdt (Rosenbohm 2016, S. 267 ff.; Merkens 2019, S. 286). Im ndchsten Schritt
werden diese theoretischen Uberlegungen auf die praktische Stichprobenziehung
tibertragen, indem die Grundgesamtheit, Ein- und Ausschlusskriterien sowie die
konkrete Fallauswahl fiir die qualitative Untersuchung dargestellt wird.

Die Grundgesamtheit bildet die Ausgangsbasis fiir die Stichprobenziehung.
Durch klar definierte Ein- und Ausschlusskriterien wird die Zielpopulation
eingegrenzt, sodass nur Fille einbezogen werden, die zur Beantwortung der For-
schungsfrage beitragen (Robinson 2014a; Doring & Bortz 2016; Schreier 2020).
Eine prézise Definition der Zielpopulation erhoht die Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit der Ergebnisse. Fiir die vorliegende Untersuchung bedeutet dies eine
klar abgegrenzte Auswahl von Organisationen, die relevante Merkmalskombina-
tionen reprisentieren und so die Grundlage fiir die qualitative Analyse bilden
(Kelle & Kluge 2010). Die Entscheidung iiber die Stichprobengréfe orientiert
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sich in der qualitativen Forschung an den Forschungszielen, den verfiigbaren Res-
sourcen und dem angestrebten Erkenntnisinteresse (Schreier 2020, 27 f.; Flick
2021, 142 ff.). Dabei sind auch praktische Rahmenbedingungen wie Zeit, finan-
zielle Mittel und der Umfang der zu analysierenden Daten zu beriicksichtigen.
Daraus ergibt sich in der Praxis eine pragmatische Samplegrofe, die in Rela-
tion zu Zeit, Mitteln und Datenumfang bewiltigt werden kann. Ein zentrales
methodisches Kriterium ist zudem die Informationssittigung: Eine Stichprobe
gilt als ausreichend, sobald keine neuen Erkenntnisse mehr gewonnen werden
und Redundanzen in den Daten auftreten (ebd.).

In der qualitativen Forschung werden Stichproben in der Regel als Nicht-
Wahrscheinlichkeitsstichproben gezogen, da sie eine gezielte Auswahl der Unter-
suchungseinheiten ermoglichen (Robinson 2014b; Doring & Bortz 2016; Flick
2016a, 2016b). Fiir die vorliegende Arbeit wurde ein purposive Sampling gewihlt,
das Fille beriicksichtigt, die fiir die Forschungsfrage besonders relevant sind
(Suri 2011; Palinkas et al. 2015; Etikan et al. 2016; Schreier 2020). Diese
Vorgehensweise stellt sicher, dass die ausgewdhlten Fille sowohl die Vielfalt
als auch die spezifischen Anforderungen der Fragestellung widerspiegeln. Eine
sinnvolle Eingrenzung erfolgt demografisch und regional, sodass die Ergeb-
nisse auf den spezifischen Kontext iibertragbar bleiben (Patton 2009; Robinson
2014a). Neben der Fallauswahl gilt die Kontextsensibilitit als zentrales Quali-
tatskriterium, das methodische Anforderungen mit wissenschaftlichen Standards
verbindet. Robinson (2014a) und Yardley (2000) betonen dabei insbesondere
Genauigkeit, Transparenz und Kohédrenz. Genauigkeit bedeutet, dass nicht die
Grofle der Stichprobe entscheidend ist, sondern ihre Fihigkeit, relevante Infor-
mationen fiir eine umfassende Analyse bereitzustellen. Transparenz wird durch
die Offenlegung der methodischen Schritte gewihrleistet, wihrend Kohérenz
sicherstellt, dass das Samplingverfahren systematisch auf die Forschungsziele
abgestimmt ist. Diese Kriterien tragen dazu bei, die Nachvollziehbarkeit und
Anwendbarkeit der Ergebnisse sicherzustellen.

Auf dieser Grundlage wird im Folgenden die praktische Stichprobenzie-
hung dargestellt. Beginnend mit der Definition der Grundgesamtheit werden
anschlieBend das Auswahlverfahren, die Festlegung der Stichprobengrofle sowie
die konkrete Umsetzung der Stichprobenziehung erldutert.

8.7.1 Definition der Grundgesamtheit

Das Bundesland Sachsen liegt mit der Anzahl kleiner und mittelstdndischer
Unternehmen im Mittelfeld Deutschlands, zeichnet sich jedoch durch starke
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Branchen wie die Fahrzeug- und Bahnindustrie aus. Rund 95.000 Beschiftigte
arbeiten in der Fahrzeugbranche, die mit iiber einem Viertel zum deutschen
Industrieumsatz beitrdgt und damit die umsatzstirkste Branche des Bundeslan-
des darstellt (Sichs. Staatsministerium f. Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 2023).
Es handelt sich um die umsatzstirkste Branche des Bundeslandes (ebd.). Auch
die Bahnindustrie ist bedeutend, Sachsen zihlt mit iiber 250 Unternehmen zu
den drei fithrenden Standorten in Deutschland (ebd.). Im Mittelstand nehmen
das Baugewerbe und das verarbeitende Gewerbe einen hohen Stellenwert ein,
wihrend wissensintensive Dienstleistungen vergleichsweise schwicher vertreten
sind (KfW Research 2018). Auffillig sind zudem die vergleichsweise jungen
Unternehmensleitungen: 24 % der Inhaber:innen sind unter 40 Jahre alt (17 %
deutschlandweit), wihrend 16 % iiber 60 Jahre alt sind (18 % deutschlandweit).
Frauen fiihren 22 % der KMU in Sachsen (18 % deutschlandweit), wihrend
Migrant:innen lediglich 1 % der Unternehmen leiten (6 % deutschlandweit)
(ebd.).

Der durchschnittliche Umsatz eines sédchsischen Unternehmens liegt mit
1,61 Mio. Euro pro Jahr im unteren Drittel der Bundesldnder (Stat. Bundesamt
2024b, S. 47). Auch das Bruttoentgelt von 44.903 Euro pro Beschiftigtem bleibt
unter dem Bundesdurchschnitt von 51.242 Euro, womit Sachsen Platz 12 von
16 einnimmt (ebd., S. 51 f.). Die nachstehende Tabelle 8.6 und Abbildung 8.11
geben einen Uberblick zur Unternehmenslandschaft in Sachsen.

Tab.8.6 Uberblick Unternehmen in Sachsen. (Eigene Darstellung nach Unternehmensre-
gister Sachsen, 2023)

Eckdaten Freistaat Sachsen

Anzahl rechtliche Einheiten Abhingig Umsatz in Mio. €
Beschiftigte

155.211 1.342.473 286.003

Unternehmen nach BeschiftigtengroBenklasse

0 bis 9 10 bis 49 50 bis 249 250 und mehr

Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil
135.674 87,4 % 15.504 10 % 3.347 2,2 % 686 0,4 %
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Unternehmen in Sachsen nach GroRenklasse

‘ 2% 2,2%

0,4%

= 0-9 (kleinst) = 10-49 (klein) 50-250 (mittel) 250+ (groR)

Abb.8.11 Unternehmen in Sachsen nach GroBenklasse. (Eigene Darstellung, Stat. Landes-
amt Sachsen 2023b)

Die sichsische Wirtschaft wird von der Automobilindustrie geprigt, die als
stirkste Branche des Bundeslandes gilt. Neben grolen Fahrzeug- und Motoren-
werken sichern zahlreiche Zulieferbetriebe zur wirtschaftlichen Stirke bei (Sichs.
Staatsministerium f. Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 2023). Bedeutende Bran-
chen sind der Handel (G), das Baugewerbe (F) und das verarbeitende Gewerbe.
Wihrend Leipzig und Dresden als zentrale Wirtschaftszentren gelten, spielen
Landwirtschaft und Handwerk eine wichtige Rolle in den ldndlichen Gebieten.
Zur Stiarkung suburbaner Regionen werden Forderprogramme wie ,,Aller.Land —
zusammen gestalten. Strukturen stdrken (2023-2030) aufgelegt, in denen auch
der Landkreis Gorlitz beriicksichtigt wird (Die Bundesregierung 2023).

Der Landkreis Gorlitz ist ein trinationaler Wirtschaftsraum und verzeich-
net knapp 9.900 Unternehmen, geprigt durch Schliisselbranchen wie Metallbau,
Kunststoff- und Glasindustrie sowie erneuerbare Energien (Landkreis Gorlitz
2020). Die meisten Beschiftigten arbeiten im verarbeitenden Gewerbe (C), Han-
del (G) und Baugewerbe (F) (Stat. Landesamt Sachsen 2023b). Zudem spielt
die Landwirtschaft eine besondere Rolle, da 44 % der Fliache landwirtschaft-
lich genutzt werden. Mit dem Kohleausstieg bis 2038 soll sich die Region zu
einer modernen Energieregion entwickeln, was Wachstum in ,,Green-Industry-
Branchen* sowie in der Informations- und Biotechnologie férdern soll (Landkreis
Gorlitz 2020). Parallel steigen die Beschiftigtenzahlen in wissensintensiven
Bereichen, unter anderem durch Einrichtungen wie das Deutsche Zentrum fiir
Astrophysik (DZA) und das Forschungszentrum CASUS (Europastadt Gorlitz/
Zgorzelec GmbH). Dennoch ist, wie iiberall in Deutschland, die Unternehmens-
landschaft vor allem durch Kleinst- und Kleinunternehmen geprégt. Die folgende
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Tabelle 8.7 und Abbildung 8.12 geben einen Uberblick iiber die wirtschaftliche
Struktur des Landkreises Gorlitz. Sie zeigen die GroBenklassen und zentralen
Kennzahlen der Unternehmen, die als Grundlage fiir die Auswahl der Stichprobe
dienten.

Tab.8.7 Uberblick Unternehmen im Landkreis Gorlitz. (Eigene Darstellung, Stat. Landes-
amt Sachsen, 2023)

Eckdaten Landkreis Gorlitz

Anzahl rechtliche Einheiten Abhingig Umsatz in Mio.€
Beschiiftigte

8.862 73.204 8.352

Unternehmen nach Beschiiftigtengrofienklasse

0 bis 9 10 bis 49 50 bis 249 250 und mehr

Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil

7.681 86,7 % 942 10,6 % 201 2,3 % 38 0.4 %

Unternehmen im Landkreis Gorlitz nach GréRenklassen

2,39
2,7% 3%

0,4%

= 0-9 (kleinst) = 10-49 (klein) 50-250 (mittel) 250+ (groR)

Abb.8.12 Unternehmen im LK Gorlitz nach Grofenklasse. (Eigene Darstellung, Stat. Lan-
desamt Sachsen, 2023)

Der Landkreis Gorlitz weist regionale Schwichen wie einen schwachen
Arbeitsmarkt, Abwanderung sowie Infrastrukturdefizite auf. Dennoch bot die
Region fiir diese Untersuchung ideale Bedingungen, insbesondere durch die hohe
Anzahl an Kleinst- und Kleinunternehmen sowie eine alternde Bevolkerung.
Diese demografischen Merkmale erhohen das Pflegerisiko erheblich und machen
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Gorlitz zu einem relevanten Untersuchungsfeld fiir die Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf sowie die Entwicklung passender betrieblicher Losungsansitze.

8.7.2 Auswahlverfahren der Stichprobe

Fiir die Erhebung von Priferenzen und Priferenzkriterien zu Vereinbarkeitschan-
cen von Pflege und Beruf sollte die Wahl der zu inkludierenden Fille gezielt
(criterion-based) erfolgen, da es oberstes Ziel war, KMU zu finden, die gegeniiber
dem Forschungsgegenstand aussagekriftig sind oder mit hoher Wahrscheinlich-
keit relevante Informationen liefern. Die Stichprobe ist somit nicht willkiirlich
zusammengestellt, sondern bezieht iiber genaue Ein- und Ausschlusskriterien
Fille ein, die eine hohe Aussagekraft gegeniiber dem Gegenstandsbereich und
zur Beantwortung der Fragestellungen haben. Ein Beispiel hierfiir ist die Wahl
des geografischen Kriteriums. Das erfolgte nicht primdr aufgrund der ortlichen
Nihe und leichter Erreichbarkeit, sondern beruhte vor allem auf den demogra-
fischen Bedingungen der Forschungsregion, welche durch eine periphere Lage,
strukturschwache Merkmale, eine stark alternde Bevolkerung und einen hohen
Anteil an Kleinst- und Kleinunternehmen gekennzeichnet ist. Daraus ergab sich
die Auswahleinheit mit den fiir das Sample passend erklirten Fillen. Dazu zidhlen
die geografische Lage (Hauptsitz im Landkreis Gorlitz), die Unternehmensgrofie
(maximal 49 Beschiftigte), die Branche (nichtfinanzielle gewerbliche Wirtschaft)
und die Altersstruktur der Beschiftigten (ein Durchschnittsalter von mindestens
45 Jahren). Diese Kriterien gewihrleisten eine hohe Aussagekraft der erhobenen
Daten fiir die Forschungsfrage und erméglichen eine gezielte Auswahl relevanter
Fille.

Diese Kiriterien vereinfachten und strukturierten die Suche nach geeigneten
Unternehmen. Durch die ermittelte Grundgesamtheit war klar, dass theoretisch
mehr als 8.500 KMU infrage kamen. Praktisch erfiillte jedoch nur ein Teil der
Grundgesamtheit die Kriterien hinsichtlich Branche und Altersstruktur. Demnach
war eine weitere Eingrenzung erforderlich und miindete in der Bestimmung der
Stichprobengrofe.

8.7.3 Festlegung der Stichprobengrofle
Die im ,,Sample Universe“ recherchierten Daten boten eine Orientierung bei der

Bestimmung der Stichprobe. Aufgrund des gewihlten Forschungsdesigns ist die
Stichprobe kein représentatives Abbild der Unternehmenslandschaft im Landkreis
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Gorlitz. Dennoch sollte sie so grof3 sein, dass Zufallsbefunde auszuschliefen
sind und eine Kategorisierung und Typenbildung moglich ist. Zu Beginn der
Grofenbestimmung wurde keine konkrete Zahl festgelegt, sondern vielmehr eine
den vorhandenen Ressourcen angepasste und damit handhabbare Menge. Die
Anzahl der Interviews sollte mindestens 20 betragen und hochstens 50 umfas-
sen. Zusitzlich sollte eine ,,Reserve” an Unternehmen vorhanden sein, fiir den
Fall, dass keine Sittigung der Daten eintritt oder sich eine weitere Kontrastierung
zusitzlicher Fille als sinnvoll herausstellt.

Nachdem die Grundgesamtheit bestimmt war, erfolgte die Suche nach kon-
kreten KMU im Landkreis. In einem ersten Schritt wurde eine digitale Abfrage
innerhalb der Dachverbidnde, welche Unternehmensdaten biindeln, durchgefiihrt.
Hierzu zihlte die Unternehmensdatenbank Sachsen, die mit der sdchsischen Fir-
mendatenbank der Wirtschaftsforderung Sachsen GmbH verkniipft ist.'® Uber
die dort vorhandenen Such- und Filterfunktionen lassen sich Unternehmen nach
tibergeordneten Branchengruppen sortieren. Zudem konnte nach Gemeinde, der
Rechtsform, den Beschiftigten- und Umsatzzahlen gefiltert werden. Grofere Ein-
schrinkungen gab es bei der Auswahl der Beschiftigten- und Umsatzzahlen. Es
konnten nur Unternehmen gewihlt werden, die weniger als 10 Beschiftigte, bis
100, bis 500 oder iiber 500 Beschiftigte hatten. Um eine miihsamen héndische
Detailsuche nach Unternehmen bis zu 49 Beschiftigten zu umgehen, erfolgte
in der Datenbank die Konzentration auf Kleinstunternehmen. Ein priziser Fil-
ter fiir die UmsatzgroBenklassen war vorhanden, sodass eine Eingrenzung auf
zwei Millionen Euro moglich war und nur Kleinstunternehmen angezeigt wur-
den. Eine entscheidende Limitation gab es bei der Wahl der Branchen. Diese
waren liberwiegend im zweiten Sektor, also dem verarbeitenden und produzieren-
den Gewerbe, zugeordnet. Zudem bot die Suche keine Hinweise auf die genaue
Anzahl der Beschiftigten. Daher konnte bei dieser Unternehmensrecherche noch
keine abschlieBende Aussage dariiber getroffen werden, welche Unternehmen in
das Sample passen. Die Recherche musste prizisiert werden, was sich jedoch
als kompliziert erwies. Die Firmenverzeichnisse der jeweiligen Gemeinden im
Landkreis boten keinerlei Filterfunktion und gaben auch keinen Aufschluss iiber
die Aktualitit der Eintrige. Somit kamen diese Verzeichnisse nicht zum Ein-
satz. Stattdessen wurden in einem zweiten Schritt Kontakt zur Industrie- und
Handelskammer Dresden, mit Geschiftsstelle in Gorlitz, hergestellt sowie zum
Unternehmerverband Gorlitz und der Wirtschaftsférderung Gorlitz. Uber diese
Netzwerkstellen war es moglich, Hinweise iiber Unternehmen zu erhalten, die

10 Unternehmensdatenbank Sachsen: Unternehmensdatenbank Sachsen (kreis-goerlitz.de).




248 8 Forschungskonzept und methodologische Verankerung

aufgrund ihrer Branchenzugehorigkeit und ihrer GroBe in das Sample passten.
Im Nachgang erwies sich das Vorgehen als zeitintensiv, da personliche Gespra-
che mit den Leitungen der genannten Anlaufstellen notwendig waren, um das
Anliegen der Studie zu erldutern.

Die endgiiltige Auswahl der Stichprobe sowie die quantitative Reduzierung
der Fille erfolgten in zwei Schritten. Im ersten Schritt wurde eine Tabelle
mit der Branchenklassifikation nach WZ 2008 angelegt. Darauthin erfolgte eine
Gewichtung der Branchen nach den Kriterien der Grundgesamtheit. Der Primér-
sektor wurde aufgrund der genannten Ausschlusskriterien nicht aufgenommen.
Der Sekundirsektor fand mit dem ,,Verarbeitenden Gewerbe® und dem ,,Bau-
gewerbe” Einzug in die Stichprobe. Er sollte jedoch gemif seinem Anteil an
der Grundgesamtheit nur mit einem Drittel der Unternehmenszahl beriicksichtigt
werden. Die meisten Unternehmen der Stichprobe sollten zu zwei Dritteln aus
dem Tertidrsektor (Dienstleistungsbereich) stammen. Dafiir wurden im zweiten
Schritt, die nach den Ein- und Ausschlusskriterien gefilterten Unternehmens-
listen herangezogen und eine bewusste Auswahl an KMU vorgenommen. Um
das quantitative Befragungsziel von minimal 20 und maximal 50 Unternehmen
zu erreichen, wurden Uberlegungen zur erwartbaren Kooperationsrate der KMU
beriicksichtigt. Hierfiir war ein Puffer erforderlich, um am Ende geniigend Unter-
nehmen in der Stichprobe zu haben, die an der Befragung teilnehmen wiirden.
Im Ergebnis entstand eine Liste mit insgesamt 125 Unternehmen.

8.7.4 Praktische Umsetzung der Stichprobenziehung

Die Erhebungseinheit stellt die tatsdchlich ausgewihlten Fille dar. Um diese zu
erhalten, wurden die 125 Unternehmen aus der vorab bestimmten Stichproben-
grofle per E-Mail angeschrieben. Hierfiir wurde ein Brief mit Forschungsanliegen,
Ziel, Datenerhebung und Datenschutzbestimmungen aufgesetzt. Zwolf (rund
10 %) der angeschriebenen Unternehmen meldeten sich selbstindig auf die E-
Mail zuriick. Davon sagten drei ihre Teilnahme direkt zu und neun teilten mit,
dass sie kein Interesse an einer Befragung hatten. Diese Unternehmen wurden
aus der Liste entfernt. Nach der Zustellung der E-Mail wurden alle noch auf
der Liste befindlichen Unternehmen telefonisch kontaktiert. Ansprechperson war
in jedem der Fille die Unternehmensleitung. In den Telefonaten konnte geklért
werden, ob die Ein- und Ausschlusskriterien des KMU erfiillt waren und die
Bereitschaft zur Teilnahme an der Befragung bestand. In fast allen Fillen war
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Uberzeugungsarbeit notwendig. Viele Unternehmer:innen waren skeptisch, da sie
kaum Beriihrungspunkte oder Erfahrungen mit dem Thema Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf hatten. Es bestanden zu wenige Beriihrungspunkte mit dem
Thema oder keine Erfahrungen.!! Daher war ein Briickenschlag zur generelleren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf erforderlich, um eine Gesprichsbereitschaft
zu erzeugen. Zudem erwies es sich als effektiv, den Unternehmensleitungen
zu erldutern, dass gezielt ihre Perspektive abgefragt wird und sie dadurch die
Moglichkeit einer offenen und 6ffentlichen Meinungsduflerung erhalten. Von den
telefonisch kontaktierten Unternehmen konnten schlieflich 53 fiir ein Interview
gewonnen werden, was einem Riicklauf von 42 % entspricht. Davon wurden
10 Unternehmen (eins aus jeder Branche) fiir den Pretest des Fragebogens und
des Leitfadeninterviews bestimmt. Die endgiiltige Stichprobe bestand also aus
43 Unternehmen aus zehn Branchen. Die wesentlichen Merkmale der Stichprobe
stellt die Abbildung 8.13 dar.

21% der KMU
bis fuinf Beschaftigte

60% bis -

neun Beschaftigte .

R insgesamt

o .
16% Sekundarsektor 526 Beschaftigte

40% bis

43 Unternehmen
49 Beschaftigte

@ Alter KMU-Leitung

o
84% Tertiarsektor 55 Jahre

21%
frauengefiihrte KMU

@ Alter Beschiftigte
46 Jahre

Abb.8.13 Endgiiltige Stichprobenauswahl. (Eigene Darstellung)

! Die Griinde fiir die Nicht-Teilnahme wurden jeweils dokumentiert und beruhten vor allem
auf fehlendem Interesse an der Befragung, fehlender Zeit, einer allgemeinen Skepsis gegen-
iiber der Anfrage oder der Ablehnung, sich neben anderen Aufgaben zusétzlich damit zu
beschiftigen.
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Von den 43 befragten Unternehmen befanden sich sieben im Sekundirsek-
tor (C-F) und 36 im Tertidirsektor (G-S).!2 Die Unternehmensgroflen reichten
von Solo-Selbststindigen tiber Kleinstunternehmen bis hin zu kleinen Unter-
nehmen, wobei das grofite der befragten Unternehmen 48 Beschiftigte hatte.
Die Aufteilung der Stichprobe nach Branchen ist in der folgenden Tabelle 8.8
dargestellt:

Tab.8.8 Anzahl befragter Unternehmen nach Branche. (Eigene Darstellung)

Sekundirsektor

wz Branche Anzahl

C Verarbeitendes Gewerbe 2

F Baugewerbe/Bau 5

Tertiéirsektor

WZ Branche Anzahl

G Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kfz | 7

H Verkehr und Lagerei 4

I Gastgewerbe/Beherbergung und Gastronomie | 6

J Information und Kommunikation 2

L Grundstiicks- und Wohnungswesen 3

M Erbringung von freiberuflichen, 5
wissenschaftlichen & technischen
Dienstleistungen

N Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen 3
Dienstleistungen

S Erbringung von sonstigen Dienstleistungen 6

n=43

Die Befragung der Unternehmen fand zwischen Mirz und Juli 2023 statt,
wobei der Mirz ausschlieSlich dem Pretest und der April der Anpassung des
Fragebogens und des Interviewleitfadens diente. Somit fand die Hauptbefragung
zwischen Mai und Juli 2023 statt. Zu diesem Zeitpunkt galten keine landesei-
genen Corona-Schutzmafinahmen mehr, und im April 2023 entfielen die letzten
Einschrinkungen nach dem Infektionsschutzgesetz. So war es moglich, alle Inter-
views personlich vor Ort durchzufiihren. Die Auswertung dieser erhobenen Daten

12 Die Liste der befragten Unternehmen ist in Anhang 5 im elektronischen Zusatzmaterial zu
finden.
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erfolgt im nichsten Kapitel. Dabei konzentriert sich das erste Teilkapitel auf die
Auswertung der Fragebogen. Das zweite enthilt die Auswertung der leitfadenge-
stiitzten Interviews mit den vorgenommenen Kategorisierungen. Jede Kategorie
schlieBt mit einem Fazit, das einen Vergleich zu anderen Forschungsergebnissen
aus dem abgefragten Bereich beinhaltet. Das ermoglicht eine direkte Einordnung
der Relevanz und Aktualitit der erhobenen Daten.
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Auswertung der Ergebnisse der 9
Unternehmensbefragung

Das vorliegende Kapitel présentiert die Ergebnisse der Unternehmensbefragung
zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Die Analyse basiert auf zwei methodi-
schen Zugingen: einer quantitativen Auswertung der strukturierten Fragebogen
und einer qualitativen Auswertung der Leitfadeninterviews. Ziel der Darstellung
ist es, ein umfassendes Bild der Herausforderungen und MaBnahmen von Kleinst-
und Kleinunternehmen darzustellen und Erkenntnisse iiber Strukturen sowie indi-
viduelle Perspektiven zu gewinnen. Im ersten Abschnitt werden die Ergebnisse
der Fragebogen analysiert, die primir auf die strukturellen Rahmenbedingungen
und erste Einschétzungen zur Vereinbarkeit abzielen. Darauf aufbauend folgen im
zweiten Abschnitt die Ergebnisse der Interviews, die zentrale Themen und indi-
viduelle Narrative der Befragten aufgreifen. Den Abschluss bildet eine Synthese,
in der die Erkenntnisse beider Methoden zusammengefiihrt und kontextuali-
siert werden. Durch die kombinierte Auswertung der Datenquellen lassen sich
sowohl quantitative Trends als auch qualitative Nuancen erfassen. Dies schafft
eine differenzierte Grundlage fiir die abschlieBende Diskussion und die Ableitung
praxisrelevanter Implikationen.

9.1 Strukturmerkmale der Unternehmen

Vor den Fragen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf im jeweiligen KMU
wurden jedem Unternehmen zundchst strukturbezogene Daten erhoben. Dazu
gehorten Alter und Geschlecht der Unternehmensleitung sowie Angaben zur
Anzahl der Beschiftigten, ihrer Geschlechterverteilung und ihrem Durchschnitts-
alter. Diese Daten dienten zusammen mit der Branchenzugehorigkeit nach WZ
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2008 zur Gruppierung der KMU. Im Folgenden werden die Strukturdaten zu den
Unternehmensleitungen und den Beschéftigten dargestellt.

Unter den 43 ausgewihlten Unternehmen befanden sich drei Solo-Selbstindige
in den Branchen Handel (G), freiberufliche Dienstleistungen (M) und sonstige
Dienstleistungen (S). Bei Letzterer war die Unternehmensleitung weiblich, bei
den beiden anderen minnlich. In allen drei Unternehmen war jeweils eine Pau-
schalkraft beschiftigt, die einige Stunden pro Woche sowie bei Bedarf eingesetzt
wurde. Alle iibrigen Unternehmen hatten mehr als eine festangestellte Person.
Aus der Gruppierung nach Branchen und GroBenklassen ergibt sich folgende
Ubersicht (Abb. 9.1):

Anzahl befragter KMU nach Branche und GroRe

Verarbeitendes Gewerbe (C)

Baugewerbe/Bau (F)

—
Handel, Verkehr, Lagerei und Gastgewerbe (GHI)
Information und Kommunikation (J) E&S
Grundstuicks- und Wohnungswesen (L) S
Freiberufliche und wirtschaftl. Dienstleistungen (MN)
Erbringung von sonstigen Dienstleistungen (S) E——
0 2 4 6 8 10 12

bis 9 Beschaftigte M bis 49 Beschéftigte

Abb.9.1 Anzahl befragter Unternehmen nach Branche und GroBe. (Eigene Darstellung
nach eigener Erhebung)

Die meisten Kleinstunternehmen befanden sich in den Branchen Handel, Ver-
kehr und Gastgewerbe, was der Verteilung der Grundgesamtheit entspricht. Es
folgten die Branchen M und N mit den geringsten Beschiftigtenzahlen sowie das
Baugewerbe. Dies spiegelt auch die Branchenverteilung Deutschlands wider. Die
meisten kleinen Unternehmen der Stichprobe gehorten zur Branchengruppe GHI,
gefolgt von MN. Die Branchen F, L und S waren jeweils mit derselben Anzahl
an Unternehmen bis 49 Beschiiftigte vertreten. Abbildung 9.2 gibt eine Ubersicht
der KMU nach Beschiftigtenzahlen.
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Anzahl Beschéftigte in KMU
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Abb.9.2 Anzahl Beschiftigte in KMU. (Eigene Darstellung nach eigener Erhebung)

Unter den Befragten waren neun Frauen, was einem Anteil von 21 % ent-
spricht. Zwei von ihnen leiteten Unternehmen im produzierenden Gewerbe (C und
F), die iibrigen waren im Dienstleistungsbereich titig, die meisten davon (44 %)
im Bereich S (Erbringung sonstige Dienstleistungen) wie Friseur- und Kosme-
tiksalons oder Bestattungsinstitute. Sechs der neun befragten Frauen fiihrten
Kleinstunternehmen mit weniger als neun Beschiftigten, drei weitere Unter-
nehmen mit 10 bis 14 Beschiftigten. Alle Unternehmen mit mehr als 14
Beschiftigten wurden von Minnern gefiihrt.

Das Durchschnittsalter der Unternehmensleitungen betrug 54,9 Jahre und lag
damit rund zehn Jahre iiber dem bundesweiten Durchschnitt und acht Jahre itiber
dem in Sachsen. Knapp 70 % der Befragten waren élter als 50 Jahre, die grofite
Gruppe bildeten die 50-59-Jdhrigen. Zwei Unternehmer und eine Unternehmerin
waren iiber 70 Jahre alt und hatten ihre Nachfolge bereits vorbereitet. Keine
der befragten Personen war jiinger als 30 Jahre, nur zwei minnliche Befragte
gehorten zur Altersgruppe der 30-39-Jihrigen. Einen Uberblick iiber das Alter
und die Altersverteilung der Unternehmensleitungen geben die Abbildungen 9.3
und 9.4.
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Alter Unternehmensleitung
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Abb.9.3 Alter der Unternehmensleitung. (Eigene Darstellung, n = 43)

Altersverteilung Unternehmensleitung

= 30-49 Jahre = 50-75 Jahre

Abb.9.4 Altersverteilung Unternehmensleitung. (Eigene Darstellung, n = 43)

Das Alter der Beschiftigten lag mehrheitlich unter dem der Geschiftsfiih-
rung. Insgesamt beschiftigten die befragten Unternehmen rund 530 Personen.
Die meisten (63 %) waren zwischen 35 und 49 Jahre alt, 28 % zwischen
50 und 60 Jahren. Unter 35 Jahre waren 7 %, iiber 60 Jahre lediglich 2 %.
Das Durchschnittsalter betrug 45,6 Jahre und lag damit nahe am regionalen
Durchschnitt.
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Die Geschlechterverteilung war relativ ausgewogen: 248 Frauen (47 %) und
278 Minner (53 %). Dieses Verhiltnis entspricht den bundesweiten Werten fiir
2022 (Stat. Bundesamt 2023a). Branchenspezifisch zeigten sich Unterschiede:
Besonders niedrige Frauenanteile gab es in Information und Kommunikation (J)
sowie im Baugewerbe (F) mit 14 % bzw. 15 %. Im Bereich Verkehr und Lage-
rei (H) lag der Anteil bei 29 %. Dagegen dominierten Frauen in den sonstigen
Dienstleistungen (S) mit 69 %, im Handel (G) mit 67 % und im Gastge-
werbe (I) mit 63 %. Diese Verteilung spiegelt allgemeine geschlechterspezifische
Berufsmuster wider. Insgesamt waren 36 der befragten KMU dem Tertidrsektor
zuzuordnen (83,7 %). Von den 526 Beschiftigten arbeiteten nur 17 Frauen im
Sekundirsektor (C und F), was 3,2 % entspricht. Bei den Minnern lag der Anteil
dort bei 10,6 %, die meisten von ihnen im Baugewerbe (F). Abbildung 9.5 zeigt
die aufgeschliisselte Verteilung.

Beschiftigte nach Geschlecht und Branche

Verarbeitendes Gewerbe (C) = 111;/?,0

Baugewerbe/Bau (F) 9,5%

1

1,7%

25,5%
25,3%

Handel, Verkehr, Lagerei, Gastgewerbe (GHI)

Information und Kommunikation (J) M 3,4%

3,2%

Grundstiicks- und Wohnungswesen (L) 25%

freiberufliche und sonstige Dienstleistungen (MN) Z4%

9,7%

Sonstigen Dienstleistungen (S) ﬂ 5.99%

H Anzahl Mdnner  ® Anzahl Frauen

Abb.9.5 Beschiftigte nach Geschlecht und Branche. (Eigene Darstellung, n = 43)

Die Zahlen entsprechen weitgehend der Grundgesamtheit der Kleinst- und
Kleinunternehmen in Deutschland. Unterschiede zeigen sich vor allem im ver-
arbeitenden Gewerbe, wo Minner und Frauen in der Stichprobe fast gleichauf
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lagen. Auf Bundes- und Landesebene liberwiegen dagegen deutlich die Mén-
ner. Da die Stichprobe in diesem Bereich nur zwei Unternehmen umfasst, ist zu
erwarten, dass sich die Geschlechterverteilung bei einer groeren Auswahl der
Grundgesamtheit annidhern wiirde.

9.2 Ergebnisse der Fragebogen

Der Fragebogen enthielt neben den Strukturdaten vier weitere Fragenblocke. Der
erste erfasste, ob es pflegende Beschiftigte im Unternehmen gibt und ob deren
Zahl kiinftig steigen konnte. Damit sollte gekldart werden, ob Unternehmer:innen
bereits Erfahrungen mit dem Thema haben und ob sie ihm kiinftig grof3ere Bedeu-
tung beimessen. 32 KMU gaben an, keine pflegenden Beschiftigten zu haben
bzw. zu kennen (74 %). Die iibrigen 11 Unternehmen (26 %) berichteten von
Beschiftigten mit Pflegeverantwortung, vor allem fiir erkrankte Partner:innen,
Kinder mit Behinderung und Eltern in einem héheren Lebensalter (Abb. 9.6). Bei
dieser Frage mussten nachtriglich zwei Prizisierungen vorgenommen werden:

(1) Die erste betrifft die Definition pflegender Angehoriger. Viele KMU
wussten zunéchst nicht, wer darunter féllt. Im Interview erfolgte daher eine Erldu-
terung der Personengruppe und der Kriterien, ab wann jemand als pflegende:r
Angehorige:r gilt. Darauthin revidierten 13 Befragte ihre Angaben und berichte-
ten, doch Beschiftigte mit Pflegeaufgaben zu haben, wobei sie sich teils selbst
einbezogen. Der Anteil stieg damit auf 55,8 %.

(2) Aufbauend darauf zeigt sich die zweite Prizisierung, die die Zahl pflegen-
der Beschdiftigter betrifft. Anfinglich gaben nur 11 KMU an, solche Beschiftigten
zu haben. Im Gesprich liel sich die Zahl um 13 Unternehmer:innen erwei-
tern, die selbst ein Familienmitglied pflegen. Zudem ergénzten vier KMU, dass
Beschiiftigte in der Vergangenheit gepflegt haben, deren Aufgabe mit dem Tod des
Angehorigen endete. Zusammengerechnet ergibt dies einen Anteil von 65 % der
KMU, die aktuell oder frither pflegende Beschiftigte hatten bzw. deren Leitung
selbst eine Pflegeaufgabe iibernimmt.

Die Diskrepanz der Fragebogenergebnisse erkldrt sich aus einem unzurei-
chenden Begriffsverstindnis von ,,pflegenden Beschiftigten* bzw. ,pflegenden
Angehorigen”. Erst im Gesprich konnte gemeinsam gekldrt werden, welche
Personengruppen und Titigkeiten darunter fallen. Dadurch stieg die Zuordnung
sowohl der Beschiftigten als auch der Befragten selbst. Vielen war etwa nicht
bewusst, dass auch Angehorige mit Behinderungen oder langwierigen Erkrankun-
gen, die zu einem Pflegegrad fiihren, in diese Kategorie fallen. Dies zeigt, dass die
Interpretation der Fragestellung das Antwortverhalten erheblich beeinflusst und
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Abb.9.6 Pflegende
Beschiftigte im
Unternehmen. (Eigene
Darstellung, n = 43)

Haben Sie pflegende Beschaftige im
Unternehmen?

= ja = nein

ohne Prizisierung leicht zu Ungenauigkeiten fiihrt. Aufbauend auf dem aktuellen
Stand sollten die Unternehmer:innen auch eine zukunftsbezogene Einschitzung
abgeben. Rund 56 % der KMU erwarteten einen Zuwachs an Beschiftigten
mit familidren Pflegeaufgaben. 21 % hielten einen Anstieg fiir unwahrschein-
lich, 16 % waren unentschieden und 7 % rechneten mit keiner Veridnderung. Die
Einschitzungen der Unternehmen sind in Abbildung 9.7 dargestellt.

Halten Sie die Zunahme von pflegenden Beschéftigten in lhrem Unternehmen
fur wahrscheinlich?

= sehr wahrscheinlich
= unwahrscheinlich
bleibt gleich

weil nicht

Abb.9.7 Wahrscheinlichkeit fiir kiinftig mehr pflegende Beschiftigte im KMU. (Eigene
Darstellung, n = 43)
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Unternehmen, die einen Zuwachs pflegender Beschiftigter fiir unwahr-
scheinlich hielten, stammten ausschlielich aus dem Dienstleistungssektor. Ihre
Einschitzungen stiitzten sich vor allem auf drei Punkte:

— eine geringe Zahl dlterer Beschiftigter, die mit zunehmendem Alter oft in
korperlich leichtere Branchen wechseln,

— héufig wechselndes Personal, insbesondere in Gastronomie und Gastgewerbe,

— geringe Aussichten auf Fortbestand oder Weiterfithrung des Unternehmens.

Der dritte Fragenblock thematisierte Mafinahmen zur besseren Vereinbarkeit von
Familie, Pflege und Beruf. Er umfasste die drei Kategorien Arbeitszeit, Arbeits-
ort und Arbeitsorganisation, und wurde zusitzlich um die Kategorie Familie
erweitert. So konnten auch Unternehmen ohne Erfahrungen mit pflegenden Ange-
horigen antworten. Zudem sind viele Mafnahmen, die Familien mit Kindern
zugutekommen, auch fiir pflegende Angehorige hilfreich. Einen Uberblick iiber
die vorhandenen Mafinahmen gibt Abbildung 9.8.

Welche MaRnahmen halten Sie fiir die Vereinbarkeit von
Familie, Pflege und Beruf vor?

flexible Arbeitszeit/Gleitzeit I 69,8%
Teilzeit I 90,7%
Freizeitausgleich Uberstunden I 79,1%
Bezahlung Uberstunden I 48,8%
planbare Arbeitszeiten I 90,7%
flexible Pausen I 88,4%

Arbeitsbefreiung in Notféllen I 90,7%

Abb.9.8 Vorhandene Malnahmen fiir die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf.
(Eigene Darstellung, n = 43)

Der iiberwiegende Teil der KMU bietet Mallnahmen zur Vereinbarkeit an.
In iiber 90 % der Unternehmen war Teilzeitarbeit moglich, und in den meis-
ten Fillen lieBen sich Arbeitszeiten planen. Nahezu alle Betriebe gewihrten in
Notfillen kurzfristige Freistellungen. Flexible Pausen gehorten ebenfalls zum
Standard und erméglichten eine individuelle Gestaltung des Arbeitstags. Unter-
schiede zeigten sich jedoch bei flexibler Arbeitszeit oder Gleitzeit, die nicht in
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allen Branchen und Dienstleistungen realisierbar waren. Besonders das verarbei-
tende Gewerbe, das Baugewerbe sowie Handel und Gastgewerbe boten geringere
Flexibilisierungsmoglichkeiten. Zudem wurde nach Freizeitausgleich oder Bezah-
lung von Uberstunden gefragt. Dies sollte Beschiftigten zeitliche und finanzielle
Souverdnitit ermoglichen, wenn sie voriibergehend mehr familifire Sorgearbeit
tibernehmen und ihre Arbeitszeit anpassen miissen.

Beim Thema Arbeitsort standen vor allem Arbeit vor Ort sowie Homeoffice
und Telearbeit im Fokus. In 16 Unternehmen (37,2 %) war Homeoffice mog-
lich, drei davon boten zusitzlich Remote-Work an. Diese befanden sich alle in
der Branche M (Erbringung freiberuflicher, wissenschaftlicher und technischer
Dienstleistungen). Dagegen setzten 15 Unternehmen (34,9 %) ausschlieBlich auf
Arbeit vor Ort, vor allem im verarbeitenden Gewerbe (C), im Handel (G) und
im Bereich sonstiger Dienstleistungen (S). In den Branchen Verkehr und Lagerei
(H) sowie Grundstiicks- und Wohnungswesen (L) war Homeoffice dagegen immer
moglich. Die Ergebnisse zu den Arbeitsorten sind in Abbildung 9.9 dargestellt.

Moglichkeiten des Arbeitsortes nach Branche

Verarbeitendes Gewerbe (C)
Baugewerbe/Bau (F)

Handel, Verkehr, Lagerei Gastgewerbe (GHI)
Information und Kommunikation (J)
Grundstiicks- und Wohnungswesen (L)

freiberufliche und sonstige Dienstleistungen (MN)

Sonstigen Dienstleistungen (S)
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

H Vor Ort ® Homeoffice Telearbeit

Abb.9.9 Moglichkeiten des Arbeitsortes nach Branche. (Eigene Darstellung n = 43)

Homeoffice und Remote-Work waren vor allem in Branchen moglich, die
auf Computer- und Wissensarbeit sowie digitale Prozesse angewiesen sind.
Wissensarbeit umfasst die Verarbeitung von Informationen, Beratung und Orga-
nisation. Sie unterscheidet sich von physischer Arbeit, die manuelle Fahigkeiten
und korperliche Prisenz erfordert. In Produktions- und Fertigungsbereichen
wie Bickereien, Wischereien, Restaurants, Bestattungen, Friseursalons oder im
Einzelhandel ist Homeoffice daher kaum umsetzbar. Gleichzeitig hing die Mog-
lichkeit stark von den jeweiligen Aufgaben ab. In einem Umzugsunternehmen
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(Branche H) konnten etwa Beschiftigte in der Buchhaltung im Homeoffice
arbeiten, Mobeltriger jedoch nicht. Dieses Beispiel lasst sich auf andere KMU
iibertragen und verdeutlicht, dass Homeoffice oder Remote-Work mafgeblich von
der Position im Unternehmen abhingen. Zudem fiihrte die COVID-19-Pandemie
in einigen traditionell nicht-homeoffice-freundlichen Branchen zu flexibleren
Modellen, etwa durch die Verlagerung von Teilen der Kundenkommunikation
ins Digitale, beispielsweise im Bau- und Gastgewerbe.

Die Rubrik zu den VereinbarkeitsmaSnahmen umfasste auch die Arbeitsorga-
nisation. Dazu gehorten die Erreichbarkeit der Beschiftigten fiir ihre Angehori-
gen, ein Vertretungsmanagement bei Abwesenheit sowie die Moglichkeit einer
voriibergehenden Reduzierung der Arbeitsbelastung. Diese Instrumente sind fiir
pflegende Angehorige ebenso wie fiir die Unternehmen zentral, um in Notfil-
len oder bei Arbeitsverhinderung handlungsfihig zu bleiben. Insgesamt waren
die befragten Unternehmen in diesem Bereich gut aufgestellt: In 93 % war
eine Vertretung bei Abwesenheit durch Kolleg:innen oder die Unternehmens-
leitung moglich, 98 % gewihrten die Erreichbarkeit wihrend der Arbeitszeit.
Den Zugang zu privaten Telefonen, E-Mails und Internet erlaubten 95 %. Eine
voriibergehende Reduzierung der Arbeitsbelastung war in 74 % der Unterneh-
men moglich. Arbeitsbelastung bezieht sich hier auf die Anforderungen und
Bedingungen der Arbeitsaufgabe und damit die zu bewiltigende Gesamtmenge
je Beschiftigte:r. Eine Verringerung ist nur moglich, wenn Aufgaben im Team
umverteilt oder zusétzliche Kapazititen bereitgestellt werden konnen. Andernfalls
sinkt die Produktivitdt und es entstehen Kosten. Fiir die drei Solo-Selbstdndigen
war eine Reduzierung nur eingeschrinkt moglich. In Notfillen mussten sie Ter-
mine absagen oder das Unternehmen schliefen, wenn die Pauschalkraft nicht
einspringen konnte. Auch Unternehmer:innen mit weniger als fiinf Beschéftigten
gaben an, dass eine Entlastung kaum machbar ist, da sie unmittelbar zu einer
Verminderung der Dienstleistung fiihrt. Neben der Unternehmensgrofle spielte
auch die Branche eine Rolle. Im Handel und im Gastgewerbe verstirkte die
Kombination aus geringer Mitarbeiter:innenzahl und kundenintensiver Arbeit die
Abhingigkeit von Présenz.

Der vierte Fragenblock befasste sich mit einer pflegesensiblen Unternehmens-
kultur und erhob, welche MaBnahmen zur Unterstiitzung pflegender Beschéftigter
vorhanden sind. Abgefragt wurden spezifische Informationen, feste Ansprech-
personen, Kooperationen mit anderen Unternehmen oder Dienstleistern (z. B.
ambulante Pflegedienste), Sensibilisierungen der Belegschaft, Qualifizierungen
von Fiihrungskréften sowie gesonderte Betriebsvereinbarungen. Die Ergebnisse
zeigen, dass die meisten KMU eine konkrete Ansprechperson benannten. Dabei
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handelte es sich in der Regel um die Unternehmensleitung selbst, ein Ergeb-
nis, das vor allem mit der geringen Unternehmensgrofe, der Nidhe zu den
Beschiiftigten und den kurzen Kommunikationswegen zusammenhéngt. Je spe-
zieller nach themenbezogenen Angeboten gefragt wurde, desto seltener waren
diese vorhanden, wie die Abbildung 9.10 verdeutlicht.

Halten Sie Angebote fir pflegende Angehorige vor?

spezifische Informationen [l 4,7%
konkrete Ansprechperson [ 86,0%
Infoveranstaltung [ 9,3%
Kooperationen mit Dienstleistern [l 4,7%
Kooperationen mit Unternehmen [l 2,3%

keine Angebote [ 14,0%

Abb.9.10 Angebote fiir pflegende Beschiftigte in KMU. (Eigene Darstellung, n = 43)

Nach den Angaben der Unternehmen handelte es sich bei Informati-
onsveranstaltungen entweder um regelmifBige Teammeetings oder Mitarbei-
ter:innengespriche. Teilweise wurden auch Informationen weitergegeben, die
beispielsweise aus Steuerbiiros stammten. Kooperationen mit externen Dienstleis-
tern bezogen sich nicht auf Pflegedienste oder Beratungsstellen, sondern etwa auf
das Deutsche Rote Kreuz, das Erste-Hilfe-Kurse durchfiihrte und zur Versorgung
von Menschen informierte. Ebenso nutzten einige KMU Angebote von Berufsver-
bianden oder Dachfirmen, die Themen wie Personalfiihrung, Kommunikation oder
Work-Life-Balance behandelten. Allerdings nahm der GroBteil der Unternehmen
nicht daran teil, meist aus Zeitgriinden, teils auch aus Ablehnung gegeniiber exter-
ner Einflussnahme. Kooperationen mit anderen Unternehmen bezogen sich vor
allem auf das gegenseitige ,,Ausleihen von Mitarbeiter:innen bei Personalausfil-
len. Insgesamt sechs KMU gaben an, keinerlei Malnahmen vorzuhalten und sich
auch nicht als Ansprechperson fiir das Thema zu sehen.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob die Beschiftigten im Unter-
nehmen fiir die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf sensibilisiert werden. 79 %
der Befragten (34 KMU) verneinten dies, 21 % (9 KMU) bejahten es. Auftillig
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war: Vier dieser neun KMU hatten oder haben selbst Pflegefille in der Fami-
lie, vier der neun Unternehmensleitungen waren 60 Jahre oder dlter, und alle
legten groflen Wert auf Mitarbeiter:innengesprache und ein gutes Teamklima.
Sie betonten ihre Rolle als direkte Ansprechperson und pflegten eine offene
Kommunikationskultur. Bei den iibrigen Befragten spielte dies kaum eine Rolle.

Auch die Frage nach Qualifizierungen von Fiihrungskriften zeigte ein
gemischtes Bild. 70 % der Befragten verneinten dies, 30 % bestitigten es. Von
den Negativantworten dullerten knapp 5 % die Absicht, sich kiinftig weiterzubil-
den. Die vorhandenen Qualifizierungen bezogen sich vorrangig auf Personalma-
nagement, Mitarbeiterfiihrung, Teambildung und Kommunikation. Diese Inhalte
stirkten das Bewusstsein fiir die Anliegen der Beschiftigten und forderten eine
regelmifige Kommunikation im Unternehmen. Eine spezifische Weiterbildung
zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf hatte jedoch niemand absolviert. Einen
Uberblick iiber die betrieblichen Strukturen gibt Abbildung 9.11.

Gibt es Qualifizierung von bzw. fir Gibt es eine Betriebsvereinbarung
Fuhrungskrafte? zu Pflege und Beruf?

,7

=ja =nein = geplant ®ja = nein

Abb.9.11 Vorhandensein betrieblicher Strukturen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf.
(Eigene Darstellung, n = 43)

Auf die Frage nach einer gesonderten Betriebsvereinbarung zur Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf antworteten 86 % der Unternehmen mit ,,nein“. Die 14 %,
die mit ,,ja“ antworteten, verwiesen auf Tarif- sowie Mantel- oder Rahmenta-
rifvertrige. Dies betraf vor allem Unternehmen mit mehr als 24 Beschiftigten,
die dem Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz unterliegen. Streng genommen
verfiigte jedoch keines der Unternehmen iiber eine Betriebsvereinbarung, die
ausschlielich auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf abzielt.
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Der fiinfte und letzte Fragenblock untersuchte, wie die Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf in KMU nach auBlen wahrgenommen wird. Abgefragt wurde, ob
Unternehmen bei der Gewinnung neuer Beschiftigter auf gute Vereinbarkeit ver-
weisen und ob sie darin einen Vorteil sehen. 60 % der Befragten gaben an, keine
gesonderte Werbung mit Vereinbarkeitsangeboten zu betreiben. 40 % nutzten vor-
handene Moglichkeiten der Arbeitszeit- und Arbeitsortflexibilisierung hingegen
aktiv fiir die Anwerbung. Von jenen, die dies bislang nicht tun, erkldrten knapp
85 %, dies auch kiinftig nicht vorzuhaben. Die Ergebnisse zur AuB3endarstellung
sind in Abbildung 9.12 dargestellt.

Nutzen Sie Vereinbarkeitsmoglichkeiten in der AuRendarstellung
lhres Unternehmens?

15,4%
60,5%
¢ 84,6%
®ja  mnein habe ich vor habe ich nicht vor

Abb.9.12 Vereinbarkeitsmoglichkeiten in der AuBendarstellung von KMU. (Eigene Dar-
stellung, n = 43)

Die Antworten unterschieden sich stark nach Branchenzugehorigkeit und
damit nach dem Aufgabengebiet der Unternehmen. In traditionell nicht-
homeoffice-freundlichen Branchen wurde Vereinbarkeit meist mit flexiblen oder
klassischen Arbeitszeiten (9—17 Uhr) sowie mobiler Arbeit gleichgesetzt. Schicht-
arbeit, Wochenenddienste und frithe oder spite Arbeitszeiten erschwerten jedoch
die Anpassung an familidre Bediirfnisse. Diese Unternehmen waren sich ihres
Wettbewerbsnachteils bewusst und versuchten, zumindest kleinere Verbesserun-
gen umzusetzen: Im verarbeitenden Gewerbe und im Baugewerbe entfielen
Samstagsarbeiten, in der Gastronomie wurden feste SchlieBzeiten am Abend
eingefiihrt, und kundennahe Dienstleistungen setzten verstiarkt auf langfristige
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Terminplanung. Zugleich betonten die Befragten, dass sie nicht mit Vereinbar-
keit werben wollten, wenn sie diese faktisch nicht gewihrleisten konnten, da
dies Enttduschungen und schnelle Arbeitsplatzwechsel nach sich ziehen wiirde.
Die letzte Frage in diesem Block fiel daher eindeutig aus: 84 % der Unterneh-
men hielten Vereinbarkeitsangebote fiir vorteilhaft bei der Mitarbeitergewinnung,
14 % setzten dagegen stirker auf monetire Anreize und Zusatzleistungen als auf
Work-Life-Balance.

Abschliefend wurde nach der Bekanntheit des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG)
und des Familienpflegezeitgesetzes (FPfZG) gefragt. Diese Frage war bedeutsam,
da die Unternehmen die Gesetze im anschlieenden leitfadengestiitzten Interview
auf ihre Praktikabilitdt hin bewerten sollten. 56 % der KMU (24 von 43) hatten
von den Gesetzen noch nie gehort. Weitere 37 % (16 von 43) kannten die Gesetze
dem Namen nach, konnten jedoch keine Inhalte nennen. Lediglich 7 % (3 von
43) waren in der Lage, Inhalt und Zweck korrekt zu benennen. Zusammenge-
nommen konnten damit 93 % der Unternehmen keine konkreten Angaben zu den
Gesetzen machen. Die Ergebnisse zur Bekanntheit der gesetzlichen Regelungen
zeigt Abbildung 9.13.

Kennen Sie das Pflegezeit- bzw. Familienpflegezeitgesetz?

=ja ®=nein schon mal gehort

Abb.9.13 Bekanntheit des Pflegezeit- bzw. Familienpflegezeitgesetzes. (Eigene Darstel-
lung, n = 43)

Dieses Antwortverhalten war erwartbar, da die meisten befragten Unternehmen
nicht unter die gesetzlichen Regelungen fielen. 60,5 % (27 KMU) hatten weniger
als neun Beschiftigte und damit in der Praxis kaum Beriihrungspunkte mit den
Bestimmungen. Aus diesem Grund erhielten alle Unternehmen im Rahmen der
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Befragung eine Kurzbroschiire des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ)!, in der die Gesetze zusammengefasst und die
Freistellungsmoglichkeiten visualisiert wurden. Die meisten Unternehmen zeigten
sich interessiert und behielten den Flyer fiir ihre Unterlagen. Er bildete zugleich
eine Grundlage fiir die Bewertung, Anwendbarkeit und mogliche Ausweitung der
Gesetze in den anschliefenden Interviews.

9.2.1 Zwischenfazit: Von strukturellen Engpassen zu
narrativen Perspektiven

Fiir die Unternehmensbefragung wurden alle Branchensegmente der gewerbli-
chen Wirtschaft einbezogen: Industrie, Baugewerbe und Dienstleistungen. Im
verarbeitenden Gewerbe war ausschlieflich die Herstellung von Waren vertre-
ten, da in den Bereichen Bergbau, Energieversorgung und Wasserversorgung
keine geeigneten Kleinst- oder Kleinunternehmen vorhanden waren. Dies ent-
spricht auch der Grundgesamtheit, in der dieser Cluster die wenigsten KMU
umfasst. Das Baugewerbe ist aufgrund seines hohen KMU-Anteils und Umsat-
zes in der Unternehmensstatistik gesondert ausgewiesen; in der Stichprobe waren
fiinf Unternehmen vertreten. Den grofiten Anteil bildete der Dienstleistungssektor
mit 30 Unternehmen, darunter sechs aus der Gruppe der ,,sonstigen Dienstleistun-
gen. Diese Aufteilung orientiert sich an der Wirtschaftszweigklassifikation (WZ
2008) des Statistischen Bundesamtes (vgl. Abschn. 8.6.1) und kann als gelungen
gelten. Wie in der Grundgesamtheit stellten Handel, Verkehr, Lagerei und Gast-
gewerbe den groBten Block, gefolgt von den freiberuflichen und wirtschaftlichen
Dienstleistungen. Durch den Fokus auf Kleinstunternehmen traten die Branchen
,sonstige Dienstleistungen” und Baugewerbe stirker in den Vordergrund, da sie
sowohl bundesweit als auch regional die meisten Kleinstunternehmen aufwei-
sen. Grundstiicks- und Wohnungswesen sowie Information und Kommunikation
nahmen wie in der Gesamtstatistik die Plédtze fiinf und sechs ein und gingen
mit je fiinf Unternehmen in die Stichprobe ein. Insgesamt hatten 60,5 % der
KMU weniger als zehn Beschiftigte, womit die Wichtung der Stichprobe dem
Untersuchungsziel entsprach.

! Broschiire des BMFSFJ (2020). Bessere Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Online:
BMFSFJ — Bessere Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf.
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Fast 80 % der befragten Unternehmen standen unter ménnlicher Leitung,
jedes fiinfte unter weiblicher. Diese Verteilung stimmt mit den Daten von KfW
Research (2023b) iiberein, und zeigt die Vergleichbarkeit der Stichprobe mit der
Grundgesamtheit.> Auch in der UnternehmensgroBe spiegelte sich ein Muster:
Sechs der neun Unternehmerinnen (67 %) fiihrten ein Kleinstunternehmen mit
weniger als neun Beschiftigten, die iibrigen drei lagen nur geringfiigig dar-
tiber. Damit bestitigt sich erneut die Statistik der KfW (ebd.). Da 84 % der
befragten KMU dem Dienstleistungssektor angehorten, dominieren dort auch
die Geschlechterverhiltnisse: 19,4 % frauengefiihrte und 80,6 % minnergefiihrte
Unternehmen. Diese Verteilung entspricht géngigen Studien (IfM Bonn 2022,
KfW Research 2023b; CRIF GmbH 2023; KfW Research 2011), die Frauen vor
allem in kleineren Dienstleistungsunternehmen sehen, wihrend sie im Sekundér-
sektor nur selten Fiihrungspositionen innehaben. Hier zeigt die Stichprobe leichte
Abweichungen von der Grundgesamtheit, was sich auf die geringe Zahl befragter
Unternehmen (n = 7) und die geringe Zahl von Unternehmerinnen (n = 2) in
diesem Bereich zuriickfiihren ldsst. Im verarbeitenden Gewerbe und im Bauge-
werbe waren nur sehr wenige frauengefiihrte Unternehmen zu finden. Zwar liegt
der Anteil in der Stichprobe leicht anders als in bundesweiten Erhebungen (KfW
Research 2011, 2023a), doch diirfte sich mit einer groBeren Fallzahl eine stirkere
Anndherung ergeben.

Rund 70 % der befragten Unternehmer:innen waren dlter als 50 Jahre, was den
bundesweiten Vergleichswerten entspricht (Stat. Bundesamt 2018). Die Beschif-
tigten waren mit durchschnittlich 45,6 Jahren deutlich jiinger und lagen damit
nahe am sichsischen Durchschnitt von 46,8 Jahren (Stat. Amter des Bundes
und der Linder 2022). Auch die Geschlechterverteilung entsprach weitgehend
den bekannten Mustern: Ménner dominierten in den ménnergeprigten Branchen
des verarbeitenden und Baugewerbes, wihrend Frauen vor allem im Handel und
in kundenorientierten Dienstleistungen vertreten waren. Damit bestitigt sich die
klassische geschlechtsspezifische Branchenaufteilung.

Die Frage, ob in einem Unternehmen aktuell pflegende Beschiiftigte titig sind,
ist mit anderen Untersuchungen nur schwer vergleichbar, da sie in dieser Form
bisher nicht gestellt wurde. Das ZQP (2018) erhob lediglich die Wahrnehmung
des Themas Demenz in Unternehmen und schloss Kleinstunternehmen nicht ein.

2 Fiir den Vergleich mit dem bundesdeutschen Durchschnitt werden, sofern nicht anders
angegeben, die Daten der KfW (Kreditanstalt fiir Wiederaufbau) herangezogen. Deren
Grundgesamtheit (n = 15.000) bezieht sich ausschlieBlich auf KMU und ist daher fiir die
vorliegende Untersuchung mafgeblich. Die Daten des Statistischen Bundesamtes umfas-
sen dagegen Unternehmen aller Grofenklassen und sind fiir den Vergleich nur nachrangig
relevant.



9.2 Ergebnisse der Fragebtgen 269

In einer aktuellen NRW-Studie (KDA 2023, S. 10) haben zwei der insgesamt fiinf
Befragten aktuell pflegende Beschéftigte im Unternehmen. berichteten zwei von
fiinf Befragten iiber pflegende Beschiftigte. Die Mehrheit der iibrigen deutsch-
sprachigen Studien betrachtet jedoch nicht die Unternehmensperspektive (vgl.
Kap. 4). Neben der geringen Vergleichbarkeit zeigte sich, dass die Formulie-
rung der Frage entscheidend fiir das Antwortverhalten war. So wire es sinnvoll
gewesen, im Fragebogen klarer zu unterscheiden, ob auch die Unternehmens-
leitung zu den pflegenden Beschiftigten zdhlt. Gerade in Kleinstunternehmen
sind Inhaber:innen héufig selbst in die tdgliche Arbeit eingebunden, wihrend sie
in groBeren Betrieben eher Managementaufgaben wie Termin- und Teamkoordi-
nation oder Kundenakquise iibernehmen. Fiir diesen Fall hitte eine gesonderte
Frage nach eigener Pflegeerfahrung der Unternehmensleitung gefehlt. Besonders
bei groBeren Stichproben ist dies wichtig, da eine nachtrigliche Korrektur kaum
realisierbar ist. Auch der zeitliche Bezug der Fragestellung hitte differenzier-
ter gefasst werden miissen. Gemeint ist, ob das Unternehmen aktuell pflegende
Beschiiftigte hat oder ob dies nur in der Vergangenheit der Fall war. Vier Befragte
verneinten die Frage zunichst, berichteten aber auf Nachfrage von entsprechen-
den Erfahrungen in der Vergangenheit. Fiir kiinftige Untersuchungen konnen
solche Prizisierungen zu genaueren Ergebnissen fiihren und deutlich machen,
ob Unternehmen generell Beriihrungspunkte mit dem Thema haben und dadurch
bereits sensibilisiert sind.

Mehr als jedes zweite Unternehmen (56 %) erwartete einen kiinftigen Anstieg
pflegender Beschdftigter. Fast jedes fiinfte hielt dies fiir unwahrscheinlich. Diese
Einschidtzung begriindeten die Befragten vor allem mit einer hohen Perso-
nalfluktuation, insbesondere in Hotels, Restaurants, im Einzelhandel sowie in
Bereichen mit geringfiigiger Qualifikation. Auch das niedrige Durchschnittsalter
der Beschiftigten in der Gastronomie sprach fiir sie gegen einen Anstieg. Ein-
zelne Unternehmer:innen duflerten zudem Zweifel am Fortbestand ihres Betriebs
und rechneten aufgrund des Fachkriftemangels in ihrer Branche mit einer
SchlieBung. Die Frage nach einer Prognose ist schwer mit anderen Studien zu
vergleichen, da sie bisher kaum gestellt wurde oder die untersuchten Unterneh-
mensgrofen stark abwichen. Einen gewissen Anhaltspunkt bietet das ZQP (2018,
S. 11): Dort sahen knapp zwei Drittel der Unternehmen keine Verdnderung und
ein Drittel eine Zunahme, vor allem in Grofunternehmen. Auch Kienbaum (2020,
S. 30) betont in qualitativen Interviews die wachsende Relevanz des Themas.
Diese Einschitzungen sind plausibel, da Faktoren wie demografischer Wandel,
verdnderte Familienstrukturen, steigende Lebenserwartung und Fachkrifteman-
gel in der Pflege den Einsatz von Beschiftigten in der familidren Pflege kiinftig
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erhohen diirften. Insgesamt zeigt sich, dass die prognostische Frage eng mit pfle-
gesensiblen Angeboten im Unternehmen verkniipft ist. Sie verdeutlicht neben der
sozialen Verantwortung der Betriebe auch deren strategische Vorteile, etwa fiir
Mitarbeiter:innenbindung, Reputation und Produktivitét.

Diese Feststellung steht in direktem Zusammenhang mit der Frage nach
vorhandenen Mafnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Das Antwortver-
halten spiegelt sich nur teilweise in anderen Untersuchungen wider. Wihrend ZQP
(2018, S. 9) und Kienbaum (2020, 7 ff.) mit bis zu 94 % die Flexibilisierung der
Arbeitszeit als hdufigste Mainahme nennen, konnten in der vorliegenden Befra-
gung nur 70 % der KMU Gleitzeit anbieten. In der KfW-Erhebung (2020, S. 3)
lag der Anteil sogar bei nur 45 %. Entscheidend sind hier Unternehmensgrofie
und Branchenzugehorigkeit: Je kleiner das Unternehmen und je stirker Tatigkei-
ten an Offnungs- oder Servicezeiten, Schichtarbeit oder Teamarbeit gebunden
sind, desto eingeschrinkter ist die zeitliche Flexibilitdt. Dies bestitigen auch
das IAT (2021) sowie Heitmann-Mboller et al. (2019, S. 11), die zeigen, dass
kleine Unternehmen vorrangig ihre Arbeitsfahigkeit sichern und familienfreund-
liche Malnahmen nachordnen. Ebenso Kkonstatiert die KfW (2020, 5 ff.), dass
besonders kleine Betriebe mit geringer Wachstumsorientierung von familien-
freundlicher Personalpolitik mehr Kosten als Nutzen erwarten. Diese Befunde
weisen auf eine gute Ubertragbarkeit der Ergebnisse hin. Wichtig ist, dass keine
der MaBnahmen speziell fiir pflegende Beschiftigte entwickelt wurde, sondern zur
allgemeinen Arbeits(zeit)kultur der Unternehmen gehorte und allen offenstand.
Fiir Arbeitgeber:innen spielt es dabei keine Rolle, ob flexible Arbeitszeiten oder
Pausen fiir Pflegeaufgaben oder fiir andere private Belange genutzt werden. Auch
Vergleichsstudien bestétigen, dass es weniger auf speziell zugeschnittene Ange-
bote als vielmehr auf eine allgemeine Kompatibilitit ankommt. Arbeitgeber:innen
verfolgen hier also ein ,,sowohl als auch* und nicht ein ,,entweder oder*.

Ein weiteres Merkmal der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist die
Arbeitsmobilitit, die sich in der Variabilitit des Arbeitsortes zeigt. Homeof-
fice ist dabei die bekannteste MaBnahme, wird aber branchenabhingig sehr
unterschiedlich genutzt. Wihrend in den Befragungen von ZQP und Kienbaum
63-69 % der Unternehmen Homeoffice anboten, waren es in der vorliegenden
Untersuchung lediglich 37 %. Dieser Unterschied héngt stirker mit der Arbeits-
organisation als mit der Branche zusammen. Beschiftigte in Produktion und
Fertigung, Einzelhandel, Gastronomie, Baugewerbe oder im Kund:innendienst
bendtigen Prisenz vor Ort, sei es durch den direkten Kundenkontakt oder den
Einsatz spezieller Maschinen und Werkzeuge. Dagegen ist Homeoffice im IT-
Bereich, in Bildung, Planung oder Beratung leichter moglich. Studien (z. B.
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Heitmann-Moller et al., 2019) bestitigen, dass die starke Prdsenzkultur in vielen
Branchen als Schutz vor Auftragsausfillen gilt. Auch die Unternehmensgrofie
spielt eine Rolle. In Kleinst- und Kleinunternehmen lassen sich Arbeitsaufga-
ben schlechter umverteilen, wenn Beschiftigte nicht vor Ort sind. Zudem haben
direkte Kommunikation und Teamzusammenhalt dort einen hohen Stellenwert,
was die familidre Unternehmenskultur priagt und Homeoffice zusitzlich erschwert.

Die betriebliche Organisation der Erreichbarkeit pflegender Beschiftigter
stellte sich weitgehend unkompliziert dar. 98 % der KMU erlaubten die Nut-
zung privater Telefone und E-Mail-Accounts, sodass Beschiftigte wihrend der
Arbeit gut erreichbar waren. Bei der Vertretung in Notfillen zeigte sich ein deut-
licher Einfluss der Unternehmensgrofle. In allen Betrieben erfolgte die Vertretung
tiber personliche Absprachen, nicht iiber standardisierte Verfahren. Spontanitit,
Ad-hoc-Losungen und Improvisation waren die gingigen Strategien. Auch die
Befragung des IAT (2021, S. 12 f.) verweist auf den Bedarf eines geregelten
Vertretungsmanagements, um Belastungen fiir andere Beschiftigte zu verringern.
Fiir Kleinstunternehmen diirfte dies jedoch kaum praktikabel sein, da selbst bei
formalen Regelungen hiufig das Personal fehlt, um Vertretungen abzusichern.
Hier greifen, wie die qualitative Auswertung zeigen wird (Abschnitt 9.3), andere
Mechanismen.

Unternehmen sollen nicht nur familienfreundliche Arbeitsbedingungen, son-
dern auch eine pflegesensible Unternehmenskultur etablieren. In der Befragung
wurden daher Angebote wie Informationen, Ansprechpersonen, Informations-
veranstaltungen und externe Kooperationen erhoben. In den KMU zeigte sich
hier ein sehr geringes Angebot. Konkret vorhanden war fast ausschlie3lich eine
Ansprechperson, meist die Unternehmensleitung (86 %). Angesichts der Unter-
nehmensgrofe ist dies plausibel, jedoch verfiigen die Leitungen in der Regel iiber
keine spezifische Expertise. Sie sind zwar zentrale Ansprechpartner:innen, konnen
aber weder eine fachliche Beurteilung noch eine Beratung zu Pflegesituatio-
nen leisten. Viele Unternehmer:innen hatten zwar personliche Beriihrungspunkte
mit dem Thema, dies geschah jedoch meist unbewusst und begriindet noch
keine pflegesensible Unternehmenskultur. Diese wiirde ein aktives Gestalten und
ein bewusstes Eingehen auf die Bediirfnisse pflegender Beschiftigter erfordern.
Vergleichbare Ergebnisse finden sich auch in Studien von IAT (2021, 10 f.),
Kienbaum (2020, 9 f.) und Ruppert et al. (2019, S. 564), die ebenfalls feh-
lendes Fachwissen und kaum vorhandene externe Netzwerke feststellen. Zudem
existierten keine gesonderten Betriebsvereinbarungen, die Pflegezeiten iiber den
gesetzlichen Rahmen hinaus regeln. Stattdessen erfolgten Regelungen ausschlief3-
lich iiber personliche Absprachen mit der Leitung. Dies deckt sich mit Befunden
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des ZQP (2018, 8 f.), wonach fast 60 % der Unternehmen keinerlei Mallnahmen
vorhielten oder planten. Besonders hoch war der Anteil fehlender Ma3nahmen in
KMU (71 %).

Im Fragebogen wurde bewusst darauf verzichtet, nach einer Korrelation zwi-
schen der Zahl pflegender Beschiftigter, fehlenden Maflnahmen und Hindernissen
bei deren Einfiihrung zu fragen. Schon der Pretest zeigte, dass dies fir KMU
zu komplex wire. Zudem bestand von Beginn an eine Diskrepanz im Begriffs-
verstidndnis, sodass wenig produktive Antworten zu erwarten waren. Befunde
des ZQP (2018, S. 10) bestitigen diese Einschidtzung: Mangelndes Wissen
iiber passende Angebote, fehlende Kenntnis des Unterstiitzungsbedarfs und die
Befiirchtung hoher Biirokratiekosten fithren bei KMU héufig zu einem defen-
siven Verhalten. Gleichzeitig verfiigen die meisten Unternehmen bereits iiber
allgemeine Instrumente in den Bereichen Arbeitszeit, Arbeitsort und Arbeitsorga-
nisation, die auch pflegende Angehorige nutzen konnen. Fiir prizisere Daten zu
spezifischen MaBnahmen ist daher die Perspektive pflegender Angehdriger ent-
scheidend. Bei den Unternehmen hingegen kann vor allem untersucht werden,
welche Umsetzungsmoglichkeiten bestehen. Dafiir ist zunéchst eine Sensibilisie-
rung fiir das Thema notwendig, verbunden mit einer klaren Differenzierung nach
Unternehmensgrofe, da Ressourcen und Handlungsspielrdume hier erheblich
variieren.

Allen befragten KMU war bewusst, wie wichtig es ist, die Bediirfnisse und
Erwartungen der Beschiftigten zu kennen und den Arbeitsalltag darauf abzustim-
men. Ein attraktives Employer Branding im Sinne einer guten Vereinbarkeit von
Beruf und Privatleben konnten jedoch nicht alle vorweisen. Vergleichsstudien zei-
gen ebenfalls, dass gerade kleinere Unternehmen hier zuriickhaltend agieren: Das
KDA (2023, S. 16) beschreibt Abwehrstrategien, das IAT (2021, S. 13) konstatiert
Improvisation und Ad-hoc-Regelungen. Griinde liegen nicht nur in der Bran-
chenzugehorigkeit, sondern auch in einer grundsétzlichen Skepsis gegeniiber dem
Vereinbarkeitsthema. Manche Unternehmer:innen trennen Beruf und Privatleben
strikt, getreu dem Sprichwort ,,Dienst ist Dienst und Schnaps ist Schnaps®. Wie
die qualitative Auswertung noch zeigen wird, spielen dabei Vorbehalte gegen-
tiber moglichem Missbrauch und ein traditionelles Leistungsverstindnis eine
Rolle, nach dem Arbeitsbedingungen allein von den Arbeitgeber:innen bestimmt
werden. KMU, die keine guten Vereinbarkeitsmoglichkeiten anbieten konnten,
nahmen ihre Wettbewerbsposition im Vergleich zu anderen Unternehmen als
nachteilig wahr.

Fiir den narrativen Austausch mit den Unternehmen war die Frage nach der
Bekanntheit des Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetzes zentral. Wie gezeigt,
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konnten 93 % der befragten KMU keine inhaltliche Aussage zu den Gesetzen tref-
fen. In den Gespréchen stellte sich zudem heraus, dass keines der Unternehmen
die gesetzlichen Moglichkeiten bislang genutzt hatte, auch nicht jene mit mehr als
15 bzw. 25 Beschiftigten. Damit schneiden die befragten KMU schlechter ab als
in der ZQP-Studie, in der 71 % der Unternehmen keine gesetzlichen Regelungen
in Anspruch genommen hatten (ZQP 2018, S. 7). Der geringe Bekanntheitsgrad
verweist vor allem auf ein Defizit an Wissen. Pflegesensible Angebote wurden
nicht von allgemeinen Maflnahmen der Arbeitsorganisation unterschieden, da
unklar war, welche Hilfen im konkreten Fall niitzlich sein konnten (ebd., 9 ff.;
KDA 2023, 30 ff.). Auch eigene Erfahrungen fiihrten nicht zu einem spezifischen
Handlungswissen. Vereinbarkeit von Pflege und Beruf bleibt damit ein Rand-
thema im Unternehmensalltag, das zumeist unter ,,Familienbelange* subsumiert
wird.

Abschlielend lésst sich festhalten, dass die Strukturdaten der befragten KMU
weitgehend mit denen der Grundgesamtheit iibereinstimmen. Damit sinkt die
Wahrscheinlichkeit, dass die Ergebnisse zufilligen Variationen geschuldet sind.
Zwar erlaubt die kleine Stichprobe keine Reprisentativitit, doch spiegeln sich
zentrale Merkmale der KMU wider, sodass belastbare Riickschliisse moglich
sind. Die Befunde konvergieren mit den Mustern der Vergleichsstudien und
bestitigen den bisherigen Trend: KMU verfiigen nur iiber begrenztes Wissen
zu den Bedarfen pflegender Beschiftigter und setzen iiberwiegend auf indi-
viduelle, nicht formalisierte Regelungen. Welche Konsequenzen dies kiinftig
hat, hiangt weniger vom Verhalten einzelner Unternehmen als von strukturel-
len Rahmenbedingungen ab, etwa Demografie, Migration, Arbeitsmarktzugéngen
und kommunaler Pflegeinfrastruktur. Insgesamt zeigen die Fragebogenergebnisse
grundlegende Herausforderungen fiir die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in
KMU. Im néchsten Schritt werden diese durch narrative Einsichten aus den
Interviews ergéinzt, um ein differenzierteres Verstindnis der Perspektiven und
Handlungsweisen zu gewinnen.

9.3 Ergebnisse der Interviews

Das Kapitel basiert auf einer kategorienorientierten Analyse der Interviewdaten,
in der wesentliche Risikofelder der befragten Klein- und Kleinstunternehmen
identifiziert werden. Fiir jede Kategorie erfolgt am Ende eine zusammenfassende
Einordnung der Ergebnisse, die in den Kontext aktueller Forschungsergebnisse
und wirtschaftlicher Trends gestellt wird. Dies ermdglicht eine prizise Reflexion
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und Kontextualisierung der Ergebnisse innerhalb der Kategorien. Die Unter-
suchung zielt empirisch darauf ab, Belastungsfaktoren zu identifizieren, die
unmittelbar die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf beeinflussen. Zudem werden
indirekte Einflussfaktoren wie Kostensteigerungen, politische Rahmenbedingun-
gen oder branchenspezifische Benachteiligungen herausgearbeitet, die zu erhShter
Arbeitslast und eingeschrinkter Flexibilitit der KMU fiihren. Eine abschlieende
Integration der Ergebnisse liefert eine umfassende Perspektive auf die zentra-
len Risiken und Herausforderungen, denen kleine und mittlere Unternehmen
gegeniiberstehen.

9.3.1 Vom Umfeld iiberrascht: Risikoanalysen von KMU

Alle Unternehmen erhielten die offene Einstiegsfrage, welche Risiken sie aktu-
ell und zukiinftig fiir ihr Unternehmen sehen. Die Unternehmer:innen konnten
unbeeinflusst ihre Einschitzungen benennen. Ziel war es herauszufinden, ob der
Ausfall von Beschiftigten als Risiko gilt oder ob andere Aspekte im Vordergrund
stehen. Obwohl allen Unternehmen das Thema der Befragung (Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf in KMU) bekannt war, spielte diese Vorabinformation in den
Antworten keine Rolle. Kein Unternehmen nannte bei der Einstiegsfrage die Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf, sodass hierzu keine eigene Kategorie entstand.
Stattdessen lieBen sich aus den theoretischen Vorannahmen vier deduktive Kate-
gorien bilden: (1) Fach- und Nachwuchskriftemangel, (2) Kostenexternalisierung,
(3) Politikverdrossenheit und (4) branchenspezifische Nachteile. Zusétzlich erga-
ben sich aus den Interviews zwei induktive Kategorien: (5) junge Menschen und
(6) Mindestlohn.

Im Codesystem hat der Code ,, Risiken fiir KMU* die meisten Segmente, wobei
der Fach- und Nachwuchskriftemangel mit 86 % rein quantitativ als das grofite
Risiko bei den Unternehmen galt. Gestiegenen Kosten (Kostenexternalisierung)
wurden von 67 % der Unternehmen genannt, politische Krisen (Politikverdros-
senheit) mit 44 % das Drittgrolte und die Branchennachteile mit 42 % das
viertgroite Risiko. Die (mangelnde) Leistungsbereitschaft junger Menschen und
der Mindestlohn stellten bei mehr als jedem fiinften KMU einen Risikofaktor dar.
Die Haufigkeit zeigt die Abbildung 9.14.
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Abb.9.14 Kategorie ,,Risiken fiir KMU*“. (Eigene Darstellung, n = 43)

Nachfolgend wird die Kategorie ausgewertet und durch die bei der Daten-
aufbereitung erstellten Zusammenfassungen (Summarys) unterstiitzt. Jeder Code
ist mit einer thematisch passenden Uberschrift versehen. Die Sub-Kategorie
wjunge Menschen* ist aufgrund ihrer thematischen Nihe dem Fach- und Nach-
wuchskriftemangel zugeordnet, die Sub-Kategorie ,,Mindestlohn“ den Kosten-
externalisierungen. In die jeweilige Auswertung flieBen ausgewihlte Zitate zur
Veranschaulichung ein. Zur besseren Einordnung der Aussagen erfolgt am Ende
jeder Kategorie ein Abgleich mit aktuellen themenbezogenen Studien.

9.3.1.1 ,Fachkriftekrise: Diskrepanz zwischen Bedarf und
Verfiigbarkeit”

Der Fachkriftemangel ist ein Problem, mit dem sich durchweg alle Branchen
konfrontiert sahen. Die Unternehmer:innen gaben in den Interviews an, dass es
schwierig sei, qualifiziertes Personal zu finden, und dass sie im Allgemeinen
lange suchen miissen, um offene Stellen zu besetzen. Das fiihrte teilweise dazu,
dass bestimmte Dienstleistungen nur noch reduziert angeboten werden konnten
oder die Unternehmensnachfolge unbesetzt blieb. Besonders hoch war der Mangel
dort, wo Unternehmen nicht selbst ausbildeten und somit keinen eigenen Nach-
wuchs sicherten. Doch auch Ausbildung bot keine Garantie fiir den Verbleib der
Auszubildenden. Griinde hierfiir waren vor allem die Lage der Region und die
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damit verbundene Konkurrenz zu groferen Stidten und Unternehmen. Der hohe
Bedarf an qualifizierten Fachkriften in der Befragungsregion fiihrte zu anhalten-
der Besorgnis, dass Mitarbeiter:innen das Unternehmen verlassen oder aktiv von
anderen Betrieben abgeworben werden. Besonders in wissensintensiven Branchen
wie Notariaten, Rechtsanwaltskanzleien, IT-Unternehmen oder Architekturbiiros
bestand diese Befiirchtung. Diese Unternehmen bilden ihren Nachwuchs zuneh-
mend selbst aus, da es in der Region kaum qualifiziertes Personal gibt. Ahnlich
dringlich stellte sich die Situation in Branchen dar, die Berufskraftfahrer:innen
benotigen. Hier wurde das Nachwuchsproblem als existenzbedrohend beschrie-
ben, da kein Personal mehr mit den erforderlichen Qualifikationen zu finden
ist. Zwar erklirten sich viele Unternehmen bereit, auf eigene Kosten nachzu-
qualifizieren, doch mangelte es grundsitzlich an Bewerbungen und Interesse. Ein
Reiseunternehmen berichtete, keine mehrtigigen Fahrten mehr anbieten zu kon-
nen, da es nicht geniigend Busfahrer:innen hat. Dies fiihrte zu einer Verkleinerung
des Unternehmens und einer Umstrukturierung der Angebote.

Neben den strukturellen Standortnachteilen wie geringe Kaufkraft und Abwan-
derung, nannten die Unternehmen auch Branchennachteile und einen sich
verdandernden Arbeitsmarkt. Besonders hervorgehoben wurde die Verschiebung
zugunsten von Biiro- und Verwaltungstitigkeiten und zulasten von Handwerks-
und personenbezogenen Dienstleistungen. Dies fiihrte dazu, dass sich viele KMU
eher in der Rolle von , Bittstellern* sahen, die die Anforderungen der Beschiftig-
ten erfiillen miissen, um deren Abwanderung zu verhindern. Gleichzeitig fiihlten
sie sich mit Forderungen von Bewerber:innen konfrontiert, die sie als unrealis-
tisch beschrieben, vor allem in Bezug auf Gehalt und flexible Arbeitszeiten. Die
Befragten waren sich einig, dass sich durch den Mangel an geeignetem Perso-
nal die wirtschaftliche Lage und die Marktstellung verschlechterten. Restaurants
reduzierten ihre Offnungszeiten, Bauunternehmen und Kfz-Werkstitten stellten
Samstagsarbeit ein, und wissensintensive Dienstleister mussten Auftridge ableh-
nen oder weitervermitteln. Die Kombination aus zu wenigen Bewerbungen,
geringem Interesse an handwerklichen und kundenorientierten Berufen, langen
Besetzungszeiten und dem Risiko der Abwerbung fiihrte zu pessimistischen
Zukunftsprognosen. Die teilweise drastisch beschriebenen Situationen zeigen sich
in exemplarischen Zitaten:

,» Wir suchen hdinderingend einen Bauingenieur. Den kriegen wir nicht. Wir finden
einfach keinen Bauingenieur. [...] Also das ist wirklich ernst zu nehmen und es wird,
denke ich, fiir Unternehmen kritisch werden.“ (KMU 5, M: Ingenieurbiiro)

, Die grofiere Herausforderung fiir die strategische Planung sind einfach die Mit-
arbeiter, weil es einfach keine weiteren Mitarbeiter gibt. [...] fiir den Bereich
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Berufsfahrer oder Busfahrer im Reiseverkehr ist es nahezu aussichtslos.* (KMU 22,
N: Reiseunternehmen)

., Wir suchen schon lange, seit Jahren. Wir schaffen es nicht, hier in der Region,
geeignete Azubis zu finden.“ (KMU 34, S: Kosmetikstudio)

» Das Hauptproblem ist der Fachkrdiftemangel. [...] Ich habe wirklich Purzelbdume
geschlagen und einiges mehr und viele Sachen versucht, die ich sonst nie versucht habe.
Ich habe ein Techniker, ein Meister; ein Facharbeiter und einen guten Hilfsarbeiter zu
ersetzen gehabt. Ich habe dafiir bekommen: Einen halben Gdrtner, eine Ungelernte,
einen Maschinisten und noch eine Hilfs-Hilfskraft. Absolut kein dquivalenter Ersatz,
also nicht mal anndihernd.“ (KMU 43, N: Giirtnerei)

Durch die dargestellte Situation und mit Blick auf die Leistungsfihigkeit der
Unternehmen sehen sich die Inhaber:innen zunehmend in der Pflicht, stirker
selbst im Unternehmen mitzuarbeiten, andere Familienmitglieder einzubeziehen
oder bereits verrentete Personen zuriickzuholen. Dadurch verbleiben die Inha-
ber:innen lidnger im Betrieb, als urspriinglich geplant. Ihr Renteneintritt verzogert
sich oder wird auf unbestimmte Zeit vertagt, weil die Sicherung der eigenen
finanziellen Existenz direkt mit dem Fortbestehen des Unternehmens verbunden
ist.

 Meine Frau und ich arbeiten das jetzt. So war das aber nicht geplant gewesen. Wir
haben auch Kinder. Sieben Tage die Woche arbeiten wir hier. Das ist noch die einzige
Moglichkeit, das tiberhaupt so offen zu halten.” (KMU 28, I: Gastronomie)

»Ich werde jetzt 65, ich habe eigentlich vor irgendwann demndichst in Rente zu gehen.
Ich wollte gerne das Geschdift an jemanden abgeben, der das weitermacht. Aber es
scheitert erst mal an den Oﬁnungszeiten, weil das keiner will, und dann an der Schwere
der Arbeit, dass man eben halt auch schwere Maschinen bewegen muss, und da sehe
ich auch keine grofle Chance, dass das irgendwie weitergefiihrt wird.“ (KMU 39, J:
Elektronikservice)

Es sind aber nicht ausschlieBlich existenzsichernde Griinde, aus denen Unter-
nehmen weitergefiihrt werden. Auch emotionale Bindungen an den selbst aufge-
bauten oder familiengefiihrten Betrieb spielen eine Rolle, wie die Aussage einer
Bickerei zeigt:

, Und ich warte jetzt mal ab, die ndchsten drei Jahre, dann bin ich iiber 60, dann
kann ich immer noch den Strich ziehen (seufzt). Aber wissen Sie, so einen Betrieb
zuzumachen, das ist gar nicht so einfach. Das stelle ich mir immer wieder vor. Ein
Horror!“ (KMU 15, G: Bickerei)
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Im Grunde wiinschten sich alle Befragten den Fortbestand ihres Unternehmens.
Sofern eigene Kinder vorhanden waren, sollten diese auch die Nachfolge antre-
ten. Gleichzeitig gab es jedoch Uberlegungen, ob dies angesichts der aktuellen
problematischen Arbeitsmarktentwicklungen zumutbar sei. Fiir besonders vom
Fachkriftemangel betroffene KMU erschien die Aufgabe der Unternehmensexis-
tenz wahrscheinlicher.

,» Wenn die Leute wirklich in Rente gehen, dann ist fiir mich die Moglichkeit, entweder
weniger zu machen, dann ist es wesentlich weniger Umsatz. Dann habe ich auch
weniger Leute und dann reduziere ich eben alles. Andererseits ist es jetzt ganz egoistisch
gesagt/ (...), ich kann auch einfach ein Schliissel rumdrehen, zumachen und fertig.
(KMU 11, F: Metallbau)

,Also ich kenne es ja aus der Branche. Die meisten machen zu. Auf null (...). Die sagen
dann hier, ich schliefse. Weg. Das wird uns sicher auch so bliihen, weil ein Nachfolger/
(seufzt), also ich wiisste niemanden.“ (KMU 24, G: Néherei)

Um dem Fach- und Arbeitskriftemangel zu begegnen, bildeten einige der befrag-
ten KMU selbst aus. Zudem fand eine regelméillige, proaktive Suche nach
geeigneten Beschiftigten statt. Hierbei erwiesen sich personliche Kontakte und
Netzwerke als geeigneter als etwa das Jobcenter oder offentliche Stellenaufrufe
im Internet. Die Unternehmen berichteten libereinstimmend von einer wenig hilf-
reichen Zusammenarbeit mit dem Jobcenter, das nicht ausreichend unterstiitzte.
Das fiihrte zu frustrierten AuBerungen, wie unpassend die personellen Vorschlige
fiir die zu besetzenden Stellen seien. Zwar schickte das Jobcenter regelmiBig
Bewerber:innen, und es kam zu Gesprichen, doch bewerteten die Befragten
diesen Ansatz als zu aufwendig und unprofitabel aufgrund der unzureichenden
Passung. Keines der Unternehmen berichtete, eine geeignete Person iiber das
Jobcenter gefunden zu haben.

o [...] da kommt zwar meistens eine Wulst von Angeboten vom Jobcenter, aber die sind
zum Teil einfach schon von vornerein ungeeignet. [...] das Filtern und das Aufberei-
ten der Information, welcher Arbeitnehmer da eventuell geeignet wiire, ist miihsam.
(KMU 8, I: Beherbergung)

,, Wir haben Anzeigen geschalten und haben dann vom Jobcenter auch mehrere Ange-
bote bekommen, aber im Prinzip niemanden aus der Branche, also vollig artfremde.
Die hditte ich alle nicht nehmen konnen.“ (KMU 38, L: Immobilienbiiro)

., Die Arbeitsagentur hat mir [ ... ] drei Zettel geschickt, wo draufstand, wer sich bei mir
vorstellen wird. Davon ist keiner gekommen. Also, es hat iiberhaupt keinen interessiert.
Und einen hatte ich dann mal iiber die Arbeitsagentur angeschrieben, iiber das Portal.



9.3 Ergebnisse der Interviews 279

Da war aber nach zehn Sekunden schon klar, dass er iiberhaupt nie geeignet ist [...].
(KMU 39, J: Elektronikservice)

Das Jobcenter ist den Aussagen nach kein geeigneter Partner fiir Unternehmen.
Infolgedessen vertrauen kleine und mittlere Unternehmen auf ihre eigenen Netz-
werke und alternative MaBnahmen, um potenzielle Mitarbeiter:innen auf vakante
Positionen aufmerksam zu machen. Personliche Kontakte sowie Gliick und Zufall
sind dabei stindige Begleiter. Eine Unternehmerin berichtete, dass sie den Sohn
einer Kundin anstellte, nachdem sie von seiner Arbeitssuche erfahren hatte. Ein
anderes Unternehmen stellte Riickkehrer aus Westdeutschland ein, und wieder
andere freuten sich iiber regional verbundene Menschen, die einen Job in der
Niéhe suchten. Eine weitere Strategie war das Abwerben aus anderen Unter-
nehmen der Region. Diese Praxis beschrieben fast alle Befragten, sowohl aus
der Perspektive der Betroffenen als auch der Abwerbenden. Durch den hohen
Bedarf an geeignetem Personal stellten insbesondere grofere Unternehmen und
die offentliche Verwaltung eine direkte Konkurrenz dar. Besonders frustrierend
war dies fiir KMU, die junge Menschen selbst ausbildeten und diese dann an
den offentlichen Dienst verloren. Wo Unternehmen nur in geringer Dichte in der
Region vertreten waren, galt gegenseitiges Abwerben als unkollegial. Andere hin-
gegen zeigten weniger Skrupel und sprachen gezielt Beschiftigte an, denen sie
bessere Angebote unterbreiteten.

Ein weiteres Kriterium im Zusammenhang mit dem Fachkréftemangel ist die
Beschiftigung bzw. Nichtbeschiftigung von Ausldnder:innen. Besonders in der
Untersuchungsregion, die an Polen und Tschechien grenzt, ist dies ein relevantes
Thema mit Potenzial. Zumindest bot es in den Interviews viel Diskussionsstoff,
auch wenn dazu keine aktive Frage gestellt wurde. In Verbindung mit dem Man-
gel an geeigneten Beschiftigten gaben die KMU an, bereits in diese Richtung
gedacht zu haben, und duBerten sich teils befiirwortend, teils skeptisch.

., Fachkrdftemangel, kann ich mich nicht beschweren, weil ich im Gegensatz zu den
meisten anderen Unternehmen durchaus bereit bin, auch Auslinder einzustellen. Damit
geht das.“ (KMU 17, M: Spracheninstitut)

»Arbeitskrdfte gibt’s ja ganz viele, wenn ich weiter nach Osten gehe. [...] Wenn man
mal einen erwischt, der gut Deutsch kommunizieren kann, dann funktioniert das auch.
Es funktioniert in vielen Betrieben.“ (KMU 18, F: Malerbetrieb)

,, Wir sind kein klassisches Einwanderungsland. Wir werden auch keins werden und
ich bin eigentlich auch dagegen, weil das ist die moderne Form der Ausbeutung an
Drittstaaten [..]. Wenn unsere Ministerin ins Ausland fihrt und wirbt fiir Arbeitskridifte.
Also gut gemeint, aber das ist jamoderner Sklavenhandel. “ (KMU 28, I: Gastronomie)
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., Wir haben jetzt auch iiberlegt, nach Polen zu gucken. Jetzt wollen wir mal versuchen
(...), ganzintensiv die Fiihler auszustrecken, warumnicht? Die Polin ist eine innovative,
modische, eine ganz offene Personlichkeit, und ja, mal sehen, ob wir das schaffen.
(KMU 34, S: Kosmetiksalon)

Die Aussagen spiegeln die unterschiedlichen Haltungen der Unternehmensleitun-
gen wider. Dariiber hinaus berichteten die Befragten von Restriktionen seitens
der Stammbelegschaft und der Kundschaft gegeniiber ausldndischen Beschiftig-
ten. Zwei Handwerksbetriebe konnten neu eingestellte ausldndische Arbeitskrifte
nicht lange beschiftigen, da Kund:innen Vorbehalte duflerten und besorgt um die
Sicherheit ihres héuslichen Inventars waren. Ein anderer Unternehmer erzéhlte
von einem Zusammenschluss seiner Belegschaft gegen einen ausldndischen Mit-
arbeiter, sodass dieser das Unternehmen wieder verlie. Nihere Riickfragen im
Interview erfolgten dazu nicht, da der thematische Fokus ein anderer war.

Offener argumentierten die Unternehmen gegeniiber Quereinstiegen. Diese
sind dort gut einsetzbar, wo keine Fachausbildung oder Spezialisierung erfor-
derlich ist. Nach einer kurzen Anlernzeit konnten viele Arbeitsaufgaben iiber-
nommen werden, besonders im Gastronomie- und Hotelwesen, in Immobilien-
und Hausverwaltungen sowie in handwerklichen Bereichen. Sobald jedoch beson-
dere Fachkenntnisse und Qualifikationen notwendig waren, sank das Potenzial,
neue Beschiftigte zu finden. Dadurch fiihlten sich manche KMU stérker in ihrer
Existenz bedroht als andere. Insgesamt galten sowohl Branchen- als auch Stand-
ortnachteile als Treiber einer sinkenden Zahl an Interessent:innen fiir bestimmte
Berufsgruppen, was die nidchste Kategorie verdeutlicht.

9.3.1.2 ,Gewinn liber Prinzip: Externalisierung gestiegener
Kosten”

Neben dem grofien Risiko der Fachkrifteknappheit sahen sich Unternehmen
mit zwei externalisierten Risiken konfrontiert: die Umlegung gestiegener Kos-
ten auf die Kundschaft und der stetig steigende Mindestlohn. Die grofen Player
wie Klimawandel, Energiepolitik, technologischer Wandel und Inflation wir-
ken sich unmittelbar auf den finanziellen Aufwand und die Preisgestaltung
der Unternehmen aus. Héufig war es den KMU nicht moglich, hohere Kosten
zu internalisieren, sodass sie diese auf externe Parteien (Kundschaft, Lieferan-
ten) umlegten. Dieses Vorgehen hat jedoch Grenzen, besonders in einer Region
mit struktureller Schwiche und niedrigem Pro-Kopf-Einkommen. Die Befrag-
ten beschrieben, dass sie oft nicht wissen, wie sie Zusatzkosten durch Rohstoff-
und Materialpreise, Arbeitskosten und Nachhaltigkeitsanforderungen bewiltigen
sollen. Zwar ist ihnen bewusst, dass Kund:innen Preissteigerungen nicht immer
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akzeptieren, doch eine Umlage bleibt hiufig die einzige Moglichkeit, andernfalls
ginge es zu Lasten von Produktqualitit oder Angebotsvielfalt. Die Motivation
zur Kostenweitergabe ist daher nicht Ausdruck von Gewinnstreben, sondern von
Existenzsicherung, wie diese Aussage verdeutlicht: ,, Man muss unternehmerisch
ausgleichen, ob man Spaf3 daran hat oder nicht, das hat nichts mit Geldgier zu tun.
Also das heifst, man muss die Preise angleichen* (KMU 34, S: Kosmetiksalon).

Den KMU war es bewusst, dass sich die gestiegenen allgemeinen Kosten nicht
nur auf ihr Unternehmen auswirkten, sondern auch auf ihre Kundschaft. Diese
hat gleichfalls weniger frei verfiigbares Einkommen und reduziert sein Kauf- und
Konsumverhalten in den nicht zwingend notwendigen Lebensbereichen. Dadurch
werden beispielsweise der Restaurant- oder Friseurbesuch zu einer Ausnahme
und der Einkauf beim Bécker und Fleischer durch giinstigere Supermarktprodukte
ersetzt. Das sahen die Unternehmen als eine sehr kritische Entwicklung an. Ein
exemplarisches Beispiel kommt aus einer Kfz-Werkstatt (KMU 10, G): ,.,Ich weifs
gar nicht, wie man das irgendwo (...), also diese Zusatzkosten, bewdltigt.“ Man
kann ja alles krampfhaft auf den Kunden umlegen, weil dann bin ich irgendwann
mit den Stundenlohnen so weit oben, dass der Kunde mir wegrennt.“ Ein kleiner
Anbieter fiir Heimelektronik (KMU 39, J) beschreibt, wie er mit den gestiegenen
Energiepreisen umgeht, um hohere Kosten fiir seine Kundschaft zu vermeiden:
., Friiher haben wir die Fernseher immer laufen lassen oder haben viel gezeigt. Das
machen wir jetzt blof3, wenn der Kunde da ist. Der Strom ist blofs noch halbiert. Da
oben, machen wir das Licht nur an, wenn einer eine Waschmaschine kaufen will,
und solche Sachen halt. Das sind so die kleinen Sachen, wo man sparen kann. An
der Heizung sparen wir. Da ziehen wir uns lieber zwei Jacken an im Winter.

Die Zitate veranschaulichen, wie stark sich Unternehmen durch die Energie-
krise belastet fiihlen. Der Klimawandel und die damit verbundenen Auflagen zu
mehr Nachhaltigkeit stellten ein weiteres Risiko dar, insbesondere fiir Betriebe
mit Fahrzeugbezug (Kfz-Werkstitten, Autohduser, Miillentsorgung) sowie fiir
das energieintensive verarbeitende Gewerbe. Neue Anforderungen und stindige
Anpassungsmafinahmen fiihrten zu hoherer Arbeitsbelastung und Kostendruck.
Die KMU beschrieben eine Mehrfachbelastung aus zuriickgehendem Kaufverhal-
ten der Kund:innen und steigenden unternehmerischen Kosten. Beides reduzierte
Gewinnspanne, Flexibilitdt und Planungssicherheit:

»Man hort von friih bis abends: Umweltkrise und wir retten die Welt. Die verunsichern
die Leute. [...] Wir merken das als Betrieb. Wir leben von dem Kunden. Der Kunde
kauft bei uns die Autos, der Kunde kommt zu uns in die Werkstatt. Wenn der Kunde von
friih bis abends hort, Energiekrise, mehr Strom, mehr Heizkosten oder Heizung muss
erneuert werden. Wenn der Kunde stindig negative Einfliisse bekommt, dann wirkt
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sich das auf uns aus, und wir merken das dann. Bei uns gehen die Umsditze zuriick.
(KMU 21, H: Autohandel)

,» Das gesamte Konsumverhalten dndert sich. Es wird nur noch Angst erzeugt. Existenz-
angst. Ob das diese Heizungsgeschichten sind oder so was. Ich meine, so Altersarmut,
Inflation, Krieg, alles das, was diese Regierung bisher geleistet hat und das wirkt sich
natiirlich auf ein Gewerk aus.“ (KMU 24, G: Niherei)

, Die Leute, sind viel weniger geworden bei mir und bei meiner Frau im Geschdift,
also umsatzmdfig. Weil die Leute das Geld zuriickhalten, die wissen nie was sie an
Gas bezahlen miissen, die wissen nie, was da fiir eine Stromrechnung kommt, was sie
zahlen miissen. [...] Wenn es mal nimmer weitergeht, muss man eben zu machen, das
Geschdft und dann eine andere Arbeit suchen.* (KMU 25, G: Einzelhandel)

,Auf der einen Seite, habe ich stark steigende Kosten und auf der anderen Seite ein-
brechende Zahlen, weil letztendlich die Leute sich das nicht mehr leisten konnen. “
(KMU 33, I: Gastronomie)

Zusitzlich klagten Unternehmen im unteren Lohnsegment iiber den stetig steigen-
den Mindestlohn und dessen Folgen fiir die Personalsituation. Die Schilderungen
reichten vom Stellenabbau bis hin zur Einschrinkung des Angebots. Ein Min-
destlohn von iiber zwolf Euro pro Stunde wurde mehrfach als unrealistisch
bezeichnet. Fiir mehr als jedes vierte KMU stellte die Anhebung eine erheb-
liche Belastung dar. Dahinter stand die Befiirchtung, dass steigende Kosten
die Rentabilitdt mindern und sie im Wettbewerb nicht mehr mithalten konnen,
da Preisanpassungen mit riickldufigen Kund:innenzahlen verbunden sind. Mog-
lichkeiten zur Kompensation waren begrenzt, da kleine Betriebe durch Grofle
und Angebot nur eingeschrinkte Handlungsspielrdume hatten. Wihrend Bauun-
ternehmen mit einzelnen Auftrigen hohere Margen erzielen konnten, war ein
Kosmetikinstitut auf eine groflere Zahl an Kund:innen angewiesen, um Personal-
und Betriebskosten zu decken. Alle Unternehmen, die den steigenden Min-
destlohn problematisierten, verwiesen zudem auf regionale Unterschiede: Kleine
Unternehmen in strukturschwachen Regionen wie dem Landkreis Gorlitz sahen
sich stirker belastet als stddtische Betriebe mit hoherer Kaufkraft. Fast jedes
zweite Unternehmen, das iiber Kostenexternalisierung sprach, verband dies mit
Kritik an der aktuellen politischen Situation und der amtierenden Regierung, die
fiir die Entwicklungen (mit)verantwortlich gemacht wurde.

9.3.1.3 ,Politikverdrossenheit: Dilemma des Misstrauens und
der Machtungleichheit”

Wie aus den bisherigen Zitaten hervorging, klang immer wieder an, wo Unter-

nehmer:innen die Ursachen fiir die Risiken sehen. Der branchenspezifische
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Fachkriftemangel, die Preiserhohungen, die Inflation und die steigenden ener-
giebasierten Ausgaben wurden als politisch erzeugte Probleme wahrgenommen.
Daraus entstand fiir die Unternehmen ein Regulierungsdruck, indem ,.fremde*
Entscheidungen und Bestimmungen refinanziert werden mussten.

Zum Zeitpunkt der Befragung lag die Corona-Pandemie bereits ein Jahr
zuriick, die hinterlassenen Spuren waren in den Schilderungen aber noch deut-
lich prisent. Fiir viele galt die Pandemie als Ausgangspunkt einer Uberformung
und strukturellen Entfremdung von der Regierung und ihrer Politik. Seither folgte
eine Krise der nichsten. Dazu zéhlte auch die Regierungsbildung im Jahr 2021.
Mit der Ampelkoalition, bestehend aus SPD, Griinen und FDP, wuchs der Unmut
iiber anhaltende inhaltliche Differenzen iiber die gesamte politische Bandbreite
hinweg. Immer mehr Menschen wandten sich der AfD zu, die Proteststimmung
im Land stieg. Das Jahr 2022 dominierte der Russland-Ukraine-Krieg mit seinen
wirtschaftlichen Folgen: starke Teuerung bei Lebensmitteln, hohe Energiepreise
und fortlaufende Finanzhilfen fiir die Ukraine, die die Inflation in Deutschland
antrieben. Die allgemeine Unzufriedenheit mit diesen Entwicklungen wurde in
der Bevolkerung zunehmend offentlich artikuliert. Das Jahr 2024 begann mit
bundesweiten Bauernprotesten. Die mehrere Wochen andauernden Demonstra-
tionen richteten sich gegen Subventionskiirzungen in der Landwirtschaft. Viele
kleine Betriebe fiihlten sich gegeniiber Grofbetrieben benachteiligt. Die geplan-
ten Kiirzungen hitten in landwirtschaftlichen Betrieben zu Kostenexternalisierung
und geringeren Gewinnen gefiihrt. In diesem Zusammenhang wurde Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck (Griine) von Protestierenden offentlich attackiert,
wihrend die Forderungen nach einem Ende der Ampelkoalition lauter wurden.
Die Bauernproteste, die Corona-Pandemie und der Russland-Ukraine-Krieg sind
nur exemplarische Beispiele fiir zuriickliegende Krisen, verdeutlichen aber die
sinkende Toleranz vieler Biirger:innen und Unternehmer:innen.

Die Konfliktherde gingen auch an den befragten KMU nicht vorbei, da auch
sie die gestiegenen Rohstoff- und Energiepreise ausgleichen mussten. Gegeniiber
Grofunternehmen fiihlten sie sich benachteiligt. Zwei Beispiele verdeutlichen
das:

,,Die Grofien schaffen es auch so. Die werden ja auch gerettet vom Staat, wenn mal
was schiefgeht. Wir werden nie gerettet (lacht).“ (KMU 2, F: Baugewerbe)

,,Die grofien Unternehmen werden unterstiitzt, die Strompreise kriegen die giinstiger,
und bei uns fragt keine Menschenseele danach.* (KMU 29, I: Gastronomie)

Als duBerst belastend empfanden die Unternehmen zudem die fehlende Zukunfts-
prognose. Sie fiihlten sich in ihrem Unternehmertum eingeschrinkt, und niemand
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duferte Pldne zur Expansion. Vielmehr war das Gegenteil der Fall, da sich das
bestehende finanzielle Risiko direkt auf die Auftragslage und den erwarteten
Umsatz auswirkte. Manche bereuten ihre unternehmerische Existenz ginzlich und
dulerten, ohne das Gewerbe wahrscheinlich zufriedener zu leben:

-Heute drgert mich das alles, dass es so gekommen ist, wie es ist. Ich bin nicht gliicklich.
Uber gar nichts bin ich gliicklich, aufer kleine Details und die Familie. Aber die
Entwicklung der Politik ist einfach vollig pervers. Fiir mich ist das alles vollig falsch
gelaufen seit der Wende [...]. Es macht mich iiberhaupt nicht stolz, in diesem Land so
einen Job zu machen. “ (KMU 38, L: Immobilienbiiro)

Der Unmut iiber die vorherrschenden Einschrinkungen verband sich mit einer als
realitdtsfern wahrgenommenen Politik gegeniiber kleinen Unternehmen und deren
tiaglichen Anforderungen. Deutlich wurde dabei sowohl die individuelle als auch
die kollektive Dimension, die sich vorrangig in einem abnehmenden Vertrauen
gegeniiber politischen Institutionen zeigte. Die KMU fiihlten sich weder in ihrer
Arbeit anerkannt noch in ihren Bediirfnissen angemessen vertreten. Auch kam das
Gefiihl der Entfremdung von politischen Entscheidungsprozessen zur Sprache,
begleitet von Machtlosigkeit und Frustration. Die nachfolgenden Zitate spiegeln
das gesunkene Vertrauen in die Wirksamkeit und Integritét politischer Prozesse
wider:

,» Die Regierung, die Ampel ist eine Katastrophe, mehr braucht man dazu nicht sagen.
Ein Wirtschaftsminister, der nichts kann, ein Bundeskanzler, der nichts entscheidet und
nichts kann und der dieses Land vollig in die falsche Richtung fiihrt. Und mehr braucht
man nicht sagen, sag ich mal ganz knapp.“ (KMU 24, G: Niherei)

,» Wir haben das gewdhlt, die Griinen und die SPD. Ich nie, ich habe die nie gewdhlt.
Aber driiben im Westen, die sich auf den Straf3en festkleben, die haben das ja gewdihlt,
diese Regierung. Das ist ja das Schlimme und das finde ich traurig.” (KMU 29, I:
Gastronomie)

Ich finde das ganz witzig, was der Habeck hier macht, dieses Gesetz. Ich rede dariiber
nie gerne, regt mich zu sehr auf.“ (KMU 42, L: Hausverwaltung)

Das Misstrauen gegeniiber der Regierung ist allein kein unternehmerisches
Risiko. Es wird erst dann zu einem, wenn politische Akteur:innen fiir die wirt-
schaftliche Regression verantwortlich gemacht werden. Ganz praktisch zeigt sich
dies in einer Gewinnminimierung, die ein reales Risiko fiir Unternehmen dar-
stellt. Aus den Interviews ging die Energiekrise mit ihren unkalkulierbaren Kosten
als ein hoch bewertetes Risiko hervor. KMU konnten ihre Ausgaben und Ange-
botspreise nur noch kurzfristig kalkulieren und wussten am Ende nicht, ob sich
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mogliche hohere Kosten vollstindig umlegen lassen. Sie machten sich in die-
sem Zusammenhang Gedanken iiber ihre Marge und dariiber, ob die Kundschaft
dauerhaft hohere Preise akzeptieren und selbst finanzieren kann. Andere unter-
nehmerische Risiken wie Lieferengpédsse durch Materialknappheit, Biirokratie
und Digitalisierung wurden zwar genannt, aber weniger stark problematisiert als
die aktuellen Auswirkungen politischer Entscheidungen.

9.3.1.4 ,Attraktivitatskrise: Branchennachteile und
progressive Tertidrisierung”

Unternehmen aus Handwerk, Handel und personenbezogenen Dienstleistungen
berichteten iiber einen anhaltenden Attraktivititsverlust. Ein sich veridndernder
Arbeitsmarkt, die Interessen junger Menschen und die allgemeine Arbeitskrif-
teknappheit aufgrund der demografischen Entwicklung wurden von diesen Wirt-
schaftszweigen als nachteilig beschrieben. Die ersten beiden Argumente waren
mit einer hohen korperlichen Arbeitsbelastung und unattraktiven Arbeitszeitmo-
dellen verkniipft. Unternehmen aus dem Baugewerbe und dem verarbeitenden
Gewerbe &duflerten zudem, dass ihre Titigkeiten als niedrig qualifiziert ange-
sehen werden, schlecht bezahlt sind und wenige Aufstiegschancen bieten. Die
Entlohnung steht fiir viele junge Menschen nicht im Verhiltnis zur physischen
und gesundheitlichen Belastung. Weniger korperlich anstrengend, dafiir aber
zeitintensiv, sind Tatigkeiten in Bereichen, die von flexiblen Arbeitskriften abhin-
gen. Dazu gehoren Berufe mit direkter Interaktion zwischen Dienstleistern und
Kund:innen, wie in der Gastronomie, im Handel oder im Service. Die KMU in
diesen Branchen schilderten ein Anforderungsprofil, das durch hohen Arbeits-
druck, ein groBes Arbeitsaufkommen und eng getaktete Termine gepragt ist.
Im Hotel- und Gastgewerbe verlangt die Tdtigkeit zudem einen kontinuierlichen
Betrieb, der teilweise rund um die Uhr erforderlich ist oder seine Hochzeiten
dann hat, wenn andere bereits im Feierabend sind. Nachteilig sind demnach Bran-
chen mit einer traditionellen Arbeitskultur, langen Arbeitszeiten und einer hohen
Prisenzpflicht am Arbeitsplatz.

,Das ist ein Beruf, den viele iiberhaupt nicht machen kénnen und viele nicht machen
wollen. Und es ist schwierig, jemanden zu bekommen, der korperlich dazu in der Lage
ist.“ (KMU 6, S: Bestattungen)

., Personalmangel, hangt auch an der Saisontdtigkeit. Wer will nur in der Saison arbei-
ten gehen? Gerade wenn andere Urlaub machen und wenn andere dann im Winter
ihren Urlaub machen miissen, weil sie halt im Sommer arbeiten oder am Wochenende
arbeiten. [...] Das ist ja in der gesamten Servicebranche das Problem.* (KMU 8, I:
Beherbergung)
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,»Nachwuchsproblematik ist also das Stichwort, sag ich mal. Und da erscheint, das
Handwerk jetzt nicht sehr attraktiv. Das hat ja auch verschiedene Griinde. Die Arbeits-
zeiten allgemein sind eins ja (...) und zum Teil die Verdienstméoglichkeiten, gerade am
Anfang. [...] Also das ist ein Szenario, dass man irgendwann ohne Personal dasteht,
sage ich mal.“ (KMU 16, G: Optiker)

,Die Tourismusbranche war auch schon immer eine relativ schlecht bezahlte, auch
mit schlechten Arbeitszeiten. Das heifst, viele, die sich da jetzt irgendwo in der Ver-
waltung zwischenzeitlich was gesucht haben [ Corona-Pandemie], die sind dann auch
dortgeblieben.“ (KMU 30, N: Reisebiiro)

, Es gibt keine Leute auf dem freien Markt, die die Arbeit gerne machen wiirden, die
wir machen. Von 9 bis 18 Uhr im Laden zu sein, das will iiberhaupt keiner. Ich suche
seit Ewigkeiten.“ (KMU 39, J: Elektronikservice)

Die Zitate veranschaulichen das Bewusstsein fiir die schlechteren Arbeitsbe-
dingungen gegeniiber anderen Bereichen und den Arbeitspriferenzen. Einige
Befragte setzen sich damit auseinander, dass ihr Gewerbe an Attraktivitit ver-
lieren und sie keine Beschiftigten mehr finden konnten, was das Ende ihrer
unternehmerischen Tatigkeit bedeuten wiirde. Getragen werden solche Gedan-
ken z. B. von nicht umsetzbaren Anforderungen an flexible Arbeitszeitmodelle.
Konterkariert wird das Ganze durch aktuelle Debatten zur Vier-Tage-Woche,
Tariferhohungen und Inflationsausgleichszahlungen. Kleine Unternehmen finden
hier kaum noch Losungen und sehen sich dem hilflos gegeniiber.

., Ich habe seit fiinf, sechs Jahren keinen neuen Bdcker mehr kennengelernt. [...] Also
wir sind, wie es aussieht, doch eine sterbende Spezies. [...] Und die 32 Stundenwoche,
der ganze Mist, der hier auf uns zukommt. Ohje. Das kdnnen die Bécker nie.* (KMU
15, G: Bickerei)

Das funktioniert nimmer das System. In unserer Regierung wird ja oben querge-
schossen und nie weitergedacht. Da gibt’s den Punkt, die sagen was und das wird so
gemacht, und dann kiimmert euch. Die Auswirkungen, die haben ja immer wir Kleinen
alle zu tragen.“ (KMU 18, F: Malerbetrieb)

,,Die Krankenschwester kann kein Homeoffice machen, die Miillentsorgung, der LKW-
Fahrer kann kein Homeoffice machen. Die jeweiligen Beamten, die das vielleicht
verabschieden, die konnen das vielleicht machen. Aber fiir die Praxis ist das so, dass
das einfach dazu fiihrt, dass die Berufsbilder immer schlechter werden und dass es
dann automatisch auch gewisse Dienstleistungen nicht mehr geben wird.“ (KMU 22,
N: Reiseunternechmen)

Hier zeichnet sich ein problematisches Zusammenwirken von aktuellen Arbeits-
bedingungen und sich verindernden Arbeitsrealititen ab. Entwicklungen hin zu
Homeoffice und einer Vier-Tage-Woche nahmen die KMU als Beschleuniger
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fir den Fachkriftemangel wahr. Eine Giértnerei duflerte, dass Arbeiten nicht
aufschiebbar sind und Pflanzenpflege nicht an nur vier Tagen erfolgen kann. Ahn-
liches benannte ein Unternehmen in der Miillentsorgung. Um das Arbeitspensum
zu bewiltigen, briuchte es dann mehr Beschiftigte, die auf dem Arbeitsmarkt
jedoch nicht vorhanden sind. Diese Branchen konnen nicht im groflen Stil mit
flexiblen Arbeitsorten und -zeiten werben. Schilderungen gingen dahin, dass
Beschiftigte dennoch diese Mafnahmen forderten und das Unternehmen dadurch
bei der Auftragserfiillung vor Probleme stellten. In den Aussagen schwingt auch
ein Appell an politische Verantwortungstriger:innen mit. Den befragten KMU
war es wichtig, dass die Politik die Arbeitsmarkttrends erkennt und entsprechende
MaBnahmen ergreift, um die Arbeitsplatzsicherheit und die Wettbewerbsfihigkeit
zu erhalten. Insgesamt schnitten politische Akteur:innen auf diesem Feld jedoch
nicht gut ab, was eine Unternehmerin auf den Punkt bringt: ,, Es ist krass, was
sich da abspielt. Wie wenig die Politik bereit ist, sich fiir sowas Zeit zu nehmen und
da was zu entscheiden* (KMU 34, S: Kosmetiksalon).

Wie oben angedeutet, identifizierten die Befragten nicht nur branchenbedingte
Anforderungen als nachteilig, sondern vielfach auch die Entscheidung junger
Menschen fiir ein Studium und gegen eine Ausbildung. Die umgangssprachliche
,,Weillkragenpriferenz* steht fiir die Bevorzugung von Biiro- oder Wissensarbeit,
wihrend die ,,Blauménnerjobs® mit korperlich anspruchsvollen Arbeiten verbun-
den sind. Diese Beobachtung stiel in den Unternehmen auf Unzufriedenheit und
wurde wiederholt von ihnen thematisiert. Das Interessenverhalten junger Men-
schen duflerte sich in den Antworten mit Vorbehalten, Zuriickweisungen und teils
Diffamierungen gegeniiber Berufseinsteiger:innen. Hingegen lobten die Unterneh-
men &ltere Beschiftigte fiir ihre Zuverlédssigkeit, die hohe Einsatzbereitschaft,
den geringen Krankenstand und Loyalitit. Jiingeren Menschen fehle es dagegen
an Ernsthaftigkeit, Leidenschaft und Ideen fiir die auszufiihrenden Titigkeiten.
Das Thema wurde als induktive Subkategorie definiert und summiert den ausge-
machten Skill-Gap, welcher sich aus Desinteresse und mangelnden Fihigkeiten
zusammensetzt. Eine Unternehmerin schildert ihre Beobachtungen:

,,Die Jugend aus der Schule, ach Gottchen, sich ja nicht schmutzig machen. Also die
mit ihren gegelten Haaren, und wenn da so ein Farbspritz draufkommt, oh je. Also die
wollen doch alle blofs noch IT machen und sich hinsetzen.“ (KMU 18, F: Malerbetrieb)

Dieses Phidnomen beschrieben durchweg alle Unternehmen aus den hand-
werklichen Branchen. Junge Menschen seien nur noch am Smartphone und
interessierten sich mehr fiir die virtuelle als fiir die reale Welt. Zusitzlich neh-
men die Leistungen ab und das Qualifikationsniveau sinkt, was dazu fiihrt, dass
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Anforderungen und Fihigkeiten gegenldufig sind. Handwerkliche Betriebe, in
denen ein hoheres Qualifikationsniveau benétigt wird, beklagten die sinkende
kognitive Leistungsfihigkeit und mussten in der Konsequenz ihre Anspriiche
senken. Das fithre zu Qualitdtsverlusten in der Arbeit und zu einem hoheren
Nachbesserungsbedarf.

9.3.1.5 Fazit Kategorie ,Risikoanalyse von KMU”

Die Frage, welche Risiken Unternehmen als akut bewerten, bildete den Schwer-
punkt der Untersuchung. Von Interesse fiir den thematischen Schwerpunkt der
Arbeit war, ob Unternehmer:innen Risiken identifizieren, die unmittelbar mit
ihren Beschiftigten zusammenhingen. Es bestand die Vermutung, dass Ausfille
durch Krankheit, familidre Sorgearbeit oder altersbedingtes Ausscheiden eine
Rolle spielen und somit ein Risiko darstellen. Das war in keinem Interview
der Fall. Wie durch die gebildeten Hauptkategorien ersichtlich wurde, waren
andere Themen dringlicher. Lediglich im Kontext des Fachkriftemangels wur-
den Bedenken geduBert, dass es schwierig sein konnte, neue Mitarbeiter:innen
zu rekrutieren oder die Nachfolge in Unternehmen unbesetzt bleibt. Das hat
jedoch nur indirekt mit dem Ausfall von Beschiftigten zu tun und entspricht
eher einer Postvention als einem priventiven Personalmanagement. Insgesamt
nahm das Thema nicht verfiigbarer Arbeitskrifte eine zentrale Rolle ein. Die
Unternehmen fiihlten sich dieser Entwicklung gegeniiber machtlos und sahen
die Ursachen vorrangig in externen und somit unternehmensunabhingigen Fakto-
ren. Dazu zihlten demografische Verdnderungen mit einer alternden Belegschaft,
Standortnachteile gegeniiber groen Unternehmen und Stiddten, der Mangel an gut
ausgebildeten und leistungsbereiten Personen sowie sich verdndernde Interessen-
lagen junger Menschen, die zu Nachteilen in der Personalgewinnung bestimmter
Branchen fiihrten. Die KMU betrachteten dies als eine neue Dimension der
Machtausiibung der Arbeitnehmer:innen, die aufgrund des Personalmangels eine
verbesserte Verhandlungsposition haben.

Politische Einfliisse und Forderungen verstirken die nachteilige Lage kleiner
Unternehmen zusitzlich. Die Diskussion iiber die Implementierung einer vierté-
gigen Arbeitswoche und die Erhohung des Mindestlohns tragen zur Ungleichheit
in verschiedenen Wirtschaftssektoren bei und verschirfen den Mangel an quali-
fizierten Arbeitskriften in Branchen, die weniger attraktive Arbeitsbedingungen
wie Schicht- und Wochenendarbeit sowie spite und nichtliche Dienste anbie-
ten. Den Unternehmer:innen war bewusst, dass sie aufgrund ihrer Titigkeit, der
kleinen Unternehmensgroe und der geringeren Verdienstmoglichkeiten einen
Wettbewerbsnachteil haben. Politische Einfliisse konnen diese verstirken und
die gesellschaftliche Ungleichheit in der Wertschitzung dieser Arbeitsfelder
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verschirfen. Daher lehnten insbesondere handwerkliche Betriebe, kundennahen
Dienstleistungen und nicht klassische Biiroberufe Forderungen wie die viertigige
Woche, die Erhohung des Mindestlohns oder eine weitere Flexibilisierung des
Arbeitsortes ab.

Neben dem Fachkriiftemangel erzeugten die steigenden Rohstoff- und Ener-
giepreise bei den Unternehmen Existenzéngste. Fiir alle Befragten war es
unerlésslich, die hoheren Ausgaben auf die Preise umzulegen. Das fiihrte zu
Umsatzriickgidngen und der Frage, wie viel Spielraum bleibt, bis die Rentabilitit
gefdhrdet ist. Allgemein war festzustellen, dass Unternehmen Risiken externali-
sierten und Dritte fiir deren Auftreten und Ausprigung verantwortlich machten.
Dass auch andere Sichtweisen moglich waren, zeigte vereinzelt der Versuch,
den Fachkriftemangel abzumildern. Beispielsweise wurden verrentete Personen
auf Stundenbasis zuriickgeholt, Quereinstiege ermdglicht und die Beschiftigung
von Ausldnder:innen war nicht mehr iiberall ausgeschlossen und teils bereits
umgesetzt.

Verglichen mit anderen Studien verdeutlicht sich eine dhnliche Risikowahr-
nehmung des gesamten Mittelstandes. Im Ranking des Mittelstandsbarometers
(2021) sind der Fachkriftemangel (67 %), stark schwankende Rohstoffpreise
(63 %), Schutz der IT (61 %) und hohe Energiepreise (60 %) die am hiufigsten
genannten Risiken (EY 2021, S. 17). Die ungeloste Unternehmensnachfolge ran-
gierte mit 7 % an unterster Stelle (ebd.). Auch die DIHK (2023) ermittelte den
Fachkrifteengpass als dringendstes Problem, besonders fiir Unternehmen, die zu
Pandemiezeiten den Betrieb einstellen mussten. Viele Beschiftigte wechselten
dauerhaft in andere Bereiche und kehrten nicht zuriick. Die Gastronomie und Tou-
ristik sind prignante Beispiele. Im Ranking der Risiken folgen das wirtschaftliche
Umfeld mit volatilen Energie- und Rohstoffpreisen, steigenden Arbeitskosten
sowie die Digitalisierung, die fiir kleinere Unternehmen einen hohen Kosten-,
Zeit- und Personalaufwand bedeutet. Als weitere gro3e Herausforderung wird die
Biirokratie angefiihrt, die wie die Digitalisierung personelle Kapazititen bindet,
die dann fiir das Kerngeschift fehlen (KfW 2024; IfM Bonn 2023).

Das Institut fiir Mittelstandsforschung Bonn fiihrt im Léngsschnitt Unterneh-
mensbefragungen durch. Das Zukunftspanel 2023 fillt deutlich pessimistischer
aus als die Erhebungen der Vorjahre (IfM Bonn 2023, S. 11). Die grofte Heraus-
forderung in der Zukunft ist auch hier mit 44,4 % der Fachkriftemangel. Eine
unzureichende Qualifizierung von Bewerber:innen, die fehlende Leistungsbereit-
schaft des potenziellen Nachwuchses und die unsichere Unternehmensnachfolge
spielen dabei eine tragende Rolle. An zweiter Stelle steht der erhohte Wettbe-
werbsdruck, der unmittelbar mit schwankenden Energiekosten verbunden ist. Der
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Klimawandel, die Sicherung der Unternehmensnachfolge und steigende Biirokra-
tie gehoren ebenfalls zu den Topthemen. Wie in der vorliegenden Untersuchung
ergab auch die Auswertung des IfM Bonn, dass die zuriickliegende Corona-
Pandemie oder der Ukrainekrieg keinen hohen Stellenwert mehr haben und die
Aktualitdt der Krise fiir die Nennung entscheidender ist (ebd.). Hingegen neh-
men Politikverdrossenheit und eine als belastend empfundene Biirokratie deutlich
zu. Das reicht soweit, dass KMU iiber Abwanderung ins Ausland oder gar die
Infragestellung ihrer Griindung nachdenken.

Es ist festzustellen, dass sich die Auswertung der Risiken fiir KMU mit denen
anderer Studien in hohem Mafle deckt. Besonders die Ergebnisse der IfM-Bonn-
Befragung gleichen sich mit den Aussagen der interviewten Unternehmer:innen.
Sie stellen neben den ,,Top-Risiken” auch die Unzufriedenheit mit der politi-
schen Situation heraus. Unterschiede zeigen sich lediglich in der prozentualen
Verteilung, was moglicherweise mit der Stichprobengrofle zusammenhingt.

Eine Auffilligkeit soll am Ende noch benannt werden: In keiner der oben
genannten Vergleichsstudien stellt der Ausfall von Beschiftigten ein relevantes
Risiko dar. Er wird auch nicht im Zusammenhang mit dem Fachkréfteman-
gel genannt. Hier geht es vielmehr um den Ersatz von Mitarbeiter:innen, wenn
jemand das Unternehmen verlédsst. Griinde dafiir sind nirgends néher spezifiziert.
Das kann entweder auf eine hohe Bindung der Beschiftigten an das Unterneh-
men hindeuten und damit auf eine hohe Loyalitit, die Ausfille minimiert, oder
es ist schlicht kein dringendes Thema, da es selten vorkommt und daher keine
gesonderte Beachtung findet. In der vorliegenden Studie stellte sich dies erst
anders dar, als die Unternehmen explizit gefragt wurden, wie sie mit Ausfil-
len von Beschiftigten umgehen. Die néchste Kategorie behandelt das Thema
ausfiihrlicher.

9.3.2 Arbeitsunfihigkeitsverhalten: Fehlzeiten als soziale
Erfahrung

Von besonderem Interesse war es zu erfahren, wie Unternehmen reagieren, wenn
Beschiftigte plotzlich ausfallen. In den Fragen zur aktuellen Risikobewertung
war dies kein eigener Punkt, sodass im Interviewverlauf gezielter danach gefragt
wurde. Die Unternehmer:innen sollten schildern, welche Praxis sie anwenden,
wenn von heute auf morgen eine Arbeitskraft ausfillt. Vorgaben zum Grund
oder zur Dauer des Ausfalls gab es nicht. Dies regte die Befragten dazu an, aus
ihren realen Erfahrungen zu berichten. Genannt wurden zunéchst die hiufigsten
Griinde fiir Fehlzeiten: Krankheit der Beschiftigten (80 %), Erkrankung ihrer
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Kinder sowie Elternzeit (40 %). Dabei erfolgten Mehrfachnennungen, sodass
jedes KMU mindestens von einem dieser Griinde betroffen war. Pflegebedingte
Fehlzeiten, Sonderurlaube, Sabbaticals oder unbezahlte Freistellungen spielten
hingegen kaum eine Rolle. Nachdem die Unternehmen konkrete Félle geschildert
und betont hatten, dass Ausfille regelméBig vorkommen und zum Unterneh-
mensalltag gehoren, gingen sie auf die angewendeten Strategien ein, mit denen
sie Ausfallzeiten kompensieren. Die Abbildung 9.15 zeigt die meistgenannten
Losungen.

Strategien beim Ausfall von Beschiftigten

79%

40% 38%

17% 14% 14%
- I -

Kompensation Ad hoc Lésung Angebot Arbeit nicht Flexibilisierung offene
durch Dritte reduzieren aufschiebbar Arbeitszeit Kommunikation

Abb.9.15 Kategorie ,,Strategien beim Ausfall und Beschiftigten“. (Eigene Darstellung, n
=43)

Der folgende Abschnitt erldutert die Erfahrungen und Haltungen der Unter-
nehmer:innen zu den Ausfallzeiten ihrer Beschéftigten. Dabei werden Fehlzeiten
durch Krankheit, Elternzeit und Kindkrankentage jeweils mit Zitaten unterlegt.
Anschlielend folgt eine Zusammenfassung der unternehmerischen Strategien aus
Abbildung 9.15, die in ein Fazit zur Kategorie iiberleitet. Dieses geht auf die
wahrscheinlichen Konsequenzen der genannten Losungsansitze zur Fehlzeiten-
kompensation ein.
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9.3.2.1 ,Abwesenheitsdynamik: Ausfille wegen Krankheit
und Sorgeverantwortung”

Rund jedes zweite KMU berichtete von der Wahrnehmung, dass sich die
Ausfallzeiten der Beschiftigten hidufen. Betroffen seien vor allem jiingere Mitar-
beiter:innen und jene mit kleinen Kindern. Besonders hiufig wurden Krankschrei-
bungen thematisiert, verbunden mit Kritik an Arztinnen und Arzten, die nach
Ansicht der Befragten zu groBziigig attestierten und iiber das erforderliche Mal}
hinaus Arbeitsunfihigkeitsbescheinigungen ausstellten. Zudem seien diese hiufig
zu lang, da sie meist iiber eine Woche hinausgingen. Beschiftigte gingen wegen
Kleinigkeiten zum Arzt und erhielten dort ohne eingehende Priifung eine Beschei-
nigung, die anschliefend nach Belieben verldngert werden konne. Auffillig sei
dieses Verhalten vor allem bei jlingeren Kolleg:innen und bei jenen mit geringer
Loyalitidt gegeniiber dem Unternehmen oder der Tatigkeit. Im Hotel- und Gast-
gewerbe wurde diese Beobachtung besonders hiufig geschildert. Vermutet wurde
zudem, dass Krankschreibungen fiir private Termine oder Feierlichkeiten miss-
braucht wiirden, vor allem in Branchen mit unattraktiven Arbeitszeiten. Neben
diesen Vermutungen nannten die Befragten auch konkrete Fakten zu Ausfall-
griinden. In Bereichen mit schwerer korperlicher Arbeit treten hdufiger Fehlzeiten
auf als in reinen Biirotitigkeiten. Besonders gravierend ist die Abwesenheit von
Schliisselpersonen, da es in KMU keinen Ersatz gibt. So fiirchtete ein Bestat-
tungsinstitut den Ausfall von Sargtrigern, da die Mitarbeiterinnen im Biiro diese
Aufgabe nicht iibernehmen konnten. Gleiches wurde von einer Umzugsfirma und
der Abfallentsorgung berichtet. Als weiteres Argernis beschrieben die Befragten
den neuen digitalen Krankenschein, der zusitzliche Biirokratie mit sich bringe
und Arbeitnehmer:innen begiinstige. Weniger Krankmeldungen traten nach Anga-
ben der Unternehmer:innen dort auf, wo ein gutes Teamklima herrschte und
den Beschiftigten bewusst war, dass ihr Ausfall von anderen aufgefangen wer-
den muss. Auch das Sinnerleben der Titigkeit sowie flexible Arbeitsbedingungen
wurden als Griinde fiir geringere Ausfille genannt. Etwas seltener wurden Fehl-
zeiten aufgrund der Versorgung von Kindern erwihnt. Wahrgenommen wurden
sie dennoch, wie diese Aussage verdeutlicht:

., Die alteren Mitarbeiter fallen seltener aus als die jungen. Die haben eine ganz andere
Einstellung dazu. Erstens mal haben die keine Kinder mehr im Haushalt. Das ist schon
ein grofier Vorteil. Denn mit Kindern/, da ruft der Hort um elf an, ihr Kind hat Ldiuse
oder sowas. Das kann alles passieren. Das passiert dir bei einer 55-Jdhrigen nicht.
(KMU 23, S: Wischerei)
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Pflegebedingte Krankschreibungen fanden keine Erwidhnung. Die Elternzeit hin-
gegen wurde als kritischer Punkt benannt, da ihr Umfang variabel ist. Ein
Unternehmen der Haustechnik schilderte, dass es eine sehr gute Mitarbeiterin
fiir drei Jahre in Elternzeit schicken musste und nun Ersatz suche. Besonders im
handwerklichen Bereich bestand die Sorge, dass weibliche Lehrlinge und junge
Beschiiftigte wegen Schwangerschaft und Elternzeit liangerfristig ausfallen konn-
ten. Als besonders unbeliebt wurde die Elternzeit von Vitern bewertet. Vor allem
dltere Unternehmer:innen, unabhéngig vom Geschlecht, konnten sich daran nur
schwer gewohnen. Drei Zitate veranschaulichen dies:

,,Das ist immer so iiberraschend, wenn da ein junger Vater ist, der dann sagt, ich bin
Jjetzt auch mal vier Monate nicht da, weil ich meinen Teil von der Kinderbetreuungszeit
nehme. Das kommt schon immer noch iiberraschend! Mit diesen Gedanken muss man
sich erstmal so anfreunden. Das kennt man zumindest aus der Zeit, wo man/, also ich,
aus meiner personlichen Zeit, wo ich Vater war, nicht so. Da war das eher undenkbar.
(KMU 16, G: Optiker)

Ich habe schon ein Problem mit der Elternzeit. Friiher war das halt so, da sind die
Muttis zu Hause geblieben, und jetzt konnen die Mdnner auch noch zu Hause bleiben.
Wer arbeitet denn in der Zeit? Wer macht denn den Job? [...] Ich verstehe das ganze
Prinzip noch nicht.“ (KMU 18, F: Malerbetrieb)

., Es ist heute kein Schutz mehr zu sagen, ich habe lauter Mdanner eingestellt, da gibt es
keine Elternzeit. Das geht inzwischen nach beiden Seiten. Es ist halt so, da muss man
sich dran gewdhnen.“ (KMU 37, J: IT-Unternehmen)

Nach Beobachtung der Befragten haben jlingere Beschiftigte ein insgesamt
hoheres Ausfallrisiko als éltere. Der Teamzusammenhalt und ein ausgeprégtes
Verantwortungsgefiihl hielten den Krankenstand dort gering, wo lange zusam-
mengearbeitet wurde oder die Firma iiberwiegend von Familienangehorigen
getragen war. Fehlzeiten variierten je nach Branche und Arbeitsbedingungen. Von
einem formalen Krankenstandsmanagement oder einer systematischen Kranken-
standsanalyse berichtete keines der Unternehmen. Entscheidend war vielmehr die
Herausforderung, ausgefallene Beschiftigte zu ersetzen, um den Geschiftsbetrieb
aufrechtzuerhalten. Dies behandelt die nichste Kategorie.

9.3.2.2 ,Auf dem Riicken der anderen: Kompensation durch
Mehrbelastung”

Die meistgenannte Methode zur Bewiltigung plotzlicher Ausfille war die Ver-

teilung der Arbeit auf das verbleibende Team. Die befragten KMU verfiigten

iiber kleine Teams, in denen sich alle gut kannten. Dadurch war eine Ubernahme



294 9 Auswertung der Ergebnisse der Unternehmensbefragung

der Tatigkeiten zwar moglich, jedoch fehlten zeitliche Kapazititen. Wo Teilzeit-
beschiftigte vorhanden waren, wurde die Arbeitszeit erhoht, andernorts wurden
Uberstunden aufgebaut. Letzteres eignete sich nur fiir kurzfristige Ausgleiche,
da es rasch zu Uberlastung fiihrte. Eine prignante Aussage dazu titigte eine
Hausverwaltung:

., Ich hatte jetzt einen Totalausfall gehabt. Der musste eine neue Herzklappe kriegen.
Der ist schon seit mindestens drei Monaten ausgefallen, und wir wissen auch nie, ob er
wird wiederkommen [ ... ]. Deswegen musste ich diesen Neuen einstellen. Ich war froh,
dass ich den gefunden habe. Die krochen schon auf dem Zahnfleisch meine Mdnner.
Es geht ja auch gleich die Urlaubszeit los. Ich kann ja nie sagen, ihr kriegt keinen
Urlaub.“ (KMU 42, L: Hausverwaltung)

Entscheidend war das Zusammenspiel von Ausfalldauer und zeitlichen Res-
sourcen des Teams. Wo diese erschopft waren, blieb nur der Ersatz durch
neues Personal. Ein Umzugsunternehmen griff auf eine Zeitarbeitsfirma zuriick,
Betriebe der Gastronomie borgten sich Beschiftigte wechselseitig, andere stellten
verrentete Mitarbeiter:innen als Pauschalkrifte wieder ein. Beinahe alle Unter-
nehmen nutzten Netzwerke, um kurzfristige Ausfille zu kompensieren. Am
wenigsten existierte frei verfiigbares Personal mit Springerfunktion, ein Problem,
das bereits beim Fachkriftemangel sichtbar wurde. Viele Unternehmer:innen
wiinschten zusétzliche Arbeitskrifte, um Ausfille oder Auftragsspitzen besser zu
bewiltigen. Das war jedoch aufgrund der wirtschaftlichen Lage nicht moglich.
In prekidren Situationen griff die Unternehmensleitung selbst ein. Besonders in
sehr kleinen Unternehmen war es iiblich, dass die Leitung operative Aufgaben
tibernahm und damit die Liicken fiillte. Diese Agilitidt war in kleinen Betrieben
mit flachen Hierarchien leichter moglich. Die Leitung reagierte prompt, indem
sie selbst Aufgaben iibernahm, was den Teamgeist stirkte. Je grofler das KMU,
desto stirker war die Leitung jedoch organisatorisch eingebunden und konnte
nicht mehr im operativen Geschiift einspringen. Eine Gértnerei duferte hierzu:

»Ich will einfach rausgehen und Gdrtner sein, aber bei 15 Leuten und den Biirobergen
und den Terminen, die ich habe, ist es nur in Kleinstsachen moglich. [...] Wenn ich
mich einen halben Tag rausnehme, dann kann ich den abends dranhingen, weil dann
habe ich zwanzig E-Mails und 20 Anrufe. Es geht nicht.“ (KMU 43, N: Girtnerei)

Das Zitat verdeutlicht, dass es neben den organisatorischen auch kapazitire Gren-
zen bei der Leitung gibt. Wie bei den Beschiftigten wirkt sich die Mehrarbeit auf
die zeitlichen und physischen Ressourcen aus. Der Inhaber eines kleinen Hotels
und ein Bestattungsunternehmen berichteten, dass sie mehrfach ihren eigenen
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Urlaub unterbrachen, um kurzfristige Ausfille abzudecken. Der Inhaber einer
Druckerei merkte an, dass er bei Ausfillen bis in die spidten Abendstunden
Auftrige selbst erledigt und sich dadurch stark belastet fiihlt. Gleiches schil-
derte ein Reiseunternehmen, das Bustouren anbietet: Bei kurzfristigen Ausfillen
springt der Inhaber selbst ein, damit die Reise stattfinden kann und der Firma
keine Schadensersatzanspriiche drohen. Er erwéhnte in diesem Zusammenhang
die Belastung seines Privatlebens und die grole Kompromissbereitschaft seiner
Familie.

Meist blieb den Unternehmer:innen nichts anderes iibrig, als diese Grenzen
auszureizen, da ansonsten Arbeit unerledigt blieb, Auftrige liegen geblieben
wiren und erhebliche finanzielle Schidden entstanden wiren. Diese konnten sich
zusitzlich in einer schlechten Reputation niederschlagen, da das Unternehmen
als unzuverldssig und nicht leistungsfihig galt. Eine zentrale Rolle spielte die
Befiirchtung, Kund:innen und Auftrige zu verlieren. Manche Titigkeiten waren
nicht aufschiebbar oder iiber lingere Zeitrdume terminiert, etwa die Bewisse-
rung von Pflanzen im Sommer, die Abfallentsorgung, Grubenleerungen oder die
Auslieferung bestellter Waren. Besonders Unternehmen mit personenbezogenen
Dienstleistungen berichteten, dass ihre Kund:innen gegeniiber lingeren Wartezei-
ten oder Terminverschiebungen wenig tolerant waren und sich dann einen anderen
Anbieter suchten. Ein Geschift konnte daher weder iiber lingere Phasen verkiir-
zen noch geschlossen bleiben, da die Umsatzverluste zu grol gewesen wéren.
Folglich bestand die meist angewandte Strategie der Unternehmen darin, Ausfille
durch Mehrarbeit und damit eine hohere Belastung der iibrigen Beschiftigten zu
kompensieren. Wie gezeigt, war dies fiir knapp 80 % der Unternehmen die am
hiufigsten genutzte Praxis.

Dariiber hinaus diskutierten Unternehmen auch andere Strategien. Dazu gehor-
ten die Reduzierung von Angeboten, Flexibilisierung von Arbeitszeiten und eine
offene Kommunikation. Diese Mainahmen griffen vor allem dann, wenn Ausfille
langer andauerten und die Moglichkeiten zur direkten Kompensation erschopft
waren. Der Inhaber eines Ingenieurbiiros erinnerte sich an eine Losung wihrend
der COVID-Pandemie:

,» Da gehen wir nochmal zuriick in das Friihjahr 2020, als Corona anfing, also von heute
aufmorgen die Kindergdirten zugemacht wurden. Da kriege ich immer noch Génsehaut.
Von heute auf morgen waren die Kindergdrten zu und es wusste keiner, was passiert
jetzt (...), es gab keine Information. Alle standen hier im Biiro und sagten, was soll
ich jetzt machen? Wir kriegen unsere Kinder nicht los. Schule ist zu, Kindergarten ist
zu. Da haben wir innerhalb von fiinf Minuten entschieden, dass erstmal alle Muttis
oder alle Eltern, die schulpflichtige Kinder haben, fiinf Tage Sonderurlaub kriegen.
(KMU 5, M: Ingenieurbiiro)
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Auch die anderen KMU bemiihten sich um Arbeitszeitlosungen, wenn es per-
sonell eng wurde. Dazu gehorten vor allem Arbeitszeitreduzierung und flexible
Pausengestaltung. Entscheidend war immer die Dauer des Ausfalls, nicht des-
sen Grund. Ein Unternehmen erklirte, dass es Fehlzeiten fest einkalkuliert und
deshalb mit einem Puffer von 80 statt 100 Prozent Auftragslast arbeitet. Das
verringert zwar den Umsatz, hilt das Unternehmen aber flexibler. Sechs der 43
befragten KMU betonten zudem, dass sie bei Verzogerungen stets offen kommu-
nizieren, um Kundschaft zu halten und Verstindnis zu erzeugen. Ein Gastronom
berichtete, dass er seine Giste lieber warte lédsst, als Reservierungen abzusagen.
Eine IT-Firma vereinbart in Zeiten von Engpidssen Termine online statt vor Ort,
und ein Malerbetrieb verbindet offene Kommunikation mit Auftragspriorisierung:

»Das kompensiert man nur mit Ehrlichkeit. Man ruft den Auftraggeber an und sagt,
s0 ist es, wir miissen es durchstehen und nur so geht das. Was geht wird gemacht. Dort
wo es gar nicht mehr anders geht, dort wird der Rest, der noch arbeitet, hingestellt.
Das wird gemacht, und der Rest muss warten. [...] Man muss nur mit offenen Karten
spielen und nie so rumdrucksen. Man muss einfach ehrlich sein, klare Linie fahren und
sagen, so ist der Fall, es geht nicht anders.“ (KMU 18, F: Malerbetrieb)

Auch die interne Kommunikation war wichtig. Leitung und Team mussten
wissen, wie lange ein Ausfall dauern wiirde, um Aufgaben verteilen zu konnen.?

Bei der Kategorisierung der Antworten fiel dariiber hinaus auf, dass neben
durchdachten Kompensationsstrategien, die von reduzierten Angeboten bis hin
zur Flexibilisierung der Arbeitszeit und offener Kommunikation reichten, auch
Ad-hoc-Losungen vielfach benannt wurden. 40 % der KMU griffen darauf
zurlick, wenn Beschiftigte plotzlich oder liangerfristig ausfielen. Es handelte sich
hierbei weniger um eine Strategie denn um ein Verhalten, das situativ angewendet
wird. Die Entscheidung iiber den Umgang mit Ausféllen hing mit den verfiigba-
ren Ressourcen und Umstinden des Unternehmens zusammen. Zur Anwendung
kam ein situatives Verhalten, das in der aktuellen Situation von Flexibilitit und
pragmatischem Handeln geprigt war. Jedes dritte Unternehmen entschied anhand
der Kontextfaktoren wie Ankiindigungsfrist, Dauer und Arbeitspensum. Niemand

3 Einen Sonderfall stellten die drei befragten Solo-Selbstindigen dar. Da sie ihre Arbeitskraft
nur begrenzt kompensieren konnten, verfiigten sie jeweils iiber eine Pauschalkraft im Hin-
tergrund, waren jedoch auf deren Flexibilitit angewiesen. Bei einem Totalausfall blieb als
einzige Option, das Angebot zu reduzieren oder voriibergehend auszusetzen. Nach eigener
Einschitzung konnten alle einen Ausfall von bis zu vier Wochen ohne gravierende finanzielle
Folgen iiberbriicken.
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war erfreut liber unerwartete Ausfille, da sie schwer vorhersehbar waren. Unter-
nehmen nahmen eine abwartende Haltung ein und versuchten, schnell Losungen
zu finden. Kreativitit war dabei weniger entscheidend als Praktikabilitit. Einige
Befragte merkten an, dass gesundheitliche und private Probleme Vorrang haben
und die Beschiftigten sich darum kiimmern sollen. Das verdeutlicht die Wahr-
nehmung einer sozialen Verantwortung. Dariiber hinaus war der Austausch
zwischen Beschiftigten und Leitung von grofler Bedeutung, um eine geeig-
nete Losung zu erarbeiten. Dann griffen Fall-zu-Fall-Entscheidungen. Ging es
um weniger zeitintensive Ausfille, bestand die Moglichkeit des Uberstundenab-
baus oder Minusstundenaufbaus. Bei Krankheiten oder familidren Notsituationen
blieb nur eine Krankschreibung iibrig, wobei einige Unternehmen erwéhnten, dass
auch die Moglichkeit bestiinde, die betroffene Person stundenweise einzusetzen,
wenn der Ausfallgrund das zulieB. Die nachstehenden Zitate verdeutlichen das
unternehmerische Denken.

»Natiirlich kann der sich erst mal darum kiimmern, und wir sichern das ab. Also wir
sagen jetzt nicht: Du musst arbeiten kommen, das machen wir nicht. Wenn man das
macht, dann ist es wirklich so, dann sind die Leute fiir immer weg.“ (KMU 20, H:
Abfallentsorgung)

., Tja, puh (...). Ich wiirde sagen, eventuell Urlaub nehmen oder krankschreiben lassen.
Je nachdem, was fiir ein Fall vorliegt. Oder dann eine gewisse Zeit vielleicht auch ein
paar Minusstunden aufstauen und dann peu a peu abarbeiten sozusagen.“ (KMU 25,
G: Einzelhandel)

., Ich sag mal, was soll ich denn machen? Also ich sage mir, wenn das jetzt ein Notfall
ist, dann muss er das machen oder sie, dann ist das so. Und ich muss dann gucken,
wie ich das im Betrieb gelost kriege. Das ist ja dann nicht mehr das Problem vom
Mitarbeiter.“ (KMU 26, F: Haustechnik)

In Akutsituationen griff meist eine Mischung aus Ratlosigkeit, offener Kommu-
nikation mit den Beschiftigten und einer schnellen Anpassung sowie Umstruk-
turierung des Tagesgeschifts. Ausschlaggebend waren dabei die zuvor genannten
Kompensationsstrategien, um den Produktionsbetrieb oder die Dienstleistung auf-
rechtzuerhalten. Jene KMU, die mit hoher Personalfluktuation konfrontiert waren,
kannten die personlichen Situationen ihrer Beschiftigten weitaus weniger als
Unternehmen mit Stammpersonal. Besonders im Hotel- und Gastgewerbe fiel es
daher schwerer, Personalausfille einzuschitzen, sodass sie héufiger auf situative
Notfallpldne angewiesen waren.

Dieses situative Handeln ist zwar kurzfristig und reaktiv, stellte fiir die
befragten KMU jedoch eine funktionierende Moglichkeit dar, das Tagesgeschéft
aufrechtzuerhalten. Eine vollige Ratlosigkeit zeigte sich nur selten. Alle bemiihten
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sich, gemeinsam mit den Beschiftigten und dem verbleibenden Team Losungen
zu finden. Statt die Mitarbeitenden bis an den Rand des Verschlei3es zu belasten,
suchten die Unternehmen in kritischen Situationen den Dialog mit der Kundschaft
bzw. den Auftraggeber:innen, um Termine und Zeitplidne flexibel anzupassen.

9.3.2.3 Fazit Kategorie ,Fehlzeiten als soziale Erfahrung
Festzuhalten ist, dass es den befragten Unternehmen gleichgiiltig war, aus wel-
chem Grund eine Arbeitskraft ausfiel. Entscheidend war allein, dass die Person
fehlte und die Arbeit dennoch bewdiltigt werden musste. Besonders prekédr war
die Situation in sehr kleinen Unternehmen, in denen alle Beschiftigten in Vollzeit
arbeiteten. Hier war eine Aufstockung von Teil- auf Vollzeit nicht moglich, sodass
Uberstunden anfielen. Die Belastung verringerte sich, wenn die Unternehmenslei-
tung selbst mithalf oder Ersatzpersonal organisierte. Ausschlaggebend waren fiir
die Unternehmen vor allem die Anzahl der Ausfille und deren Dauer, wihrend
der Grund des Fehlens nur eine untergeordnete Rolle spielte. Ein Bickermeister
formulierte:

., Zum Problem wird es immer, wenn die Anzahl steigt. Das ist aber auch in der Corona-
zeit so gewesen und in der normalen Grippezeit. [...] Wenn die Anzahl sich héuft (...),
ist das immer ein Problem. Der Grund, der dahinterliegt, ob die ihren Ehemann nach
dem Schlaganfall betreut oder ob der seine Oma betreut oder der andere normal krank
ist mit einer Grippe, das ist vollkommen egal. Das Ergebnis, was hier reinkommt, ist
immer das gleiche. Er oder sie ist nicht da.“ (KMU 15, G: Béckerei)

Zur Bewiltigung von Personalengpéssen griffen die Unternehmen auf verschie-
dene Flexibilisierungsstrategien zuriick, um die Arbeitslast in einem ertriglichen
MaB zu halten. Vor allem situatives Verhalten der Leitung konnte in Akutsituatio-
nen hilfreich sein, barg jedoch auch Risiken. Fehlende vordefinierte Plidne fiihrten
zu inkonsistenten Entscheidungen, die Beschiftigte verunsichern konnten, da die
Entscheidungsgriinde nicht nachvollziehbar waren. Ohne feste Richtlinien kam
es zu iiberstiirzten Mafinahmen und einer unzureichenden Ressourcenplanung.
Hinzu kam, dass Ersatz nur durch Personen mit vergleichbaren Kompetenzen
moglich war. Stand entsprechendes Personal nicht zur Verfiigung, waren inef-
fiziente Abldufe wahrscheinlich und eine nachhaltige Vorbereitung auf kiinftige
Situationen kaum gegeben.

Aus dem Antwortverhalten der Unternehmen lédsst sich ableiten, dass kurzfris-
tige Ausfille relativ unkompliziert durch das Team oder die Leitung kompensiert
werden konnten. Schwierigkeiten entstanden vor allem bei lingeren Fehlzei-
ten. Wie die Kategorie des Fachkriftemangels zeigte, war eine Rekrutierung
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von Ersatzpersonal in vielen Branchen nahezu unméglich. Den Unternehmen
blieb dann nur, ihr Angebot zu reduzieren und Dienstleistungen einzuschrin-
ken. Dies wirkte sich sowohl auf andere Betriebe als auch auf Kund:innen aus:
Geschifte mussten frither schlieBen, Wartezeiten bei Optikern, Friseuren oder
Kfz-Werkstitten verldngerten sich, Hausverwaltungen oder Baufirmen konnten
keine neuen Langzeitauftrige mehr annehmen, und der personliche Kundenkon-
takt wurde durch digitale Varianten ersetzt. Notwendige Dienstleistungen wie
Rechtsanwaltskanzleien, Notariate, Abfallbeseitigung oder Bestattungsunterneh-
men waren besonders betroffen, da Personalausfille hier nicht nur betriebliche,
sondern auch gesellschaftliche Folgen hatten. Unzufriedenheit und Vertrauensver-
luste waren wahrscheinliche Konsequenzen. Zudem ist anzunehmen, dass Lebens-
qualitidt und Attraktivitit von Stddten sinken, wenn Geschifte, Restaurants und
serviceorientierte Dienstleistungen ausgediinnt werden. Da Angehorigenpflege zu
langeren Ausfillen fiihren kann, besteht hier eine besondere Herausforderung fiir
Unternehmen: entweder personellen Ausgleich zu schaffen oder Vereinbarkeit zu
ermoglichen. Letzteres wurde zwar teilweise als Motivation erkannt, stand aber
zugleich dem ,,Totschlagargument* einer strukturellen Unmoglichkeit gegeniiber.

Das Geschiftsrisiko des Fachkriftemangels in Verbindung mit kurz- oder
langerfristigen Personalausfillen verstirkt die Gefahr einer Leistungsreduktion
in allen Wirtschaftssektoren. Teilweise prognostizierten die befragten KMU
sogar einen vollstindigen Stillstand. Die Aussagen decken sich mit Ergebnis-
sen des DIHK-Reports (DIHK 2021, S. 20 ff.) sowie mit Befragungen aus
dem Statistik-Report zum Fachkriftemangel in Deutschland (Statista 2024a).
Wie auch in der vorliegenden Untersuchung rangiert die Befiirchtung einer
Mehrbelastung der Belegschaft durch Personalengpisse an erster Stelle. An zwei-
ter Stelle stehen steigende Arbeitskosten fiir die Fachkréftegewinnung, gefolgt
von Angebotseinschrinkungen und der Ablehnung neuer Auftrige. An vierter
Stelle wird der Verlust an Wettbewerbsfahigkeit genannt. Laut DIHK-Report sind
kleine Unternehmen mit bis zu 20 Beschiftigten deutlich hdufiger als grofle
Betriebe gezwungen, Angebote oder Auftrige abzulehnen, da ihnen das Personal
fehlt. Eine interne Kompensation ist dort kaum moglich, weil die notwendigen
Kapazititen von vornherein nicht vorhanden sind (DIHK 2021, S. 21 ff.).

Die genannten Studien untersuchen zwar die Auswirkungen des Fachkrif-
temangels, weisen jedoch nicht darauf hin, dass langfristige Personalausfille
kaum oder gar nicht auszugleichen sind. Angesichts ihrer Haufigkeit sollte
dieser Aspekt stidrker beriicksichtigt werden. Fachkréiftemangel und Personal-
ausfille bedingen sich wechselseitig und beeintrichtigen die Leistungsfiahigkeit
von KMU, fanden in dieser Verbindung jedoch weder in den Interviews noch in
den Untersuchungen zu KMU-Risiken Erwihnung. Eine mogliche Erkldrung ist,
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dass Personalausfille, etwa durch Krankheit, Elternzeit, familidre Verpflichtungen
oder Kiindigungen, zum Alltagsgeschift gehoren und daher nicht als zukunfts-
gerichtetes Risiko benannt wurden. Risiken wurden vielmehr als ldngerfristige
Entwicklungen verstanden, die auBlerhalb des unmittelbaren Handlungs- und Ein-
flussbereichs der Unternehmer:innen lagen und deshalb nicht in diese Kategorie
eingeordnet wurden.

9.3.3 Work-Life-Balance ade: Synergie zwischen
Bediirfnissen und Produktivitat

In der Auswertung der vorherigen Kategorie zu Ausfillen benannten die
Befragten ihre am haufigsten verwendeten Strategien zur Aufrechterhaltung des
Produktions- oder Dienstleistungsbetriebs. Entscheidend war dabei die kontinuier-
liche Umsatzgenerierung. Deshalb war fiir die Unternehmer:innen die Dauer des
Ausfalls wichtiger als dessen Ursache. Eine schnelle Riickkehr an den Arbeits-
platz war mit geringeren finanziellen EinbuBlen verbunden. Kurz- wie langfristige
Fehlzeiten fiihrten jedoch zu zusétzlicher Arbeit fiir die verbleibenden Beschif-
tigten und damit haufig zu voriibergehender Uberlastung. Vor diesem Hintergrund
stellte sich die Frage, ob die Interessen von Unternehmen und Angestellten gegen-
sétzlich sind und, falls ja, in welchem Ausmafl und mit welchen Folgen fiir
beide Seiten. Es lag nahe, dass ein erhohtes Arbeitspensum als Stressfaktor die
Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben belastet, sowohl bei den Beschiftig-
ten als auch in der Leitung. Daher wurde den Interviewpartner:innen die Frage
gestellt: ,, Gibt es in Threm Unternehmen Regelungen zur Vereinbarkeit von Familie,
Pflege und Beruf?“. Die Antworten fiihrten zur Bildung einer Oberkategorie, die
(praktikable) Maflnahmen der Vereinbarkeit sowohl aus Unternehmens- als auch
aus Beschiftigtensicht sichtbar machte. Die Kategoriebildung erfolgte iiberwie-
gend induktiv, da das Thema im Gesprichsverlauf aus einem Bottom-up-Prozess
entstand und drei Codes hervorbrachte: (1) individuelle Absprachen innerhalb
der Unternehmen, die Standardisierungen vorgezogen wurden, insbesondere bei
akuten Ausfillen; (2) die Einschéitzungen der Leitung, wie Vereinbarkeitsbestre-
bungen umgesetzt werden und wo Grenzen des Machbaren liegen; und (3) die
individuellen Erfahrungen der Unternehmen mit dem Thema Pflege und Beruf,
sowohl aus eigener Sicht als auch anhand von Beschiftigtenaussagen.
Besonders aufschlussreich waren die Aussagen zu eigenen oder von Beschif-
tigten geschilderten Pflegeerfahrungen. Wihrend Unternehmen im Fragebogen
mehrheitlich angaben, keine Erfahrungen zu haben, zeigte sich im Interview
durch die vertiefte Auseinandersetzung, dass doch vielfach Beriihrungspunkte
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bestanden. Die Hiufigkeiten sind in Abbildung 9.16 dargestellt. Anschliefend
wird inhaltlich auf die einzelnen Codes eingegangen.

Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben

57%

48% 48%
Work-Life-(Dis)Integration Reziprozitat am Arbeitsplatz Erfahrungen mit Pflege & Beruf

Abb.9.16 Kategorie ,,Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben. (Eigene Darstellung, n
= 43)

9.3.3.1 ,Work-Life-(Dis)Integration: Standardkonflikt
zwischen Arbeit und Privatleben”

Fiir die einen war Work-Life-Balance bzw. Work-Life-Integration ein englisches
Modewort, fiir die anderen gelebte Unternehmenskultur. Der Bezug zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie ergab sich aus der vorherigen Kategorie, die
die Moglichkeiten der KMU bei Personalausfillen aufzeigte. Bei der Benennung
wurde bewusst von Integration statt von Balance gesprochen, da sich berufliche
und private Belange nur selten strikt trennen lassen. Wihrend Work-Life-Balance
eine klare Grenze zwischen Arbeits- und Freizeit zieht, um Uberlastung Zu ver-
hindern, betont Work-Life-Integration die Verbindung beider Bereiche. Arbeit und
Leben gelten dabei nicht als getrennte Sphiren, sondern als Teile eines ganzheit-
lichen Lebensstils, die sich gegenseitig ergdnzen konnen (Williams et al. 2016;
Busold & Husten 2020). Fiir Unternehmen wie Beschiftigte ist dies im Hinblick
auf Effizienz und Produktivitit gewinnbringend, da es mehr Flexibilitit bei der
Gestaltung von Arbeitsaufgaben ermoglicht. Dies bestitigten auch die Ergebnisse
der Untersuchung.

Bei der Auswertung fiel auf, dass es in vielen Unternehmen feste Ma3nahmen
gab, die faktisch der Vereinbarkeit dienten, jedoch nicht explizit unter diesem
Begriff gefiihrt wurden. Héiufig wurden Moglichkeiten im Arbeitsalltag neben-
bei ausgehandelt. Vereinbarkeit war somit ein Dauerthema, das eine Balance
zwischen verschiedenen Interessen erforderte. Auffillig war die unterschiedliche
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Verortung: Ein Unternehmen im verarbeitenden Gewerbe lehnte die Trennung
von Arbeit und Leben strikt ab. Beides gehore zusammen, und Arbeit sei so zu
gestalten, dass sie Spall macht, Sinn stiftet und nicht als Belastung oder Konkur-
renz zum Privatleben empfunden wird, im Sinne der Work-Life-Integration. Fiir
ein anderes Unternehmen aus der Baubranche waren Vereinbarkeitsmoglichkei-
ten dagegen unerldsslich, damit Beschiftigte weiterhin arbeitsfahig blieben und
nicht vollstindig ausfielen. Andernfalls drohten Vertragsstrafen, wenn Bauvorha-
ben nicht fristgerecht abgeschlossen wurden. Die KMU beschrieben darin einen
Dualismus zwischen der termingerechten Erfiillung von Kundenauftrigen und den
Vereinbarkeitsforderungen der Beschiftigten. Sie gingen von einem geringen Ver-
stindnis fiir Verzogerungen aus und signalisierten ihre Uberforderung sowie die
begrenzten Moglichkeiten, mit den wechselseitigen Anforderungen umzugehen.
Ein Befragter brachte dies drastisch zum Ausdruck

., Bis vor kurzen habe ich diesen Begriff Work-Life-Balance iiberhaupt nicht wahrge-
nommen. Aber irgendwie dachte ich, was hat der jetzt gesagt? Um was geht’s? Da
hab ich gedacht, eh Leute ihr seid doch alle bekloppt oder was? Mein Problem damit
ist jetzt wirklich, unsere Kunden erwarten rund um die Uhr Betreuung und das immer
und das passt natiirlich nicht zusammen. “ (KMU 38, L: Immobilienbiiro)

Die Angst, Auftrige und damit Kund:innen zu verlieren, war ebenso présent
wie das Gefiihl, den Forderungen der Beschiftigten unterlegen zu sein. Kom-
promisse zur Sicherung der Leistungsfihigkeit traten hdufig hinter die giinstige
Arbeitsmarktsituation fiir Arbeitnehmer:innen zuriick. Aufgrund des Fachkrifte-
mangels fanden diese schnell eine neue Anstellung mit besseren Konditionen.
Das Dilemma schilderte der Inhaber eines Architekturbiiro:

»Also, ich mache hier eigentlich alles was die sagen, damit die bleiben (lacht). Wir
bleiben also total flexibel, und das war aber dann ein wirtschaftliches Modell, was
dann einfach nicht funktioniert hat, weil eben die Quote des Ausfalls hoch war. Und
ich glaube, wir hatten in 2022, waren das fast 70.000 €, die wir nur an zusdtzlichen
Lohnkosten hatten [...].“ (KMU 9, M: Architekturbiiro)

Dieses Phinomen wurde als ,,Arbeitnehmer:innengesellschaft” bezeichnet und
durch den Fachkriftemangel weiter verstirkt. Die Priorititen der Beschiftigten
lagen dadurch zunehmend im privaten Bereich — ein Trend, der sich nach Ein-
schitzung der Befragten fortsetzen wird. Sie berichteten, ihr Verhalten gedndert
zu haben, indem sie mehr Freirdume und Entlastungen ermoglichten und von
strikten Arbeitszeiten oder einer Prisenzkultur abwichen. Eine Firma definierte
Familienfreundlichkeit mit der Abwesenheit von Uberstunden und arbeitsfreien
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Wochenenden. Hier war Work-Life-Integration Teil der Unternehmenskultur und
keine Floskel. Sie trug zu einem positiven Betriebsklima bei und forderte
die Verstindigung untereinander. Transparente und unmittelbare Kommunikation
erleichterte es den Fiihrungskriften, die individuellen Situationen der Beschiftig-
ten besser zu verstehen. Insgesamt zeigte sich eine hohe Kompromissbereitschaft,
teils freiwillig, teils erzwungen. Ziel der KMU war es, die Mitarbeitenden und
ihre Arbeitskraft im Unternehmen zu halten und Zwischenlosungen zu finden,
statt langere Krankheitsausfille oder gar Kiindigungen zu riskieren. Wie dies ohne
ausschlieBliche Riickgriffe auf kurzfristige Losungen gelingen kann, beschreibt
die nichste Kategorie.

9.3.3.2 ,Vereinbarungen im MaBanzug: Reziprozitat am
Arbeitsplatz”

Ad-hoc-Losungen bei Ausfillen und individuelle Vereinbarungen dhneln sich auf
den ersten Blick, unterscheiden sich aber im Kontext deutlich. Aus dem Theorie-
teil ging hervor, dass Ad-hoc-Entscheidungen durch ihren spontanen Charakter,
den engen Zeitrahmen, die Beteiligten und ihre Flexibilitit geprigt sind. Sie erfol-
gen in Reaktion auf unmittelbare Anforderungen. Individuelle Entscheidungen
hingegen beruhen auf griindlicherer Uberlegung, personlichen Einschitzungen
und Erfahrungen. Sie sind formeller, langfristiger wirksam und betreffen meist
einzelne Beschiftigte. Diese Unterscheidung spiegelte sich auch in den Interviews
wider. Die Befragten beschrieben konkrete Erfahrungen. Alle kannten personli-
che Krisen ihrer Beschiftigten. Ein Bauunternehmer erzihlte etwa, dass er einen
Mitarbeiter mit krebskranker Ehefrau regelméBig zu Bestrahlungen fuhr und des-
sen Arbeitszeit entsprechend anpasste. Er betonte, dass solche Situationen nicht
ignoriert werden konnten, sondern eine soziale Verpflichtung des Unternehmens
darstellten. Ein Viertel der Unternehmen hob die Bedeutung von Empathie hervor.
Sie fiihrten personliche Gespriche, um den Bedarf der Beschiftigten zu ermitteln,
und entwickelten individuelle Losungen fiir die Dauer der Vereinbarkeitsnot-
wendigkeit. Dabei sahen sie ihre kleine Grofle als Vorteil: Absprachen lieen
sich leichter treffen und im Team kommunizieren. Vorabdefinierte Strategien tra-
ten hinter das wechselseitige Interesse von Arbeitgeber:in und Arbeitnehmer:in
zuriick. Ein Unternehmen stellte Uberlegungen fiir lingere familiir bedingte
Ausfallzeiten an und betonte die psychische Belastung solcher Situationen:

Ich denke, dann kann man auch einen Aufhebungsvertrag machen. Wenn man einen
coolen Angestellten hat, dass man sagt: Pass mal auf, wie sieht es mit deiner Mutter
aus? Musst du die pflegen? Oder die haben das Kind iiber den Haufen gefahren. Was
will ich denn mit so einem Angestellten? Der ist ja gar nicht mehr da. Am Ende fahrt
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der auch noch im Rollstuhl, weil er mir vom Dach geflogen ist. Stellen Sie sich mal vor,
ihr Kind sitzt im Rollstuhl oder hat eine wahnsinnig schwere Erkrankung und liegt in
Berlin bei der Chemotherapie. Den Gesellen kannst du nicht gebrauchen. Der soll zu
Hause bei der Familie sein, und dann sagst du: Pass mal auf, bleib mal du zu Hause,
da hast du ein gutes Arbeitslosengeld. Klingt jetzt blod, aber pass mal auf, wir machen
einen Aufhebungsvertrag und nachher kommst du wieder, da stelle ich dich wieder
ein.“ (KMU 14, F: Dachdeckerfirma)

Das Zitat verdeutlicht, dass familidre Belastungen psychisch gravierend sind
und Konzentration sowie Leistungsfihigkeit beeintridchtigen. Zudem erfordern sie
mehr Zeit als kurzfristige Erkrankungen, weshalb Ad-hoc-Losungen nicht aus-
reichen. Unternehmen, die sich dieser Tragweite bewusst waren, suchten aktiv
nach Losungen und sahen sich in der Verantwortung, Kompromisse mitzugestal-
ten. Ein Aussitzen hitte das Vertrauensverhiltnis gefdhrdet. Daher rdumten sie
familidren Belangen in Akutsituationen Vorrang ein und hielten engen Kontakt,
um gegebenenfalls stundenweise Arbeitszeitarrangements zu ermoglichen. Dies
war besonders wichtig fiir sehr kleine Unternehmen, die auf jede Arbeitskraft
angewiesen waren.

Zusammenfassend zeigten die individuellen Entscheidungsprozesse in den
Unternehmen sowohl formelle als auch flexible Elemente. Formell fungierte
die Leitung als zentrale Ansprechperson fiir Vorschlidge zur Vereinbarkeit, wih-
rend die Handlungsspielriume flexibel und an die jeweilige Situation angepasst
wurden. Eine Differenzierung nach dem konkreten Grund der Vereinbarkeitsnot-
wendigkeit lie8 sich jedoch nicht feststellen, vielmehr bestimmten Dauer und
Umfang der Fehlzeit das Ergebnis.

9.3.3.3 ,Latente Strukturen: Erfahrungen mit Pflege und
Beruf”

Im Zusammenhang mit plotzlichen Ausfillen, anschlieBenden Fehlzeiten und
deren Kompensation nutzten die Befragten verschiedene Beispiele, um ihre Hand-
lungspraxis zu verdeutlichen. Besonders bei ldngerfristigen Ausfillen zeigten
sich Schwierigkeiten, diese auszugleichen. Angehorigenpflege war dabei ein
zentrales Thema, da sie erfahrungsgemifl keine kurzfristige Angelegenheit ist,
sondern mitunter jahrelange Aufmerksamkeit erfordert und somit eine dauerhafte
Vereinbarkeitsstrategie notwendig macht. In den Interviews wurde die Diskus-
sion daher gezielt auf lingere Ausfille und deren Kompensationsmoglichkeiten
gelenkt. Am Beispiel der Pflege konnten sich die Befragten sowohl fiktiv als auch
mit realen Erfahrungshintergriinden einlassen, je nachdem, ob im Unternehmen
bereits entsprechende Fille aufgetreten waren oder nicht. Daraus ergaben sich
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drei unterschiedliche Erfahrungsrdume, die jeweils eigene Argumentationsmuster
hervorbrachten:

(1) KMU ohne Kenntnisse iiber pflegende Beschiftigte. Dies war jedoch selten,
da in kleinen Betrieben die private Situation der Beschiftigten meist bekannt
war.

(2) KMU mit Beschiftigten, die aktuell oder in der Vergangenheit Pflegeverant-
wortung tibernommen hatten und bei denen eine aktive Auseinandersetzung
mit Vereinbarkeitsfragen stattfand.

(3) KMU, deren Leitung selbst Pflegeerfahrungen gesammelt hatte und somit aus
Eigenbetroffenheit berichten konnte. In diesen Fillen mussten die Befragten
Pflege und Beruf unmittelbar fiir sich selbst vereinbaren.

In der folgenden Auswertung der induktiven Subkategorie geht es weniger um
Strategien zum Ausgleich von Fehlzeiten, sondern stirker um reale Erfahrungen
und deren Auswirkungen auf die Berufstitigkeit. In den Fragebogen, insbe-
sondere bei der Frage nach pflegenden Beschiftigten, wurde dies iiberwiegend
verneint. Grund dafiir war die definitorische Unklarheit des Begriffs ,pflegen-
der Angehoriger. Sichtbarkeit und Bewusstsein fehlten daher, obwohl faktisch
Pflegesituationen vorhanden waren. So wurden an Krebs erkrankte Angehorige
nicht als Pflegebediirftige, sondern nur als ,,Kranke* gesehen. Der damit verbun-
dene Betreuungsbedarf und die Notwendigkeit gesonderter Arbeitszeitregelungen
waren zwar prisent, die langfristigen Anforderungen der Pflegesituation jedoch
nicht. Auffillig war zudem, dass selbst Unternehmensleitungen mit eigener Pfle-
geerfahrung diese Titigkeit im beruflichen Kontext nicht als solche einordneten.
Pflege erhielt dadurch keine besondere Aufmerksamkeit, sondern wurde im All-
tag nebenbei behandelt. Hiufig wurde Pflegebediirftigkeit ausschlieBlich mit
hohem Alter assoziiert, obwohl auch jiingere Familienmitglieder aufgrund schwe-
rer Erkrankungen oder Behinderungen Unterstiitzung bendtigten. Angehorige in
stationédren Einrichtungen gerieten ebenfalls kaum in den Blick, da die Befragten
davon ausgingen, dass dort die Versorgung vollstindig professionell erfolge. Dass
es auch hier, dhnlich wie bei der Kinderbetreuung, zu Notfillen oder zusitzlichem
Unterstiitzungsbedarf kommen konnte, war weniger prisent. Hinzu kam, dass
Pflegeleistungen fast ausschlieBlich als korpernahe Hilfen verstanden wurden.
Erst im Verlauf der Interviews wurde deutlich, dass auch Haushaltsunterstiitzung,
Einkdufe, Arztbegleitungen oder das regelmifige Bereitstellen von Mahlzeiten
pflegerelevante Titigkeiten darstellen. Durch Ad-hoc-Fragen zeigte sich, wel-
che Belastungen fiir die Betroffenen tatsdchlich entstanden und wie sie damit
umgingen. Pflege galt dabei in erster Linie als zusétzliche Zeiteinheit neben dem
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Arbeitsalltag. Voraussetzung war jedoch, dass die Situation iiberhaupt bekannt
war. Ein Unternehmer rdumte ein:

wAlso, da muss ich jetzt wirklich ganz ehrlich gestehen, da ist mir die Situation von
den einzelnen Mitarbeitern so gar nicht bewusst, wie mit dem Thema Pflege eigentlich
individuell in jeder Familie umgegangen wird.“ (KMU 5, M: Ingenieurbiiro)

Ein weiteres Beispiel ergab sich direkt in einer Interviewsituation in einem
Gemeinschaftsbiiro. Die Chefin erklérte, keine pflegenden Beschiftigten zu
haben. Daraufhin meldete sich eine Mitarbeiterin zu Wort und berichtete, dass
ihre Mutter im Pflegeheim lebt und sie sich regelméfig um sie kiimmert. Fiir die
Mitarbeiterin bestand also eine Pflegesituation, fiir die Vorgesetzte nicht. Woraus
dieser Widerspruch resultierte, lief3 sich nicht kldren, da das Gespréch nicht wei-
ter vertieft wurde. Haufiger zeigte sich jedoch die zweite Variante: KMU kannten
die Pflegesituation ihrer Beschiftigten und reagierten entsprechend. Exemplarisch
verdeutlichen dies zwei Aussagen:

., Ich meine bei einer Mitarbeiterin war das konkret [Eltern pflegebediirftig]. Die ist
eben dann zwei Stunden verkiirzt gegangen am Tag. Also, die ist auch jetzt blofs noch
auf dem Level, weil sie sagt, das reicht mir.“ (KMU 24, G: Niherei)

,Ich habe zum Beispiel eine Verkduferin, der ihr Vater ist im Heim, das weifs ich. Und
deswegen muss sie halt mal hin, und dann kriegt sie einen Anruf und so weiter, und
das ist iiberhaupt kein Thema.* (KMU 13, G: Fleischerei)

In den beiden genannten Fillen war es moglich, Pflege und Beruf mitein-
ander zu vereinbaren. Schwieriger gestaltete sich dies fiir ein Unternehmen
aus der Reisebranche, da Schichtarbeit und mehrtigige Busreisen ungiinstige
Rahmenbedingungen boten. Zwei Beschiftigte mussten aufgrund familidrer Pfle-
gesituationen kiindigen. Besonders schmerzhaft war dies in dieser Branche, die
zu den Mangelberufen zihlt und in der ein Busfiihrerschein eine seltene Qualifi-
kation darstellt. Der Befragte war sich der fehlenden Vereinbarkeitsmoglichkeiten
bewusst und konnte die Kiindigungen nicht verhindern.

Das Thema hatten wir schon im Busteam. Da hatten wir ein Ehepaar, die beide im
Reiseverkehr gefahren sind und wo die Eltern beide relativ zeitnah, also zeitgleich,
pflegebediirftig geworden sind. Die haben dann, weil wir jetzt hier keinen Linienverkehr
fahren, sondern halt nur Reiseverkehr fahren, haben die dann dort gesagt: Okay, es
geht einfach nicht mehr und sind dann als Busfahrer zum Linienverkehr gewechselt, wo
es eben geregeltere Arbeitszeiten gibt oder wo man jeden Tag auch zu Hause ist. Die
haben hier gekiindigt. Aber was will man machen? (KMU 22, N: Reiseunternehmen)
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Das Beispiel verdeutlicht, wie entscheidend Vereinbarkeitsmoglichkeiten fiir den
Verbleib im Beruf sind. Der Fachkriftemangel erleichtert Beschiftigten den
Wechsel in verwandte Berufe mit besseren Arbeitsbedingungen, wihrend die
betroffenen KMU zuriickbleiben, weil sie aufgrund ihrer Arbeitszeitgestaltung
keine Alternativen anbieten konnen. Fiir diese Unternehmen bleibt in solchen
Fillen nur die Reduzierung des Angebots. So stellte das Reiseunternehmen nach
den Kiindigungen einige Ferntouren ein und konzentrierte sich stérker auf den
inldndischen Verkehr. Das bedeutete ein reduziertes Angebot fiir Kund:innen,
die bestimmte Reisen nicht mehr buchen konnten. Diese negative Verstidrkungs-
schleife ldsst sich miihelos auch auf andere Branchen iibertragen, wie bereits die
Auswertung der vorherigen Kategorie bestitigte.

In der dritten Variante befanden sich die Unternehmensleitungen selbst in einer
familidren Pflegesituation oder hatten diese bereits hinter sich. Sie berichteten von
ihren Erfahrungen, wie sie Leitungstitigkeit und Pflege managten. Als zentrales
Thema wurde stets die Doppelbelastung benannt. Dies galt unabhingig davon,
ob professionelle Unterstiitzung eingebunden war oder nicht. Relativ gut zu orga-
nisieren war die Pflege, wenn die Eltern in der Nihe lebten, was hdufig der
Fall war. Familienunternehmen hatten ihr Biiro oft im eigenen Wohnhaus oder
auf einem angrenzenden Grundstiick. So konnten Beschiftigte in Pausen oder
nach Feierabend Angehorige unterstiitzen. In einem Fall tibernahm eine Sekreté-
rin kleinere Pflegetitigkeiten, wihrend pflegebediirftige Eltern in anderen Fillen
selbst kleine Aufgaben im Betrieb erledigten, etwa Postgénge oder Verpackungs-
arbeiten. Moglich war dies jedoch nur in Familienbetrieben, die durch ortliche
Nihe und gegenseitiges Vertrauen geprigt waren. Die folgenden Beispiele geben
Einblick in die verschiedenen Situationen der Unternehmensleitungen:

 Mein Papa, vor sieben Jahren verstorben, der war immer ein Macher, und der hat
immer aktiv irgendwo mitgearbeitet, getan gemacht, was weifs ich nicht. Der hat zum
Gliick nur wenige Wochen, eine 24 Stunden Hilfe bendtigt. Ich sage immer, wir sind
traurig aber froh. Aus dem einfachen Grunde, weil so eine Pflege, in dem Fall 24-
Stunden-Pflege, betrifft ja nicht den, der gepflegt werden muss, sondern betrifft ja
mehr oder weniger die Menschen ringsum, die dort eher noch mehr leisten miissen
und noch mehr Energie verbrauchen und vielleicht eher vor die Hunde gehen als der,
den es betrifft.“ (KMU 3, G: Juwelier)

,,Meine Mutti, die ist schon verstorben, aber die habe ich auch, sag ich mal, relativ
gepflegt und betreut, auch parallel zu der ganzen Geschichte hier [dem Unternehmen],
bevor sie dann tatsdchlich ins Altenheim gekommen ist. Aber war schon eine spannende
Sache. Ich muss sagen, wenn man jeden Tag hingeht und dann so (...), na ja, das ist
eine grofle, ist eine Doppelbelastung auch. Aber ich hab’s gerne gemacht, weil sie
hat so viel fiir mich getan und das konnte ich damit wieder gut machen.“ (KMU 8, I:
Beherbergung)
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,»Mein Vater ist vor 20 Jahren schon am Herzinfarkt gestorben und meine Mutter ist
iiber 90 geworden. Die ist vor drei Jahre oder so gestorben. Die habe ich hier mit
gepflegt. Ich hatte aber einen Pflegedienst friih und abends gehabt, so zum Abendbrot
und diese Sachen. [...] Ja, deswegen kann ich jetzt grofie Klappe haben. Meine Pflege
ging noch auszuhalten. Ja, ich hab mal auf was verzichtet, auf eine Ausfahrt oder
sowas oder keine Ahnung, das ging schon [...].“ (KMU 15, G: Bickerei)

Der plotzliche Verlust ihres Mannes zwang eine Unternehmerin dazu, das Unter-
nehmen allein zu leiten. Unterstiitzt wurde sie dabei von ihren Kindern und dem
restlichen Team:

»Also gut zwei Monate haben wir gebraucht, um hier alles hinzukriegen, weil mein
Mann plotzlich, von heute auf morgen, weg war. Das ist alles ja nicht so schlimm
eigentlich, denkt man sich. Aber ich stand da, ich habe von Maschinen keine Ahnung
und wir arbeiten mit ganz viel Maschinen. Ich war schon froh, dass ich weifs, wo sie
angeht. Und dann kommt die Spachtelmaschine und dann kommt die Maschine und
dann kommt der Druckluftpresser. Ich sagte, Jungs, hallo? Und da haben wir das erst
mal geregelt. Unterdessen weif3 ich das alles. Ist auch schon, hab was dazugelernt.
(KMU 18, F: Malerbetrieb)

Die vorherigen Zitate deuteten bereits an, dass professionelle Pflegeunterstiitzung
in Anspruch genommen wurde. Ambulante Dienste kamen in allen Erzdhlun-
gen vor, ebenso stationédre Varianten, wenn die Pflegebediirftigkeit einen hoheren
Grad erreichte. Die Unterbringung erfolgte stets in derselben Stadt, wodurch
regelmiBige Besuche moglich blieben. Eine Unternehmerin berichtete dazu:

,,Meine Mutter war in der Pflegeeinrichtung zum Schluss. Ich hab zu meinen Kindern
gesagt, wenn thr mich in so ein Ding steckt, erschieft mich bitte vorher. Meine Mutter
war eine feine schicke Frau. Ich konnte Ihnen Storys erzdhlen von dieser Einrichtung,
also da bleibt Ihnen die Spucke weg.“ (KMU 42, I: Hausverwaltung)

In solchen Fillen erwies sich Pflege als alternativlos und entwickelte sich zu
einem Kreislauf, in dem Hilfebediirftigkeit, verfiigbare Ressourcen und beruf-
liche Verpflichtungen einander verstirkten: der Grad der Hilfebediirftigkeit der
zu pflegenden Person, die verfiigbaren Ressourcen der Angehorigen und ihre
berufliche Verantwortung mit den jeweiligen Flexibilititsmoglichkeiten. Am Ende
standen sowohl Unternehmensleitungen als auch Beschiftigte vor denselben Hin-
dernissen. Die Leitungen waren dabei nicht weniger belastet, da sie meist selbst
im operativen Geschift eingebunden waren und ihren Arbeitsalltag nur ein-
geschrinkt flexibilisieren konnten. Eigene Pflegeerfahrungen fiihrten allerdings
nicht automatisch dazu, dass Unternehmen besondere Arbeitszeitmodelle oder
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Beratungsangebote anboten. Moglich war eher eine erhohte Sensibilitdt und mehr
Verstindnis bei individuellen Arbeitszeitarrangements. Eine Verallgemeinerung
lasst sich daraus jedoch nicht ableiten. Die Ergebnisse zeigten vielmehr, dass es
nicht um den ,,Spezialfall Pflege* ging, sondern um den generellen Bedarf, der
jeweils eine Vereinbarkeitssituation bestimmte.

9.3.3.4 Fazit Kategorie ,Work-Life-Balance”

Die Kategorie behandelte ein Schliisselthema dieser Arbeit: die Verbindung zwi-
schen den Risiken des Fachkriftemangels und den Ausfillen von Beschiftigten.
Daraus entstand induktiv eine Kategorie zur Vereinbarkeit von Privatleben und
Beruf. Wihrend kurzfristige Reaktionen in Akutsituationen im Vordergrund ande-
rer Kapitel standen, ging es hier um ldngerfristige Strategien. Als Beispiel diente
die familidre Pflege. Die direkte Konfrontation mit diesem Thema fiihrte bei
den Unternehmer:innen zu ausfiihrlichen Erzdhlungen iiber konkrete Situatio-
nen, die sowohl Beschiftigte als auch sie selbst betrafen. Angehorigenpflege,
sei es von Kindern oder dlteren Menschen, ist in der Regel keine kurzfristige
Angelegenheit, sondern erfordert strategische Planung. Damit riickt das Konzept
der Work-Life-Integration ins Zentrum. Diese wurde meist aus einer Konflikt-
perspektive diskutiert, da sie sinnbildlich einen Rollenkonflikt zwischen Arbeits-
und Privatmensch darstellt. Sichtbar wurde, welche latenten Strukturen in den
KMU bestanden und wie sie den Aushandlungsprozess zwischen beruflichen
und privaten Verpflichtungen prigten. Den Arbeitgeber:innen war bewusst, dass
Beschiftigte Wert auf ein ausgewogenes Verhiltnis von Arbeit und Privatleben
legen und Vereinbarkeit daher zentral ist. Aus Unternehmenssicht entstand jedoch
hiufig ein Konflikt zwischen den Wiinschen der Beschiftigten und dem Erhalt
von Produktivitit und Leistung. Dieser Zielkonflikt findet sich auch in anderen
Studien und gilt als Dreh- und Angelpunkt der Resilienz von Unternehmen und
Belegschaften.

Die jiingste Untersuchung des Instituts fiir betriebliche Gesundheitsberatung
(IFBG) und der Techniker Krankenkasse von 2023 mit 1.098 Unternehmen fragte
nach der Bedeutung von Mafinahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben. 45,5 % der Befragten waren KMU, darunter knapp 19 % mit bis zu
49 Beschiftigten. Gefragt wurde, ob bestimmte Maflnahmen in den néchsten drei
Jahren an Bedeutung gewinnen. Unter den fiinf wichtigsten rangierten (1) die
Flexibilisierung von Arbeitszeit und -ort, (2) MaBnahmen fiir Eltern, (3) MaB-
nahmen fiir pflegende Beschiftigte, (4) Mallnahmen fiir chronisch Kranke und
(5) Weiterbildungen wihrend der Elternzeit (IFBG 2023, S. 28 f.). Den grofiten
Bedeutungszuwachs verzeichneten die MaBlnahmen fiir pflegende Beschiftigte.
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Dabei zeigte sich ein signifikanter Unterschied: GroBunternehmen mit mehr als
1.000 Beschiftigten stuften das Thema als kiinftig sehr wichtig ein, wéhrend
KMU mit bis zu neun Beschéftigten es als eher unwichtig ansahen. In der vor-
liegenden Befragung ergab sich hingegen ein anderes Bild. Mehr als die Hilfte
der KMU ging davon aus, kiinftig mehr pflegende Beschiftigte im Unterneh-
men zu haben. Dies fiihrte jedoch nicht zu einer proaktiven Planung neuer
Mafnahmen, da meist auf individuelle Absprachen zuriickgegriffen wurde. Ein
moglicher Grund fiir die Unterschiede liegt darin, dass gerade diese informellen
Regelungen in kleineren Betrieben iiblich sind und zum MaBnahmenportfolio
gehoren, wihrend GroBunternehmen auf standardisierte Regelungen angewie-
sen sind, da individuelle Aushandlungen nicht méglich sind. Hinzu kommt der
unterschiedliche gesetzliche Rahmen sowie die Ressourcenausstattung: In groflen
Unternehmen kiimmern sich ganze Personalabteilungen um entsprechende Kon-
zepte, wihrend dies in KMU allein bei der Leitung liegt. Bemerkenswert ist
zudem, dass die wichtigste Maflnahme in der IFBG-Umfrage die Flexibilisie-
rung von Arbeitszeit und -ort war. Dies lief} sich in den befragten KMU nur
eingeschriankt umsetzen und fiihrte zu Wettbewerbsnachteilen in Branchen, die
nicht wissensintensiv sind. Auch im verarbeitenden Gewerbe stuften die Befrag-
ten diese Mallnahmen als weniger bedeutend ein (IFBG 2023, S. 28). Hierin
zeigt sich wiederholt eine Diskrepanz zwischen den Wiinschen der Beschiftigten
und denen der Unternehmen. Hier zeigt sich erneut die Diskrepanz zwischen den
Wiinschen der Beschiftigten und den Moglichkeiten der Unternehmen.

Eine Jobstudie von EY (2021, S. 17 ff.) befragte Arbeitnehmer:innen zu den
Griinden fiir eine Verschlechterung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatle-
ben. Fiinf Hauptgriinde wurden von insgesamt 1.500 Befragten genannt: (1)
mehr Arbeitsstunden, (2) mehr Verantwortung, (3) private Anforderungen oder
Belastungen, (4) mehr Verantwortung zu Hause, etwa durch Kinderbetreuung,
und (5) mehr Pflegeaufwand bei Angehorigen. Dabei zeigte sich ein unter-
schiedliches Antwortverhalten von Minnern und Frauen: Wihrend bei Ménnern
vor allem die ersten beiden Punkte zu einer schlechteren Vereinbarkeit fiihrten,
nannten Frauen vor allem die letzten drei Griinde. Hohere private Belastungen
verschlechterten die Vereinbarkeit fiir 31 % der Ménner und 36 % der Frauen.
Bei der Kinderbetreuung waren es 13 % der Ménner und 28 % der Frauen, und
bei der Versorgung pflegebediirftiger Angehdriger 8 % der Ménner und 13 %
der Frauen. Auch wenn Pflege im Vergleich zur Mehrarbeit seltener genannt
wurde, verdeutlicht das Ergebnis die Notwendigkeit einer besseren Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf. Zudem ist der Fokus einzelner Befragungen zu beach-
ten. Wihrend die EY-Studie den Zusammenhang von Arbeits- und Privatleben
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direkt thematisierte, zeigen allgemeinere Statistiken andere Schwerpunkte. So
nannten laut Sozialberichterstattung des Statistischen Bundesamtes 29,5 % der
Frauen die Betreuung von Kindern oder pflegebediirftigen Personen als Haupt-
grund fiir Teilzeitbeschiftigung (BiB 2021, S. 157). Nach WSI (2021) lag dieser
Anteil sogar bei knapp 50 %. Fiir Minner spielte dies hingegen nur im einstel-
ligen Prozentbereich eine Rolle; bei ihnen waren Aus- oder Fortbildungen der
Hauptgrund fiir reduzierte Arbeitszeit (BiB 2021; WSI 2021). Andere Studien
belegen, dass Frauen im Durchschnitt 30 Stunden pro Woche unbezahlte Sorge-
und Hausarbeit leisten (Brandt 2024). Eine bessere Vereinbarkeit gilt daher als
Beitrag zur Fachkriftesicherung, indem das Arbeitsvolumen von Frauen angeho-
ben wird. Ein Policy Paper der Prognos AG (2022) im Auftrag des BMFSFJ
,Brfolgsfaktor Familie* betont die Verantwortung von Unternehmen, gezielte
Hilfestellungen fiir Beschiftigte mit familidrer Sorgeverantwortung zu entwi-
ckeln und verbindlich umzusetzen. Diese Angebote sollen flexibel bleiben, wenn
sich Rahmenbedingungen dndern. Gleichzeitig geniige eine familienfreundliche
Unternehmenskultur nicht; Unternehmen miissten dariiber hinaus familienbewusst
und familiengerecht sein. Solche Forderungen diirften bei den befragten KMU
jedoch auf wenig Resonanz stoflen, da ihnen das anwendungsbereite Wissen
und die Ressourcen fehlen. Das hidufige Argument der Unternehmer:innen, dass
mehr Vereinbarkeit fiir die einen eine hohere Belastung fiir die anderen bedeu-
tet und deren Work-Life-Integration verschlechtert, findet im Policy Paper keine
Beriicksichtigung.

In den Interviews zeigte sich allerdings, dass diese Konfliktperspektive nicht
dominierte. Unternehmer:innen schilderten, wie durch gute Beziehungsgestaltung,
ein familidres Betriebsklima und Teamzusammenhalt bessere Vereinbarkeitslo-
sungen gefunden werden konnten. Die intensive Beschiftigung mit Einzelfillen
und individuelle Strategien wurden dabei auf die kleine Unternehmensgrofie
zurlickgefiihrt, die solche Aushandlungen begiinstigte. Formelle Regelungen
beschrieben die Befragten hingegen als praxisfern, da sie das Tagesgeschéft
behinderten. Stattdessen setzten sie auf Agilitdt und informelle Absprachen. IThnen
war bewusst, dass ein Ignorieren von Vereinbarkeitswiinschen zu einer schlechten
Reputation fithren konnte. Zudem fiirchteten sie Kosten durch Produktions- und
Dienstleistungsausfille oder durch Schwierigkeiten bei der Personalgewinnung.
Deshalb setzten die KMU auf wechselseitige Absprachen, die vor allem Zeit und
Engagement betrafen. Auf dieser Grundlage entstanden oft praktikable Losungen,
etwa die Aufteilung von Arbeitstagen oder bezahlte Freistellungen. Im Gegenzug
erwarteten die Unternehmer:innen, dass Beschiftigte ihre Ausfallzeiten moglichst
kurz hielten und eigene Vorschlége fiir die Organisation einbrachten.
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Studien zur Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf, die den Rezipro-
zitdtsansatz aufnehmen und zugleich die Unternehmensperspektive einnehmen,
liegen bisher nicht vor. Ob sie tiberhaupt notwendig sind, bleibt offen. Als Alter-
native lassen sich Ergebnisse zum Umgang mit dem Fachkriftemangel in KMU
aus den Zukunfts- und Mittelstandspanels des IfM Bonn (2023) und der KfW
Research (2021, 2022) interpretieren. Als Gegenspieler des Fachkriftemangels
gelten Attraktivititsfaktoren, die dazu beitragen, Beschiftigte zu gewinnen und
langfristig zu binden. Dazu zihlen insbesondere Arbeitsort und Arbeitszeit, als
zwei zentrale Grofen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Auf diesen Aspekt
wird in der nichsten Kategorie nochmals eingegangen.

Besonders aufschlussreich sind die Erfahrungen der KMU mit pflegenden
Beschiftigten sowie deren Wahrnehmung und Handeln. Vergleichsstudien liegen
kaum vor, sodass die Ergebnisse dieser Untersuchung eine wichtige Grundlage
darstellen. Die Unternehmer:innen kannten ihre Beschiftigten und deren private
Situation meist gut, jedoch fehlten ihnen oft préizise Informationen iiber den
tatséchlichen Zeitaufwand sowie iiber die psychischen und physischen Anforde-
rungen. Diese ,,blinden Flecken* betrafen sowohl die Beschiftigten als auch die
Leitungen selbst. Die Fragebogen und Interviews zeigten, dass 65 % der KMU
entweder durch die eigene Familie oder durch Mitarbeitende bereits mit Pflege
in Beriihrung gekommen waren. Unter ihnen berichteten 13 Leitungen (30 %),
dass sie selbst in die Pflege eines Elternteils oder eines anderen Familienmit-
glieds involviert waren. Darunter befanden sich 11 Ménner, was einem Anteil
von knapp 85 % entspricht. Zwar wurden in der Studie mehr Ménner (34 =
79 %) als Frauen (9 = 21 %) befragt, dennoch ist das Ergebnis bemerkenswert.
Es mangelte also nicht an Bewusstsein und Sensibilitét, sondern an einem passen-
den Umgang mit der Situation. Die vorhandenen Mittel zielgerichtet einzusetzen
und auf Vereinbarkeitswiinsche zu reagieren, war stirker von Pragmatismus als
von Kreativitdt geprdgt. Zwar existieren zahlreiche Leitfiden und Best-Practice-
Beispiele, die Unternehmen bei der Erfassung von Pflegesituationen und Bedarfen
unterstiitzen konnten. Diese waren den befragten KMU jedoch kaum bekannt.
Stattdessen berichteten sie aus eigenen Erfahrungen und trafen Entscheidungen
anhand der Gegebenheiten ihres betrieblichen Alltags. Alle betroffenen KMU
versuchten, mit den Anforderungen so funktional wie moglich umzugehen. Dazu
gehorte auch, Grenzen anzuerkennen und Beschiftigte zeitweise aus dem Unter-
nehmen zu entlassen, wenn familidre Verpflichtungen eine Berufstitigkeit und
damit eine Vereinbarkeit unmoglich machten.
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9.3.4 Der Homo Entrepreneur: Rationalitadt in einer
sozialen Arena

Dieser Teil der Auswertung befasst sich mit den Merkmalen, die KMU als
Attraktivitidtsfaktoren identifizierten, um fiir Beschiftigte interessant zu sein. In
den vorherigen Kategorien wurden bereits Priferenzen von Unternehmen und
Mitarbeiter:innen aufgezeigt, darunter auch strategische Aktivititen, die auf ein
positives Image abzielten. Dazu zédhlte etwa eine iiber Jahre gewachsene Unter-
nehmenskultur mit kollegialem Miteinander und flachen Hierarchien. Fiir KMU
war ein nach auflen positiv wahrgenommenes Employer-Branding ein entschei-
dender Erfolgsfaktor. Es ermoglichte ihnen, sich als attraktive Arbeitgeber zu
prasentieren und im Wettbewerb um Fachkrifte besser zu bestehen. Eine aus-
gepragte Arbeitgebermarke kann zudem die Loyalitdt der Beschiftigten und
deren Leistungsbereitschaft stirken. Um herauszufinden, welche Punkte kleine
Unternehmen fiir sich als Wettbewerbsvorteile ansehen, wurde in den Interviews
gefragt: ,, Worin sehen Sie die Stirken Ihres Unternehmens?“ und ,, Welche Maf3-
nahmen machen Ihrer Meinung nach ein Unternehmen attraktiv?“ Kernanliegen
der Kategorie war es, zu bestimmen, welche harten und weichen Faktoren die
Unternehmen als zentral ansehen und ob die Vereinbarkeit von Berufs- und
Privatleben dazugehort. Die Antworten beinhalteten eine Selbstbewertung und
gruppierten sich vor allem um intersubjektive Erfahrungen. Das zugehorige Code-
system wurde deduktiv-induktiv erstellt. Die weichen Standortfaktoren liefien sich
in drei Gruppen einordnen: (1) Bediirfnisorientierung, die sich an den individu-
ellen Bedarfen der Beschéftigten ausrichtet, (2) flexible Arbeitszeiten, die einen
zentralen Wunsch vieler Beschiiftigter darstellen, und (3) ein gutes Betriebsklima,
das entscheidend fiir eine motivierte Zusammenarbeit ist. Insgesamt 87 % der
Befragten nannten mindestens einen dieser Faktoren als ausschlaggebend fiir die
Attraktivitit ihres Unternehmens. Daneben sahen 61 % der KMU das Gehalt als
wichtigstes Kriterium fiir die Gewinnung und Bindung von Beschiftigten. Dass
das eine nicht ohne das andere geht, verdeutlicht die Analyse der Codes nach
Abbildung 9.17.
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Attraktivitatsfaktoren von KMU

61%

= BedUrfnisorientierung = flexible Arbeitszeiten = Betriebsklima = (Non-)Monetére Anreize

Abb.9.17 Kategorie , Attraktivititsfaktoren von KMU* (Eigene Darstellung, n = 43)

In der inhaltlichen Betrachtung der Interviews werden unter dem Code Bediirf-
nisorientierung sowohl die flexible Arbeitszeit als auch das Betriebsklima gefasst.
Der Code der (non-)monetiren Anreize bezieht sich hingegen auf das Verhilt-
nis dieser weichen Standortfaktoren zu den Verdienstmoglichkeiten in KMU. Im
anschlieBenden Fazit erfolgt ein Abgleich mit aktuellen Studien, die sich mit den
Merkmalen eines positiven Employer-Brandings befassen.

9.3.4.1 ,Homocentric: Bediirfnisse der Beschéftigten im
Mittelpunkt”

Uber 70 % der befragten KMU #uBerten sich zu den Bediirfnissen ihrer Beschif-
tigten und wie sie diesen gerecht werden. Besonders viel Aufmerksamkeit
erhielten flexible Arbeitszeiten, die eng mit dem Wunsch nach mehr Fami-
lienzeit und Freizeit verkniipft waren. Wihrend Biiroarbeitspldtze meist iiber
verschiedene Modelle und Homeoffice verfiigten, holten andere Branchen nach.
So schafften Bauunternehmen Samstagsarbeit ab, wihrend im Einzelhandel und
in der Reisebranche Offnungszeiten verkiirzt oder Geschiifte am Samstag ganz
geschlossen wurden. Der Verzicht auf Umsatz wurde dabei bewusst in Kauf
genommen, um den Beschiftigten und auch den Unternehmer:innen mehr Frei-
zeit zu ermoglichen. Wo Wochenend- oder Feiertagsarbeit unvermeidbar war,
versuchten KMU die Belastung mit Wechselschichten, festen Feierabenden und
Freizeitgarantien auszugleichen. Grundsitzlich herrschte eine kompromissbereite
Haltung: Die Unternehmen erkannten, dass die externen Betreuungszeiten von
Kindern unverhandelbar sind und entsprechende Freirdume geschaffen werden
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miissen. Vereinbarungen erfolgten meist situativ im direkten Dialog mit der Lei-
tung; wo moglich, organisierte das Team seine Zeiten selbst. Gleichzeitig blieb
die Aufrechterhaltung des Tagesgeschiftes prioritidr. Kernarbeitszeiten und Ter-
mine fiihrten zu Spannungen zwischen Flexibilitdtswiinschen und betrieblichen
Erfordernissen. Manche Unternehmer:innen empfanden die Forderungen nach
Autonomie als iiberzogen, insbesondere in der Gastronomie, wo Beschiftigte teil-
weise selbst bestimmen wollten, wann und wie viel sie arbeiteten. Dort wurde
Flexibilisierung als Belastung erlebt, da Liicken iiberbriickt werden mussten.
Ahnlich verhielt es sich bei der Urlaubsplanung, bei der die Leitung ihre eigenen
Anspriiche regelmiBig hinter die der Beschiftigten stellte. Wie unterschiedlich
Moglichkeiten und Haltungen ausfallen konnen, zeigen die Interviewzitate:

. Fangen wir damit an, dass ich versuche, so wenig wie moglich, Samstags- oder
Feiertagsarbeiten zu machen. Das ist das erste, dass man das versucht, in die
Regelarbeitszeit reinzukriegen. Das andere, dass ich ihnen entgegenkommen, mit Kin-
derbetreuung oder was weif3 ich. Oder wenn sie mal sagen, ich muss heute eine Stunde
eher gehen, dass ich dann nie sage: Nee, wir haben jetzt bis um vier noch zu arbeiten.
Die haben da gewisse Gleitzeit.“ (KMU 11, F: Metallbau)

., Die konnen sich aussuchen, wann sie arbeiten kommen. Also ich kann ja nicht mehr
sagen, ihr miisst an dem und dem Tag kommen. Das wiirde schon nicht mehr funktio-
nieren. Ich frage hoflich, wann wollt ihr arbeiten kommen? Also die Verpflichtung, dass
ich sage, ihr kommt bitte an dem und dem Tag. Das wiirde so gar nicht funktionieren.
(KMU 28, I: Gastronomie)

,,Die konnen ihre Arbeitszeit praktisch einteilen. Wenn der eine mal sagte, ich habe
Kinder zum wegschaffen. Dem einen hatte ich gesagt: Um sieben ist Arbeitsbeginn.
Da hat er aber gefragt, kann ich nicht um acht anfangen, ich muss meine Kinder
wegschaffen? Ja, es ist alles machbar.“ (KMU 42, L: Hausverwaltung)

Die flexible Arbeitszeit ermoglicht die Vereinbarkeit von privaten und familidren
Verpflichtungen. Sie ist jedoch an die Restriktionen der betrieblichen Organisa-
tion gebunden und fiihrt dort zu Schwierigkeiten, wo Ausfille nicht kompensiert
werden konnen. Dennoch bleibt sie das wichtigste Kriterium der Bediirfnisori-
entierung und wird iiber gezielte Absprachen umgesetzt. In diesem Kontext galt
die geringe Unternehmensgrofe als Vorteil. Der Charakter des Familienbetriebs
fordert Verstindnis fiireinander, schafft Nihe und erzeugt Kompromissbereit-
schaft. Beschiftigte hatten meist klare Vorstellungen von ihren Wiinschen und
trugen diese an die Leitung heran. Darauf wurde reagiert und das Arrangement
ausgehandelt. Wenn es um die Erfiillung der Bediirfnisse ging, wurden flexi-
ble Arbeitszeit, flache Hierarchien und kurze Arbeitswege als zentrale ,harte*



316 9 Auswertung der Ergebnisse der Unternehmensbefragung

Kriterien genannt. Alle weiteren Aspekte bezogen sich auf die Arbeitsatmo-
sphire und beinhalteten verschiedene Motivatoren, die Mitarbeiter:innen an das
Unternehmen binden. Besonders das Betriebsklima kristallisierte sich als ent-
scheidender ,,weicher* Faktor heraus. Fast jedes zweite Unternehmen betonte
dessen Bedeutung fiir Zufriedenheit und Zusammenhalt. Fiir die Stirkung des
Miteinanders nannten die Befragten gemeinsame Unternehmungen wihrend und
nach der Arbeitszeit, von Restaurantbesuchen und Grillabenden iiber Wandertage
bis hin zu zweitdgigen Ausfliigen. Diese Aktivititen wirkten sich nach Einschét-
zung der Unternehmen positiv auf das Teamklima aus, forderten die Kooperation
und senkten die Fluktuation. Auch die Kundschaft bemerkte die gute Stimmung,
was sich wiederum auf die Auflenwirkung des Unternehmens auswirkte. Dass
sich die Beschéftigten untereinander verstehen, war zentral. Wer nicht ins Team
passte, blieb meist nicht lange:

., Es gibt auch keinen Zank unter den Mitarbeitern. Das ist wichtig. Also, wer irgendwie
hier querschief3t und stindig Stunk macht, der wird wieder entlassen.“ (KMU 23, S:
Wischerei)

Hinter dieser Haltung standen auch andere Unternehmen, die betonten, wie
sehr die geringe Betriebsgrofle eine enge Zusammenarbeit erfordert. Dauerhafte
Konflikte wiirden die Leistungsfihigkeit unmittelbar beeintrichtigen. Zugleich
sei die Stimmung im Unternehmen ein wichtiger Attraktivititsfaktor, da sich
eine schlechte Atmosphire schnell herumsprechen wiirde. Ein Unternehmer
reflektierte diesen Punkt im Interview:

»Super Betriebsklima schreiben ja alle rein. Na klar schreibe ich das auch rein. Aber im
Endeffekt muss man dann halt schauen, dass man in der Firma halt so gut wie moglich
auch das vorlebt, und dass sich das dann vielleicht auch irgendwann rumspricht. Dass
es halt bei mir im Unternehmen so ist, das sie sich im Normalfall nicht angeschrien
wird (lacht). Und mit dem Chef kann man reden.“ (KMU 26, F: Haustechnik)

Die Nahbarkeit der Leitung war ein wiederkehrendes Merkmal in allen Inter-
views. Fasst man die genannten Kriterien eines guten Betriebsklimas zusammen,
so gehoren dazu: offene Kommunikation, gemeinsame Unternehmungen, eine
angenehme Atmosphire, soziale Beziehungen, angemessener Umgangston, fla-
che Hierarchien und Anerkennung erbrachter Leistungen. Bestand zudem die
Moglichkeit, flexibel zu arbeiten, erhohte das die Verbleibchancen der Beschiftig-
ten und senkte die Wahrscheinlichkeit erfolgreicher Abwerbungen durch andere
Firmen.
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9.3.4.2 ,Homo Incentive: (Non-)Monetadre Anreizsysteme”
Wihrend es sich bei der Bediirfnisorientierung, den flexiblen Arbeitszeiten und
dem Betriebsklima um immaterielle Faktoren handelt, bestehen daneben auch
materielle Anreize, um Motivation und Leistungsbereitschaft zu fordern. Kleine
Unternehmen verfiigen nicht iiber die Vergiitungsmoglichkeiten von Grofbe-
trieben oder des oOffentlichen Dienstes. Dies empfanden sie als erheblichen
Konkurrenzdruck, der Zukunftsingste hinsichtlich der Gewinnung geeigneter
Arbeitskrifte verstirkte. Die Verhandlungsmacht gegeniiber Beschiftigten sank,
sobald ein Wechsel wegen eines hoheren Gehalts in Betracht kam. Wie die Risi-
kobewertung in der ersten Kategorie zeigte, war das Abwerben durch andere
Arbeitgeber eine viel besprochene Befiirchtung, der KMU nur begrenzt entgegen-
wirken konnten. Viele Dienstleistungsbetriebe operierten auf Mindestlohnniveau.
Das stellte nur dort kein Problem dar, wo Beschiftigte aus Polen und Tschechien
stammten und der deutsche Mindestlohn als attraktive Verdienstmoglichkeit galt.
Handwerksbetriebe versuchten zumindest, einige Euro iiber dem Mindestlohn zu
zahlen. Besser aufgestellt waren wissensintensive Dienstleistungen: Hier orien-
tierten sich die Gehilter am offentlichen Dienst, und die Arbeitsbedingungen
waren héufig flexibler als in anderen Branchen.

Erst bei der Bestimmung der Attraktivititsfaktoren in den Interviews tra-
ten die KMU selbstbewusster auf. Neben dem Gehalt nannten sie weiche
Faktoren als Vorteile, darunter individuelle und sinnstiftende Arbeit oder Allein-
stellungsmerkmale, die sich auf besondere Waren und Dienstleistungen bezogen.
Als grofiter Pluspunkt galt die Moglichkeit einer abwechslungsreichen Tatig-
keit. FlieBbandarbeit oder monotone Routinen gab es in keinem Unternehmen.
Aufgaben wurden bewusst variiert: Ein Malerbetrieb lieS seine Beschiftigten
zwischen Innen- und AuBeneinsitzen wechseln, eine Fleischerei setzte Mit-
arbeitende sowohl in Produktion als auch Verkauf ein, und Firmen aus der
Gebdude- und Haustechnik verbanden Kundenbetreuung mit handwerklicher
Ausfiihrung. In personenbezogenen Dienstleistungen galt der Kontakt zur Kund-
schaft als besonders bereichernd. Auch wechselnde Einsatzorte und kreative
Gestaltungsmoglichkeiten wurden als Attraktivitdtsmerkmale beschrieben. Damit
kompensierten die KMU ihren eingeschridnkten finanziellen Spielraum. Insge-
samt verbanden die Unternehmen monetire und nicht monetidre Anreize. Ziel
war es, mit einem ausgewogenen Mix ihre Wettbewerbsfahigkeit im Kampf um
Fachkrifte zu sichern. Die folgenden Aussagen verdeutlichen dieses Vorgehen:

,,Sicherlich spielt natiirlich immer das Geld eine Rolle. Und das ist zum Beispiel eine
Sache, wo wir sagen, dass wir bereit sind, verniinftig zu bezahlen [...]. Weil es ist
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ja keine hochqualifizierte Tiitigkeit. Dafiir, denke ich mal, zahlen wir einen relativ
verniinftigen Lohn hier.“ (KMU 8, I: Beherbergung)

., Wenn man die richtigen Moglichkeiten den Leuten schafft, dann bekommt man auch
Fachkriifte. Man bekommt keine Fachkrdfte, wenn ich die gleichen Mdoglichkeiten und
Verdienste wie die anderen gebe. Wenn ich keinen verniinftigen Sozialleistungen und
keine verniinftige Atmosphdre drum rum schaffe, dann schaffe ich das nicht.“ (KMU
14, F: Dachdeckerfirma)

. Ich weif3, dass es ein paar Kollegen gibt, gerade bei den kleinen Unternehmern, die
dann manchmal noch sehr geringe Gehdilter zahlen, und da versuche ich mich schon
davon abzuheben. [...] Aber Industriegehdilter kann ich nicht bezahlen. Und dann ver-
suche ich mich so zu prisentiere, den Interessenten gegeniiber, dass ich versuche zu
kommunizieren, dass sie nicht nur auf den Stundenlohn schauen sollen, sondern auch
auf die anderen Dinge. Bei uns kriegen sie Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld, sie kriegen
vom Unternehmensgewinn jedes Jahr eine Primie. [...] Dann haben wir noch das
Jobfahrrad.“ (KMU 26, F: Haustechnik)

Die Kombination von monetdren und nicht monetiren Anreizsystemen erwies
sich fiir die Unternehmen als vorteilhaft. Sie erlaubte, auf Ressourcenbeschrin-
kungen ebenso wie auf Mitarbeiter:innenbediirfnisse einzugehen. Nicht monetire
Anreize wurden gezielt als Ergidnzung eingesetzt, da den KMU bewusst war, wie
stark sie auf langfristige Kontinuitdt und Engagement ihres Personals angewiesen
sind, um in einem wettbewerbsintensiven Umfeld zu bestehen.

9.3.4.3 Fazit Kategorie ,Homo Entrepreneur”

Ein gelungenes Employer Branding ist als Markenstrategie des Unternehmens zu
verstehen. Es hilft, sich auf dem Arbeitsmarkt abzuheben und positiv wahrgenom-
men zu werden. Extern weist es auf die Stirken des Unternehmens hin und spricht
potenzielle Bewerber:innen an. Intern gilt es als wichtiges Kulturgut, das Werte
definiert, kommuniziert und lebt. Fehlt ein positiv besetztes Employer Bran-
ding, wirkt sich das negativ auf die Mitarbeiter:innenbindung aus und kann zum
,,Deal Breaker* werden. Seit der Corona-Pandemie haben neben dem Homeoffice
neue Arbeitsformen an Bedeutung gewonnen. Auch Branchen mit einer tradi-
tionellen 40-Stunden-Woche und Prisenzkultur mussten attraktiver werden, um
besonders jiingere Generationen anzusprechen. Diese wiinschen sich vor allem
flexible Arbeitszeiten, moderne Arbeitsplatzkonzepte und eine 4-Tage-Woche bei
vollem Lohnausgleich (Statista 2021, 2023). Fiir Unternehmen erwéchst daraus
die Aufgabe, das Familienleben stirker zu beriicksichtigen, da die Sicherung von
Fachkriften eng mit besseren Vereinbarkeitsmoglichkeiten verbunden ist.
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In dem Zusammenhang belegt der Unternehmensmonitor Familienfreundlich-
keit (BMFSFJ 2023, S. 10), die Bedeutung einer guten Vereinbarkeit. 88 % der
befragten 1.029 Unternehmen gaben an, dass eine gute Vereinbarkeit qualifi-
zierte Beschiftigte im Betrieb hilt. 83 % sahen sie als ausschlaggebend fiir die
Gewinnung von Fachkriften. 87,5 % werteten die Beachtung der Bediirfnisse der
Mitarbeiter:innen als wichtiges Signal. Immerhin 65 % nannten auch die Unter-
stiitzung von Beschiftigten mit pflegenden Angehorigen. Auf Arbeitnehmerseite
betonten 80 % die Relevanz familienfreundlicher Unternehmen, unabhéngig von
eigenen Betreuungspflichten (ebd., S. 11). Bereits eine Statista-Befragung von
2017 verdeutlichte die hohe Bedeutung der Work-Life-Balance: 63 % von 1.059
Befragten ab 18 Jahren hielten sie fiir wichtig oder sehr wichtig (Statista 2017).
Dieses Ergebnis setzt sich fort. Die EY-Studie ,,Karrierewege Millennials* (2022)
mit 1.093 Teilnehmenden zwischen 18 und 40 Jahren zeigt, dass fiir knapp 60 %
das Arbeitsklima, das Team und die Kolleg:innen das wichtigste Kriterium bei der
Arbeitgeberwahl sind. Mit jeweils 50 % folgten Gehalt sowie die Vereinbarkeit
von Berufs- und Privatleben. Der Standort lag auf Rang vier (ebd., S. 19). Fehlten
diese Faktoren, nannten sie viele als Kiindigungsgriinde (ebd., S. 30). Auffillig
war zudem, dass Frauen die Vereinbarkeit hoher bewerteten als Ménner, wihrend
diesen die Jobsicherheit wichtiger war. Das verweist auf die nach wie vor wirk-
michtigen Geschlechternormen, in denen der Mann meist als Hauptverdiener und
die Frau als Zuverdienerin gilt.

Eine weitere EY-Studie von 2023 (n = 1.555 Arbeitnehmer:innen) zeigt, dass
fiir knapp 60 % ein gutes Verhiltnis zu Kolleg:innen der wichtigste Motivations-
faktor war, gefolgt von Arbeitsklima, herausfordernden Aufgaben und flexiblen
Arbeitszeitmodellen (ebd., S. 10). Gehalt und finanzielle Zuwendungen spielten
dagegen eine geringere Rolle. Als grofiter Stressor fiir die Work-Life-Balance
erwiesen sich lange Arbeitszeiten (ebd., S. 19). Anders fiel das Ergebnis der
Studie von ,,Avantgarde Experts” 2022 aus. Hier nannten 62 % ein besseres
Gehalt als wichtigsten Faktor fiir die Arbeitszufriedenheit. Mit 38 % folgten fle-
xible Arbeitszeiten, daneben waren offene Kommunikation, gute Kolleg:innen,
flexible Arbeitsorte und interessante Tatigkeiten bedeutsam. Der Fokus auf Ver-
dienstmoglichkeiten erkldrt sich durch den Zusammenhang der Befragung mit
steigenden Lebenshaltungskosten und Inflation. In diesem Kontext gewannen
monetdre Anreize gegeniiber nicht-monetdren deutlich an Gewicht, auch wenn
die generelle Jobzufriedenheit hoch blieb.

Die Umfragewerte decken sich weitgehend mit den Antworten der befrag-
ten KMU: Monetére und nicht-monetire Anreize wurden gleichermaflen betont.
Attraktive Gehilter und gute Arbeitsbedingungen, insbesondere flexible Arbeits-
zeitmodelle zur besseren Vereinbarkeit, galten als entscheidende Faktoren fiir
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Arbeitgeberattraktivitit. Die Wiinsche und Motivationen der Beschiftigten sind
durch zahlreiche Studien bekannt. Die befragten KMU bezogen sich jedoch nicht
auf erarbeitete Strategien, sondern argumentierten aus ihrer Alltagserfahrung.
Entsprechend fehlte ein explizites Konzept zur Fachkriftesicherung im Leit-
bild. Auf Bediirfnisse reagierten die Vorgesetzten dennoch, indem sie gemeinsam
Losungen suchten, meist in Bezug auf Kinderbetreuung. Pflegeverpflichtungen
wurden hingegen nicht gesondert beriicksichtigt, sondern unter den familia-
ren Verpflichtungen eingeordnet. Weniger der konkrete Grund einer reduzierten
Arbeitsfahigkeit war ausschlaggebend, sondern die Folgen. Ziel war stets, die
Dauer eingeschrinkter Leistung so gering wie moglich zu halten. Dafiir setz-
ten die Unternehmen auf fortlaufende Kommunikation und proaktive Vorschlige
durch die Beschiftigten selbst. So entstand eine familienfreundlichere Unter-
nehmenskultur, die jedoch selten ausdriicklich benannt, sondern eher gelebt und
ausgehandelt wurde. Zwar sahen viele KMU im demografischen Wandel und in
einer alternden Belegschaft steigende Pflegebedarfe, doch eine strategische Vor-
bereitung blieb aus. Stattdessen beruhte das Handeln weiterhin auf der Initiative
einzelner Beschiftigter, deren Anliegen in direkter Kommunikation aufgegriffen
wurden. Nach Einschitzung der Befragten ist dies die einzig praktikable Variante,
um eine Ubersteuerung der Unternehmensabliufe zu vermeiden.

Bei familienfreundlichen Maflnahmen zeigten sich deutliche sektorale Unter-
schiede. Handel, Hotel- und Gastgewerbe sowie Teile des produzierenden Gewer-
bes waren sich ihrer Grenzen bei der Gestaltung von Arbeitsort und Arbeitszeit
bewusst. Sie bewerteten die Gefahr einer hoheren Personalfluktuation stirker
als KMU anderer Branchen, da sie Vereinbarkeit nicht als Attraktivititsmerk-
mal anbieten konnten. Gerade fiir kleine Unternehmen ist dies jedoch zentral,
da ihr finanzieller Spielraum bei Gehiltern meist gering bleibt. Daraus ergab
sich ein negativer Verstirkungseffekt, der insbesondere in sehr kleinen Betrie-
ben zu grolem Pessimismus fiihrte. Wie bereits in der Risikoperspektive deutlich
wurde, neigten Unternehmer:innen aus besonders betroffenen Branchen zu diis-
teren Zukunftsszenarien. FirmenschlieBungen oder gar das Aussterben ganzer
Dienstleistungen erschienen ihnen realistisch. Damit wird deutlich, dass Verein-
barkeit nicht nur eine Frage individueller Bediirfnisse, sondern ein entscheidender
Faktor fiir die Zukunftsfahigkeit von KMU ist.

9.3.5 Unternehmensautonomie in der Zange: Ausweitung
PflegeZG und FPfZG

Die bisherigen Interviewaussagen gaben Aufschluss iiber Handlungs- und Verhal-
tensweisen von Unternehmen, die sowohl gegenwarts- als auch zukunftsbezogen
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waren. Dabei spielten unternehmerische Praxis, verfiigbare Ressourcen und deren
Management eine zentrale Rolle bei den Aushandlungsprozessen zwischen Lei-
tung und Beschiftigten. Diese letzte Hauptkategorie widmet sich einem Kernin-
teresse der Arbeit: der Frage, wie KMU einer Ausweitung des Pflegezeitgesetzes
(PflegeZG) und des Familienpflegezeitgesetzes (FPfZG) gegeniiberstiinden. Zu
Beginn der Dissertation wurde die politische, wohlfahrtsstaatliche und lobby-
istische Diskussion um einen gerechten zeitlichen und finanziellen Ausgleich
fiir pflegende Angehorige dargestellt. Diese Debatte wird bislang tiberwiegend
aus der Perspektive der Betroffenen gefiihrt, wihrend die Sichtweise von Unter-
nehmen, insbesondere von Kleinst- und Kleinbetrieben, weitgehend ausgeblendet
bleibt. Angesichts ihrer quantitativen Bedeutung besitzen diese jedoch erhebliches
Gewicht fiir politische Entscheidungen. Um die KMU-Perspektive einzubeziehen,
wurden im Interview drei Fragen gestellt: (1) ,,Ist eine gesetzliche Ausweitung des
PflegeZG und FPfZG auf KMU sinnvoll?“, (2) ,,Was halten Sie von einem Ausbau
der Mafinahmen auf das Niveau der Elternzeit mit entsprechender Lohnersatzleis-
tung?“ und (3) ,, Welche Unterstiitzung bzw. Ressourcen wiinschen Sie sich, falls
die Gesetze erweitert wiirden?* Erste Vorannahmen deuteten auf Ablehnung hin,
gestiitzt durch die Stellungnahmen der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbinde (BDA) in den Beiratsbeschliissen zur Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf (Beirat Pflege & Beruf 2019, S. 75-79, 2023, S. 107-111) sowie durch die
ZQP-Befragungen (2015, 2018). Da andere Studien zur Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf die Frage einer Gesetzesausweitung nicht aufgreifen, liefert die vorlie-
gende Untersuchung einen eigenstindigen Beitrag zur Kldrung von Moglichkeiten
und Hemmnissen.

Aus den Interviews lassen sich zwei Grundpositionen erkennen: Unterstiitzung
oder Ablehnung der geplanten Erweiterung. Teilweise duBerten Befragte beide
Sichtweisen, sodass Mehrfachnennungen vorkamen. Insgesamt entfielen 31 Aus-
sagen von 43 Befragten (72 %) auf eine ablehnende und 23 Aussagen (54 %) auf
eine befiirwortende Haltung. Die am héufigsten genannten Griinde fiir Ablehnung
und Zustimmung werden in den folgenden Abbildungen dargestellt. Grundlage
der Auswertung sind jeweils giiltige Prozente, das heifit die 31 ablehnenden und
23 befiirwortenden Aussagen flossen mit jeweils 100 % in die Berechnung ein.
Die Ergebnisse sind in Abbildung 9.18 dargestellt.
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Argumente Ablehnung Argumente Beflirwortung
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I : ;
Ersatz von GréRe KMU  Uberregulierung .
Beschéftigten soziale Verantwortung Planungssicherheit

Abb.9.18 Kategorie ,,Ablehnende und befiirwortende Argumente zum Pflegezeitgesetz*.
(Eigene Darstellung, n = 43)

Die Unternehmen nannten dabei drei Hauptgriinde gegen eine Ausweitung
der Gesetze. Zwei weitere Argumente sprachen hingegen fiir eine Erweiterung.
Eine zusitzliche Kategorie bezog sich auf die Dauer der Freistellung, wurde
jedoch nicht grafisch dargestellt, da sie sowohl befiirwortende als auch ableh-
nende Aspekte enthielt. In den Interviews erlduterten die Befragten zunidchst
die aktuelle gesetzliche Lage und diskutierten die mogliche Ausweitung auf alle
Unternehmensgroflen. Nach geltendem Recht konnen Beschiftigte in Betrieben
ab 16 Mitarbeitenden Freistellungen zwischen zehn Tagen und 24 Monaten in
Anspruch nehmen. Dabei riickte die Dauer der Abwesenheit als zentrales Thema
in den Vordergrund. Lingere Pflegezeiten wurden fast durchweg negativ bewertet,
da sie die ohnehin begrenzten personellen, finanziellen und zeitlichen Ressourcen
der KMU iiberstrapazieren. Kurze Ausfallzeiten hingegen wurden positiv gese-
hen, da sie sich organisatorisch eher auffangen lassen. Die nachfolgende Analyse
geht auf diesen Zusammenhang im Detail ein.

9.3.5.1 ,Die Macht der Identitdt: Unsichtbares Verhalten

in Unternehmen”
Dieser erste Abschnitt der Auswertung befasst sich mit den ablehnenden Argu-
menten. Im Anschluss werden die befiirwortenden Stimmen dargestellt, bevor im
dritten Teil die miteinander verkniipften positiven und negativen Argumente zur
Dauer einer moglichen Pflegezeit aufgezeigt werden. Das darauffolgende Fazit
geht schlieBlich auf die Auswirkungen der unterschiedlichen Positionen ein.
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(1) Ablehnende Argumente

Die bisherige Auswertung zeigt bereits die eher ablehnende Haltung der Unter-
nehmen gegeniiber einer Ausweitung der Pflege- und Familienpflegezeit auf alle
Unternehmensgrofen. Der am héufigsten genannte Grund bezog sich auf den
Ersatz von Beschiftigten und damit auf den Verlust von Arbeitsleistung. Diese
Sorge kniipft unmittelbar an das meistbenannte Zukunftsrisiko des Fach- und
Nachwuchskréftemangels an. Branchenunterschiede waren dabei kaum erkennbar,
lediglich die Argumentationen variierten. In spezialisierten Bereichen wie Augen-
optik, Rechtsberatung oder Fachhandwerk verwiesen die Befragten auf besonders
lange Einarbeitungszeiten. Bis Ersatz gefunden sei, miisse das bestehende Perso-
nal oder die Leitung die Aufgaben iibernehmen. Fiir diese Ubergangszeit entstehe
ein doppelter Ressourcendruck: zusitzliche Einarbeitung bei gleichzeitig voller
Arbeitslast. Darin sahen die KMU die Work-Life-Balance aller Beschiftigten
gefdhrdet. Zugleich betonten sie, dass es auf dem Arbeitsmarkt kaum geeig-
nete Ersatzkrifte gibt und die Idee einer Gesetzeserweiterung daher nicht mit
der aktuellen Entwicklung zusammenpasst. Eine weitere Befiirchtung war der
gleichzeitige Ausfall mehrerer Beschiftigter. Je kleiner das KMU, desto grofer
die Sorge, dass das Unternehmen seine wirtschaftliche Basis verliert und eine vor-
iibergehende SchlieBung unvermeidbar wird. Zwei Aussagen verdeutlichen diese
Sichtweise:

., Fiir pflegende Angehorige, sprich Arbeitnehmer, sehr tolle Geschichte! Fiir Arbeit-
geber ein Chaos, eine Katastrophe. Also ich konnte mir vorstellen, wenn es wirklich
Fachkrifte sind, die man nicht von heute auf morgen ersetzen kann auf dem Arbeits-
platz, egal an welcher Stelle das ist, dann wiirde das ja bedeuten, dass die Arbeit und
Produktion nicht stattfindet, dass Aufgaben nicht erledigt werden konnen, weil man
halt nicht so schnell den Ersatz dafiir hat. Das wiirde ja wiederum dem Unternehmen
schadigen [...]. Und das dann natiirlich kein Arbeitgeber hurra schreien wiirde, wenn
das Gesetz so durchgeht, das ist doch allen auch klar.“ (KMU 8, I: Beherbergung)

»Das fiande ich nie ganz so prickelnd, muss ich ganz ehrlich sagen. Ja, weil dann
einfach die Mitarbeiter dem Unternehmen fehlen, und wenn plotzlich drei Mitarbeiter
kommen und sagen: Du, ich brauche jetzt hier zwei Jahre frei, um meine Eltern zu
pflegen, selbst wenn sie 15 Stunden vielleicht kommen in der Woche, dann kann ich
zumachen. Weil ich das alleine nie stemmen konnte, selbst wenn jetzt das Geld fiir die
Mitarbeiter woanders herfliefen wiirde. “ (KMU 19, S: Friseursalon)

Die Aussagen machen deutlich, dass die Unternehmen ihre Arbeitskrifte eng an
das notwendige Arbeitspensum angepasst haben und keinerlei Puffer besteht. Feh-
len Beschiftigte, wird die Leistungsfidhigkeit unmittelbar bedroht. Damit riickte
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die Unternehmensgrofe als zweites zentrales Argument gegen eine Gesetzeser-
weiterung in den Vordergrund. Vor allem Kleinst- und Kleinunternehmen kénnten
kurzfristige Ausfille nicht kompensieren. Hinzu kommen weitere Abwesenheits-
griinde wie Elternzeit, Urlaub oder Krankheit. Viele Unternehmer:innen sahen
sich diesen gesetzlichen Anspriichen machtlos gegeniiber. Selbst eine Kiindigung
der betroffenen Person erschien keine Losung, da die Probleme der Ersatzsuche
und einer moglichen Reputationsschidigung bestehen blieben. Das Spannungs-
feld zwischen Angebotsreduktion und Mehrbelastung fiir die verbleibenden
Beschiiftigten wurde immer wieder hervorgehoben. Mehrere Befragte kritisierten,
dass die Politik Verantwortung an die Unternehmen abgebe und sie mit den Fol-
gen alleinlasse. Nach Einschédtzung der KMU konnen nur GroBunternehmen mit
ihren Personalreserven und finanziellen Vorteilen solche Ausfille auffangen. Fiir
kleine Unternehmen dagegen bedeute eine Eins-zu-eins-Ubertragung der Rege-
lungen im schlimmsten Fall die wirtschaftliche Kapitulation. Entsprechend kamen
die meisten Befragten zu dem Schluss, dass die Anwendung des Gesetzes auf ihre
UnternehmensgrofBe nicht darstellbar sei.

Neben den monetdren Argumenten nannten die Befragten ein weiteres, das
auf der biirokratischen Ebene der Gesetze beruhte. 32 % der ablehnenden Aus-
sagen entfielen auf diese Befiirchtung. Gemeint war dabei weniger ein Zuviel an
,Schreibtischarbeit®, sondern die Sorge vor einer Uberregulierung kleiner Unter-
nehmen. Nach Einschétzung der Befragten konnten starre gesetzliche Vorgaben
die interne Kommunikation storen und das vertrauensvolle Klima im Betrieb
belasten. Gerade die direkte Verstdndigung zwischen Leitung und Beschiftigten
wurde immer wieder als Stirke kleiner Unternehmen hervorgehoben. Sie ermog-
licht, Vereinbarkeitsbedarfe flexibel und passgenau zu regeln. Eine einheitliche,
fiir alle geltende Regulierung lehnten die Befragten daher ab. Ein Interviewpartner
formulierte es so:

,, Wenn es das Gesetz nicht gibt, dann heifst es, ich rede mal mit dem Chef, mal sehen,
was er dazu sagt, dann schlafen wir beide zwei Néchte driiber, und dann quatschen
wir noch mal, wie wir es am besten gemeinsam hinkriegen. Wenn es dafiir ein Gesetz
gibt, wird man davon blof} in Kenntnis gesetzt, und dann war es das.“ (KMU 14, F:
Dachdeckerfirma)

Die KMU betonten zudem ihr grofles Interesse daran, bestehende Beschiftigte
zu halten. Aus dieser Motivation heraus seien sie ohnehin bestrebt, Losungen fiir
Vereinbarkeitsprobleme zu finden. Ein Gesetz wiirde diesen Anreiz nicht erhohen.
Gleichzeitig bestand die Sorge, dass zusitzliche Kosten entstehen konnten, etwa
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durch eine Pflicht zur finanziellen Entschdadigung von Ausfillen. Dieses Miss-
verstindnis beruhte auf mangelnden Kenntnissen der aktuellen Gesetzeslage und
fiihrte bei drei Befragten zu Missbrauchsvermutungen. Sie hielten es fiir moglich,
dass Freistellungen auch fiir andere Zwecke genutzt wiirden, wihrend Arbeitge-
ber kaum Kontrollmoglichkeiten hitten. Entsprechend wurde das Gesetz als zu
arbeitnehmerfreundlich eingestuft

Insgesamt nannten die KMU drei Aspekte, die das Gesetz fiir sie unattrak-
tiv machen: Erstens die Uberformung institutioneller Regelungen auf Kosten
individueller Absprachen, zweitens die Unklarheit iiber mogliche Eigenkosten,
und drittens der Verlust an Mitsprachemoglichkeiten mit potenziell konomi-
schen Schiden. Ein vierter Punkt ergab sich aus Randbemerkungen: Kritik am
bestehenden Gesetz. Nachdem den Befragten die aktuelle Ausgestaltung erliutert
worden war, duflerten sie Unverstindnis dariiber, dass Pflegezeit und Familien-
pflegezeit ohne Lohnersatz weitgehend wirkungslos seien. Gleichwohl bewerteten
sie die Einfiihrung eines Lohnersatzes skeptisch. Viele befiirchteten, dass dies die
Inflation weiter antreiben wiirde und die Kosten letztlich aus Steuergeldern zu
finanzieren seien. Ein Interviewpartner fasste dies zugespitzt zusammen:

o [...] worauf Deutschland sehr stolz sein kann, ist die soziale Marktwirtschaft. Aber
dieses Modell geht dem Ende zu, und wer eins uns eins zusammenzdhlen kann, merkt,
es ist einfach nicht mehr finanzierbar. Wenn die [ Gesetze ] alle kommen und so durchge-
setzt werden, wird unsere néichste Generation [... ], irgendwann werden die rebellieren.
Weil, um das weiter zu finanzieren, werden sie 50 Prozent ihres Bruttogehaltes abgeben
miissen. Ich weifs nicht, ob die dazu bereit sind. |[...] Vielleicht haben Sie die neuesten
Verschuldungszahlen gesehen und angesichts dessen ist es doch illusorisch. (KMU
28, I. Gastronomie)

MutmaBungen iiber eine hohere Inanspruchnahme der Pflegezeit mit echtem
Lohnersatz (kein Darlehen) fehlten in den Interviews. Stattdessen stand fast
durchgehend die Frage nach der Finanzierbarkeit im Vordergrund. Keine der
befragten Unternehmensleitungen war bereit, sich daran finanziell zu beteiligen.

(2) Befiirwortende Argumente

Neben den skeptischen Stimmen duBerten die befragten KMU auch Argumente,
die fiir eine Ausweitung der Pflege- und Familienpflegezeit sprachen. Am hiu-
figsten wurde die Ubernahme sozialer Verantwortung genannt, verbunden mit
Verstindnis fiir die private Situation der Beschéftigten. Die Aussagen hatten
eine moralische Prigung und betonten die Pflicht zur gegenseitigen Unterstiit-
zung innerhalb von Familien. Viele KMU sahen eine ethische Verantwortung
gegeniiber pflegenden Angehdrigen und verbanden diese mit dem langfristigen
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Unternehmenserfolg. Vernachlissige ein Betrieb die Bediirfnisse seiner Beschif-
tigten, konne das zu geringerer Produktivitdt, hoherer Fluktuation und einem
schlechteren Teamklima fiihren. Letztlich gefidhrde dies auch die Reputation des
Unternehmens, da mangelnde Kompromissbereitschaft und Profitdenken schnell
bekannt wiirden.

,,Sie wissen das alleine, Gorlitz und auch alles ringsum, das ist alles wie ein grofies
Dorf. In drei Minuten weif3 jeder alles, und wenn ich mir erlaube, dann zu sagen, das
ist mir doch egal, ob du dich um deine Oma oder deine Mutter kiimmern musst (...).
Das dauert drei Minuten und das weif das jeder. Und dann habe ich hundertprozentig
einen schlechten Ruf!“ (KMU?2, F: Bauunternehmen)

,»Man kann sich als Chef nicht einfach dagegenstellen und sagen, interessiert mich jetzt
nicht. Das geht nicht! Wenn ich nichts anbiete, dann passt ja diese Teamarbeit nimmer,
dann funktioniert das nicht mehr. Oder er sagt, nee, dann hore ich eben erstmal auf und
dann mache ich eben erstmal gar nichts. Dann tu ich mich erstmal nur um meine Eltern
kiimmern und dann suche ich mir einen anderen Chef.“ (KMU 11, F: Metallbau)

., Und wenn das dann ein wichtiges Anliegen ist, dann wird man sich doch nicht ver-
schlieflen. Weil, wenn ich das mache, ist dieser Mitarbeiter iiber kurz oder lang auch
nicht mehr mein Mitarbeiter, ja. (...) Zumindest die Motivation auf Arbeit tdtig zu sein
und zu wissen, man wiirde woanders in dem Fall mehr gebraucht, ist schwer, denke
ich mir mal. Also, der hat dann innerlich gekiindigt und ist dann irgendwann auch
weg oder verdirbt quasi in dem Fall, ohne dass er was dafiirkann, die Stimmung in der
Firma.“ (KMU 16, G: Optiker)

Befiirwortende KMU bewerteten die Pflegezeit als zumutbar und verglichen sie
mit Elternzeit oder lingeren Krankheitsausfillen. Im Vergleich zur Elternzeit
wurde sie sogar positiver eingeschitzt, da sie konkrete Hilfe dort ermoglicht, wo
sie gebraucht wird. Besonders Unternehmer:innen mit eigener Pflegeerfahrung
zeigten Verstindnis und betonten, dass eine Pflegesituation jeden treffen konne.
Entscheidend sei, eine Balance zwischen den Ressourcen des Unternehmens und
den familidren Verpflichtungen zu finden. Auch in Familien konne Arbeit aufge-
teilt werden, damit nicht eine Person allein fiir die Pflege verantwortlich ist und
lange Fehlzeiten entstehen. Vollstindige Freistellungen galten dabei als Worst-
Case-Szenario. Ein weiteres wichtiges Argument war die Planbarkeit. Sie galt als
eine wichtige Grundvoraussetzung fiir eine gelungene Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf. Unternehmen wiinschten sich friihzeitige Informationen, um Personal
und Auftrige besser organisieren zu konnen.

,, Wenn man ein bissel seinen Grips zusammennimmt und natiirlich mit den Leuten auch
lange genug vorher dariiber redet, moglichst zeitig sagen, wann das ist, auch wenn
es der gesetzliche Rahmen noch nie verlangt. Aber, dass man sagt jetzt, ich nehme
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das auf jeden Fall und eventuell in der Zeit und so [...]. Da habe ich die Moglichkeit,
lange genug vorher dariiber nachzudenken und zur Not in der Zeit halt, auch mal zwei
kleine Auftrige weniger anzunehmen. [ ...] es muss eine saubere, durchdachte Regelung
geschaffen werden. Planungssicherheit, das ist das, was wir brauchen.“ (KMU 2, F:
Bauunternehmen)

Als angemessene Ankiindigungsfrist nannten die meisten KMU sechs Wochen.
Die aktuell geltenden zehn Tage aus dem PflegeZG hielten alle fiir zu kurzfristig,
da Auftrige meist iiber lingere Zeitrdume geplant werden und dafiir auch die
Arbeitskrifte und -stunden feststehen miissen. Ebenfalls abgelehnt wurde eine
vorzeitige Beendigung der Pflegezeit, da dies den betrieblichen Ablauf erneut
storen und Ersatzpersonal kurzfristig entlassen werden miisste. Eine Frist von
acht Wochen, wie sie in der Familienpflegezeit vorgesehen ist, galt hingegen als
angemessen. Entscheidend war fiir alle Unternehmen, dass sie rechtzeitig erfah-
ren, wann und wie lange der Ausfall oder die reduzierte Arbeitszeit dauern soll.
Bevorzugt wurde eine reduzierte Arbeitszeit gegeniiber einem vollstindigen Aus-
fall. Die Moglichkeit, neben der Pflege mindestens 15 Stunden pro Woche zu
arbeiten, wurde aus zwel Griinden als sinnvoll erachtet: Zum einen bleibt dem
Unternehmen die Arbeitskraft teilweise erhalten, zum anderen haben die Beschif-
tigten einen wichtigen Ausgleich zur Pflege. Besonders Unternehmer:innen mit
eigener Pflegeerfahrung betonten diesen Aspekt. Einige hielten 15 Stunden jedoch
fiir zu gering und pléadierten dafiir, eine individuelle Absprache zu ermoglichen,
statt eine feste Grenze einzuziehen.

Trotz der befiirwortenden Argumente blieben kritische Punkte bestehen. Viele
Befragte meinten, dass eine gesetzliche Regelung gar nicht notwendig sei, da
Unternehmen von sich aus motiviert seien, Beschiftigte zu halten und ihre Verein-
barkeitswiinsche zu beriicksichtigen. Sollte dennoch eine Ausweitung beschlossen
werden, erwarteten sie zunédchst starken Widerstand, der mit der Zeit nachlassen
wiirde, sobald Gewohnung eintritt. Fiir eine gelingende Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf erwiesen sich aus Sicht der befragten KMU fiinf Aspekte als besonders
wichtig:

(1) KMU mit Eigenerfahrung in famililirer Pflege zeigen ein hoheres Ver-
standnis fiir die Situation von Beschiftigten und sind sich ihrer sozialen und
moralischen Verantwortung bewusst.

(2) KMU wollen Beschiiftigte im Unternehmen halten und das Teamklima nicht
gefdhrden, daher schaffen sie individuelle Vereinbarkeitsmoglichkeiten. Eine
gesetzliche Verpflichtung sehen sie dafiir nicht als notwendig an.
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(3) KMU befiirchten eine schlechte Reputation und eine erhohte Fluktuation,
wenn sie Vereinbarkeitsgesuche ablehnen.

(49) KMU mochten keine Kosten tragen, die durch den Ausfall von Beschiftigten
wegen familidrer Pflege entstehen.

(5) KMU legen Wert auf kurze Ausfallzeiten und wollen eine komplette Frei-
stellung vermeiden. Daher bevorzugen sie, dass die betroffenen Beschiftigten
mindestens 15 Stunden pro Woche im Betrieb titig bleiben.

(3) Dauer der Pflege- bzw. Familienpflegezeit

Ein zentraler Punkt in den Interviews war die Frage nach der Gesamtdauer der
Freistellung. Sie erwies sich als entscheidender Faktor fiir die Zustimmung oder
Ablehnung einer Ausweitung der Pflegezeit. Kurze Ausfallzeiten bis zu zwei bis
vier Wochen galten den KMU als handhabbar. Alles dariiber hinaus wurde als
schwer zu kompensieren eingeschitzt und fiihrte in vielen Fillen zu einer grund-
sdtzlichen Ablehnung. Rechnet man die Ablehnung lingerer Freistellungen hinzu,
steigt der Anteil der Gegenstimmen von 72 % auf 84 %. Die aktuelle gesetzliche
Ausgestaltung mit zehn Tagen, sechs Monaten oder bis zu 24 Monaten sowie
der Moglichkeit einer teilweisen Freistellung ab 15 Wochenstunden wurde den
Befragten erldutert. Eine kurzzeitige Arbeitsverhinderung von bis zu zehn Tagen
wurde von keinem KMU kritisiert. Dagegen stieBen lingere Freistellungen fast
einhellig auf Ablehnung. Dafiir nannten die Befragten drei zentrale Griinde:

(1) Vertretung unattraktiv: Befristete Vertrige von sechs bis 24 Monaten seien
fiir Ersatzkriafte wenig attraktiv. Wenn die pflegende Person dennoch 15
Stunden im Betrieb titig bleibt, entstehen zudem Doppelkosten.

(2) Vorzeitige Riickkehr: Endet die Pflegesituation friiher als geplant, miisste die
Vertretung wieder entlassen werden. Dies gilt als unzumutbar und riskant.

(3) Einarbeitungszeiten: In spezialisierten Branchen betrdgt die Einarbeitung
bis zu einem Jahr. Fiir kurzfristige Vertrdge lohnt sich das weder fiir Betrieb
noch Beschiftigte.

Die beschriebenen Zusammenhinge der Ausfalldauer durch Angehorigenpflege
werden in Abbildung 9.19 nochmals verdeutlicht.
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Abb.9.19 Auswirkungen der Ausfalldauer auf KMU. (Eigene Darstellung)

Fiir wie wenig machbar die befragten KMU eine lidngere Freistellung halten,
verdeutlichen die folgenden drei Zitate. Sie zeigen zugleich Losungsversuche
auf, um die Ausfallzeit zu verkiirzen, etwa durch die Mitwirkung anderer
Familienmitglieder oder durch das Auflosen des Arbeitsverhéltnisse:

»[...] wenn so was von heute auf morgen ist, was ja in manchen Fillen dort sein kann,
dann ist das natiirlich nicht so einfach. Aber das ist zu schaffen. Bei 24 Monaten, um
das andere Extrem zu nehmen, dann wird es schon schwierig. Das ist eigentlich dann
fiir mich schon aus meiner Sicht ein Mitarbeiter, der eigentlich nicht mehr tdtig sein
maochte bei mir. Ja auch wenn/, man miisste dann iiber die Notwendigkeit sprechen, ob
das dann wirklich nicht anders geht. Oder ob es noch einen anderen aus der Familie
gibt, der das zur Hdlfte iibernehmen kann und der [Beschdftigte] dann mehr als 15
Stunden dann da sein konnte. Weil bei zwei Jahren miissen wir schon planen, da muss
ich ja Ersatz haben.“ (KMU 16, G: Optiker)

,,Zehn Tage ist Maximum, wiirde ich sagen. Dann wiirde ich sagen, frage deine Frau,
ob die das nie lieber machen kann, ob die abkommlicher ist. Oder wir miissen uns was
anderes einfallen lassen. Wir setzen den Arbeitsvertrag aus zum Beispiel. “ (KMU 39,
J: Elektronikservice)

,, Wer tut denn fiir zwei Jahre befristet ein Arbeitsverhdlinis eingehen? Die wollen
doch alle lingerfristig. Ich meine, es wire fair dem anderen gegeniiber, der jemanden
pflegt. Also wenn ich zu dem sage: Also, wenn du das machst, dann muss ich dich leider
entlassen. Das ist natiirlich nie gut. Menschlich gesehen finde ich das nie in Ordnung.
Aber was habe ich in eine andere Alternative?“ (KMU 42, L: Hausverwaltung)

Auch die folgenden beiden Aussagen verdeutlichen die Folgen einer langfristigen
Abwesenheit. Die Unternehmen befiirchten Einnahmeeinbuf3en, da Auftrige nicht
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erfiillt werden konnen. Griinde dafiir sind fehlendes Ersatzpersonal und bereits
ausgelastete Kapazititen der iibrigen Beschiftigten:

,, Wenn das eine kurzzeitige Freistellung ist von zehn Tagen, das ist kein Problem,
dariiber brauchen wir nicht reden. Dann kostet es halt mal Geld, aber das geht, man
ist ja menschlich. Aber wenn das iiber sechs Monate geht oder iiber 24 Monate, dann
ist das, wenn ich das selber bezahlen soll, ist das schon eine Katastrophe, weil einfach,
Jjetzt bei uns in dem Fall, finden die Kurse nicht statt, weil die anderen in der Regel
ausgelastet sind. [...] da kommt kein Geld rein. Ich kann aber auch nicht jemand neu
einstellen, wenn das nur fiir sechs bis 24 Monate ist. [...] ich kann es mir nicht leisten.
Das geht nicht. (KMU 17, M: Spracheninstitut)

wAlso ich sag mal so, ich hditte nichts dagegen. Wir wéiren da insoweit, was die zehn
Arbeitstage oder die sechs Monate Freistellung betrifft, da wiren wir noch gut aufge-
stellt. Wo ich Probleme hditte, ist bei 24 Monaten, weil, wie gesagt, aus der kritischen
Lage, Arbeitskrdfte hier zu finden, qualifizierte Arbeitskrifte zu finden, da sehe ich ein
grofseres Problem. Das kénnen wir so nicht iiber zwei Jahre abdecken. “ (KMU 40, M:
Rechtsanwaltskanzlei)

Dass bei den befragten KMU Unsicherheiten hinsichtlich einer moglichen
Erweiterung des Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetzes auftreten wiirden,
war zu erwarten. Aus diesem Grund enthielt das leitfadengestiitzte Interview
die Frage nach gewiinschten Unterstiitzungen und Ressourcen im Falle einer
Gesetzeserweiterung. Darauf wird in den folgenden Abschnitten eingegangen.

9.3.5.2 Zwischenfazit: Argumente fiir und gegen die
Gesetzesausweitung

Die Kategorie erorterte Argumente von KMU, die fiir oder gegen eine Auswei-
tung der Gesetze zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf auf
alle Unternehmensgroen sprechen. Nach aktueller Regelung besteht ein Rechts-
anspruch auf Pflegezeit ab 16 Beschiftigten und auf Familienpflegezeit ab 26
Beschiftigten. Da die meisten Befragten mit diesen Vorgaben nicht vertraut
waren, mussten sie zundchst erldutert werden. Bei den Fragen zur Akzeptanz
einer Ausweitung stand schnell die Dauer des Ausfalls im Mittelpunkt. Alle
Befragten sahen keine Schwierigkeiten darin, eine kurzfristige Arbeitsverhinde-
rung wegen eines Pflegefalls zu gewihren. Auch mehrere Wochen galten noch
als machbar. Ab einer Dauer von sechs Monaten setzten die Befragten jedoch
klare Grenzen, und eine vollstindige Freistellung von 24 Monaten wurde einhel-
lig abgelehnt. Solche langen Abwesenheiten seien nur tragbar, wenn Beschiftigte
dem Unternehmen weiterhin stundenweise zur Verfiigung stehen und zusitzlich
ein befristeter Ersatz eingestellt wird. Die Moglichkeit, betroffene Beschiftigte
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mindestens 15 Stunden pro Woche weiterzuarbeiten zu lassen, stiel deshalb auf
grole Zustimmung und galt als unverzichtbares Minimum. Gleichzeitig dufler-
ten die Unternehmen die Sorge, die doppelten Personalkosten bei gleichzeitiger
Vertretung nicht tragen zu kénnen. Daraus ergab sich die Befiirchtung, dass eine
langere Pflegezeit im Extremfall die wirtschaftliche Existenz des Unternehmens
bedroht. Deutlich wird daran, wie stark das Thema Personalausfille mit Unsi-
cherheit und Angst besetzt ist. Umso liberraschender ist es, dass dieser Aspekt in
den Risikobewertungen der Unternehmen bisher nicht beriicksichtigt wurde.

Die Betonung der Ausfalldauer hing mit deren Auswirkungen auf verschie-
dene Bereiche zusammen, die fiir den Erhalt des Tagesgeschiftes in KMU
entscheidend sind. Je ldnger die Abwesenheit und je hoher die Zahl der
Anspruchsberechtigten, desto ablehnender reagierten die Befragten auf mogli-
che Freistellungen nach PflegeZG oder FPfZG. Zwar wurde die familidre Pflege
als gesellschaftliche und moralische Verpflichtung anerkannt, eine hhere Akzep-
tanz langerer Ausfallzeiten ergab sich daraus jedoch nicht. Hinzu kommt, dass
Pflegeausfille zusitzlich zu den reguldren Fehlzeiten entstehen. Laut Fehlzeiten-
report der AOK (Badura et al. 2023, S. 483) verursachten Arbeitsunfahigkeitstage
2023 einen volkswirtschaftlichen Schaden von 89 Mrd. €, der Produktionsausfall
lag sogar bei 153 Mrd. €. Beschiftigte fehlten durchschnittlich 14,4 Tage, der
hochste Wert seit Beginn der Analysen 1991. Frauen wiesen dabei systematisch
hohere Fehlzeiten auf als Minner, ihre AU-Quote lag bei 67,7 % gegeniiber 62 %
bei Minnern. Zudem steigt mit dem Alter die durchschnittliche Dauer der Fehl-
zeiten (ebd., S. 158; Storm et al. 2023, S. 10). Besonders relevant ist der starke
Anstieg psychischer Erkrankungen. Sie stehen mittlerweile hinter Atemwegs- und
Muskel-Skelett-Erkrankungen an dritter Stelle und verursachen fast 30 Fehltage
pro Jahr und Fall (Badura et al. 2023, S. 437; Storm et al. 2023, S. 18). Diese
haben sich seit 2012 nahezu verdoppelt und beanspruchen knapp 30 Tage Fehlzeit
pro Jahr und Fall (Badura et al. 2023, 437, 486). Im Gegensatz zu Ménnern waren
bei Frauen psychische Storungen die hidufigste Diagnosegruppe (Storm et al.
2023, S. 22; Badura et al. 2023, S. 438). Die Zunahme erklért sich u. a. durch die
Entstigmatisierung psychischer Symptome, wodurch das Burn-out-Syndrom hiu-
figer diagnostiziert wurde (Badura et al. 2023, S. 498). Burn-out-Erkrankungen
stiegen seit 2004 kontinuierlich an und erreichten 2022 mit 216.000 Betroffe-
nen und 5,3 Millionen Krankheitstagen einen neuen Hochststand (ebd.). Frauen
waren wegen Burn-out doppelt so lange krankgeschrieben wie Minner (ebd.). Seit
der Einfiihrung der ICD-11 im Januar 2022 wird Burn-out offiziell als Berufs-
krankheit anerkennt. Nach der WHO-Klassifikation ist es ein Syndrom, das durch
Stress am Arbeitsplatz ausgelost wird. Ein aktueller Report des McKinsey Health
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Institute (2023) geht noch weiter und betont die Rolle der Arbeitsumgebung und
ihrer Bedingungen als entscheidende Faktoren fiir oder gegen Burn-out.

Erwartungsgemil3 erscheint die Work-Life-Balance als zentraler Faktor, im
McKinsey-Report auch im Zusammenhang mit familidrer Sorgearbeit neben dem
Beruf (absenteeism because of caregiving) (ebd., 5, 15). Eine TK-Stressstudie
von 2021 zeigte, dass 32 % der Befragten unter zu viel Arbeit litten, bei der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf gaben dies 12 % der Frauen und 10 %
der Minner an (TK 2021, S. 25). Auch eine Forsa-Umfrage im Auftrag der
Techniker-Krankenkasse (TK 2022; Statista 2024b, 2022) bestitigte die hohe
Belastung: Schule, Studium und Beruf verursachten 47 % des Stresses, gefolgt
von der schweren Erkrankung eines Angehorigen (31 %). Die Betreuung eines
pflegebediirftigen Familienmitglieds wurde von 14 % genannt, wobei Frauen
durchweg etwas hohere Werte aufwiesen. Das deutet auf ihre generell grofere
Betreuungsaufwendung hin.

In Verbindung mit den befiirchteten langen Fehlzeiten fiir pflegende Ange-
horige finden sich in den vorhandenen Statistiken keine direkten Nachweise, da
nicht erfasst wird, wer wie lange wegen Pflege ausfillt. Anders als bei kranken
Kindern gibt es hierzu keine Primérerhebungen, zudem ist die Inanspruchnahme
von Pflegezeit nicht meldepflichtig. Schitzungen gehen von etwa 93.000 Perso-
nen aus, die Pflegezeit und/oder Familienpflegezeit in Anspruch genommen haben
(BMG 2021, 55. ff.). Verglichen mit fiinf Millionen Pflegebediirftigen und 2,5
Millionen offiziell bzw. acht Millionen inoffiziell pflegenden Angehdrigen wirkt
diese Zahl gering. Belastbarere Angaben liegen nur zu den Antrdgen auf Darle-
hen im Rahmen des Gesetzes vor. Im Jahr 2019 verzeichnete der Mikrozensus
242 Antrige, von denen 169 bewilligt wurde (ebd.).* Die von der Bundesre-
gierung erwartete hohe Nachfrage blieb damit deutlich aus. Entsprechend sind
diese Zahlen fiir die Einschitzung der Belastung von Unternehmen nur ein-
geschrinkt aussagekriftig. Als Vergleichsgrofe kann die Inanspruchnahme von
Kinderkrankentagen dienen. Eltern nutzen im Durchschnitt 2,8 Tage pro Jahr
und Fall (Badura et al. 2023, S. 505 ff.), was deutlich unter dem Anspruch von
15 Tagen je Elternteil und Kind liegt. Miitter iibernehmen die Betreuung kran-
ker Kinder doppelt so hidufig wie Viter und fehlen daher 6fter im Beruf. Auch
bei den Darlehensantrigen wihrend der Pflegezeit stellten Frauen den groferen
Anteil (60,5 % im Jahr 2021) (Beirat Pflege & Beruf 2023, S. 21). Fiir Unterneh-
men mit tiberwiegend weiblicher Belegschaft bedeutet dies ein erhohtes Risiko
fiir Personalengpisse, insbesondere wenn mehrere Mitarbeiterinnen gleichzeitig
ausfallen. Diese Sorge war ein zentrales Argument der befragten KMU gegen

4 Die Zahlen zu den beantragten Darlehen variieren je nach Quelle leicht.
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eine Gesetzesausweitung. Gleichzeitig verdeutlichen die Statistiken zu Stressoren
und Burn-out, dass auch psychische Erkrankungen bereits jetzt hohe Fehlzeiten
verursachen und die Belastung von Unternehmen erheblich steigern konnen.

Dass das Empfinden der Unternehmen zu Fehlzeiten ihrer Beschiftigten sub-
jektiv ist, zeigen Statistiken: Altere Arbeitnehmer:innen fallen linger aus als
jiingere, und junge Eltern nutzen Kinderkrankentage vergleichsweise selten. Hau-
figer betroffen sind Frauen, die insgesamt mehr und linger ausfallen als Ménner,
vor allem wegen psychischer Erkrankungen. Diese entstehen nicht selten aus
der Unvereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf sowie den damit verbunde-
nen Stressoren. Das priventive Potenzial einer strategischen Verankerung von
Vereinbarkeit sahen die befragten Unternehmen jedoch nicht als Losungsansatz.
Vielmehr dominierten individuelle, informelle Absprachen, wéhrend staatliche
Regulierung als Eingriff in die eigene Flexibilitdt und Innovationsfihigkeit wahr-
genommen wurde. Zentrales Anliegen blieb die Minimierung von Ausfalldauern,
direkt verbunden mit der Sorge um Ersatzpersonal. Der Fachkriftemangel gilt
in vielen Branchen als akutes Problem und fiihrte zu einer Haltung der Risi-
kovermeidung: Die Ausweitung des Gesetzes wurde mehrheitlich abgelehnt, da
personelle Engpisse, finanzielle Verluste und Reputationsprobleme befiirchtet
wurden. Wie bereits in der ZQP-Befragung 2018 rangierten andere betriebli-
che Belange hoher, wihrend Work-Life-Integration eher ein abstraktes Konzept
blieb, das angesichts von Energie- und Rohstoffpreisen, Inflation, Fachkrifte-
mangel und Wirtschaftspolitik als ,,weicher Faktor zuriicktritt. Diese Sichtweise
deckt sich mit dem Minderheitenvotum der Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbiande e. V. (BDA) zu den Beschliissen des unabhingigen Bei-
rats fiir die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Darin wird eine Ausweitung der
Anspruchsberechtigten abgelehnt, da eine hohere Inanspruchnahme in Zeiten von
Fachkrifteliicken eine Ressourcenverschiebung verursachen wiirde. KMU miiss-
ten mehr Zeit fiir Umorganisation und Personalsuche aufwenden, offene Stellen
blieben aufgrund befristeter Vertrige womoglich vakant. Die Argumentationskette
miindet in einem Zitat, dem viele der befragten KMU zustimmen wiirden (Beirat
Pflege & Beruf 2023, S. 109):

,,Je zahlreicher Pflegefreistellungen geltend gemacht werden, je hoher die personalpla-
nerischen Anforderungen an den Betrieb, desto kostentrdchtiger und aussichtsloser die
Chancen, Ersatzkrifte zu finden. Durch ein Familienpflegegeld in Form eines ,,verlore-
nen Zuschusses “ [gemeint ist eine Lohnersatzleistung] wiirden Unternehmen letztlich
doppelt belastet: finanziell iiber eine steuerliche Mitfinanzierung wie betrieblich durch
die organisatorische Umsetzung wahrscheinlich steigender Freistellungen.
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In der Aussage sind die Hauptargumente der Ablehnung einer Gesetzesaus-
weitung priagnant gebiindelt. Weitere Punkte des Minderheitenvotums decken
sich mit den Einwénden der befragten KMU und richten sich sowohl gegen
eine Erweiterung des Berechtigtenkreises als auch gegen eine Absenkung der
Unternehmensgrolenschwellen. Aus Unternehmens- und BDA-Perspektive ist
diese Argumentation einerseits nachvollziehbar, greift andererseits jedoch zu
kurz. Denn statistisch ist belegt, dass die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und
Beruf ein zentraler Faktor fiir Mitarbeiterbindung und -gewinnung ist. Thre Ver-
nachlédssigung verschérft Fachkrifteengpédsse und schiddigt die Reputation. Die
Befragungsergebnisse zeigen, dass Unternehmen dies erkannt haben und aus
Eigeninteresse eine grundsitzliche Bereitschaft zur Losungsfindung besteht. Der
Gesetzgeber kann diese Bereitschaft stirken, indem er Planungssicherheit gewihr-
leistet und statt vollstidndiger Freistellungen flexible Teilfreistellungen ermoglicht.
Eine Akzeptanz der Gesetzesausweitung setzt jedoch voraus, dass die Sorgen
der KMU ernst genommen werden. Entscheidend ist, dass den Unternehmen
verdeutlicht wird, weshalb Beschiftigte ausfallen: ob aufgrund von Uberlas-
tung, Burn-out und mangelnder Vereinbarkeitsmoglichkeiten oder durch eine klar
planbare, zeitlich begrenzte Freistellung fiir die Pflege von Angehorigen. Die
nachfolgende Kategorie zeigt, welche Unterstiitzungsformen KMU als hilfreich
ansehen und welche zu einer positiveren Einstellung gegeniiber der Gesetzgebung
beitragen konnen.

9.3.5.3 ,Tit-for-Tat-Strategie: Bedarfe bei
Gesetzesausweitung”

Die Frage nach den notwendigen Unterstiitzungsbedarfen sollte kldren, unter
welchen Bedingungen KMU einer Gesetzesausweitung am ehesten zustimmen
wiirden. Die Antworten entstanden spontan in der Interviewsituation und basier-
ten allein auf den Erfahrungen und Einschitzungen der Befragten, da keine
Vorschlidge vorgegeben wurden. Daraus lieBen sich vier Bedarfsbereiche ableiten,
die zwischen realistischen Anforderungen und sehr optimistischen Vorstellun-
gen lagen. Da es sich um eine hypothetische Fragestellung handelte, konnten
die KMU alles benennen, was ihnen fiir die praktische Umsetzung einer mog-
lichen Ausweitung von Pflegezeit und Familienpflegezeit hilfreich erschien.
Abbildung 9.20 zeigt die prozentuale Verteilung der genannten Bedarfe.

Notwendigerweise stand fiir die Befragten die Aufrechterhaltung des opera-
tiven Geschiftes und damit die Sicherung wirtschaftlicher Stabilitdt im Vorder-
grund. Besonders hiufig nannten sie den Wunsch nach einem rechtzeitigen und
komprimierten Informationsfluss, wobei genaue Vorstellungen dariiber bestanden,
von wem und in welcher Form dieser erfolgen sollte. Ebenso zentral war die
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Gewiinschte Unterstiitzungsbedarfe bei Gesetzesausweitung

58%
28%

50%
- .

Informationen (finanzielle) Subventionen Ersatzpersonal Pflegeinfrastruktur starken

Abb.9.20 Kategorie ,,Unterstiitzungsbedarfe bei Gesetzesausweitung®“. (Eigene Darstel-
lung, n = 43)

Forderung, finanzielle Einschnitte durch Freistellungen zu vermeiden und die
wirtschaftliche Tragfihigkeit der Unternehmen zu sichern. Hinzu kamen Uber-
legungen, wie sich Ausfille durch eine Gesetzesausweitung praktisch bewiltigen
lassen. Zwar blieben freizustellende Beschiftigte und deren Ersatz ein wichtiger
Bezugspunkt, doch traten diese Argumente weniger dominant hervor als bei den
klar ablehnenden Stimmen. Auffillig war, dass die Antworten sowohl resignative
Haltungen aufgrund knapper Ressourcen als auch kreative Ansitze enthielten,
etwa Uberlegungen zu Automatisierung oder Robotik. SchlieBlich stellten einige
Befragte auch das bestehende Pflegesystem infrage und kritisierten, dass Unter-
nehmen als LiickenbiifSer fiir ein staatliches Missmanagement herhalten miissten,
das seine pflegebediirftige Bevolkerung nicht ausreichend versorgt. Die folgen-
den Abschnitte fassen die Aussagen zu den vier Subkategorien zusammen und
werden durch Zitate illustriert.

(1) Steuerberater:in als wichtigste Informationsquelle

Den befragten Unternehmen war bewusst, dass sie eine Pflicht zur Selbstinfor-
mation haben, und sie kamen dieser auch nach. Sie waren verpflichtend in der
Industrie- und Handelskammer (IHK) oder in einer Handwerkskammer (HWK)
organisiert und nannten zudem Mitgliedschaften in Berufsverbinden und Innun-
gen. Die IHK bewerteten die KMU jedoch als wenig hilfreich. Nach ihrer
Wahrnehmung verdffentlicht sie zu viele unselektierte Informationen und iiber-
flutet die Unternehmen mit Mitteilungen, die kaum zu iiberblicken sind. Zeit
und Kapazitit, Wichtiges von Unwichtigem zu trennen, sahen die Befragten
nicht, sodass die Mitteilungen nur begrenzt beachtet wurden. Die Vorgehens-
weise der IHK wurde vielfach als ,,Daseinsberechtigung‘ kritisiert. Vergleichbare
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Einschitzungen duferten handwerkliche Betriebe gegeniiber der HWK, deren
Informationen sie als zu ungenau und wenig brauchbar einstuften. Beide Insti-
tutionen fielen in der Bewertung der KMU als Informationsquellen durch.
Besonders negativ wurde dabei hervorgehoben, dass die Pflichtmitgliedschaften
hohe Beitrige erfordern, ohne eine entsprechende Gegenleistung zu bieten. Ent-
sprechend wiinschten sich die Befragten, dass die IHK ihrer Unterstiitzungspflicht
besser nachkommt und sowohl Unternehmen als auch deren Beschiftigte gezielter
informiert. Exemplarisch fiir diesen Unmut stehen zwei Aussagen:

Da gibt’s wie gesagt die IHK und das ist Tod und Teufel! Wir haben ja auch unser
Landesverband, der tut uns das alles immer schon aufbereiten, und dort gucke ich eher
rein, weil die Handwerkskammer, die weif3 sowieso nichts. [...] und wenn ich Fragen
hab, habe ich ein ganz fihiges Steuerbiiro, das weif3 alles, das ist super, da kann ich
driiber reden, und dann kann ich auch fragen, wie mache ich das jetzt?“ (KMU 8, F:
Malerbetrieb)

,,Dann kommt vom Verband etwas oder die Kammer schickt was. Die schicken ja alle
irgendwelches Zeug. Natiirlich sage ich mir dann, das miisstest du lesen, das nimmst
du dir vor. Ich packe mir das in die Tasche und will es zu Hause lesen. Ich komme
zu Hause nicht dazu, weil ich spdt nach Hause komme und einschlafe. Also diese
steten Verdnderungen, die kannst du gar nicht erfassen, selbst wenn du es wolltest.
[...] Es ist viel zu viel fiir ein Kleinunternehmen wie wir es sind. Denn wir haben keine
Personalabteilung. Wir haben keinen, der jetzt die Tageszeitung durchliest und daraus
eine Wandzeitung macht und zeigt, was fiir uns relevant ist. Das konnen die Groflen
machen, wir konnen das nie machen.“ (KMU 38, L: Immobilienbiiro)

Die letzte Aussage verdeutlicht die begrenzten zeitlichen Ressourcen kleiner
Unternehmen. Inhaber:innen miissen sich um alle unternehmerischen Belange
kiimmern, was eine Allzustindigkeit bedeutet, wie sie bereits in der Kategorie
zu den Strategien bei Ausfillen sichtbar wurde. Gerade wegen dieser ressourcen-
bedingten Limitationen war es den Befragten wichtig, Neuerungen in verdichteter
Form zu erhalten. Hier schnitten Berufsverbinde und Innungen deutlich besser
ab als die IHK, da ihre Mitgliedschaft freiwillig erfolgt und sie Informationen
verstiandlich und dosiert aufbereiten. IThre Beratungsfunktion sowie der fachliche
Austausch mit anderen Betrieben wurden besonders positiv hervorgehoben.

Der unangefochtene Favorit der Unternehmen war jedoch das Steuerbiiro mit
seiner personlichen Beratung. Das Vertrauen in Steuerberater:innen beruhte auf
dem direkten und praktischen Nutzen, den sie fiir die Unternehmen boten. Die
finanzielle Stabilitidt und der Erfolg der KMU wurden stédrker der Zusammenarbeit
mit dem Steuerbiiro als den Pflichtinstitutionen IHK oder HWK zugeschrie-
ben. Hinzu kam die Ineffizienz letzterer, die weder spezialisiertes Wissen noch
komprimierte Informationen bereitstellten. Steuerbiiros iibernahmen dagegen die
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Fachexpertise zu Gesetzen, Vorschriften und Bestimmungen und wurden von den
Befragten auch als Instanz zur Risikominimierung geschitzt, da sie sicherstellen,
dass alle relevanten Vorgaben eingehalten werden. Damit tragen sie zur Vermei-
dung rechtlicher Probleme und zusétzlicher Kosten bei. Insgesamt war es den
Unternehmen weniger wichtig, von wem sie Informationen erhielten, sondern
wie. Steuerbiiros galten als bewéhrteste und passfihigste Partner, da sie nah an
der Unternehmensrealitit agieren, regelmifig im Austausch stehen und als serids
und loyal wahrgenommen wurden.

Dariiber hinaus wiinschten sich die Befragten einen geringen biirokratischen
Aufwand bei Beantragungs- und Abrechnungsverfahren. Ihre Erfahrungen mit
den aufwendigen und komplizierten Corona-Programmen prigten dieses Bild
nachhaltig. Niemand konnte positive Beispiele nennen, vielmehr iiberwogen
Berichte von zeit- und nervenaufreibender Administration, die sich nach Ansicht
der KMU bei kiinftigen gesetzlichen Regelungen keinesfalls wiederholen sollte.

(2) Wunsch nach personeller und finanzieller Subvention
Neben einem zielgerichteten Informationsfluss nannten die Unternehmen zwei

Formen der Unterstiitzung, die sich teilweise ergédnzten, teilweise aber auch
widersprachen: eine finanzielle Forderung fiir personelle Ausfille und die
Moglichkeit eines schnellen Ersatzes freigestellter Beschiftigter. Die Befragten
befiirchteten, dass mit wachsender Bekanntheit und Anspruchsberechtigung von
PflegeZG und FPfZG mehrere Mitarbeiter:innen gleichzeitig ausfallen konnten.
Da die verbleibende Belegschaft dies nicht vollstindig auffangen kann, wiinschte
sich jedes zweite KMU eine staatliche finanzielle Subvention. Diese sollte in
erster Linie dazu dienen, die fehlende Personalstelle zu ersetzen. Falls jedoch
aufgrund von Kurzfristigkeit, Fachkriftemangel, Branchennachteilen oder der
Befristung kein Ersatz gefunden werden kann, sollte eine Ausgleichszahlung
zumindest laufende Kosten und mogliche Regressanspriiche decken. Besonders
sehr kleine Unternehmen mit fiinf Beschiftigten oder weniger sahen sich im
Ernstfall existenziell gefidhrdet. Die beiden folgenden Aussagen verdeutlichen die
Spannbreite zwischen personeller und finanzieller Subvention:

., Ich kriege ja niemand geliefert im Karton, der dann die Arbeit iibernimmt. So einen
kleinen Roboter wdre vielleicht nicht schlecht, sowas menschendihnliches, vielleicht
haben wir das irgendwann mal. Aber bis dahin kann es ja nur darum gehen, dass
man eine finanzielle Unterstiitzung kriegt, um damit dann, das kann man ja auch
kontrollieren, irgendwo ein Ersatzpersonal zu besorgen.“ (KMU 16, G: Optiker)

Mir ist als Unternehmer wichtig, dass mich das jetzt nicht unbedingt noch mehr
kostet. Es kostet mich ja eigentlich schon was, an Nerven und an Aufwand, die Person
irgendwo jetzt zu ersetzen. Das ist eigentlich schon schlimm genug. Ich wiirde nicht
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noch unbedingt fiirs Pflegen meiner Mitarbeiter, von anderen Leuten dann noch mit
bezahlen miissen.“ (KMU26, F: Haustechnik)

Die Befragten betonten, dass ihre Kosten (etwa fiir Produktion, Miete, Strom
und Versicherungen) auch dann weiterlaufen, wenn Beschiftigte fehlen und der
Umsatz sinkt. Kann die Stelle nicht nachbesetzt oder intern kompensiert werden,
reduziert sich fiir diesen Zeitraum das Angebot oder der Erlos des Unternehmens.
Hier setzten die Uberlegungen zu finanziellen Subventionen als Verlustausgleich
an. Vorgeschlagen wurde etwa ein zeitlich begrenzter Lohnersatz, der auch die
Einarbeitung von Ersatzpersonal abdecken konnte. Allerdings bindet die Einar-
beitung selbst zusitzliche Kapazititen, da erfahrene Mitarbeiter:innen ihre eigene
Produktivitit zugunsten der Einarbeitung einschrinken miissen, wihrend neue
Krifte ihr Potenzial zu Beginn noch nicht ausschopfen konnen. Ein Unterneh-
mer schlug deshalb vor, einen Eingliederungszuschuss (EGZ) analog zu den
Forderungen der Bundesagentur fiir Arbeit einzufiihren, wie er bei der Einstel-
Iung von Arbeitsuchenden oder Biirgergeldempfinger:innen gewéhrt wird. Neben
direkten Zuschiissen war den KMU wichtig, nicht mit indirekten Kosten belas-
tet zu werden. Eine Lohnfortzahlung wie im Krankheitsfall lehnten sie strikt
ab. Zudem nannten die Befragten einen geringen biirokratischen Aufwand als
zentrales Kriterium, um einer Gesetzesausweitung positiv gegeniiberzustehen.
Die Erinnerungen an den hohen Formularaufwand wihrend der Coronapandemie
waren noch présent und durchweg negativ besetzt.

Der Wunsch nach einer kostenneutralen Losung zeigte sich auch in der Sorge
vor Schadensersatzanspriichen bei verspéteter Auftragserfiillung. Wenn KMU ihre
Leistungen wegen fehlender Mitarbeiter:innen nicht erbringen konnen, drohen
Riickzahlungen und Entschddigungen. Ein lokaler Reiseveranstalter schilderte
beispielhaft, dass eine mehrtigige Busreise ausfallen kann, wenn der Fahrer kurz-
fristig Pflegezeit nimmt. In diesem Fall miisste das Unternehmen nicht nur den
Reisepreis erstatten, sondern auch fiir den entgangenen Urlaub entschidigen. Die
Handlungsalternativen sind begrenzt: Neben einer offenen Kommunikation mit
den Kund:innen bleibt nur ein angepasstes Risikomanagement, etwa durch Ver-
sicherungen gegen Stornierungen oder Verspitungen. Diese sind jedoch teuer
und schiitzen nicht vor einem dauerhaften Verlust der Kundschaft. Das Beispiel
ist libertragbar auf andere KMU, die bei kurz- oder ldngerfristigen Ausfillen
ihre Verbindlichkeiten nicht mehr bedienen konnen. Im Kern ergeben sich zwei
existenzielle Herausforderungen: erstens ein akuter Personalengpass durch fami-
lidre Pflegeaufgaben und zweitens finanzielle Entschdadigungen fiir nicht erbrachte
Leistungen. Als Entlastung wiinschten sich die Befragten daher entweder eine
direkte finanzielle Ausgleichszahlung oder einen indirekten Ausgleich in Form
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steuerlicher Vorteile. Die Freistellung wegen Pflege wurde dabei als humanitére
Leistung verstanden, die durch steuerliche Entlastung anerkannt werden sollte
(tit-for-tat).

Ein direkter oder indirekter finanzieller Support galt vielen KMU als wichtige
Hilfe bei personellen Ausfillen. Allerdings war das nicht fiir alle ausschlagge-
bend. Jede:r vierte Befragte betonte, dass Geld allein nicht die Abwesenheit
von Beschiftigten kompensiert. Fiir sie blieb der eigentliche Engpass das feh-
lende Personal, das sich kurzfristig weder ersetzen noch einarbeiten lidsst. Diese
Resignation gegeniiber dem Personalmangel und der begrenzten Unterstiitzungs-
moglichkeiten spiegeln die folgenden Aussagen:

,»Na, wie wollen die das unterstiitzen? Ich kann doch da oben nie anrufen und sagen, ja,
wenn der jetzt ein Jahr aussteigt, dann gebt mir einen Ersatz fiir denjenigen. Das wird
nie funktionieren. [... ] Nee, es gibt nichts was mir das beschonigen wiirde. “ (KMU 10,
G: Kfz-Werkstatt)

»[...] wenn so ein Gesetz jetzt kommt, und das wird dann auch gelebt, vielleicht in zwei
Jahren oder so. Dann miisste ich vielleicht auch personalmdfiig wieder ein bisschen
aufstocken. Also, man muss sich das so vorstelle: Die mittelstindischen Unternehmen
haben ja jetzt alle Kosten gespart. Das ist nicht nur bei uns so, das ist iiberall. Die
haben Kosten gespart, haben auch am Personal gespart. Die haben alle runtergefahren,
aufgrund der ganzen Kostenerhohung.“ (KMU 21, H: Autohandel)

wAber in dem Fall muss ich sagen: Eine finanzielle Entlastung ist fiir uns nicht so
attraktiv, weil uns fehlt dann einfach die Person, und das kann man schlecht dann
damit kompensieren, weil man so schnell nicht an eine neue Arbeitskraft kommt, die
man dann konnte beschdftigen als Ersatz.“ (KMU 32, H: Umzugsfirma)

Die Zitate verdeutlichen erneut den Fachkriftemangel und den fehlenden per-
sonellen Puffer, um langerfristige Ausfille abzufangen. In groBeren kleinen und
mittleren Unternehmen zeigte sich die Haltung zu Fehlzeiten etwas toleranter,
da dort in Einzelfillen Seiteneinstiege oder personliche Netzwerke genutzt wer-
den konnten. Diese Moglichkeiten blieben jedoch sehr begrenzt. Der Ausfall von
Schliisselpersonen gefihrdete in jedem Fall die Leistungsfihigkeit. Die Sorge,
kein Ersatzpersonal zu finden, bezog sich nicht nur auf mogliche Pflegezeiten,
sondern auf das gesamte Spektrum von Ausfallgriinden wie Krankheit, Urlaub,
Elternzeit, Abwerbung oder Frithverrentung. Die Aussicht, zusitzlich Pflege-
und Familienpflegezeit gewédhren zu miissen, verstirkte angesichts des Arbeits-
und Fachkriftemangels die ablehnende Haltung der KMU. Zugleich war den
Befragten bewusst, dass die Regierung bei der Personalbeschaffung keine direkte
Hilfestellung leisten kann.
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(3) Umfassende Pflegeinfrastruktur statt umfassende Gesetze

Aus den Interviewpassagen, die mogliche staatliche Subventionen thematisier-
ten, wurde deutlich, dass mehr als zwei Drittel der Befragten eine Freistellung
wegen Pflege mit einem Reziprozititsgedanken verbanden. Wie bereits darge-
stellt, verstanden die KMU Angehorigenpflege als Akt der Solidaritéit gegeniiber
ihren Beschiftigten, geprigt von Verstidndnis und sozialer Verantwortung. Finan-
zielle oder personelle Subventionen wurden dabei eher als Gedankenexperiment
betrachtet, um die Bedingungen zu benennen, unter denen kleine Unterneh-
men eine Ausweitung der Pflege- und Familienpflegezeit akzeptieren wiirden.
Den meisten war jedoch bewusst, dass solche Unterstiitzungsvarianten in der
Realitdt kaum realisierbar sind, was sich besonders an der Kapitulation beim
Thema Ersatzpersonal zeigte. Vor diesem Hintergrund hielten es immerhin 14 %
der Befragten (jedes siebte KMU) fiir sinnvoller, finanzielle Mittel nicht den
Unternehmen, sondern der Pflegeinfrastruktur zugutekommen zu lassen. Friihere
Aussagen verdeutlichten, dass die Unternehmer:innen Beschiftigte mit familié-
rer Pflegeverantwortung grundsitzlich unterstiitzen wollten und deren zeitliche
Belastungen kannten. Nach Auffassung vieler KMU entsteht der Bedarf nach
Arbeitszeitverhandlungen jedoch vor allem deshalb, weil die staatliche Pflegein-
frastruktur unzureichend ist. Der Regierung wurde in diesem Zusammenhang
ein Missmanagement attestiert, das Arbeitgeber:innen zwingt, iiber ihre perso-
nellen Ressourcen auszugleichen, indem sie Beschiftigte fiir Angehorigenpflege
freistellen sollen.

,» Wenn die ganze Boomergeneration in die Pflegebediirftigkeit kommt, werden die
tiberhaupt nicht die Strukturen in der Dienstleistung haben, beziehungsweise in der
Pflege haben, um das abzufangen. Wir brauchen ja quasi den privaten Sektor, also
die Familien, die das abfangen. [...] Wenn es die Strukturen gdbe, miisste ich die
Arbeitskraft nicht dafiir freistellen, die Eltern zu pflegen.“ (KMU 1, I: Restaurant)

Diese Uberlegung war keine Ausnahme, sondern fand sich regelmBig in den Ant-
worten. Fiir die Aufrechterhaltung des Kerngeschiftes hielten es die Befragten
fiir attraktiver, auf einen professionellen Pflegesektor zuriickgreifen zu konnen,
anstatt dass Beschéftigte informell pflegen und dadurch lidnger fehlen. Zudem sei
dies auch im Sinne der Pflegebediirftigen, da sich so der qualitative Standard
von Pflegeleistungen verbessere. Nach Auffassung vieler KMU befindet sich die-
ser derzeit auf einem niedrigen Niveau. Familien iibernehmen Pflege hdufig nur
deshalb, weil es kein hinreichendes professionelles Angebot gibt oder weil die
Kosten dafiir zu hoch sind.

»[...] die Frage ist ja, warum miissen das Leute in Anspruch nehmen? Das ist ja jetzt
nicht nur der Gedanke, ich mochte fiir meine Eltern da sein, sondern ich muss fiir
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meine Eltern da sein, weil ich niemanden finde, der die Pflege iibernimmt oder wenn
ich jemanden finden, die Pflegeleistung nicht bezahlen kann.“ (KMU 4, M: Notariat)

,Also das Angehorige pflegen, wird notwendig sein. Weil ich sehe es bei meiner Mutter.
Also das, was angeboten wird, hilft ja nie wirklich weiter. [... | Ich mdchte das nicht, was
meine Mutter da gerade hat, diese mangelnde Pflege. (KMU 9, M: Architekturbiiro)

wIchdenkel...], statt auf der Unternehmensseite das weiter zu verschdrfen oder zumin-
dest weitere Anspriiche dort geltend zu machen, sollte man [...] eher versuchen, dass
die finanziellen Mittel, die dazu notwendig sind, [ ... [fiir die Pflege zur Verfiigung stel-
len. Dass der private Anteil fiir die Pflegekassen, also fiir die Pflege von Angehorigen,
sei es jetzt bei einer Kurzzeitpflege, sei es in der stationdiren Pflege, dort erhoht wird.
Wenn man [...] ein Budget hat von ein paar Millionen Euro, die man reserviert fiir den
Anspruch auf die Pflege der Angehdorigen, dann wdre das fiir meine Begriffe besser,
anstatt wieder neue gesetzliche Regelungen zu schaffen und noch mehr den Unterneh-
men aufzuerlegen und [...] zu sagen, man stirkt jetzt eher die Pflegedienste, dass die
dort vielleicht mehr leisten konnen.“ (KMU 22, N: Reiseunternehmen)

Das bedeutet konkret: KMU erhoffen sich von einer besser finanzierten und
ausgestatteten Pflegeinfrastruktur, dass ihre Beschiftigten trotz familidrer Pfle-
getitigkeit im Erwerbsleben bleiben konnen. Wenn Pflegeaufgaben durch qualifi-
zierte Dienstleister kontinuierlich und bedarfsgerecht unterstiitzt werden, sinkt die
Wahrscheinlichkeit lingerer Arbeitsausfille. Dies liegt im Interesse beider Seiten.
Fiir die Unternehmen bedeutet es Produktivitit und Bestandssicherung, fiir die
Beschiiftigten die Vermeidung von Einkommensverlusten und eine erleichterte
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf.

9.3.5.4 Fazit Kategorie ,Ausweitung PflegeZG und FPfZG"

Die Kategorie ermoglichte das Zusammentragen von Ideen und Wiinschen der
befragten KMU fiir den Fall, dass eine Ausweitung der Pflege- und Familienpfle-
gezeit erfolgt und alle Unternehmen diese umsetzen miissen. Im Zentrum stand
der Bedarf nach klaren Informationen, was den geringen Bekanntheitsgrad von
PflegeZG und FPfZG verdeutlicht. Selbst unter den rund 20 % der KMU, die auf-
grund ihrer Beschiftigtenzahl bereits unter die Regelungen fallen, kannten viele
die Gesetze nicht oder hatten nur entfernt davon gehort. Vergleichsdaten aus ande-
ren Studien fehlen, doch diirfte der geringe Bekanntheitsgrad mit der niedrigen
Inanspruchnahme beider Gesetze zusammenhidngen. Da die Pflegezeit finanziell
nicht abgesichert ist, greifen Beschiftigte eher auf Krankschreibungen zuriick
als auf ein riickzahlungspflichtiges Darlehen. Bereits der ZQP-Themenreport von
2015 belegte, dass finanzielle Griinde das gro3te Hemmnis fiir die Nutzung der
Familienpflegezeit sind. Entsprechend blieben die Gesetze in den Augen vieler
Unternehmen unpraktikabel. Abgesehen vom unabhingigen Beirat fiir die Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf sowie kleineren Querschnittsstudien beschiftigte
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sich bisher kaum jemand vertieft mit ihrer Umsetzung. Der Wunsch der KMU
richtete sich daher auf eine dosierte und praxisnahe Informationsvermittlung, am
besten unmittelbar vor Inkrafttreten einer verpflichtenden Ausweitung. Eine reale
Mitsprache rechneten sich die Befragten zwar kaum aus, verbanden ihre Aussa-
gen jedoch mit der Hoffnung, dass ihre Unterstiitzungswiinsche auf politischer
Ebene Gehor finden. Als wichtigste Informationsquelle sahen die KMU ihr Steu-
erbiiro. Dieser Befund deckt sich mit einer aktuellen Befragung des KDA (2023,
S. 41), in der Steuerberatungen als erste Anlaufstelle genannt wurden.

Der Wunsch nach finanziellen Subventionen ist aus Sicht der Inhaber:innen
plausibel: Unternehmen sind auf Gewinn ausgerichtet, und alles, was Rentabi-
litat schmilert oder zusitzliche Kosten verursacht, wird schnell zur Bedrohung.
Subventionen sollten nach Auffassung der Befragten vor allem die Kosten kom-
pensieren, die durch ausfallende Beschiftigte entstehen. Sie konnten genutzt
werden, um Ersatzpersonal einzuarbeiten oder voriibergehende Produktivitétsver-
luste abzufedern. An zweiter Stelle standen Zuschiisse zur Deckung laufender
Kosten, wenn sich kein Ersatz finden ldsst und die Leistungsfiahigkeit sinkt. Impli-
zit wurde zudem die personliche Existenzsicherung der Inhaber:innen beriihrt:
In Kleinstbetrieben kann eine mehrheitliche Inanspruchnahme der Pflegezeit zu
einem faktischen Stillstand fiithren. Bevor es so weit kommt, konnten Unterneh-
men die Pflegezeit mit Verweis auf ,,dringende betriebliche Griinde* verwehren.
Ein solches Vorgehen stiinde jedoch im Widerspruch zu der angestrebten Work-
Life-Integration und den positiven Reputationsfaktoren, die Unternehmen im
Wettbewerb um Fachkrifte benotigen, und wiirde zudem neue Spannungen
hervorrufen.

Damit es nicht zu solchen Endzeitszenarien oder Patsituationen kommt,
wiinschten sich die KMU schnellen Ersatz fiir ausfallende Beschiftigte. Wegen
des Fachkriftemangels bleibt dieser Wunsch jedoch schwer realisierbar. Eigent-
lich miissten die Unternehmen attraktive Vereinbarkeitsbedingungen schaffen, um
Fachkrifte zu halten und zu gewinnen. Das reduziert zwar vollstindige Ausfille
durch flexible Arbeitszeiten oder -orte, verhindert aber nicht den voriibergehen-
den Arbeitskrifteverlust. Branchen mit geringer Flexibilisierbarkeit, etwa durch
Schichtarbeit oder hohe Prisenzkultur, sind besonders belastet. Ein Unternehmer
duferte sogar den Wunsch nach Robotik, um die Abhingigkeit vom Personal zu
verringern. Der Fachkriftemangel gilt inzwischen als eines der grof3ten Zukunfts-
risiken fiir Unternehmen (EY 2021; DIHK 2021, 2023; IfM Bonn 2023). Fiir die
Zukunft ist an dieser Stelle keine entlastende Aussage moglich, da sich der Trend
einer branchenspezifisch negativen Arbeitskrifteentwicklung fortsetzen wird. Das
hingt zum einen mit den demografischen Entwicklungen zusammen und zum
anderen mit Wanderungsmustern hin zu Ballungsrdaumen. Zusétzlich verschérft
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die Konkurrenz zu GroBbetrieben mit besseren Arbeitsbedingungen und Tarifge-
hiltern die Lage. Eltern, vor allem Frauen mit Kleinkindern, haben oft keinen
Zugang zu ausreichenden Betreuungsangeboten und bleiben daher in Teilzeitar-
beit gebunden. Ahnliches gilt fiir pflegende Angehorige, die entweder stationire
Tagespflegeplitze oder einen regelmiBig verfiigbaren ambulanten Dienst beno-
tigen. Auch das Potenzial zugewanderter Arbeitskrifte ist nicht unmittelbar
nutzbar, da sie hidufig umfassend nachqualifiziert werden miissen oder lange
auf die Anerkennung ihrer Berufsabschliisse warten. Fiir diese komplexen Her-
ausforderungen gibt es weder einfache noch schnelle Losungen, wenngleich
Unternehmen diese dringend bendtigen wiirden. Vor diesem Hintergrund wird
sich der Mangel an geeignetem Personal in bestimmten Branchen weiter verschar-
fen. Besonders betroffen sind die Verkehrs- und Logistikbranche, Verkaufsberufe,
medizinische Gesundheitsberufe sowie zahlreiche Handwerksberufe (DIHK 2023,
S. 6 f.; Statista 2024a, S. 27 ff.). Gerade dort ist die Vereinbarkeit von Fami-
lie, Pflege und Beruf durch Schichtarbeit und eine starke Prasenzkultur ohnehin
stark eingeschrinkt. Zwar wire es theoretisch moglich, ungelernte Personen ein-
zustellen, doch die durchschnittliche Vakanzzeit bei Helfer- und Anlerntétigkeiten
liegt bei 163 Tagen und damit bei mehr als fiinf Monaten (Statista 2024a,
S. 29 ff.). Eine Neueinstellung lohnt sich folglich erst ab einer Freistellung
von mindestens sechs Monaten, alles darunter miissten die KMU intern kom-
pensieren. Hinzu kommt, dass befristete Stellen fiir viele Arbeitnehmer:innen
unattraktiv sind und Unternehmen héufig nicht iiber die finanziellen Mittel ver-
fiigen, zusitzliches Personal einzustellen. Steigende Energie- und Rohstoffpreise
sowie die anhaltende Inflation verschirfen diese Situation. Vor diesem Hinter-
grund erscheint der Wunsch nach einer finanziellen Subvention fiir den Ausfall
pflegender Beschiftigter nachvollziehbar.

Aus den geduBerten Vorstellungen und Bedarfen ergibt sich, dass KMU ein
Mitspracherecht bei gesetzlichen Anderungen fiir unabdingbar halten. Dass ihre
Interessen bislang zu wenig beriicksichtigt werden, zeigt u. a. das Minderheiten-
votum der BDA. In beiden Beiratsberichten fordert sie, die tatsichlichen Ressour-
cen kleiner und mittlerer Unternehmen sowie die Arbeitsmarktsituation stirker
zu beachten. Konkret lehnt sie eine Ausweitung des berechtigten Personenkrei-
ses, eine vollstdndige Freistellung und die Einfiihrung einer Lohnersatzleistung
ab. All dies wiirde nach ihrer Einschédtzung die Zahl der Inanspruchnahmen deut-
lich erhohen und KMU iiberméBig belasten. Zum Schutz kleiner Betriebe sei
daher ein Schwellenwert erforderlich (Beirat Pflege & Beruf 2019, S. 75, 2023,
S. 107 ff.). Im zweiten Bericht schlossen sich zudem die Bundesvereinigung der
kommunalen Spitzenverbdnde und die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber-
verbinde dieser Position an (Beirat Pflege & Beruf 2023, S. 110). Die befragten
KMU dieser Studie wiirden diese Minderheitenvoten weitgehend unterstiitzen.
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Ein letztbenannter Wunsch der KMU verlangt nach einer Stirkung der Pfle-
geinfrastruktur. Das lenkt den Blick weg von der Verantwortung der Unternehmen
und hin zu politischen Akteur:innen. Die Befragten tiiberlegten, warum das
Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz iiberhaupt notwendig sind. Ein weite-
rer Wunsch der KMU zielte auf eine Stirkung der Pflegeinfrastruktur. Damit
riickte die Verantwortung von den Unternehmen hin zu politischen Akteur:innen.
Mehrfach wurde hinterfragt, warum das Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz
iiberhaupt notwendig sei: Mit einer ausreichenden staatlichen bzw. kommunalen
Pflegeinfrastruktur und geniigend professionellen Pflegekriften wiren Angehorige
deutlich entlastet und konnten Beruf und Pflege leichter vereinbaren. Ange-
sprochen wurde damit eine Verantwortungsdiffusion zwischen staatlicher und
unternehmerischer Zustdndigkeit. Dass diese bereits jetzt Losungen wie eine fla-
chendeckende Regelung oder eine Lohnersatzleistung verzogert, zeigt sich im
zuriickhaltenden Verhalten auf Bundesebene und dem wiederholten Verweis auf
die angespannte Haushaltslage. Dies fiihrt zu einer unzureichenden Unterstiitzung
pflegender Angehoriger, die weiterhin eigene Vereinbarkeitsstrategien entwickeln
miissen. Verhirten Unternehmen zudem ihre Haltung, hierfiir nicht zustidndig zu
sein, erschwert das die Verhandlungsposition von Beschiftigten erheblich. Dass
Diskriminierungserfahrungen bereits Realitit sind, belegt die Studie zu fiirsorgen-
den Erwerbstitigen (ADS 2023, S. 98). Von den 86 Befragten, die ihre Absicht
duBerten, Pflege- oder Familienpflegezeit in Anspruch zu nehmen, erhielten iiber
die Hilfte abfillige oder negative Bemerkungen von Vorgesetzten; 45 % wur-
den sogar unter Druck gesetzt, die Dauer zu verkiirzen. Angesichts der Befunde
zu Ausfallzeiten durch Pflege ist zu befiirchten, dass solche Erfahrungen kiinftig
zunehmen. Bleibt die Verantwortungsdiffusion ungeldst, tragen Angehorige die
Hauptlast der Vereinbarkeit weiterhin allein. Dies fiihrt zu den bekannten Folgen
wie psychischen und physischen Erkrankungen, Burn-out und erhohtem Stress,
die wiederum zusétzliche Ausfille nach sich ziehen. Der volkswirtschaftliche
Schaden wurde im Fazit der vorherigen Kategorie beziffert. Die gesellschaftlichen
Konsequenzen sind ebenfalls absehbar: Ohne eine bessere Unterstiitzung droht
mehr Beschiftigten der Riickzug aus dem Erwerbsleben zugunsten der Pflege,
was langfristig die Arbeitskraft verringert und sowohl wirtschaftliche als auch
soziale Stabilitdt gefihrdet.
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9.4 Fazit: Squeezed like a Lemon - KMU zwischen
Wirtschaftsdruck und Fiirsorgepflicht

Ziel des Kapitels ist es, ein tiefgehendes Verstindnis fiir die Komplexitéit und die
strukturellen Barrieren zu schaffen, die die Handlungsfihigkeit und das Wachstum
von KMU prigen. Die Analyse beriicksichtigt nicht nur die unmittelbaren betrieb-
lichen Herausforderungen, sondern auch deren enge Verkniipfung mit sozialen
und politischen Einfliissen, die das unternehmerische Umfeld maBgeblich bestim-
men und verstidrken. Die Untersuchung zeigt, dass die aktuellen Risiken fiir KMU
nicht isoliert betrachtet werden konnen, sondern im Zusammenspiel mit dufleren
Faktoren wirken, die die unternehmerische Realitét stark beeinflussen.

Die zentralen Risikofaktoren und Herausforderungen fiir KMU lassen sich
in vier Kategorien unterteilen. Erstens stellt der Fachkriftemangel eine allge-
genwirtige und existenzielle Herausforderung dar. Dieser Mangel zieht sich
durch fast alle Branchen und betrifft insbesondere solche Unternehmen, die
in strukturschwachen Regionen anséssig sind. Da junge Menschen zunehmend
akademische Laufbahnen oder Verwaltungsberufe bevorzugen, ist es fiir KMU
besonders schwierig, qualifizierten Nachwuchs zu finden. Viele Unternehmen
geben an, dass der Mangel an Personal, insbesondere an qualifiziertem, oft so
stark ist, dass vakante Stellen iiber lingere Zeit unbesetzt bleiben, was die betrieb-
liche Stabilitit gefihrdet und den Wettbewerb um Fachkrifte verschirft. Zweitens
wirken die steigenden Betriebskosten, insbesondere fiir Energie, Material und
Personal, als wirtschaftlicher Druck, der durch die Externalisierung der Kos-
ten an die Kundschaft kompensiert werden muss. Diese Kostenweitergabe trifft
jedoch auf eine beschrinkte Kaufkraft, besonders in Regionen mit schwacher
Wirtschaftsstruktur, was die ohnehin begrenzten Gewinnmargen weiter verrin-
gert und die unternehmerischen Ressourcen strapaziert. Drittens zeigt sich eine
tiefe Politikverdrossenheit, da viele Kleinst- und Kleinunternehmen sich auf-
grund biirokratischer Auflagen, steuerlicher Belastungen und der Anhebung des
Mindestlohns strukturell benachteiligt sehen. Es entsteht der Eindruck, dass poli-
tische Entscheidungen nicht im Interesse der kleinen und mittleren Unternehmen
getroffen, sondern groflere Marktteilnehmer bevorzugt werden, wodurch das Ver-
trauen in die Politik sinkt. Viertens sind spezifische Branchen wie das Handwerk
und personenbezogene Dienstleistungen besonders betroffen, da Arbeitszeiten wie
Wochenend- und Schichtarbeit den Arbeitsalltag in diesen Sektoren unattraktiv
fiir potenzielle Beschiftigte machen und somit zuséitzliche Herausforderungen
bei der Personalbindung schaffen.

Ubergreifend zeigen die Ergebnisse dieses Kapitels deutlich, dass die genann-
ten Risikofaktoren ineinandergreifen und sich gegenseitig verstirken. So fiihrt der
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Fachkriftemangel nicht nur zu Personalengpissen, sondern zwingt die Unterneh-
men auch dazu, qualifizierte Arbeitskréifte zu hoheren Lohnen anzustellen, was
den ohnehin hohen Kostendruck weiter erhoht. Die dadurch entstehende Mehrar-
beit lastet hiufig auf den bestehenden Beschiftigten und den Inhaber:innen selbst,
die zunehmend die entstandenen Liicken durch eigene Arbeitsleistung fiillen miis-
sen. Diese fortwihrende Belastung wirkt sich auf die korperliche und psychische
Gesundheit aus und stellt eine zusitzliche Herausforderung fiir viele Unterneh-
merinnen und Unternehmer dar. Parallel dazu wéichst der Innovationsdruck, da
KMU verstiarkt versuchen miissen, flexible und familienfreundliche Arbeitsbedin-
gungen zu schaffen, um den Anforderungen potenzieller Bewerber:innen gerecht
zu werden. Da fiir diese Anpassungen die strukturelle Unterstiitzung fehlt, steigt
der Druck auf die Unternehmen erheblich und verdeutlicht das Spannungsfeld,
in dem KMU im heutigen wirtschaftlichen und sozialen Umfeld agieren. Insge-
samt zeigt das Kapitel, wie wichtig eine stidrkere politische und gesellschaftliche
Unterstiitzung fiir KMU ist, um ihre langfristige Wettbewerbsfahigkeit und ihr
Uberleben zu sichern.

In Bezug auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zeigt die Analyse der
Interviews, dass KMU trotz der vielfiltigen Herausforderungen im betrieblichen
und wirtschaftlichen Umfeld eine Bereitschaft zeigen, ihren Beschiftigten eine
gewisse Flexibilitdt und Unterstiitzung anzubieten. Fiir viele der interviewten
Unternehmensleitungen ist die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, einschlief3-
lich der Pflege von Angehorigen, bereits integraler, wenn auch impliziter Teil
der Unternehmenskultur. Die Bereitschaft, auf individuelle Bediirfnisse einzu-
gehen, spiegelt sich in den bestehenden Vereinbarkeitsmalnahmen wider, die
fiir alle Beschiftigten gelten und oft in der Flexibilitit der Arbeitszeiten und
einer offenen Kommunikation zu betriebsbedingten Belastungsspitzen bestehen.
KMU legen Wert darauf, in ihrem kleineren, oft familidr gepréigten Betriebs-
klima eine unterstiitzende und flexible Arbeitsumgebung zu schaffen, die auf die
individuellen Bediirfnisse der Beschiftigten eingeht, unabhéngig davon, ob sie
Pflegeverantwortung tibernehmen oder anderen familidren Verpflichtungen nach-
kommen. Diese allgemeine Flexibilitit ist eine Stirke, die den Beschiftigten auch
in der Pflege von Angehorigen entgegenkommt, ohne dass dafiir zusitzliche,
biirokratisch oder finanziell belastende Strukturen geschaffen werden miissen. Ein
weiterer Aspekt ist das Verstindnis der Unternehmen fiir die Lebensrealititen der
Mitarbeitenden. Da viele der interviewten KMU eine direkte Kommunikation und
kurze Entscheidungswege pflegen, ist die Reaktion auf kurzfristige Betreuungs-
oder Pflegebedarfe fiir viele Firmen unkompliziert umsetzbar. Diese proaktive
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und reaktive Anpassungsfihigkeit an die familidren Bediirfnisse der Mitarbeiten-
den hat zur Folge, dass formalisierte oder zusétzliche Vereinbarkeitsangebote aus
Unternehmenssicht nicht erforderlich erscheinen.

Zusammengefasst wird die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in den
befragten KMU durch eine pragmatische, flexibel angelegte Unternehmenskul-
tur gestérkt, die auf ein wechselseitiges Verstidndnis zwischen Arbeitgeber:innen
und Arbeitnehmer:innen baut. Diese Offenheit und Flexibilitdt wirken sich positiv
auf die Vereinbarkeit aus, da sie die individuellen Lebenssituationen der Beschif-
tigten einbeziehen, ohne dass gesonderte Mallnahmen erforderlich werden. Das
minimiert auch den administrativen und wirtschaftlichen Druck auf KMU. Diese
informellen, bediirfnisorientierten Vereinbarkeitsmanahmen konnen jedoch an
ihre Grenzen stoen, wenn sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen weiter
verschirfen. Die Bereitschaft, pflegende Angehorige durch eine offene und flexi-
ble Unternehmenskultur zu unterstiitzen, bleibt ein wesentlicher Vorteil der KMU,
lasst sich jedoch aufgrund der hohen personellen und wirtschaftlichen Belas-
tung kaum in eine umfassendere betriebliche Struktur iibertragen. Die Ergebnisse
verdeutlichen die Notwendigkeit, dass KMU in einem unterstiitzenden politi-
schen und wirtschaftlichen Umfeld agieren miissen, um ihre integrative und
mitarbeiterorientierte Unternehmenskultur langfristig aufrechtzuerhalten.

Die Interviews verdeutlichen zahlreiche Herausforderungen, vor denen KMU
im Spannungsfeld zwischen wirtschaftlichem Druck und Fiirsorgepflicht stehen.
Erginzend hierzu liefern die Ergebnisse der Fragebogen eine wichtige Grund-
lage, die durch die qualitativen Erkenntnisse prizisiert und vertieft wird. Wéhrend
die Fragebogen zentrale strukturelle Trends und Problembereiche aufzeigen,
erschlieBen die Interviews die dahinterliegenden Mechanismen und Dynami-
ken. Ein Beispiel dafiir ist die geringe Bekanntheit und Nutzung gesetzlicher
Pflegezeitregelungen, die in den Fragebogen mit lediglich 7 % angegeben
wird. Die Interviews zeigen, dass dieser geringe Wert auf einem grundle-
genden Missverstindnis der Begriffe ,,pflegende Beschiftigte* und ,,Pflegezeit™
beruht. Viele Unternehmerinnen und Unternehmer verbinden Pflege héufig nur
mit direkten Betreuungsaufgaben fiir (dltere) Familienmitglieder und erkennen
nicht, dass auch biirokratische oder unterstiitzende Tatigkeiten wie Arztbesuche
oder die Koordination der Pflegeaufgaben dazugehoren. Dadurch wird die tat-
sdchliche Betroffenheit in den Unternehmen unterschitzt, was wiederum dazu
fiihrt, dass weder Sensibilisierung noch MaBlnahmen zur Vereinbarkeit Teil des
Unternehmensalltags werden. Diese Diskrepanz verdeutlicht, wie wichtig es ist,
strukturelle Engpésse in KMU genauer zu betrachten. Sowohl die Ergebnisse der
Fragebogen als auch der Interviews heben dabei die knappe Ressourcensituation
als zentrale Herausforderung hervor: Die Fragebogen zeigen, dass finanzielle und
personelle Kapazititen in vielen Unternehmen begrenzt sind, was die Umsetzung
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spezifischer Maflnahmen zur Vereinbarkeit erschwert. Die Interviews erginzen
dies, indem sie zeigen, wie diese Engpdsse im Unternehmensalltag konkret wir-
ken. So berichten die Befragten, dass der Ausfall einer Arbeitskraft schnell
Zu einer Uberlastung der verbleibenden Mitarbeitenden fiihrt, da kleine Teams
keine ausreichenden Pufferstrukturen bieten. Besonders deutlich wird dies in
KMU, in denen die Unternehmensleitung selbst regelmifBig operative Tatigkei-
ten iibernehmen muss, um den Betrieb aufrechtzuerhalten. Diese Kombination
aus finanziellen Einschrinkungen und fehlenden personellen Ressourcen setzt die
Unternehmen erheblich unter Druck und erschwert eine strategische Planung zur
Forderung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf.

Ein weiterer Aspekt der Herausforderungen von KMU ist die Perspektive auf
zukiinftige Entwicklungen. Wihrend die Fragebogen zeigen, dass die Mehrzahl
der Unternehmen mit einem Anstieg pflegender Beschiftigter rechnet, verdeut-
lichen die Interviews, dass sich viele Unternehmen darauf weder strategisch
noch operativ vorbereiten. Statt proaktiv Maflnahmen zu planen oder Strukturen
anzupassen, dominieren kurzfristige und situative Reaktionen auf Vereinbarkeits-
anforderungen. Dies zeigt sich besonders in der Abhingigkeit von individuellen
Absprachen zwischen Unternehmensleitung und Mitarbeitenden, die zwar Fle-
xibilitdt ermoglichen, aber keine nachhaltige Grundlage fiir die systematische
Forderung der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf bieten. Die Interviews ver-
deutlichen auch, dass viele Unternehmer:innen die Bedeutung des Themas zwar
erkennen, aber aufgrund bestehender Ressourcenkonflikte wie fehlenden Puffer-
strukturen oder knappen finanziellen Mitteln keine zusétzlichen Kapazititen fiir
die strategische Planung bereitstellen konnen. Dadurch bleibt das Thema Ver-
einbarkeit in vielen KMU ein reaktives und wenig systematisiertes Feld, was
langfristig die Handlungsfihigkeit der Unternehmen einschrinken konnte. Die
Synthese macht deutlich, dass die Ergebnisse der Fragebogen und Interviews
ibereinstimmend zeigen, dass KMU aufgrund struktureller Engpisse bei der Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf hdufig an ihre Grenzen stoflen. Wihrend die
Fragebogen diese Engpédsse quantitativ durch geringe MaBinahmenverfiigbarkeit
und finanzielle Restriktionen belegen, verdeutlichen die Interviews die prakti-
schen Folgen: eine hohe Belastung der Mitarbeitenden, eine Kultur improvisierter
Reaktionen und eine fehlende strategische Planung. Beide Methoden unterstrei-
chen jedoch auch, dass individuelle Vereinbarungen trotz aller Einschrinkungen
ein zentraler Ansatz sind, um kurzfristige Losungen zu schaffen und die Bin-
dung der Beschiftigten zu stirken. Diese Verkniipfung aus quantitativer Breite
und qualitativer Tiefe bietet ein differenziertes Verstindnis der aktuellen Heraus-
forderungen und zeigt zugleich Potenziale fiir nachhaltigere Ansitze im Umgang
mit Vereinbarkeitsfragen.
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Die Auswertung der Fragebogen und Interviews fiihrt nun zur Beantwortung
der Forschungsfragen, die im Kapitel 7 (Genese der Forschungsfragen) abge-
leitet wurden. Der Anspruch besteht darin, die empirischen Ergebnisse mit
den theoretischen Konzepten zusammenzufiihren. Dabei wurde ein methodischer
Ansatz gewihlt, der qualitative und quantitative Daten trianguliert, um sowohl
die individuellen als auch die organisationalen Perspektiven der befragten KMU
abzubilden. Die Analyse orientierte sich an den theoretischen Rahmenbedin-
gungen der Organisationssoziologie, Akteursmodelle und Entscheidungstheorie,
um die empirischen Ergebnisse in einen breiteren Kontext einzuordnen. Daran
soll sich erkldren, wo genau die Entscheidungspriamissen von KMU liegen,
wenn es um die Implementierung von MaBnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf geht. Hierfiir werden die theoretischen Handlungsrahmen der Orga-
nisationsumwelt, der Akteurskonzepte und der Entscheidungstheorie mit den
tatsdchlich vorgefundenen Verhaltens- und Handlungsweisen der befragten KMU
abgeglichen. Die Modelle bieten wertvolle Einsichten in das komplexe Zusam-
menspiel von Rationalitit, Emotionen, sozialen Normen und Machtstrukturen.
Sie ermoglichen eine differenzierte Analyse der Griinde, warum bestimmte Ent-
scheidungen getroffen oder abgelehnt werden. Sie helfen zudem dabei, das
Verhalten und die Motivation von Fiihrungskréften und Mitarbeitenden besser zu
verstehen. Durch die Erkldrung anhand der drei Theoriestringe wird unterneh-
merisches Handeln in seinem sozialen, 6konomischen und kulturellen Kontext
interpretierbar, was es erlaubt, Handlungsstrategien besser zu entwickeln und zu
gestalten. Dabei kommt der Entscheidungstheorie eine exponierte Position zu.
Sie liefert das analytische Framework, um Handlungsweisen in Unternehmen
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verstehend zu interpretieren. Dazu stellt sie verschiedene Modelle und Kon-
zepte bereit, die erkldren, wie Entscheidungen in unsicheren und komplexen
Umgebungen getroffen werden, welche Entscheidungsprozesse dabei ablaufen
und wie individuelle und organisationale Faktoren dabei interagieren. Bei der
Analyse von Entscheidungen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ermoglicht
die Theorie eine differenzierte Betrachtung der zugrunde liegenden Dynamiken.
Nachstehend wird jede der zentralen Forschungsfragen thematisch eingefiihrt und
anschliefend anhand der theoretischen sowie empirischen Erkenntnisse beantwor-
tet. Die Ergebnisse werden in den Abschnitten durch eine theoretische Reflexion
erginzt, die die Handlungslogiken und Entscheidungspriamissen der befragten
KMU beleuchtet. AbschlieBend werden die wesentlichen Erkenntnisse in einem
Fazit zusammengefiihrt, das den konkreten Gewinn fiir die Forschung und Praxis
darstellt.

10.1 Institutionelle und organisationale
Rahmenbedingungen als Einflussfaktoren

Die erste Forschungsfrage untersucht, welche institutionellen und organisationa-
len Faktoren die Einfiihrung pflegesensibler Maf3nahmen in KMU fordern oder
behindern. Diese Fragestellung bildet den Ausgangspunkt, um die zentralen Bar-
rieren und unterstiitzenden Rahmenbedingungen zu analysieren, die im Verlauf
der Interviews identifiziert wurden. Die Auswertung der Unternehmensinterviews
deckte eine Reihe von beeinflussenden institutionellen und organisatorischen
Faktoren auf, die sowohl forderliche als auch hemmende Wirkungen entfalten
konnen. Diese Faktoren sind entscheidend fiir die Integration von Unterstiitzungs-
mafBnahmen, die es auf der einen Seite Beschiftigten ermdglichen, ihre familidre
Pflegeverpflichtung mit dem Beruf zu vereinbaren, und auf der anderen Seite
die Unternehmen handlungsfihig halten. Ein identifizierter institutioneller Fak-
tor, nach dem gezielt gefragt wurde, ist das Pflege- und Familienpflegezeitgesetz.
93 % der befragten KMU hatten keine konkreten Kenntnisse iiber diese Gesetze
und konnten sie entsprechend auch nicht nutzen. Das deutet auf ein Informa-
tionsdefizit hin, was eine wichtige Barriere darstellt. Dariiber hinaus spielt die
GroBe des Unternehmens eine Rolle: Kleinere Unternehmen mit weniger als neun
Beschiiftigten, auf die viele der gesetzlichen Regelungen nicht zutreffen, zeigen
eine geringere Bereitschaft zur Implementierung solcher Maflnahmen oder zum
aktiven Bewerben der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung. Der Vorteil gegeniiber
einer zweiwochigen Krankschreibung erschloss sich den Unternehmensleitungen
nicht. Bestiinde mehr Kenntnis zur Moglichkeit einer kurzzeitigen Auszeit im
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Akutfall, wiirde diese wahrscheinlich mehr empfohlen. Denn diese gesetzliche
Regelung gilt fiir alle Beschiftigten unabhéingig von der Unternehmensgrofle.
Die Unbekanntheit der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung steht exemplarisch fiir
die fehlenden zeitlichen Ressourcen und die Allzustdndigkeit der Unternehmens-
leitung. Das lenkte deren Aufmerksamkeit hin zum operativen Tagesgeschéft
und weg von priventiven Vereinbarkeitskonzepten. Damit ist der organisatio-
nale Faktor angesprochen, welcher der Beschaffenheit des Arbeitskontextes eine
wichtige Position zuweist. Hierbei waren die Flexibilitit der Arbeitszeit und die
Unternehmenskultur vorstehende Elemente. Sie wirkten bei der Einfiihrung pfle-
gesensibler MaBnahmen entweder unterstiitzend oder hemmend. Eines der am
meisten verbreiteten Angebote fiir alle Beschiftigten ist die Flexibilisierung der
Arbeitszeit, welche in rund 70 % der befragten KMU durch Gleitzeit zum Einsatz
kommt. Allerdings ist diese MaBBnahme in bestimmten Branchen, wie dem Bauge-
werbe oder der Produktion, oft schwerer oder gar nicht umzusetzen. Hier wirken
branchenspezifische Einschrinkungen, wie Schichtarbeit oder die Notwendigkeit
physischer Anwesenheit, hemmend auf die Implementierung flexibler Arbeitszeit-
modelle. Dieser Fakt ist nicht trivial, sondern eine der wichtigsten Komponenten
bei der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Die branchenspezifischen Nachteile
sind besonders in Berufen mit Prisenzanforderungen wie dem verarbeitenden
Gewerbe, dem Baugewerbe, der Gastronomie und dem Einzelhandel erkenn-
bar, in denen die Flexibilisierungsmoglichkeiten stark begrenzt sind. Hier ist die
Arbeit an physische Prozesse oder Servicezeiten gebunden, was flexible Arbeits-
zeiten, Homeoffice oder kurzfristige Arbeitsbefreiung fiir pflegende Beschiftigte
nahezu unmoglich macht. Zudem ist die Arbeit in diesen Branchen oft teamorien-
tiert, was eine kurzfristige Arbeitsbefreiung oder eine flexible Arbeitsgestaltung
erschwert. In wissensintensiven und freiberuflichen Dienstleistungen sind dage-
gen mehr Flexibilititsoptionen, wie Homeoffice und Remote Work méglich, doch
auch hier fehlt es oft an personellen Ressourcen, um Abwesenheiten addquat
zu kompensieren. In den befragten Kleinst- und Kleinunternehmen erschwe-
ren geringe personelle Kapazititen, hohe Anforderungen an Pridsenz sowie ein
starker Kosten- und Produktivititsdruck die Einfiihrung pflegesensibler Mafnah-
men. Dies wird durch ein mangelndes Wissen iiber pflegespezifische Bediirfnisse
und gesetzliche Unterstiitzungsmoglichkeiten verstiarkt, was Unternehmen dazu
bringt, nur allgemeine Maflnahmen wie Teilzeit oder flexible Pausen anzubie-
ten. Die KMU miissen darauf achten, dass die Arbeitsfiahigkeit trotz der Ausfille
erhalten bleibt, was in diesen Kontexten eine grofe Herausforderung darstellt.
Sie haben daher generell Schwierigkeiten, addquat auf die Anforderungen von
pflegenden Beschiftigten zu reagieren, da deren Flexibilitdtsanforderungen nicht
mit den Betriebsanforderungen vereinbar sind. Zudem sind die KMU stark auf
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die Produktivitit ihrer Mitarbeitenden angewiesen, insbesondere in Branchen mit
geringen Gewinnmargen wie dem Handel oder der Gastronomie. Die Einfiihrung
pflegesensibler MaBBnahmen wird hier oft als zusitzlicher Kostenfaktor gesehen,
der die Produktivitit des Unternehmens beeintrichtigen konnte. Diese finanzielle
Unsicherheit, verbunden mit einem Mangel an Ressourcen zur Deckung der ent-
stehenden Kosten durch Vertretungsregelungen oder flexible Arbeitszeiten, wirkt
als starker Verhinderungsfaktor.

Ein weiteres organisationales Hindernis ist die oft fehlende strategische Pla-
nung. Viele kleine Unternehmen bevorzugen bei der Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf informelle und individuelle Absprachen gegeniiber formalen Programmen.
Obwohl diese Flexibilitdt in kleinen Unternehmen Vorteile bieten kann, fiihrt
sie dazu, dass langfristige Malnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie
wenig Aufmerksamkeit erhalten und stattdessen kurzfristige Ad-hoc-Losungen
vorherrschen. Die Personalverantwortlichen in KMU, wenn sie iiberhaupt exis-
tieren, sind oft mit anderen Priorititen ausgelastet, und die Verantwortlichkeit
fiir die Implementierung solcher Mafnahmen liegt meist allein bei der Unterneh-
mensleitung. Zudem zeigt sich in vielen KMU ein kulturelles Missverstidndnis
oder eine Abwehrhaltung gegeniiber der Notwendigkeit von Vereinbarkeitsmaf3-
nahmen. Einige Unternehmen trennen strikt zwischen Berufs- und Privatleben
und sind skeptisch, ob pflegesensible Malnahmen einen positiven Einfluss auf
die Arbeitsproduktivitdt haben konnten. Dies steht im Gegensatz zu groferen
KMU und GroBunternechmen, die tendenziell strukturiertere und standardisierte
Ansitze verfolgen, was die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf betrifft.

Auf der positiven Seite sind einige organisationale Merkmale erkennbar, die
die Einfiihrung pflegesensibler Mallnahmen unterstiitzen konnen. Eine besonders
wichtige Rolle spielt die flexible Gestaltung von Arbeitszeiten und -orten. Auch
wenn diese nicht in allen Branchen praktikabel ist, wird sie von vielen KMU
als SchliisselmaBnahme fiir die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf erkannt.
In der Praxis bieten viele der befragten KMU bereits flexible Pausenregelun-
gen und Arbeitsbefreiungen in Notfillen an. Diese pragmatischen Ansitze, die
auf den individuellen Bediirfnissen der Beschiftigten basieren, schaffen einen
gewissen Grad an Vereinbarkeit, ohne dass umfangreiche formale Strukturen
notwendig wiren. Die Bereitschaft, pflegende Angehorige bei der Gestaltung
ihrer Arbeitszeit zu unterstiitzen, ist in vielen KMU vorhanden, auch wenn dies
oft unstrukturiert geschieht. Als ebenfalls forderliches Element stellte sich die
Erkenntnis der Unternehmen {iber den strategischen Effekt von Initiativen zur Ver-
einbarkeit von Pflege und Beruf heraus, insbesondere in Bezug auf die Bindung
qualifizierter und langjahriger Beschiftigter. Dieses Verstdndnis konnte in den
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meisten Fillen im Interviewverlauf generiert werden, wobei jeweils eine Erldute-
rung zur Lebenslage pflegender Beschiftigter mit deren verschiedenen Stressoren
vorausging.

Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist nicht das dridngendste Thema
aus Sicht der Unternehmen. Das Anliegen des Fachkrdiftemangels ist zentral,
da er fiir viele kleine und mittlere Unternechmen existenzbedrohend ist (Mesa-
ros et al. 2009; EY 2021; DIHK 2021, 2023; IfM Bonn 2023). Unternechmen
berichten von Schwierigkeiten bei der Gewinnung und Bindung qualifizierter
Arbeitskrifte, insbesondere in Branchen wie dem Baugewerbe, der Gastronomie
und dem Handwerk. Der Mangel an gut ausgebildeten und motivierten Mitarbei-
tenden fiihrt zu einem Riickgang der Produktivitit und zwingt die KMU, ihre
Kapazititen zu reduzieren, beispielsweise durch kiirzere Offnungszeiten oder das
Ablehnen von Auftrigen. Weitere dringende Themen sind der Wettbewerbsdruck
(IfM Bonn 2023) und die Unsicherheiten auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere
durch sich verdndernde politische Rahmenbedingungen wie die Diskussion um
die Vier-Tage-Woche oder die Erhohung des Mindestlohns. Diese Entwicklun-
gen verstidrken die Schwierigkeiten, wettbewerbsfihige Arbeitsbedingungen zu
bieten, da viele KMU in ressourcenarmen Branchen titig sind. Diese Unter-
nehmen verfiigen typischerweise iiber begrenzte finanzielle, personelle und/oder
infrastrukturelle Mittel. Das duflert sich durch niedrige Gewinnmargen, geringe
Kapitalreserven und einen intensiven Wettbewerbsdruck. Beispiele dafiir sind das
Gastgewerbe, der Einzelhandel oder Teile des Handwerks, wo KMU (besonders
Klein- und Kleinstunternehmen) aufgrund geringer finanzieller Spielrdume weni-
ger in zusitzliche Ressourcen wie Personal, technologische Infrastruktur oder
flexible Arbeitsmodelle investieren konnen. Zusitzlich stellt der Kosten- und Pro-
duktivitdtsdruck eine enorme Belastung dar (IfM Bonn 2022b; KfW Research
2023a). KMU miissen unter knappen wirtschaftlichen Bedingungen agieren und
konnen es sich hdufig nicht leisten, Mitarbeitende aufgrund von Pflegeverpflich-
tungen fiir lingere Zeit von der Arbeit freizustellen. Eine fehlende staatliche
Pflegeinfrastruktur zwingt Unternehmen zudem, diese Ausfille durch eigene Res-
sourcen zu kompensieren, was ihre wirtschaftliche Stabilitit weiter gefahrdet.
Insgesamt gewdhren KMU diesen Aspekten Vorrang, weil sie unmittelbare Aus-
wirkungen auf den Fortbestand und die Wettbewerbsfihigkeit des Unternehmens
haben. Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf wird dagegen eher als ein wei-
cher Faktor betrachtet, der hinter den existenziellen Herausforderungen wie dem
Fachkriftemangel, den Produktionskapazititen und den steigenden Betriebskosten
zurlicksteht.
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Theoretische Reflexion

Bereits diese ressourcenbedingte Beschrinkung vermag die Einstellung der Unter-
nehmensleitungen verstdndlicher zu machen und plausibilisiert, aus welchen
Griinden sie nicht zu einem Leitfaden greifen, der ihnen mit einer Schritt-
fiir-Schritt-Anleitung zu einer pflegesensiblen Unternehmenskultur verhilft. Die
Entscheidungsfindung in KMU beziiglich Vereinbarkeitsmafinahmen wird maB-
geblich von den spezifischen Rahmenbedingungen der Organisationen beeinflusst.
Dort, wo starke Regularien oder knappe finanzielle Mittel vorherrschen, sind die
Entscheidungskorridore enger (Esser 1990, S. 231 ff.; Ahrne & Brunsson 2019).
KMU sind in ihren Entscheidungen dann stirker eingeschréinkt und miissen prag-
matische Losungen finden, die moglicherweise kurzfristige Vorteile gegeniiber
langfristigen Investitionen wie pflegesensible Maflnahmen stellen. Im Rahmen
der Entscheidungstheorie beschreibt die begrenzte Rationalitdt (bounded ratio-
nality) am treffendsten, wie Unternehmer manchmal Entscheidungen treffen,
die auf pragmatischen, aber nicht unbedingt rationalen Uberlegungen basieren
(Simon 1959, 1972). KMU handeln oft unter Zeitdruck und Unsicherheit und
greifen daher auf Heuristiken zuriick, um schnell zu Entscheidungen zu gelan-
gen (Kahneman 2012; Fichter 2018; Laux et al. 2018). Diese Vereinfachung des
Entscheidungsprozesses kann zu suboptimalen Entscheidungen fiihren, die auf
unvollstdndigen Informationen oder emotionalen Reaktionen basieren. Umfassend
kritisieren ldsst sich das dennoch nicht, da diese sogenannte pragmatische Irra-
tionalitat auf der Idee basiert, dass Menschen in realen Situationen pragmatisch
handeln und Entscheidungen treffen, die zwar nicht optimal sind, aber angesichts
der beschrinkten Ressourcen (Zeit, Wissen, Fihigkeiten) praktikabel erscheinen
(March & Simon 1958; Cohen et al. 1972; Luhmann 2000; Preisendorfer 2016;
Schreyogg & Geiger 2024). Dieses Konzept erweitert den Gedanken der begrenz-
ten Rationalitét, indem es aufzeigt, dass die ,,ausreichend guten* Entscheidungen
manchmal irrational wirken konnen, weil sie nicht die theoretisch besten, dafiir
aber die praktisch umsetzbarsten Losungen darstellen (Cohen et al. 1972; Prei-
sendorfer 2016, S. 139 ff.; Simon 2021, S. 114 ff.). Die informellen und wenig
formalisierten Absprachen sind hierfiir ein sehr gutes Beispiel.

In der Praxis hingt das unternehmerische Handeln davon ab, wie die Unter-
nehmensleitung diese Schritte gestaltet und welche Informationen und Uberlegun-
gen sie einbeziechen. Wenn ein Unternehmer zum Beispiel vor der Entscheidung
steht, pflegesensible Mafnahmen einzufiihren, wird er zunéchst das Problem iden-
tifizieren (z. B. zunehmende Pflegeverpflichtungen der Mitarbeitenden) und dann
Alternativen abwégen (flexible Arbeitszeiten, zusitzliche Urlaubstage fiir pfle-
gende Angehorige etc.). Unter Beriicksichtigung des aktuellen Wissensstandes,
der verfligbaren Informationen und der Abschitzung der Konsequenzen wird
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die Entscheidung getroffen. Letztendlich tragen diese Bausteine der Entschei-
dungstheorie dazu bei, unternehmerisches Handeln als dynamischen, oft von
Unsicherheiten und Abwigungen geprigten Prozess zu verstehen, der nicht nur
durch 6konomische, sondern auch durch soziale und psychologische Faktoren
beeinflusst wird. Wie stark die letztgenannten Bereiche individuell ausgepragt
sind, hingt stark von dem jeweiligen Rollenverstindnis und den strukturellen
Gegebenheiten ab. Hier treten die verschiedenen Akteursmodelle als Erklarungs-
ansitze auf den Plan. Das klassische Modell des Homo Oeconomicus beschreibt
einen primir wirtschaftlich geleiteten Menschen (Starbatty 2005; Pelzmann 2010;
Kirchgissner 2013a). Die Unternehmensleitungen in KMU, die sich nach dem
Prinzip verhalten, sind stark vom wirtschaftlichen Nutzen und der Effizienz ihrer
Entscheidungen motiviert. Sie wigen Kosten und Nutzen von pflegesensiblen
MaBnahmen streng nach 6konomischen Kriterien ab. Fiir sie wird die Einfiihrung
solcher MaBnahmen nur dann attraktiv, wenn ein klarer betriebswirtschaftlicher
Vorteil erkennbar ist. Das sind zum Beispiel die Mitarbeiterbindung, eine nach-
weislich gesteigerte Produktivitit oder die Verbesserung des Arbeitgeberimages.
Diese Argumente tauchten in der Auswertung der Unternehmensbefragung nicht
primér auf. Das belegt jedoch nicht, dass die Unternehmer:innen nicht auf die
Maximierung des Nutzens abzielten, sondern dass sie sich in einem intensiven
Wettbewerb befanden und knappe Ressourcen verwalteten. Sie neigten dazu, das
Modell in ihrem Handeln zu bevorzugen. Es dominierten rationale Uberlegungen,
die vor allem kurzfristige okonomische Ziele verfolgen (Kunz 2004). Die Ent-
scheidung gegen pflegesensible MaSnahmen konnte hier damit begriindet werden,
dass sie als Kostenfaktor wahrgenommen werden, ohne dass ein unmittelbarer
Mehrwert fiir das Unternehmen ersichtlich ist. Auch wenn der ,,Unternehmenstyp
Homo Oeconomicus* deutlich erkennbar war, zeigten sich auch Ausprigungen
anderer Modelle, die in Mischformen auftraten. Anteile des Homo Oeconomi-
cus vermischten sich mit denen des Homo Sociologicus (Dahrendorf 1958, 2006;
Opp 1986; Schimank 2016). Unternehmer:innen betrachteten eine gute Verein-
barkeit von Pflege und Beruf als Teil ihrer sozialen Verantwortung und nicht
ausschlieBlich aus einer betriebswirtschaftlichen Perspektive. In den KMU, in
denen eine werteorientierte Kultur vorherrschte, sind Fiihrungskrifte eher bereit,
pflegesensible Angebote einzufiihren, selbst wenn der unmittelbare wirtschaftli-
che Nutzen nicht offensichtlich ist. Diese KMU zeichnen sich durch eine starke
interne Solidaritdt und den Wunsch aus, den Mitarbeitenden auch in schwieri-
gen Lebenssituationen, wie der Pflege von Angehdrigen, Unterstiitzung zu bieten.
Hier spielt die normative Verpflichtung, sich um das Wohl der Beschiftigten zu
kiimmern, eine zentrale Rolle.
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Dieser Befund zeigte sich unabhingig von Branche, Ressourcen oder
Geschlecht der Unternehmensleitung. Es hatte vielmehr etwas mit Emotionen,
Beziehungen und personlicher Bindung unter den Akteur:innen zu tun (Verhal-
tensmodell Emotional Man) (Flam 1990; Beckenbach 2001; Schimank 2016,
S. 131 ff.). Dadurch, dass in den kleinen Unternehmen die Hierarchien flach
waren, wurden personliche Beziehungen zwischen Fiihrungskraft und Beschif-
tigten eng und familidr. Die Vorgesetzten entwickelten ein Mitgefiihl fiir die
Situation der betroffenen Beschiftigten und unterstiitzten diese entweder durch
eine Anpassung der Arbeitsorganisation oder durch personlichen Support. Wenn
die Fiihrungskrifte selbst Erfahrungen mit Pflege gemacht haben, stieg die Wahr-
scheinlichkeit, dass passgenau Vereinbarkeitsmoglichkeiten geschaffen wurden.
Umgekehrt kann die Entscheidung gegen solche MaBlnahmen in den KMU auf
eine emotionale Distanz und weniger ausgeprigte Beziehungen zuriickgefiihrt
werden. In diesem Fall sind formale Strategien fiir die Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf geeigneter, um nicht von einer dyadischen Vorgesetzten-Mitarbeiter-
Beziehung abhingig zu sein. Das stellt einen wichtigen Zusammenhang zwischen
Unternehmensgrole und formellen Vereinbarkeitslosungen dar. Dort, wo auf-
grund einer hohen Beschiftigtenzahl kein personlicher Beziehungsaufbau mog-
lich ist, stellen formalisierte Angebote ein wichtiges Aquivalent dar. Auf Basis
der theoretischen Modelle und der empirischen Daten zeigt sich, dass der Homo
socio-oeconomicus das vorherrschende Akteursmodell ist. Die meisten befragten
Unternehmen scheinen eine Balance zwischen wirtschaftlicher Rationalitidt und
sozialen Verpflichtungen zu suchen. Das Streben nach Gewinn wird durch die
Notwendigkeit ergédnzt, soziale Normen und Erwartungen zu erfiillen.

Die bestimmenden unternehmerischen Einflussfaktoren auf die Moglichkeit
zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf sind:

1. Die wirtschaftliche Position des Unternehmens: KMU mit einem groferen
finanziellen Spielraum haben mehr monetire Moglichkeiten fiir soziale Inves-
titionen. Hingegen konnen KMU mit einer unsicheren wirtschaftlichen Lage
nur kurzfristige 6konomische Entscheidungen treffen, was Vereinbarkeitsmaf3-
nahmen blockieren kann.

2. Branchen- und Umweltfaktoren: Die Branche, in dem das KMU titig ist und
der dort vorherrschende War for Talent haben ebenfalls Einfluss. In Bereichen,
in denen berufsbedingt eine Flexibilitdt schwer umzusetzen ist, wie etwa der
Produktion oder dem Baugewerbe, wird die Einfiihrung solcher Maflnahmen
als hinderlich eingestuft.

3. Kulturelle Werte: In KMU, in denen soziale Verantwortung und Fiirsorge
als Teil in der Unternehmenskultur verankert sind, ist die Unterstiitzung der
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Vereinbarkeit von Pflege und Beruf durch geeignete Angebote anzutreffen. Das
waren Unternehmen, die sich als generell familienfreundlich positionierten
und in denen eine enge Bindung zwischen Vorgesetzten und Beschiftigten
bestand.

4. Fiihrungspersonlichkeit: Zuletzt konnen Personlichkeitsmerkmale als Faktor
identifiziert werden. Unternehmensleitungen, die sich selbst als fortschritt-
lich, fiirsorglich und sozial verantwortlich betrachteten, waren eher geneigt,
die Anforderungen zur Vereinbarkeit ihrer Beschéftigten ernst zu nehmen und
MafBnahmen zu ergreifen. Das passt zu ihrem Selbstverstindnis und war in
den meisten Fille mit einer eigenen Erfahrung in der familidren Pflege ver-
bunden. Somit stirkte die Eigenbetroffenheit auch immer die Sensibilitdt und
die Bereitschaft zur Verantwortungsiibernahme.

Damit wird deutlich, dass erfolgreiche Vereinbarkeitsstrategien in KMU nicht nur
auf organisatorischer Flexibilitdt beruhen, sondern auch auf einer tief verankerten
sozialen Verantwortung gegeniiber den Beschiftigten. Diese steht jedoch in einem
Konflikt mit den realen betrieblichen und branchenspezifischen Anforderungen
und den begrenzten Ressourcen, insbesondere in sehr kleinen Unternehmen.
Hier entsteht ein nur schwer auflosbares Spannungsverhiltnis zwischen den
sozialen Bediirfnissen der Beschiftigten und den strukturellen Zwéngen, insbe-
sondere in Kleinst- und Kleinunternehmen. Generische Vereinbarkeitsmafnahmen
wie Homeoffice und flexible Arbeitszeiten widersprechen hier den struktu-
rellen Realititen. Einen Beitrag zur Auflosung dieses Spannungsverhiltnisses
liefert Kapitel 11 mit Handlungsempfehlungen, die auf die Bedarfe von KMU
ausgerichtet sind.

10.2 Reaktionsmuster bei Vereinbarkeitsbedarfen

Die zweite Forschungsfrage beschiftigt sich mit der Frage, wie KMU reagieren,
wenn Beschiftigte eine akute oder langfristige Notwendigkeit zur Vereinbar-
keit von Beruf und Pflege haben. Dabei werden typische Handlungsweisen und
Strategien der Unternehmen analysiert, um ihre Auswirkungen auf die Arbeitsor-
ganisation und die Mitarbeitenden zu verstehen. Aus den Befragungen ergab sich,
dass praktisch alle Beschiftigten bereits einmal einen familidren Notfall erlebt
hat, der es unmoglich machte, voriibergehend im Unternehmen weiterzuarbeiten.
Unternehmen reagierten auf diese kurzfristigen Vereinbarkeitsnotwendigkeiten
auf verschiedene Weise, wobei die Reaktionen stark von der Unternehmensgrofie
und den vorhandenen personellen Ressourcen abhingen. Der hiufigste Grund fiir
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kurzfristige Ausfille waren Krankschreibungen von Beschiftigten, gefolgt von
Elternzeit und Krankentagen von Kindern. Diese Ausfallgriinde treffen in den
meisten KMU bereits auf einen routinierten Verfahrensablauf. Hierfiir bestehen
Mechanismen, um die fehlende Arbeitskraft zu kompensieren. Zu den hiufigsten
Strategien gehoren die Umverteilung der Arbeit auf andere Mitarbeiter:innen, die
Flexibilisierung des Betriebsablaufs sowie die voriibergehende Reduzierung von
Offnungszeiten und Dienstleistungen. Problematisch wird es fiir KMU, wenn die
Ausfille langerfristig sind, Schliisselpersonen betroffen sind oder mehrere Perso-
nen gleichzeitig ausfallen. Ressourcen fiir Springer oder zusétzliches Personal
waren nicht vorhanden. Dies fiihrt in vielen Fillen dazu, dass die Unterneh-
mensleitung selbst operative Aufgaben iibernimmt und ihre Managementfunktion
voriibergehend vernachlissigt oder diese nach der regulidren Arbeitszeit erledigt.
Das fiihrt in den Beschreibungen der Befragten zu erheblichen Auswirkungen
auf die Arbeitsorganisation und das subjektive Belastungserleben. Fiir die ver-
bleibenden Mitarbeitenden bedeutet die Umverteilung der Aufgaben eine direkte
Erhohung ihres Arbeitspensums, wobei sich die Zusatzbelastung auf verschiedene
Arten manifestiert. Es kommt zwangsliufig zu Uberstunden, die wiederum zu
verringerten Vereinbarkeitsmoglichkeiten von Beruf und Privatleben der zusitz-
lich belasteten Personen fiithren. Zudem ist eine ldngerfristige Erschopfung nicht
auszuschlieBen. Aber nicht nur das Arbeitsvolumen steigt, sondern auch die qua-
litative Belastung. Beschiiftigte, die temporir eine Kollegin bzw. einen Kollegen
ersetzen, miissen oft Aufgaben iibernehmen, die auflerhalb ihres Kompetenz-
bereiches liegen und deren Stressniveau erhohen. AuBerdem waren sich die
Unternehmensleitungen dariiber bewusst, dass die Umverteilung von Aufgaben
zu Spannungen im Team fiihren kann, wenn diese als ungleich wahrgenommen
wird oder eine Kompensation aus den vorhandenen personellen Ressourcen nicht
moglich ist. Um das Team bestmoglich zu entlasten, iibernahmen Fiihrungs-
krifte, die direkt in den Arbeitsalltag eingebunden sind (besonders in Kleinst-
und Kleinunternehmen), oft selbst mehr Aufgaben. Das fiihrt zu weniger Zeit
fiir strategische oder administrative Tatigkeiten. In vielen Féllen bedeutet dies
eine erhebliche Arbeitsverdichtung fiir die Fiihrungskrifte, was wiederum deren
familidre Vereinbarkeitsmoglichkeiten beschneidet.

Die Unternehmensleitungen berichteten weiter von einer hohen koordinativen
Belastung, da sie fiir die Aufrechterhaltung des Arbeitsflusses verantwortlich sind.
Schlussendlich miindet vor allem ein ldngerer Ausfall von Beschiftigten in stra-
tegische Nachteile. Die Weiterentwicklung des Unternehmens und die Akquise
von Auftrigen leiden. Diese Vernachldssigung strategischer Themen kann lang-
fristig die Wettbewerbsfahigkeit des KMU beeintrichtigen und die nachhaltige
Unternehmensfiihrung gefihrden. Insgesamt zeigt die Analyse, dass der Effekt
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des Ausfalls auf die Arbeitslast und das Belastungserleben in KMU weitrei-
chend ist. Besonders sensibel reagierten Unternehmen auf lingere Ausfallzeiten
von Mitarbeitenden. In diesen Situationen kam es fast immer zu zusitzlichen
finanziellen Aufwendungen oder Verlusten, da entweder neues Personal einge-
stellt oder das Angebot reduziert werden musste. Besonders die Zeit wihrend der
Coronapandemie nutzten die Befragten als Ankerbeispiel fiir 1ingere Ausfille, da
besonders Beschiftigte mit Kindern dem Unternehmen nur eingeschriinkt zur Ver-
fligung standen. Insgesamt zeigten sich die KMU bemiiht, Vereinbarkeitslosungen
fiir ihre Beschiftigten zu finden. Sie stieBen dabei jedoch oft an strukturelle
und finanzielle Grenzen. Wie belastet die Unternehmensleitungen reagierten, hing
zum einen mit der GroBe des KMU zusammen und zum anderen mit der Dauer
des Ausfalls von Beschiftigten. Wihrend kurzfristige Freistellungen in fast allen
Unternehmen moglich waren, stolen ldngerfristige Freistellungen auf grofere
Hindernisse. Pflegebedingte Ausfille werden von den Unternehmen als beson-
ders schwerwiegend eingeschitzt, da sie oft langfristig sind und die Riickkehr der
Beschiftigten unsicher bleibt. Die meisten Unternehmen reagierten pragmatisch,
indem sie versuchten, flexible Arbeitszeitmodelle zu etablieren, um die betrof-
fenen Beschiftigten zumindest teilweise im Unternehmen zu halten. Das fiihrte
jedoch immer zu den genannten Belastungen.

An dieser Stelle sei nochmals betont, dass KMU grundsétzlich weniger Wert
auf den spezifischen Grund fiir einen Ausfall ihrer Beschiftigten legen, sondern
vielmehr der Effekt des Ausfalls und dessen Kompensation im Fokus steht. Dies
ergibt sich aus den Antworten der befragten Unternehmen, die betonen, dass jede
Art von Abwesenheit des Personals, sei es aufgrund von Kinderbetreuung, Krank-
heit oder familidrer Pflege, als Herausforderung fiir die Aufrechterhaltung des
Betriebs gesehen wird. Unabhéngig davon, ob es sich um die Betreuung eines
kranken Kindes, um eigene Krankheit oder um die Pflege eines Angehorigen
handelt, bleibt das zentrale Problem fiir die KMU stets die Liicke, die durch den
Ausfall eines/einer Beschiftigten entsteht, und wie diese moglichst schnell und
effizient geschlossen werden kann. Reaktionen sind hiufig pragmatisch, da die
personellen Ressourcen strikt begrenzt sind. Zusitzlich vorgehaltenes Personal
ist aufgrund der angespannten Markt- und Finanzsituation nicht moglich. Daher
verfiigen KMU nicht iiber Reserven, um Ausfille aufzufangen, was in der Konse-
quenz dazu fiihrt, dass es fiir die Unternehmen keinen groen Unterschied macht,
wodurch der Ausfall ausgelost wird. In den meisten Fiéllen wird schlicht versucht,
den laufenden Betrieb so stabil wie moglich zu halten, indem die Arbeitslast auf
andere verteilt wird oder Mitarbeitende kurzfristig fiir Uberstunden einspringen
miissen. Insbesondere fiir Kleinstunternehmen, die von vornherein nur iiber wenig
Personal verfiigen, ist jeder Ausfall eine signifikante Belastung, die den Betrieb
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gefidhrden kann. Ad-hoc-Losungen sind meist die einzige Reaktionsmoglichkeit,
da die vorhandenen Ressourcen nur eine situative Komponente haben. Diese
pragmatische Sichtweise hat auch Auswirkungen auf die Gestaltung der Unter-
nehmenspolitik. Die Analyse der Interviewdaten verdeutlicht, dass die KMU nicht
aus einer sozialen Verantwortung gegeniiber der Pflegebediirftigkeit von Angeho-
rigen handeln, sondern vielmehr, um ihre eigene Betriebsfihigkeit zu sichern. Im
Zusammenhang wird klar, dass die Ursache des Ausfalls fiir die Unternehmen in
den Hintergrund tritt, solange der Effekt des Ausfalls durch organisatorische MaB3-
nahmen bewiltigt werden kann. Daher hat der Ausfall einen deutlich stirkeren
Einfluss als die Ursache.

Es gab dennoch einen entscheidenden Unterschied im Verhalten von Unter-
nehmensleitungen, wenn es um die (akute) Notwendigkeit zur Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf ging. Hatten diese selbst Erfahrungen mit der Pflege von Ange-
horigen gemacht, reagierten sie auf das (konstruierte) Szenario mit erhohtem
Verstindnis fiir die Vereinbarkeitsnotwendigkeit.! Sie waren sich ihrer sozialen
Verantwortung bewusster und versuchten als direkte Ansprechperson zur Ver-
fiigung zu stehen, um die Bedarfslage schnell (neu) einschitzen zu konnen.
Gleichzeitig zeigt sich, dass in KMU ohne eigene Pflegeerfahrung die Verein-
barkeit von Pflege und Beruf eher als Herausforderung wahrgenommen wird, die
primér den Beschiftigten obliegt. Die Pflegeerfahrung der Unternehmensleitung
stellte sich als ein entscheidender Faktor fiir eine verstindnisvolle Unterstiitzung
heraus. Es gab jedoch keine Hinweise darauf, dass KMU mit Pflegeerfahrungen
systematisch andere Arbeitszeitmodelle oder Beratungsangebote vorhalten. Viel-
mehr zeigt sich, dass die spezifische Situation des Unternehmens und die Dauer
der Pflegebediirftigkeit eine groB3e Rolle bei der Gestaltung von Losungen spie-
len. Dies ist vor allem auf die begrenzten personellen und finanziellen Ressourcen
der Unternehmen zuriickzufiihren.

Theoretische Reflexion

Wie sich gezeigt hat, reagieren Unternehmen auf Basis ihrer situativen Lage
auf die Vereinbarkeitswiinsche ihrer Beschiftigten. Sie lehnen diese nicht ab,
sondern versuchen in einem ressourcenorientierten Rahmen Kompromisse auszu-
handeln. Diese Kompromisse sind durch die vorhandenen Ressourcen beeinflusst
und somit von anderen Variablen abhéngig. Das sind zum einen 6konomische und

! Zur Einordnung: Die Frage nach dem Umgang mit Vereinbarkeitsanforderungen war so for-
muliert, dass sie sowohl von KMU beantwortet werden konnte, die bereits entsprechende
Erfahrungen gemacht hatten, als auch von solchen, die noch nicht betroffen waren. Letztere
sollten sich vorstellen, wie sie reagieren wiirden, wenn ein:e Mitarbeiter:in ein entsprechen-
des Anliegen vorbrichte.
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personelle Kapazititen und zum anderen personliche Beziehungen und ein wech-
selseitiges Einfiihlungsvermogen. Die beiden zuletzt genannten Faktoren sind vor
allem in sehr kleinen Unternehmen von grofler Bedeutung, da dort eine enge
Vertrautheit zwischen der Unternehmensfiihrung und den Mitarbeitenden besteht.
Es wurde von freundschaftlich-kollegialen Beziehungen berichtet, die teils bis in
die Freizeit hineinreichen. Die Beziehung zwischen den Vorgesetzten und Mitar-
beitenden kann im Kontext des Tit-for-Tat-Modells interpretiert werden (Axelrod
2014, 2016). Dieses Modell basiert auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit (,,wie
du mir, so ich dir*), jedoch mit einer strategischen Komponente: Unternehmen
reagieren auf kooperatives Verhalten ihrer Mitarbeitenden mit entsprechender
Unterstiitzung, wéhrend sie bei mangelnder Kooperation oder wahrgenomme-
nem Opportunismus ebenfalls zuriickhaltender agieren. Das Tit-for-Tat-Modell
erklart die pragmatische Logik hinter diesen Handlungen, da es eine wechselsei-
tige Anpassung an das Verhalten der anderen Partei fordert und so eine Balance
zwischen betrieblicher Notwendigkeit und sozialer Unterstiitzung schafft (Frey &
Meier 2004; Morner & Wilder 2013). In der Unternehmenspraxis zeigt sich eine
erhohte Bereitschaft zu VereinbarkeitsmaBBnahmen, wenn Mitarbeitende sich in
der Vergangenheit durch kooperatives Verhalten, Flexibilitit und Zuverldssig-
keit ausgezeichnet haben. Dies unterstiitzt die Annahme des Tit-for-Tat-Modells,
dass Unternehmen dazu neigen, Unterstiitzung auf Grundlage einer strategischen
Gegenseitigkeit zu gewihren. Gewihrte oder verwehrte Vereinbarkeitswiinsche
hingen also stark davon ab, ob die KMU im Gegenzug auch einen Nutzen erwar-
ten konnen, etwa durch hohe Motivation oder Flexibilitdt der Mitarbeitenden
in anderen Bereichen. Unternehmen, die positive Erfahrungen mit Beschiftigten
gemacht haben, waren eher bereit, Vereinbarkeitslosungen im Sinne der Tit-for-
Tat-Strategie zu gewihren. Das steht im Einklang mit der Idee, dass kooperatives
Verhalten eine gegenseitige Unterstiitzung fordert, was fiir das Unternehmen
langfristig von Vorteil sein kann. Dies kam der Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf im weitesten Sinne zugute, da Unternehmer:innen besonders ihren dlteren
Beschiiftigten mehr Loyalitdt und Vertrauen entgegenbrachten. Auf der anderen
Seite waren die KMU weniger geneigt, Vereinbarkeitsmalinahmen zu unterstiit-
zen, wenn sie den Eindruck hatten, dass dies zu einem Ungleichgewicht in der
Beziehung fiihren konnte. Das war dann der Fall, wenn sie befiirchten, dass (vor
allem jiingere) Mitarbeitende nicht ausreichend zum Unternehmenserfolg beitra-
gen. In solchen Fillen tendieren die KMU dazu, Mallnahmen einzuschrinken oder
nur unter Vorbehalt zu gewéhren. Es wurde auch immer in Erwégung gezogen,
sich von der betreffenden Person zu trennen.

Fiir die Moglichkeit einer guten Vereinbarkeit von Pflege und Beruf sind
strategische Komponenten ausschlaggebend. Im Wesentlichen gelten dafiir vier



362 10 Analyse und Interpretation der Ergebnisse

Grundvoraussetzungen: (1) Loyalitit und Kooperation, (2) Vermeidung oppor-
tunistischen Verhaltens, (3) langfristige Beziehungspflege sowie (4) betriebliche
Notwendigkeit und Fairness. Bei der ersten Voraussetzung entscheiden Unterneh-
men auf Basis ihrer vergangenen Erfahrungen mit den betreffenden Mitarbei-
ter:innen. Hierbei fiihrt ein kooperatives Verhalten der Beschiftigten zu einer
kooperativen Haltung des Arbeitgebers (Frey & Meier 2004). Bei der zweiten
Voraussetzung betrachten Vorgesetzte genau die Intention der Beschiftigten und
nehmen diesen gegeniiber eine skeptische Haltung ein. Sie wollen eine person-
liche Vorteilnahme vermeiden und damit ein Ungleichgewicht in der Beziehung.
Besteht hierriiber ein Verdacht, egal ob begriindet oder unbegriindet, verweigern
die KMU weiterfithrende VereinbarkeitsmaBnahmen. Bei der dritten Vorausset-
zung ging es um die Investition in eine stabile Beziehung zwischen Unternehmen
und Beschiftigten. KMU, die auf die Vereinbarkeitswiinsche ihrer Beschiftig-
ten eingehen konnten, wussten um den Loyalitédtsvorteil, den diese brachten. Die
vierte Voraussetzung basiert auf einem Fairnessgedanken. Auf der einen Seite
werden z. B. Flexibilisierungen der Arbeitszeit angeboten, die auf der ande-
ren Seite dennoch nicht von einer engagierten Mitarbeit befreien. Unternehmen
erwarteten einen zeitversetzten Arbeitseinsatz. Am liebsten war es ihnen, wenn
die Beschiftigten nicht ganz ausfallen und einen Teil ihrer Aufgaben beibehalten.
Zudem soll die Ausfallzeit moglichst kurz sein und proaktive Vorschldge von den
Beschiftigten kommen, die zur Entlastung des betroffenen Arbeitsbereiches bei-
tragen. In der spezifischen Situation der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zeigt
sich die Tit-for-Tat-Strategie besonders deutlich in der Abwigung zur Gewih-
rung von Vereinbarkeitsangeboten. Diese werden nur dann befiirwortet, wenn ein
klarer Nutzen fiir beide Seiten erkennbar ist. Unternehmen entscheiden sich fiir
eine gezielte Unterstiitzung in dem Bewusstsein, dass sie im Gegenzug von der
langfristigen Loyalitit und Flexibilitit der Mitarbeitenden profitieren. Das Entge-
genkommen der Unternehmensleitung soll sich durch eine erhohte Bindung und
mehr Engagement der Beschiftigten auszahlen. Hierin ist eine implizite Erwar-
tungshaltung gekniipft, was auf ein Tauschversprechen hinauslduft. Das geht iiber
das Prinzip der Reziprozitit hinaus, indem es nicht nur unmittelbare Gegen-
leistungen beschreibt, sondern auch langfristige Erwartungen beinhaltet. Darin
ist ein prédventiver Ansatz zu erkennen, der einen Nebeneffekt bei einer guten
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf darstellt.

In den befragten KMU zeigt sich also kein reines Kosten-Nutzen-Verhalten bei
Entscheidungen zu Vereinbarkeitsmaflnahmen. Rationalitdt wird vielmehr durch
situatives Handeln und den Eindruck von Dringlichkeit und Unsicherheit abge-
16st (Preisendorfer 2016, S. 145; Simon 2021, S. 114 ff.). Unternehmen, die sich
mit Vereinbarkeitswiinschen ihrer Beschiftigten konfrontiert sehen, reagieren oft
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flexibel und situativ, anstatt strikte und einheitliche Regeln zu befolgen. Dies spie-
gelt das Konzept der pragmatischen Irrationalitdt wider, bei dem Entscheidungen
als ,,Versuche* gesehen werden, die nicht immer die effizienteste oder rationalste
Losung darstellen miissen (Ahrne & Brunsson 2019; Luhmann 2000). Beson-
ders die Tatsache der Unsicherheit ist hier federfithrend. Unternehmen konnen
nicht vollumfinglich abschitzen, welche Konsequenzen eine Entscheidung mit
sich bringt (Kahneman 2012; Fichter 2018). In den KMU wurde beschrieben,
dass Entscheidungen iiber Vereinbarkeitsmalnahmen hauptsédchlich unter Unsi-
cherheit getroffen werden. Dies betrifft besonders die Planung von ldngerfristigen
Freistellungen, wie sie fiir die Pflege von Angehorigen erforderlich sein konnen.
Unternehmen konnen hier nicht vorhersehen, wie lange eine Abwesenheit andau-
ert und welche Auswirkungen dies auf den Betrieb hat. Statt auf umfassende
Daten zu warten oder sich diese zu beschaffen, treffen viele KMU daher prag-
matische Entscheidungen auf Basis von Annahmen und Verfiigbarkeitsheuristiken
(Festinger 2009; Braun & Gautschi 2011; Laux et al. 2018). Anstelle 6konomi-
scher Faktoren beriicksichtigen Unternehmen oft die moralischen Aspekte, wie
die Verantwortung gegeniiber ihren Mitarbeitenden. Das fiihrt dazu, dass sie
Entscheidungen treffen, die 6konomisch weniger vorteilhaft erscheinen, jedoch
den Zusammenhalt und die langfristige Mitarbeiterbindung férdern (Morner &
Wilder 2013, S. 178 ff.; Schimank 2016, S. 131 ff.). Dies ist ein deutliches Bei-
spiel fiir pragmatische Irrationalitit, bei der Entscheidungen aus Empathie oder
moralischen Uberzeugungen heraus getroffen werden, auch wenn sie anfangs
nicht profitabel erscheinen. Zudem ist es ein zentrales Merkmal der pragmati-
schen Irrationalitit, Entscheidungen kontextabhingig und nicht nach einem festen
Regelwerk zu treffen. Auch das spiegelt sich in den Daten der KMU wider. Wih-
rend in einigen Fillen flexible Arbeitszeiten gewihrt werden, werden in anderen
Fillen solche Maflnahmen abgelehnt, je nach individueller Situation des Unter-
nehmens und der Mitarbeitenden. Es gibt kein einheitliches Muster, sondern jede
Entscheidung wird als einmaliger Versuch gesehen, die beste Losung unter den
gegebenen Bedingungen zu finden.

Die ,,pragmatische Irrationalitit* und die ,,Tit-for-Tat-Strategie** lassen sich in
den Entscheidungsprozessen der KMU durchaus miteinander verbinden, da viele
Entscheidungen im Umgang mit Vereinbarkeitsmafnahmen sowohl auf Gegen-
seitigkeit als auch auf situativen, pragmatischen Uberlegungen beruhen. Beide
Konzepte erkldren Aspekte von Entscheidungsverhalten, die nicht rein sche-
matisch ablaufen. Die Parallelen der beiden theoretischen Konzepte offenbaren
sich in ihrer situativen Flexibilitdit. Demnach folgen KMU kontextabhéingigen
Regeln, die ihre Beschiftigten durch ihr Verhalten mitbestimmen. Die Reak-
tion auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf basiert auf einer wechselseitigen
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Anpassung. Die befragten Unternehmerinnen und Unternehmer wandten die Tit-
for-Tat-Strategie an, um auf kooperatives Verhalten zu reagieren. Allerdings
zeigten sie auch pragmatische, irrational erscheinende Tendenzen, indem sie
moralische und emotionale Aspekte in ihre Entscheidungen einbezogen, auch
wenn dies 6konomisch nicht immer optimal war. So entsteht aus den beiden
Ansitzen ein hybrides Entscheidungsmodell in KMU.

10.3 Bewertung gesetzlicher Regelungen durch KMU

Die dritte Forschungsfrage widmet sich der Haltung von Kleinst- und Kleinunter-
nehmen gegeniiber einer moglichen Erweiterung der gesetzlichen Regelungen zur
Freistellung von Beschiftigten mit Pflegeverantwortung. Dabei steht im Fokus,
wie diese Unternehmen potenzielle Vorteile und Herausforderungen einer sol-
chen Ausweitung bewerten. Das Antwortverhalten auf die Frage lie deutlich
erkennen, dass die Befragten nur ein begrenztes Bewusstsein fiir die Herausforde-
rungen der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf hatten. Zwar gibt es grundlegende
MafBnahmen zur Flexibilisierung der Arbeitszeit und -organisation sowie Freistel-
lungen in Notfillen, diese wurden jedoch nicht explizit fiir pflegende Angehorige
konzipiert, sondern gelten allgemein fiir alle Beschiftigten und sind Teil der
allgemeinen Arbeitsorganisation. Zu der aktuellen Gesetzeslage der Pflegezeit
und Familienpflegezeit, die erst ab einer Unternehmensgréfle von 16 bzw. 26
Beschiftigten greift, mussten die meisten Befragten zunéchst iiber die Inhalte
der Gesetze informiert werden, bevor sie sich zu einer potenziellen Auswei-
tung duBern konnten. 93 % der Unternehmen hatten bis zu dieser Befragung
noch nie etwas von den Gesetzen gehort oder konnten keine niheren Aussa-
gen zu deren Inhalten machen. Selbst jene 10 von 43 KMU nicht, auf die die
Gesetze wegen ihrer GroBe bereits zutreffen. Dies deutet auf ein erhebliches
Wissensdefizit in Bezug auf die gesetzlichen Regelungen hin, was wiederum die
praktische Anwendung im Unternehmensalltag einschrinkt. Nach der Erlduterung
zur Pflege- und Familienpflegezeit sah die Mehrheit der Unternehmen fiir sich
grofere Hiirden bei der (fiktiven) Umsetzung. Skeptisch waren sie vor allem auf-
grund der befiirchteten zusétzlichen biirokratischen Belastung und der Annahme,
dass die Beschiftigten dies missbrauchen konnten. Diese Haltung spiegelt eine
generelle Kritik gegeniiber den gesetzlichen Vorgaben wider, die als Eingriff in
die unternehmerische Freiheit betrachtet werden. Gleichzeitig gaben einige Unter-
nehmer an, dass sie bereit wiren, entsprechende Mallnahmen zu unterstiitzen,
wenn sie klare Vorteile fiir die Mitarbeiter:innen und eine verbesserte Arbeits-
organisation erkennen konnten. Ein zentrales Argument gegen die Ausweitung
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war die Dauer der moglichen Freistellung. Kurze Freistellungen, wie sie aktuell
moglich sind, wurden allgemein akzeptiert, wihrend lidngere Ausfille als schwer
iiberbriickbar angesehen wurden. Besonders Freistellungen von sechs Monaten
oder mehr wurden iiberwiegend abgelehnt. Aus den Daten lieBen sich die per-
sonelle Herausforderung, die finanzielle Belastung und die Skepsis gegeniiber
der staatlichen Verantwortung als Hauptargumente gegen eine Erweiterung der
Gesetze identifizieren. Die Unternehmen befiirchten allgemein eine Uberregulie-
rung, die ihre betriebliche Flexibilitit einschriankt und zusétzliche administrative
Aufgaben mit sich bringt, die die ohnehin knappen Ressourcen weiter belasten.
Einige KMU stellten die Notwendigkeit der Gesetze grundlegend in Frage und
gaben an, dass eine angemessene staatliche Infrastruktur fiir die Pflege viele Pro-
bleme bereits im Voraus losen konnte. Sie sehen in den bestehenden Gesetzen
eher einen Versuch, staatliche Versdumnisse in der Pflege auf die Unternehmen
abzuwilzen, die damit iiberfordert sind. Damit verbunden ist die gréfte Sorge
der KMU, kurzfristig Ersatz fiir freigestellte Mitarbeiter:innen zu finden. Beson-
ders in Kleinst- und Kleinunternehmen, die oft mit minimalem Personalbestand
arbeiten, stellt der Wegfall von Beschiftigten eine erhebliche Bedrohung der
betrieblichen Abldufe dar. Die Anforderung, addquat auf mehrere Freistellungen
gleichzeitig zu reagieren, wird als praktisch nicht umsetzbar beschrieben.

Trotz der zumeist abwehrenden Haltung gab es auch einige Argumente, die
eine Ausweitung der gesetzlichen Regelungen zur Pflegezeit und Familienpflege-
zeit fiir nicht vollkommen unmoglich erachteten. Hierfiir miissen aber wesentliche
Voraussetzungen erfiillt sein. Dazu z#hlt eine steuerliche und finanzielle Unter-
stiitzung, die bei der Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben helfen konnte. Dies
umfasst unter anderem Subventionen fiir die Einstellung von Ersatzpersonal oder
steuerliche Anreize fiir die Implementierung von Mafnahmen zur Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf. Einige Unternehmen befiirworten die Erweiterung
der Gesetze, da sie durch eine klare gesetzliche Regelung Planungssicherheit
gewinnen und besser mit Ausfillen von Mitarbeitenden umgehen konnen. Zudem
betonen sie die soziale Verantwortung, die sie als Arbeitgeber:innen gegen-
tiber ihren Beschiftigten haben. Eine verbesserte gesetzliche Grundlage wird
als Moglichkeit gesehen, diese Verantwortung auf rechtssicherer Basis wahrzu-
nehmen. Ein letzter Punkt, welcher fiir eine Ausweitung oder Anwendung von
Pflegezeit- und Familienpflegezeit spricht, ist die Bemiihung um ein positives
Unternehmensimage. Die Teilnahme an der Umsetzung solcher Gesetze wird als
Beitrag zur Steigerung der Mitarbeiterbindung und zur Forderung eines positiven
Arbeitsklimas betrachtet, was langfristig Vorteile im Wettbewerb um Fachkrifte
bringt.
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Was die meisten Unternehmen gemeinsam hatten, war ihre Ablehnung gegen-
tiber lidngeren Freistellungszeiten. Die Bedeutung einer stundenweisen Weiter-
beschiftigung von pflegenden Mitarbeiter:innen wihrend einer Pflegezeit wurde
als essenziell eingestuft. Die meisten KMU &duBerten, dass eine komplette Frei-
stellung fiir die Unternehmen nur schwer tragbar wire. Stattdessen wird die
Moglichkeit, Beschiftigte wihrend der Pflegezeit mindestens 15 Stunden pro
Woche weiter zu beschiftigen, als praktikabel angesehen. Dies wiirde sowohl
den Kontakt zur Arbeitswelt aufrechterhalten als auch die finanzielle Belas-
tung der Unternehmen mindern. Diese Haltung zeigt, dass die KMU offen fiir
flexible Arbeitszeitmodelle sind, sofern diese eine gewisse Mindestprisenz der
Mitarbeitenden im Betrieb gewihrleisten. Dariiber hinaus wird ersichtlich, dass
zahlreiche Unternehmen zwar prinzipiell die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege
fordern mochten, jedoch zusitzliche Unterstiitzung und klare Informationen von
staatlicher Seite erwarten. Die Unternehmen wiinschen sich vor allem eine inten-
sivere Aufkldrung und verldssliche Informationsquellen, um die gesetzlichen
Vorgaben richtig umsetzen zu konnen. Besonders die Einbindung des Steuer-
biiros als primire Informationsquelle wird hier hervorgehoben. Sie gelten als
zentrale Anlaufstelle in Finanz- und Personalfragen und genielen einen hohen
Vertrauenswert.

Ein letztes wichtiges Kriterium zur Erorterung der Forschungsfrage ist die
Ambivalenz gegeniiber staatlichen Regulatorien. In der Auswertung der Inter-
viewaussagen wird sie unter dem Begriff der Politikverdrossenheit zusammen-
gefasst. Diese Politikverdrossenheit dufert sich darin, dass politische Entschei-
dungen hiufig ohne Beriicksichtigung der tatsdchlichen betrieblichen Realitit
getroffen werden und kleine Unternehmen iiberméBig stark belasten. Die Ver-
bindung zwischen der Fragestellung und der (vor)eingenommenen Haltung
gegeniiber politischen Entscheidungen wird an der fiktiven Gesetzesausweitung
auf alle Unternehmensgroflen besonders deutlich. Wihrend eine klare und trans-
parente Gesetzgebung prinzipiell als Orientierungshilfe und Unterstiitzung von
den KMU begriit wird, stoft die Umsetzung spezifischer gesetzlicher Rege-
lungen auf Widerstand, wenn sie als Einschrinkung der unternehmerischen
Handlungsfreiheit wahrgenommen wird. Diese Diskrepanz zwischen dem Wunsch
nach Unterstiitzung und der Abneigung gegen Regulierungen erklért, warum
viele Unternehmen eine Ausweitung der Pflegezeit- und Familienpflegezeitge-
setzgebung skeptisch betrachten. Die Ablehnung resultiert vor allem aus der
Sorge, dass neue Vorschriften nicht geniigend Riicksicht auf die spezifischen
Bediirfnisse kleiner Betriebe nehmen und zusitzliche biirokratische Belastungen
mit sich bringen. Viele KMU sind der Meinung, dass diese Gesetze insbeson-
dere GroBunternehmen bevorzugen. Wihrend grofere Betriebe iiber ausreichende
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personelle und finanzielle Ressourcen verfiigen, um mit Ausféllen und biirokra-
tischen Anforderungen umzugehen, fiihlen sich Kleinst- und Kleinunternehmen
strukturell benachteiligt und teilweise existenziell bedroht. Ein weiterer neuer
Aspekt ist die Forderung nach einer stirkeren Pflegeinfrastruktur durch den Staat.
Die befragten Unternehmen argumentierten anhand der verbesserungswiirdigen
offentlichen Pflegeinfrastruktur, die die Notwendigkeit betrieblicher Regelungen
zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf minimieren wiirde. Diese Sichtweise ver-
deutlicht, dass das Hauptproblem nicht in den Unternehmen selbst, sondern in der
gesellschaftlichen und politischen Gestaltung der Pflegeverantwortung gesehen
wird. Dies spiegelt eine Verantwortungsdiffusion wider, bei der die Unternehmen
die Hauptlast der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf tragen sollen, wihrend sie
diese Aufgabe eher bei staatlichen Institutionen verortet sehen. Die Akzeptanz
einer Gesetzeserweiterung zur Pflegezeit und Familienpflegezeit wird also stark
von der Wahrnehmung staatlicher Eingriffe in die unternehmerische Autonomie
beeinflusst. Obwohl sich KMU eine klare gesetzliche Regelung fiir alle wiinschen,
fehlt das Vertrauen, dass diese fair und umsetzbar gestaltet wird. Es besteht die
Gefahr, dass eine einseitige Belastung der kleinen Unternehmen zu einer weiteren
Entfremdung zwischen Staat und Wirtschaft fiihrt, sofern politische Malnahmen
nicht die spezifischen Anforderungen der KMU berticksichtigen.

Theoretische Reflexion

Die dariiber angefiihrten Punkte begriinden die iiberwiegend zuriickhaltende Ein-
stellung der KMU gegeniiber einer gesetzlichen Erweiterung. Dies ist vor allem
auf fehlende Kenntnisse, Unsicherheiten und Misstrauen beziiglich der prak-
tischen Umsetzbarkeit zuriickzufithren. Zudem erschlieft sich den Befragten
der reale Nutzen von pflegezentrierten MaBnahmen iiber die bereits existie-
renden Vereinbarkeitsangebote hinaus nicht. Die Kontingenztheorie (Donaldson
1996; Schreyogg & Geiger 2024, S. 326) ist am besten dazu geeignet, die
grundlegenden Rahmenbedingungen und Herausforderungen der KMU in einem
dynamischen und ressourcenarmen Umfeld zu beschreiben. Diese Theorie legt
den Grundstein fiir das Verstdndnis dafiir, warum Unternehmen Schwierigkeiten
haben, sich an neue gesetzliche Anforderungen anzupassen. Auf der einen Seite
miissen Unternehmen agil bleiben und mit den gesellschaftlichen Anforderun-
gen Schritt halten, und auf der anderen Seite ist ihre Anpassungsfahigkeit durch
begrenzte Ressourcen und dynamische Verinderungen eingeschrinkt (Kieser &
Walgenbach 2010, S. 40 ff.; Preisendorfer 2016, S. 83 ff.). In dem Zusam-
menhang bestitigt die Kontingenztheorie die Abhingigkeit von Organisationen
gegeniiber Umweltbedingungen. Nach der Theorie sind Unternehmen erfolg-
reich, wenn sie ihre Strukturen und Prozesse an die duferen Umstéinde anpassen.
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Dabei gibt es nicht ,,die eine” oder ,.die beste* Organisationsstruktur. Der Ide-
alzustand ist im situativen, organisationalen Handeln zu sehen, indem flexibel
auf dufere Einflussfaktoren reagiert wird (Kieser & Walgenbach 2010). Ziel ist
es, eine Organisation-Umwelt-Passung zu erreichen, die die AuBlenwelt mit der
Innenwelt einer Organisation harmonisiert (Simon 2021). Dazu gehort auch ein
Einvernehmen mit der gesetzlichen Ebene. Die Untersuchung zeigte, dass sich
die Unternehmer:innen gedanklich schwer taten, sich an erweiterte gesetzliche
Anforderungen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf anzupassen. Das liegt in
den organisatorischen Gegebenheiten begriindet, die durch begrenzte Kapaziti-
ten gekennzeichnet sind. Eine auferlegte zusitzliche Freistellungsregelung ist mit
dem limitierten Ressourcenhintergrund, besonders mit kleineren Unternehmen,
nicht kompatibel. Das Vorhaben wiirde die Balance zwischen der Anpassung an
gesetzliche Vorgaben und der Aufrechterhaltung der operativen Effizienz gefihr-
den. Die Akzeptanz der Gesetzesausweitung wire hoher, wenn die KMU sie als
forderliche Anpassung an die Markt- und Umweltbedingungen bewerten wiirden.
Das ist aber nicht der Fall. Die Unternehmen sehen durch strikte gesetzliche
Vorgaben ihre Flexibilitidt eingeschrinkt. Erweiterte gesetzlich legitimierte Frei-
stellungen von Beschiftigten gefdhrden das organisatorische Gleichgewicht und
die betriebliche Leistungsfihigkeit. Sie werden daher insbesondere in ressourcen-
armen Umfeldern als untragbar eingestuft, weil sie iiberfordernd erscheinen. Die
empirischen Ergebnisse zeigen, dass die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in
den Risikoanalysen (Laux et al. 2018, S. 198; Amann 2019, S. 39 f.) der befrag-
ten KMU keine Rolle spielt. Stattdessen werden Risiken wie Fachkriftemangel,
finanzielle Unsicherheit und rechtliche Unsicherheiten als vorrangig identifi-
ziert. Dies sind wirtschaftliche und marktbezogene Risiken, die Unternehmen als
bedrohliche externe Einfliisse einstufen. Wenn KMU sich in einem Umfeld bewe-
gen, in dem diese Risiken dominieren, dann wird die Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf als sekundir oder nicht dringlich betrachtet, weil sie nicht direkt in
das Uberleben und die Wettbewerbsfihigkeit der Organisation eingreift. Unter-
nehmen konzentrieren sich also auf die Bewiltigung existenzieller Risiken und
markbezogener Unsicherheiten. Wird das Fehlen von Fach- und Arbeitskriften als
grofite Bedrohung angesehen, dann wird ein Thema wie die Pflegeverantwortung,
die nur eine begrenzte Anzahl von Mitarbeitenden betrifft, als weniger dringlich
eingestuft. Aus Sicht der Kontingenztheorie bedeutet das, dass Organisationen
ihre Anpassungsstrategien auf jene Umweltfaktoren ausrichten, die ihre zen-
trale Funktion unmittelbar beeinflussen (Meyermann et al. 2014, S. 960; Simon
2021, S. 39). Die Prioritit liegt eindeutig auf dem wirtschaftlichen Uberleben.
Zusitzliche externe Anforderungen konnen zu einem zusitzlichen Effizienzverlust
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fithren, insbesondere durch grofziigige Freistellungsregelungen, die die verblei-
bende Belegschaft iiberlasten. Das wiederum erzeugt eine Kettenreaktion und
fiihrt hin zu einer geringeren Produktivitit und einer erhohten Fehlerrate der noch
verbleibenden Beschiftigten. Ausgelost durch dieses Negativszenario fehlen den
befragten KMU fiir die Implementierung pflegesensibler Mafinahmen die Motiva-
tion und die Mittel, da in den meisten Unternehmen die Kapazititsgrenze bereits
erreicht ist. Daher wird die Gesetzeserweiterung als zusitzliche Belastung und
nicht als notwendige Anpassungsmafinahme interpretiert.

Theoretisch ldsst sich das mit der Akteurstheorie (Geser 1990) verbinden. Da
die Akzeptanz einer Gesetzeserweiterung stark von einer Autonomiewahrung der
Unternehmen und gleichzeitig von der Anerkennung ihrer Angste und Bediirf-
nisse abhingt, muss die Ebene der Identititsbehauptung betrachtet werden. Sie
basiert auf der Notwendigkeit, die eigene Rolle und den Status innerhalb eines
sozialen und organisationalen Kontext zu bestitigen und zu verteidigen (Goffman
1956; Schimank 2016, S. 143 ff.). Unternehmen mochten ihre Autonomie bewah-
ren und sich nicht durch externe Regulierungen in ihrer Selbstwahrnehmung
und ihren Handlungsweisen eingeschrinkt fiihlen. Die Gesetzeserweiterung wird
daher als Bedrohung der organisationalen Identitit wahrgenommen, da sie auf
die Integritit der Unternehmensstruktur und -kultur einwirkt. Dies steht in direk-
ter Beziehung zu der Wahrnehmung der KMU. Diese sehen sich héufig in einer
Situation, in der sie innerhalb eines immer komplexer werdenden Regelwerks ihre
Rolle und Identitit behaupten miissen. Dies fiihrt zu Widerstand gegen weitere
Regulierungen. Daher nehmen sie die Rolle des ,,/dentitdtsbehaupters* ein, indem
sie versuchen, ihren Handlungsspielraum zu bewahren und gegen iibermifBige
Einschrinkungen ihrer Entscheidungsfreiheit zu argumentieren. Sie versuchen
damit einen Verlust ihrer Handlungsautonomie und eine Zunahme an finanziellen
sowie organisatorischen Belastungen zu verhindern. Damit ist auch das Konzept
des ,,Emotional Man* verbunden (Flam 1990). Es plausibilisiert, dass Entschei-
dungen nicht nur rational getroffen werden, sondern auch von emotionalen und
sozialen Faktoren beeinflusst sind. Einige KMU reagierten emotional auf die vor-
geschlagenen Gesetzesdnderungen, besonders wenn sie sich von der Politik im
Stich gelassen oder nicht ausreichend unterstiitzt filhlten. Emotionen wie Angst
vor Kontrollverlust, Wut iiber zusétzliche Belastungen und Unsicherheit iiber die
Zukunft beeinflussen ihre Entscheidungen. Diese emotionalen Reaktionen kdnnen
dazu fiihren, dass Unternehmen auf gesetzliche Anderungen weniger rational und
mehr impulsiv reagieren, was zu einer generellen Ablehnung staatlicher Eingriffe
fiihrt.

Wihrend die Akteurstheorie auf die individuellen Handlungslogiken fokus-
siert, bleibt die Frage offen, wie diese Handlungen und Entscheidungen in der
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Wechselbeziehung zwischen Organisation und Umwelt eingebettet sind. Hierzu
liefern die Konzepte der Organisation-Umwelt-Passung von Niklas Luhmann
(1984; 2013) eine umfassendere Perspektive, die sowohl die internen Dynamiken
als auch die externen Einfliisse integriert. Unternehmen sind in erster Linie auto-
poietische Systeme und somit selbstreferenziell (Luhmann 1984, S. 191; Weber
et al. 2013, S. 61 ff.). Sie entwickeln ihre Strukturen und Prozesse vorrangig
durch interne Bedingungen und weniger durch die dulere Umwelt. Externe Ein-
fliisse werden nur insoweit in das System aufgenommen, wie sie kompatibel
mit den bestehenden internen Prozessen sind. Gesetzesidnderungen, die als eine
Bedrohung fiir die eigene Autonomie gelten, werden tendenziell abgelehnt oder
umgangen, da sie als Eingriff in die autopoietische Geschlossenheit des Sys-
tems empfunden werden (Luhmann 2000, S. 88 ff.). Fir KMU, die stark von
ihrer internen Struktur und Selbstorganisation abhingig sind, stellt die Erwei-
terung der Gesetze eine Herausforderung dar, die ihre Autonomie gefihrden
konnte. Sie sind mehr daran interessiert, ihre organisatorische Stabilitét zu sichern
und ihre Handlungsweise moglichst risikoarm zu gestalten. Die in den Befra-
gungen erhobenen Risiken verdeutlichen das dynamische Umfeld, in dem die
KMU agieren (miissen). Sie sind mit einer hohen Erwartungsunsicherheit kon-
frontiert, die sie ungewiss in die Zukunft blicken ldsst (Luhmann 1984, S. 148 ff.;
Horster & Luhmann 1997, S. 88 ff.; Endruweit 2004, S. 75). Daher werden
alle potenziellen Risiken eher gemieden und am Status quo festgehalten. Um
trotz des unsicheren Umfelds entscheidungsfihig zu bleiben, greifen die KMU
auf kalkulatorische Verhaltenswahrscheinlichkeiten zuriick (Kneer 2001). Dabei
versuchen sie, die Handlungen anderer Akteure (Belegschaft, andere KMU und
Gesetzgeber) aufgrund fritherer Erfahrungen oder antizipierter Verhaltensmuster
dieser Gruppen abzuschitzen. Sie kalkulieren zum Beispiel, ob die Gesetzes-
dnderung tatsidchlich so angewendet wird, wie sie vorgesehen ist, und welche
Reaktionen ihrer Mitarbeitenden darauf zu erwarten sind. Wenn die kalkulierte
Wahrscheinlichkeit negativer Folgen hoch ist (u. a. vermehrte Abwesenheit von
Beschiiftigten), fiihrt das wiederum zu einer ablehnenden Haltung gegeniiber der
Gesetzeserweiterung. Das steht in direktem Zusammenhang mit dem Konzept
der erwartbaren Erwartung und der Enttduschungsreduktion (Horster & Luhmann
1997; Horster 2013). Im Kontext der KMU heif3it das, dass diese mit einer gewis-
sen Stabilitdt ihrer Umwelt und ihrer personellen Ressourcen rechnen. Wenn
diese Erwartung durch neue gesetzliche Anforderungen in Frage gestellt wird,
fiihrt dies zu einer Verunsicherung und somit zu einer ,,Erwartungsunsicherheit®.
Unternehmen versuchen, durch ,,Enttduschungsreduktion* diese Unsicherheit zu
verringern. Dies geschieht, indem sie ihre Strategien und Strukturen so anpassen,
dass sie mogliche negative Folgen minimieren. Ein Beispiel wire, vorsorglich
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keine langfristigen Verpflichtungen einzugehen oder keine zusitzlichen Beschif-
tigten einzustellen, um flexibel auf unvorhergesehene Anderungen reagieren zu
konnen.

Dieses Vorgehen verdeutlichte sich in den Interviews mit den KMU. Sie
reagierten bereits auf ihre wirtschaftlich unsichere Umgebung, indem sie Uber-
hinge an Personal abbauten und auf zusitzliche Ressourcen wie Reservekrifte
verzichteten. Die Unternehmen haben durch den Personalabbau versucht, ihre
Ressourcen zu stabilisieren und sich auf das Wesentliche zu konzentrieren, um
auf unvorhergesehene Entwicklungen flexibler reagieren zu kénnen. Gleichzeitig
zeigt dies, dass die erwartbaren Erwartungen, die frither auf einer gewissen Stabi-
litdat der Ressourcenplanung basierten, sich verdndert haben. Die Anpassung der
Personalstruktur soll sicherstellen, dass die KMU nicht in eine finanzielle Schief-
lage geraten, wenn sich die Rahmenbedingungen weiter verschlechtern. Dies
ermoglicht ihnen, potenzielle Enttduschungen zu reduzieren und sich bestmoglich
gegen die Unsicherheiten der Zukunft abzusichern. Die Ablehnung der Gesetzes-
erweiterung ist somit nicht nur eine Reaktion auf die potenziellen Belastungen
durch die Regelung selbst, sondern auch Ausdruck einer bereits vollzogenen
Anpassung an ein unsicheres und ressourcenarmes Umfeld.

Die Kontingenztheorie, die Akteurstheorie und die Theorie der Organisation-
Umwelt-Passung schlieBen den Argumentationskreis, indem sie die Wechselwir-
kung zwischen den externen Anforderungen, den internen Strukturen und den
Handlungslogiken der Unternehmer:innen aufzeigen. Sie helfen, die Gesamt-
komplexitidt zu verstehen, mit der KMU konfrontiert sind, wenn sie sich auf
gesetzliche Anderungen einstellen miissen.

10.4 Ressourcenbedarf und Unterstiitzungswiinsche
aus Unternehmenssicht

Die vierte Forschungsfrage beschiftigt sich damit, welche Unterstiitzungsformen
aus Sicht der Kleinst- und Kleinunternehmen sinnvoll erscheinen, um pflegende
Angehorige im Berufsalltag zu entlasten. Zusitzlich wird analysiert, welche
Ressourcen die Unternehmen dafiir bendtigen und von welchen Stellen sie Unter-
stiitzung erwarten, um entsprechende Mafnahmen umzusetzen. Die Ergebnisse
aus den Interviews zeigen unmissverstindlich, dass die befragten KMU vor allem
auf Flexibilitdt und Individualisierung setzen oder setzen wiirden, wenn eine Ver-
einbarkeitsnotwendigkeit von Pflege und Beruf bestehen wiirde. Am sinnvollsten
sind flexible Arbeitszeitmodelle, wie Teilzeit- und Gleitzeitoptionen, die es den
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Beschiftigten generell ermoglichen, ihre beruflichen und privaten Verpflichtun-
gen besser zu vereinbaren. Die Moglichkeit, Arbeitszeiten individuell anzupassen,
wird als notwendige Unterstiitzung betrachtet, um die Produktivitit der Beschif-
tigten aufrechtzuerhalten. Die KMU betrachten Homeoffice oder Telearbeit als
sinnvolle Unterstiitzung, sofern ihre Tatigkeiten dies ermoglichen. Gerade in wis-
sensbasierten Branchen (z. B. freiberufliche Dienstleistungen) kann das helfen,
eine bessere Vereinbarkeit zu ermoglichen. Branchen, in denen physische Priasenz
erforderlich ist, wie beispielsweise das verarbeitende Gewerbe oder die Gastrono-
mie, haben Schwierigkeiten, diese Flexibilitdtsoptionen umzusetzen, und setzen
verstirkt auf Gleitzeitregelungen. Genauso wichtig wie Angebote zu einer flexi-
blen Arbeitszeit waren fiir die Unternehmen eine offene Kommunikationskultur
und die Moglichkeit, kurzfristige Freistellungen in Notféllen zu gewihren. Infor-
mationsveranstaltungen und Sensibilisierungen zum Thema Pflege sind in den
KMU jedoch nicht verbreitet. Die Unternehmensleitung agierte in den meis-
ten Fillen als Ansprechperson fiir Notfille aller Art. Diesen fehlte jedoch oft
spezifisches Wissen iiber die Anforderungen und gesetzlichen Regelungen zur
Unterstiitzung pflegender Angehoriger. Die Unternehmen erachten es als erfor-
derlich, dass Informationen zur Verfiigung gestellt werden. Allerdings bendtigen
sie dabei Unterstiitzung und Beratung. Diese wesentlichen Punkte zeigen in ihrer
Prignanz nochmals die entscheidenden kulturellen und organisatorischen Barrie-
ren bei der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. In den KMU herrscht oft eine
hohe Prisenzkultur, die es erschwert, pflegesensible Maflnahmen umzusetzen.
Es fehlt an standardisierten Verfahren oder externen Netzwerken, um addquate
Unterstiitzung zu bieten. Unternehmerische Entscheidungen zur Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf basieren ausschlieBlich auf individuellen Regelungen und
informellen Absprachen. Die genannten Punkte lassen sich kategorisch einer
sozialen Unternehmenskultur zuordnen, die keine finanziellen Anreize beinhaltet.
Demgegeniiber stehen die monetidren Anreize, die ebenfalls zu den Vereinbar-
keitsfaktoren zéhlen. Angemessene Lohne und geldwerte Zusatzleistungen sind
zentrale Aspekte einer pflegesensiblen Personalpolitik in KMU. Sie ermdogli-
chen es pflegenden Angehorigen, ihre Arbeitszeit flexibel anzupassen, ohne dabei
erhebliche finanzielle Nachteile zu erleiden. Dies ist besonders wichtig, um die
wirtschaftliche Sicherheit und Zufriedenheit der Beschiftigten zu gewihrleisten
und eine langfristige Integration von Pflege und Beruf zu unterstiitzen. Mone-
tare Anreize konnen auch eine signifikante Rolle bei der Aufrechterhaltung der
Motivation und der Arbeitszufriedenheit spielen. Beschiftigte, die aufgrund ihrer
Pflegeverantwortung weniger Stunden arbeiten, aber dennoch durch zusitzliche
finanzielle Leistungen Wertschétzung erfahren, fiihlen sich in ihrem Engagement
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bestitigt und bleiben dem Unternehmen eher treu. Das trigt im besten Fall zur
Reduzierung von Fluktuation und zum Erhalt der Produktivitét bei.

Die Analyse der Frage zu den Unterstiitzungsmdglichkeiten fiihrt direkt zu
den konkreten Ressourcen, die KMU bendtigen, um nicht nur ihre allgemeinen
Unterstiitzungsmafinahmen umzusetzen, sondern auch erweiterte, pflegezentrierte
Angebote. Die gesetzlichen Regelungen zur Pflegezeit und Familienpflegezeit
sind solche Angebote. Aber auch andere Unternehmen und Initiativen bieten
gezielte MaBBnahmen fiir Beschiftigte mit Pflegeverantwortung an, die als Vor-
bild fiir die KMU agieren konnten. Voraussetzung dafiir ist die Bereitschaft der
KMU, pflegesensible Malinahmen einzufiihren, sowie die Fahigkeit, die dafiir
notwendigen finanziellen, personellen und administrativen Ressourcen bereitzu-
stellen. Insbesondere Kleinst- und Kleinunternehmen haben hierbei wegen der
beschriebenen begrenzten Finanz-, Personal- und Wissenskapazititen grofere
Schwierigkeiten. Aus den Befragungen ergaben sich fiinf Ressourcenbereiche,
die verdeutlichen, welche Anforderungen KMU erfiillen miissen, um pflegesen-
sible Regelungen erfolgreich in ihren Arbeitsalltag zu integrieren und damit die
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu fordern.

1. Finanzielle Kompensation: Die Vertretung freigestellter Beschiftigter stellt
fir kleine Unternehmen eine erhebliche finanzielle Belastung dar. Da es
schwierig bis unmoglich ist, kurzfristig qualifiziertes Personal zu finden,
fordern KMU staatliche Subventionen, um die entstehenden Kosten auszu-
gleichen. Diese sollen entweder die doppelten Personalkosten bei befristeten
Ersatzkriften abdecken oder zur Sicherung der laufenden Kosten beitragen.

2. Biirokratische Kompensation: KMU verlangen klare und unbiirokratische
Informations- und Antragsverfahren, die fiir alle Unternehmensgrofen gelten.
Derzeit fehlt es an strukturierten Informationen, was den Verwaltungsauf-
wand fiir Pflegezeitregelungen uniiberschaubar macht. Gefordert werden leicht
zugingliche, iibersichtliche und praxisnahe Informationen, die die organisato-
rische Belastung minimieren.

3. Personelle Kompensation: Das grofite Problem fiir kleine Unternehmen ist
die langfristige Freistellung von Beschiftigten zur Pflege. Besonders in Bran-
chen mit akutem Fachkriftemangel ist Ersatzpersonal schwer zu finden und
oft nicht rechtzeitig verfiigbar. KMU fordern daher flexible gesetzliche Rege-
lungen, die eine zumindest teilweise Weiterbeschiftigung ermoglichen. Einen
vollstdndigen Ausstieg iiber lingere Zeitraume lehnen sie ab.

4. Kompensation von Unwissenheit: Ein zentrales Defizit liegt im mangeln-
den Wissen iiber pflegesensible Manahmen und die bestehenden gesetzlichen
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Moglichkeiten der Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetze. Viele KMU ken-
nen weder ihre Verpflichtungen noch die Rechte der Beschiftigten. Sie fordern
deshalb gezielte Schulungen und Informationsangebote, um ihre Kenntnisse zu
verbessern.

5. Kompensation der Pflegeinfrastruktur: Viele Unternehmen sehen die Haupt-
verantwortung fiir die Betreuung von Angehorigen nicht bei den Betrieben,
sondern beim Staat. Gefordert werden daher eine bessere finanzielle und struk-
turelle Ausstattung von Pflegediensten und Einrichtungen, um die Belastung
der Beschiftigten zu reduzieren. So konnten Pflegezeiten verkiirzt und die
Erwerbsbeteiligung der pflegenden Mitarbeitenden stabilisiert werden.

Aus den fiinf Forderungen lésst sich ableiten, von wem sich KMU welche Unter-
stiitzung wiinschen. Da sie die Weiterentwicklung der Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf in erster Linie als staatliche Aufgabe betrachten, insbesondere im Hin-
blick auf eine mogliche Gesetzesausweitung, richten sich ihre Erwartungen vor
allem an staatliche Akteure. Genannt wird insbesondere die Kosteniibernahme
fiir Personalausfille oder Kosten fiir die Aufrechterhaltung der Unternehmens-
infrastruktur bei der Freistellung von Beschiftigten vorgeschlagen. Das konnte
helfen, die sinkende Produktivitit aufgrund von fehlenden Mitarbeitenden abzu-
federn und das wirtschaftliche Uberleben kleinerer Betriebe zu sichern. Fiir die
Informationsbereitstellung sehen die Unternehmen ihre Steuerbiiros als wichtigste
Anlaufstelle. Diese genieflen ein hohes Vertrauen, da sie durch ihre Expertise und
Praxisnihe in der Lage sind, komplexe gesetzliche Anforderungen in die betriebli-
che Realitét zu tibersetzen und damit die administrative Belastung zu verringern.
Im Vergleich dazu schneiden IHK und HWK als Informationsquellen schlech-
ter ab. Die von ihnen bereitgestellten Informationen werden als iiberfordernd und
wenig zielfiihrend kritisiert. Die Unternehmen beklagen eine Informationsflut, die
es erschwert, Relevantes von Unwichtigem zu trennen. Dadurch bleiben wichtige
Hinweise oft unbeachtet, wihrend die ohnehin knappen Ressourcen zusitzlich
beansprucht werden. Entsprechend fordern die KMU eine qualitative Verbes-
serung der Informationsangebote seitens der Berufsverbinde, IHK und HWK:
weniger, aber priziser aufbereitete Informationen, die sich stirker an den spe-
zifischen Bediirfnissen kleiner Betriebe orientieren. Daher wiinschen sich die
KMU eine qualitative Verbesserung der Informationsangebote seitens der Berufs-
verbande, IHK und HWK. Sie benstigen weniger, aber priziser aufbereitete
Informationen, die auf ihre spezifischen Bediirfnisse abgestimmt sind. Das wiirde
ihnen helfen, den administrativen Aufwand zu reduzieren und sowohl Hinweise
zu pflegesensiblen MaBinahmen als auch zugehorige gesetzliche Vorgaben besser
in die betriebliche Praxis zu integrieren. Ein weiterer zentraler Wunsch betrifft
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die Pflegeinfrastruktur. Die Unternehmen betonen, dass eine bessere finanzielle
und strukturelle Ausstattung von Pflegediensten und -einrichtungen den pflegen-
den Beschiftigten ermoglichen wiirde, ihre Pflegeaufgaben zu bewiltigen, ohne
ihre Erwerbstitigkeit einschrinken zu miissen. Das wiirde zugleich die Zahl der
Arbeitsausfille verringern und die betriebliche Produktivitit stabilisieren. Vor
diesem Hintergrund fordern die KMU, dass der Staat verstirkt in die Pflegein-
frastruktur investiert, um die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf insgesamt zu
erleichtern.

Theoretische Reflexion

Die Frage nach den Unterstiitzungswiinschen der KMU hat nochmals einen
vertiefenden Einblick in deren Perspektive und Organisationswelt ermdoglicht.
Insbesondere im Kontext der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf spielen Anpas-
sungsmechanismen eine zentrale Rolle. In der theoretischen Auseinandersetzung
gibt es drei Aspekte, welche die organisatorische Anpassung und Reaktion auf
externe und interne Erwartungen thematisieren. Der erste ist die mimetische Iso-
morphie (Powell & DiMaggio 1991; Scharpf 2006; Hasse & Kriicken 2015). Sie
geht auf DiMaggio und Powell (1991) zuriick und beschreibt, wie Organisatio-
nen dazu neigen, sich an andere Organisationen in ihrer Umgebung anzupassen.
Das geschieht jedoch nicht zwangsliufig aus eigener Uberzeugung heraus, son-
dern oft, um Unsicherheiten zu minimieren und eine erhohte Legitimation fiir
angewandte Unternehmenspraktiken zu erhalten (ebd.). Im Kontext der befragten
KMU bedeutet dies, dass sie allgemeine Vereinbarkeitsmanahmen wie flexible
Arbeitszeiten, Gleitzeitmodelle oder Homeoffice ibernommen haben, ohne spezi-
fisch auf pflegesensible MaBnahmen einzugehen. Diese Ubernahme allgemeiner
Vereinbarkeitsmodellen zeigt, dass sich KMU an etablierte Praktiken und Nor-
men orientieren, die in der breiten Unternehmenslandschaft als forderlich fiir die
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben gelten. Anstatt also spezifische Maf3-
nahmen fiir pflegende Angehorige direkt zu adaptieren, iibernehmen die KMU
eher generelle Modelle der Arbeitszeitflexibilisierung oder der Arbeitsortwahl,
die allgemein als Best Practices zur Forderung der Work-Life-Balance ange-
sehen werden (WeBler-Po3berg 2019; Busold & Husten 2020). Dieser Prozess
der Nachahmung erfolgt nicht unbedingt aus einer gezielten Analyse der eige-
nen Mitarbeiterstruktur, sondern eher aus einem allgemeinen Bediirfnis heraus,
als attraktiver und verantwortungsvoller Arbeitgeber wahrgenommen zu wer-
den (Mesaros et al. 2009; IW Koln 2021; IfM Bonn 2022b). Das verdeutlicht
den noch fehlenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Handlungsdruck im
Bereich der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. KMU kalkulieren, dass nur
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ein kleiner Teil der Belegschaft pflegesensible Maflnahmen benotigt. Das wie-
derum legt nahe, dass KMU nur dann handeln, wenn sie erwarten, dass das
Verhalten oder die Bediirfnisse der Beschiftigten mit einer gewissen Wahr-
scheinlichkeit eintreten (Neumann & Morgenstern 2007). Da die Pflege von
Angehorigen als individuelle Herausforderung gilt, die nicht alle Mitarbeitenden
betrifft, sehen Unternehmensleitungen nicht die Notwendigkeit, sich auf diese
Bediirfnisse im grofen Stil einzustellen. Sie kalkulieren, dass die Wahrschein-
lichkeit des Bedarfs und der Inanspruchnahme gering ist und entscheiden sich
daher gegen umfassende Programme.

Neben dieser Makroperspektive auf das Verstindnis der organisationalen
Anpassung an externe Erwartungen bietet sich die Organisation-Personen-
Passung (Neuberger 2000) als weiterer Analyseaspekt an. Die Theorie bietet
eine mesoorganisatorische Perspektive, indem sie die Beziehung zwischen den
organisationalen Maflnahmen und den individuellen Bediirfnissen in den Blick
nimmt. Dabei nimmt sie in den Blick, inwieweit Interessen und Bediirfnisse
eines Individuums mit den Anforderungen und Strukturen der Organisation
tibereinstimmen. Im Kontext der Unterstiitzung pflegender Angehoriger kann
diese Passung entscheidend sein, da eine fehlende Anpassung zu Unzufrie-
denheit und erhohter Fluktuation fiihren kann. Unternehmen mit einer guten
Organisation-Personen-Passung haben ihre Arbeitsbedingungen so gestaltet, dass
sie den externen Verpflichtungen ihrer Mitarbeitenden gerecht werden. MaBinah-
men wie flexible Arbeitszeiten oder kurzfristige Freistellungen sind nicht nur eine
Reaktion auf rechtliche Vorgaben, sondern ein bewusster Versuch, eine Passung
zwischen den personlichen Bediirfnissen der Beschiftigten und den organisatori-
schen Anforderungen herzustellen. Anschlussfihig ist das Konzept des Teilzeit-
Organisationsmenschen (Endruweit 2004, S. 243; Preisendorfer 2016, S. 63), das
die Mikroperspektive auf das Individuum innerhalb der Organisation einnimmt.
Es verdeutlicht, dass Mitarbeitende, die Pflegeverpflichtungen haben, nur teil-
weise an die Organisation gebunden sind, weil sie ihre Zeit und Energie auf
andere Lebensbereiche verteilen miissen. Ihre externe Lebenswelt wird dadurch
immer auch einen Einfluss auf ihre Arbeitsleistung haben. In KMU, in denen
Vereinbarkeitsmodelle angeboten werden, wird diese Teilzeit-Organisationsrolle
akzeptiert und unterstiitzt. Das Verstdndnis, dass Mitarbeitende auch aufBerhalb
ihrer beruflichen Rolle Verpflichtungen haben, ermoglicht eine humanere Gestal-
tung der Arbeitsbedingungen (Williams et al. 2016; McKinsey Health Institute
2023). Dadurch wird das Spannungsverhiltnis zwischen den Anforderungen der
Organisation und den individuellen Bediirfnissen der Beschiftigten reduziert, was
wiederum die Zufriedenheit und Leistungsfihigkeit positiv beeinflusst. Fiir beide
Ansitze finden sich Belege in den erhobenen Daten. Alle befragten KMU boten
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Vereinbarkeitsmoglichkeiten an, was ihre Bereitschaft zeigt, auf die Bediirfnisse
ihrer Mitarbeitenden einzugehen, indem sie eine Passung zwischen den Anforde-
rungen der Beschiftigten und den Bediirfnissen der Unternehmen schaffen. Sie
ermoglichen den Beschiftigten, als Teilzeit-Organisationsmenschen ihre externen
Verpflichtungen in den Arbeitsalltag zu integrieren, was eine gewisse Anpas-
sung der Organisation an die Umweltfaktoren darstellt. Dabei stellen individuelle
Losungen eine positive Komponente dar. Unternehmen sind bereit, flexible, auf
einzelne Personen abgestimmte Losungen zu finden, um eine Passung zwischen
den dufleren Umstinden (z. B. Pflegeverpflichtungen) und den organisatorischen
Anforderungen zu erreichen. Dieser Aspekt konnte jedoch auch auf andere Weise
ausgelegt werden: Dort, wo Formalisierungen und spezifische Regelungen zur
Unterstiitzung von pflegenden Angehorigen fehlen, setzen KMU das Konzept des
Teilzeit-Organisationsmenschen nur partiell um. Sie beriicksichtigen die externen
Verpflichtungen nicht systematisch, sondern behandeln diese nur auf individueller
Basis. Das resultiert vornehmlich aus dem geringen Wissen iiber die spezifi-
schen Herausforderungen, die pflegende Angehorige haben. Dadurch entsteht
ein Mangel im Zusammenhang mit der Organisation-Umwelt-Passung, da die
Organisationen nicht angemessen reagieren konnen. Ihre Angebote bleiben in
gewisser Weise unvollstindig, da ihre internen Ressourcen nicht ausreichen, um
angemessen auf die externen Anforderungen zu reagieren.

Die Prinzipal-Agenten-Theorie (Jensen & Meckling 1976) ldsst sich gut
anwenden, um die Ressourcenanforderungen von KMU bei der Umsetzung pfle-
gesensibler Malnahmen zu erkldren. Diese Theorie konzentriert sich auf die
Beziehung zwischen dem Prinzipal (Unternehmensleitung) und dem Agenten
(Beschiiftigte), wobei beide Parteien unterschiedliche Interessen verfolgen (Meier
2009, S. 42; Schimank 2016, S. 119 ff.). Durch die verschieden gelagerten
Motive und Zielsetzungen entsteht zwischen ihnen oft eine Informationsasymme-
trie, da der Agent hiufig mehr Informationen iiber seine eigene Situation besitzt
als der Prinzipal. In der Folge kommt es zu Anreizproblemen auf beiden Sei-
ten (Mayntz & Scharpf 1995; Scharpf 2006). Der Prinzipal wei3 nicht, welche
Mitarbeitenden Unterstiitzung bendtigen oder wie viele tatsdchlich auf Malnah-
men wie flexible Arbeitszeiten oder Pflegezeitregelungen angewiesen sind, was
zu einer Uber- oder Unterversorgung der Betroffenen fiihren kann. Auf der Seite
des Agenten entstehen Anreizprobleme, wenn diese beispielsweise ihre Pflegever-
antwortung nicht offenlegen, um mogliche Nachteile und negative Konsequenzen
zu vermeiden. Das Unternehmen kann dann die betroffene Person nicht gezielt
unterstiitzen, was zu Belastung und Unzufriedenheit fiihrt. Der Abbau dieser
Informationsasymmetrie ist jedoch nicht ohne Weiteres moglich, da den KMU
die entscheidenden finanziellen, personellen und strukturellen Ressourcen dazu
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fehlen bzw. nicht aufgebracht werden (Schimank 2016, S. 119). In der Prinzipal-
Agenten-Beziehung kommt der ,,Moral Hazard* erschwerend hinzu (Jensen &
Meckling 1976, S. 305; Braun & Gautschi 2011, S. 151; Preisendorfer 2016,
S. 199). Hier besteht die Annahme, dass der Agent (Mitarbeiter:in) im Falle
unzureichender Uberwachung nicht im besten Interesse des Prinzipals, also des
Unternehmens, handelt. Wihrend die Unternehmen daran interessiert sind, die
Produktivitit, Kosteneffizienz und Anwesenheit ihrer Mitarbeitenden zu sichern,
dringen diese bei zunehmenden familidren Verpflichtungen, wie Pflegeaufgaben,
eher auf eine Reduktion der Arbeitszeit oder auf Freistellungen. Die Losung die-
ser Divergenz erfordert Anreize, um Beschiftigte trotz externer Verpflichtungen
an das Unternehmen zu binden. Hier wiren die KMU selbst gefragt, Anreiz-
systeme fiir pflegende Beschiftigte zu schaffen. Solche Anreizsysteme existieren
jedoch nicht, was die Divergenz zwischen beiden Parteien stabilisiert. In die-
ser Gemengelage spielen die sogenannten Agenturkosten, eine spezielle Art von
Transaktionskosten, eine wichtige Rolle (Coase 1937; Mayntz & Scharpf 1995;
Scharpf 2006). Diese entstehen, wenn Unternehmen Anreiz- und Kontrollsys-
teme implementieren, um die Interessen von Prinzipal und Agent in Einklang zu
bringen. Die Unternehmen sind vorrangig daran interessiert, ihre Agenturkosten
so gering wie moglich zu halten (ebd.). Im Falle pflegezentrierter Maflnahmen
umfassen diese nicht nur die direkten finanziellen Ausgaben fiir die Entwicklung
und Implementierung, sondern auch die ,,versteckten” Kosten. Sie verbergen sich
unter anderem in ineffizienten Mafnahmen, dem Aufwand fiir die Verwaltung
der neuen Regelungen oder den Kosten durch Fehlzeiten und Fluktuation. Die
Analyse der Agenturkosten ist fiir KMU wichtig, um strategische Entscheidun-
gen dariiber zu treffen, welche Maflnahmen in welchem Umfang sinnvoll sind.
Die befragten Unternehmen halten die Agenturkosten im Falle der Implementie-
rung spezieller Malnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, basierend
auf ihrer subjektiven Einschitzung, fiir zu hoch. Um diese zu senken, duflern
die KMU einen Bedarf nach staatlichen finanziellen Mitteln, um die Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf aktiv unterstiitzen zu konnen. Der Staat soll hier,
in der Rolle als ,Meta-Prinzipal®, agieren, der durch finanzielle Subventionen
oder rechtliche Rahmenbedingungen dafiir sorgt, dass die Prinzipal-Agenten-
Beziehung innerhalb der KMU stabil bleibt und die wirtschaftlichen Belastungen
erweiterter Pflegezeitregelungen bewiiltigt werden. Hierin spiegelt sich bereits ein
Waunsch von KMU nach externer Unterstiitzung wider. Damit wird eine weitere
strategische Ebene zwischen den Akteursgruppen angesprochen. Um diese zu
analysieren, hilft die Spieltheorie (Neumann & Morgenstern 2007) weiter. Sie
weist Uberschneidungen mit der Prinzipal-Agenten-Theorie auf, da sie ebenfalls
strategische Interaktionen zwischen verschiedenen Akteuren untersucht (Etzrodt
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2003, S. 69 ff.). Wihrend die Prinzipal-Agenten-Theorie primir die Beziehung
zwischen einem Prinzipal und einem Agenten beleuchtet, fokussiert die Spiel-
theorie auf die Entscheidungen und Strategien mehrerer Akteure, die in einem
wechselseitigen Abhingigkeitsverhiltnis zueinanderstehen (Morgenstern 1968;
Braun & Gautschi 2011).

Im Kontext der Unterstiitzungserwartungen der KMU gegeniiber staatlichen
Akteuren kann die Spieltheorie als ein Kooperationsspiel interpretiert werden
(Etzrodt 2003; Diekmann 2016). Hier geht es um die strategische Zusammen-
arbeit zwischen KMU und dem Staat, um optimale Rahmenbedingungen fiir
die Umsetzung pflegesensibler Mafinahmen zu schaffen. Die Unternehmen sind
bereit, in die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu investieren, erwarten jedoch,
dass der Staat durch finanzielle Subventionen, rechtliche Absicherung und orga-
nisatorische Unterstiitzung beitrigt, um die entstehenden Kosten und Risiken zu
teilen. Der Staat wiederum hat ein Interesse daran, dass Unternehmen pflege-
sensible MaBnahmen umsetzen, um gesellschaftliche Ziele wie die Erhohung
der Erwerbsbeteiligung von pflegenden Angehorigen (insbesondere Frauen) zu
fordern, aber auch, um die jetzige Variante des Familialismus aufrechtzuhal-
ten. Bei der Pflege von Angehorigen ist der Vorrang der hiuslichen Pflege (§
3 SGB XI) das entscheidende Ziinglein an der Waage und letztlich Gegenstand
der potenziell widerspriichlichen Ziele, die Erwerbsbeteiligung von pflegenden
Angehorigen zu fordern und gleichzeitig das Prinzip ,,ambulant vor stationir®
aufrechtzuerhalten. Der Gesetzgeber mochte eine kostenglinstige und gesell-
schaftlich bevorzugte Versorgung im hiuslichen Umfeld fordern. Damit werden
die Kapazititen in stationdren Einrichtungen geschont und steigende Kosten im
professionellen Pflegesektor vermieden. Gleichzeitig sollen pflegende Angehd-
rige weiterhin berufstitig bleiben, um ihre finanzielle Unabhéngigkeit zu sichern
und die volkswirtschaftliche Produktivitit aufrechtzuerhalten. Dieses Dilemma
lasst sich gut mit der Spieltheorie analysieren, da es um ein ,,Kooperationsspiel
zwischen Staat, Unternehmen und den informell Pflegenden geht. Im Spiel zwi-
schen Staat, Unternehmen und pflegenden Angehorigen besteht das Ziel darin,
ein Gleichgewicht zu finden, bei dem alle Akteure ihren Nutzen maximieren
konnen (Morgenstern 1968, S. 145 ff.; Braun & Gautschi 2011, S. 147 ff.). Der
Staat erreicht dies aus seiner Perspektive, indem er die notwendigen Ressourcen
bereitstellt, um das Zusammenspiel von Pflege und Erwerbstitigkeit zu ermogli-
chen. Die Unternehmen werden dabei unterstiitzt, ihre Mitarbeitenden zu halten,
und diese konnen ihre Angehdrigen weiterhin im vertrauten sozialen Umfeld pfle-
gen. Diese Kooperation fiihrt (im Idealfall) zu einem Nash-Gleichgewicht (Nash
1951), in dem keiner der Akteure durch einseitige Anderungen seiner Strate-
gie einen hoheren Nutzen erzielen kann. Die Daten aus der Literaturstudie und
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der Unternehmensbefragung zeigen hingegen eine mangelnde Anreizkompatibi-
litat der staatlichen Vorschldge fiir Unternehmen. Dazu gehoren u. a. erweiterte
Freistellungsregelungen fiir informell Pflegende und die Entwicklung einer pfle-
gesensiblen Unternehmenskultur mit spezifischen Angeboten. Diese Vorschlige
werden aber nicht als ausreichend attraktiv oder niitzlich wahrgenommen, um
das Verhalten der KMU zu beeinflussen. Das fiihrt zu einem ,,Koordinationsver-
sagen®, welches das angestrebte Nash-Gleichgewicht verhindert, weil die Akteure
(in diesem Fall die KMU) nicht kooperieren, obwohl sie es konnten (Morgenstern
1968, S. 145 ff.; Gobel 2018, S. 135 ff.; Amann 2019, S. 213 ff.; Obermaier &
Saliger 2020, S. 183 ff.). Sie erwarten, dass der Staat die Hauptlast trigt, ohne
selbst aktiv zu werden. KMU scheuen langfristig hohere Kosten, beispielsweise
durch die Verpflichtung zur Freistellung von Mitarbeitenden oder den Aufbau
zusitzlicher Strukturen. Diese Ablehnung spiegelt ein strategisches Verhalten
wider, das durch das Kalkiil geprdgt ist, dass der Status quo fiir sie kosten-
glinstiger ist als die Einfilhrung neuer Regelungen. Hier zeigt sich, dass das
Nash-Gleichgewicht nicht zustande kommt, weil die erwarteten Kosten durch
die Regelungen hoher eingeschitzt werden als die potenziellen Vorteile. Prak-
tisch ldsst sich das durch eine grundlegende strategische Unsicherheit zwischen
den einzelnen Akteursgruppen und einem anhaltenden Abwigen von Kosten und
Nutzen erkléren.

Die Anwendung der Spieltheorie hat verdeutlicht, dass ein stabiles Gleichge-
wicht zwischen den Akteuren nur dann erreicht werden kann, wenn die Anreize
so gestaltet sind, dass alle Akteure ihren Nutzen gegenseitig maximieren konnen.
Aktuell zeigt sich jedoch ein Koordinationsversagen, da die staatlichen Unterstiit-
zungsmalinahmen nicht ausreichend auf die Bediirfnisse der KMU abgestimmt
sind und somit die vorhandenen Ressourcen nur suboptimal genutzt werden. Die
KMU sehen sich aktuell gezwungen, zwischen den Interessen ihrer Mitarbeiten-
den und den wirtschaftlichen Zwingen abzuwigen, was zu einem strategischen
Abwarten fiihrt und die Effektivitit pflegesensibler Mainahmen einschrinkt. Eine
nachhaltige Kooperationsstruktur zwischen Staat, Unternehmen und weiteren
Institutionen (z. B. IHK und Berufsverbinden) wire erforderlich, um ein Nash-
Gleichgewicht zu schaffen, das die Handlungsstrategien der Akteure harmonisiert
und eine umfassende Unterstiitzung pflegender Angehoriger ermoglicht.
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10.5 Fazit: Nutzenschwellen und
Vereinbarkeitsegalitarismus

Die vornehmlich kleinen und sehr kleinen Unternehmen in der Befragung wei-
sen eine besondere Dynamik auf, die ausschlaggebend fiir ihr Antwortverhalten
war. Die soziale Figuration in den KMU, die auf engen personlichen Beziehun-
gen und auf informellen Netzwerken basiert, fordert individuelle Absprachen
zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Gleichzeitig verhindert diese Struk-
tur formale Programme, weil der Bedarf an alternativen Varianten nicht als
dringend genug eingeschitzt wird und informelle Losungen bevorzugt wer-
den. Die flexible Struktur der kleinen Unternehmen ermdglicht es, schnell auf
die individuellen Bediirfnisse der Beschiftigten einzugehen, was im Antwort-
verhalten zu einer Ablehnung von formell-standardisierten MaBnahmen fiihrte.
Diese werden schlicht als iiberfliissig und wenig niitzlich erachtet. Das nimmt
in zweierlei Hinsicht Einfluss auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in
KMU: Die Befragten empfinden Vereinbarkeitsmanahmen nur dann als sinn-
voll, wenn ihnen Handlungsspielrdume offenbleiben und kein Eingriff in ihre
unternehmerische Entscheidungsautonomie erfolgt. Zudem bevorzugen sie eine
schnelle Reaktionsfihigkeit in personellen Engpasssituationen, die nur durch eine
geringe strukturelle Standardisierung moglich ist. Diese Aspekte (Nutzen, Agili-
tidt und Autonomie) fithren zu einer mehrheitlichen Ablehnung von strategischen
und spezifischen Programmen fiir pflegende Beschiftigte. Wie die Beantwortung
der Forschungsfragen gezeigt hat, muss, um das nachvollziehen zu konnen, die
unternehmensinternen Entscheidungsprozesse zum Gegenstand gemacht werden.
Besonders bei der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in kleinen Unterneh-
men ist deren Sichtweise bisher vernachlidssigt worden. KMU galten lediglich
als ,.Erfiillungsgehilfen der Vereinbarkeit” und wurden hdufig als unkooperative,
nutzenmaximierende Akteure dargestellt, die kein Bewusstsein fiir die Dringlich-
keit pflegespezifischer Malnahmen zeigen (Auth et al. 2016; BMFSFJ 2018;
ZQP 2018; Diewald & Nebe 2020; Seidel 2021; ADS 2023; Scheuermann
et al. 2024b). Dabei bietet gerade ihre entscheidungstheoretische Perspektive
ein wichtiges Erkldrungsmodell zur Akzeptanz oder Nichtakzeptanz gesetzlich
regulierter Vereinbarkeitskonzepte. Zugespitzt formuliert, sind bis dato durchge-
fiihrte Studien zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf nur begrenzt ertragreich,
da ihre Ergebnisse keinen Riickschluss auf den Umweltzustand von Unterneh-
men zulassen, in denen das Vereinbarkeitssetting stattfindet. Das kann als Grund
dafiir gelten, dass sich die Forschung zu Pflege und Beruf wiederholt um die
gleichen Inhalte dreht, ohne dabei neue Erkenntnisse zu liefern. Das Desinter-
esse oder der Widerstand von KMU gegeniiber formalisierten pflegespezifischen
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Vereinbarkeitsmafinahmen schrinkt die Wirksamkeit jedes Vorschlags ein. Eine
organisationssoziologische Analyse dieses Widerstandes kann zu einem Ausstieg
aus diesem Kreislauf fiihren, der eine formalisierte MafBnahme nach der anderen
entwickelt, ohne dass sie in den Unternehmen angewendet werden.

Die Erkenntnisse aus dem empirisch-theoretischen Framework zeigen sehr
eindeutig, wie sich KMU gegeniiber der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
positionieren. Thnen ist der Effekt und damit meist die Dauer des Ausfalls von
Beschiiftigten, wesentlich wichtiger als der dahinterliegende Grund. Ob sich eine
Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter ein Bein gebrochen hat, einen Bandscheiben-
vorfall zugezogen hat, ein krankes Kind betreuen muss oder ein Familienmitglied
pflegt, spielt keine Rolle. Lediglich die Auswirkung auf das Unternehmen, die
Arbeitsaufgaben und die Teambelastung ist entscheidend. Flexible Arbeitszei-
ten, Gleitzeit, Homeoffice, Freistellungen in Notfillen und Teilzeitregelungen
lassen sich in der Praxis sowohl fiir Arbeitgeber:innen als auch fiir Arbeitneh-
mer:innen umsetzen (u. a. Beermann 2016b; Tholke 2018; Heitmann-Modller et al.
2019a; Bottler 2021; Scheuermann et al. 2024b). Das sind auch die MafBnah-
men, auf die pflegende Angehorige am meisten zuriickgreifen. Dies wird auch
durch den Forschungsstand in Kapitel 3 belegt. An dieser Stelle ist es wich-
tig zu hinterfragen, ob pflegespezifische Angebote tatsdchlich einen Mehrwert
fir KMU, verglichen mit den bereits existierenden allgemeinen Flexibilisie-
rungsmaBnahmen, haben. Unternehmen operieren aus organisationssoziologischer
Sicht als rationale, zweckorientierte Systeme, die ihre Effizienz maximieren
und ihre Stabilitdt sichern wollen (Kirchgdssner 2013a; Opp 2016). In die-
sem Zusammenhang bieten die genannten allgemeinen Vereinbarkeitsmaflnahmen
einen breiten Nutzen, da sie eine Vielzahl von Bediirfnissen adressieren und nicht
auf eine spezifische Gruppe von Mitarbeitenden zugeschnitten sind. Diese univer-
sellen MaBnahmen erlauben es, eine standardisierte Losung fiir unterschiedliche
Vereinbarkeitsanforderungen zu implementieren, ohne die Komplexitit und Kos-
tenstrukturen zu erhohen. Spezifische Mafinahmen fiir pflegende Beschiftigte
wiren beispielsweise gezielte Freistellungen zum Zweck der Angehorigenpflege,
Pflegeberatungen und finanzielle Unterstiitzungen fiir Pflegeleistungen. Diese
Angebote fiihren in jedem Fall zu einem erhthten administrativen und orga-
nisatorischen Aufwand. Ob die KMU davon profitieren, héngt davon ab, wie
viele Mitarbeiter:innen diese Angebote nutzen wiirden und inwieweit dadurch
die Produktivitit erhalten und die Bindung der Beschiftigten gestirkt wird. Die
Einfiilhrung von Angeboten fiir pflegende Beschiiftigte ist somit ein effizienzba-
siertes strategisches Kalkiil. Generell sollen ausreichend MaB3nahmen vorhanden
sein, um die Bediirfnisse der meisten Mitarbeitenden zu erfiillen, ohne aber die
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organisatorische Effizienz und Stabilitidt zu gefdhrden. Diese suffiziente Heran-
gehensweise ermoglicht es, ,,genug® aber nicht ,,zu viel“ zu haben. An diesem
Punkt tritt als entscheidender Erklidrungsansatz die Grenznutzentheorie in die
Diskussion um Nutzenschwellen ein (Bernoulli 1954; Krelle & Recktenwald
1987; Fichter 2018). Sie besagt, dass der Nutzen jeder zusitzlichen Einheit eines
Gutes (oder einer Maflnahme) abnimmt, je mehr davon bereits vorhanden ist
(ebd.). Dies ldsst sich auf die Diskussion zur Nutzenschwelle pflegespezifischer
Angebote iibertragen. Wenn bereits allgemeine Flexibilisierungsmafnahmen vor-
handen sind, die eine Vielzahl von Bediirfnissen abdecken, bedeutet das fiir jede
zusitzliche Mallnahme nur einen begrenzten, wenn nicht gar vernachlédssigbaren
Mehrwert. Fiir KMU, die bisher in flexible Arbeitszeiten, Homeoffice oder Gleit-
zeit investiert haben, ist der zusitzliche Nutzen durch spezifische Mafnahmen
fiir pflegende Angehorige geringer, als wenn diese Maflnahmen in einem ,,unver-
sorgten* Umfeld eingefiihrt wiirden. Das Unternehmen konnte bei der Einfiihrung
von pflegespezifischen MaBnahmen einen Punkt erreichen, an dem der zusitzli-
che Nutzen durch diese Ma3nahmen so gering ist, dass er die zusitzlichen Kosten
und den Aufwand nicht rechtfertigt. Kurz gesagt: Ubersteigen die Grenzkosten
den Grenznutzen, lohnt sich die Einfiihrung solcher Maflnahmen aus 6kono-
mischer Sicht nicht mehr. Dies ist ein klassisches Beispiel des abnehmenden
Grenznutzens.

In den meisten KMU scheinen die Nutzenschwellen durch bestehende all-
gemeine FlexibilisierungsmaBnahmen bereits erreicht zu sein, weshalb die Ein-
fiihrung spezifischer pflegespezifischer Malnahmen nicht als notwendig erachtet
wird. Die allgemeinen Angebote zeichnen sich durch eine breite Anwendbarkeit,
geringe Implementierungskosten und eine hohe Akzeptanz aus. Sie erfiillen somit
bereits den erwarteten Gesamtnutzen, da sie mit geringem Kosten- und Arbeits-
aufwand einen hohen Mehrwert generieren, der auch die Bediirfnisse pflegender
Beschiftigter abdeckt. Im Vergleich dazu wiren pflegespezifische Maflnahmen
nur auf eine relativ kleine Gruppe im Unternehmen zugeschnitten und ihre
Inanspruchnahme wiirde gering bleiben. Aus dieser Sicht sind spezielle Pro-
gramme fiir pflegende Angehorige in kleinen und mittleren Unternehmen nicht
erforderlich, um das Ziel der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu erreichen.

Die Theorie des abnehmenden Grenznutzens (Krelle & Recktenwald 1987)
auf pflegespezifische Vereinbarkeitsmafinahmen ldsst sich mit dem Konzept des
Egalitarismus verbinden, das sich mit der Frage der Gerechtigkeit bei der Vertei-
lung von Ressourcen befasst (Frankfurt 2015). Aus den Forschungsergebnissen
geht hervor, dass alle Beschiftigten innerhalb der KMU gleiche Moglichkeiten
zur Vereinbarkeit von Beruf und personlichen Verpflichtungen haben, unabhéngig
von ihrer individuellen Lebenssituation (z. B. Pflegeverpflichtungen, Elternschaft,
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Weiterbildung). Damit zeigt sich eine faire Verteilung von Vereinbarkeitsres-
sourcen und niemand wird aufgrund spezifischer Lebensumstinde benachteiligt.
Diese Gleichbehandlung kann als ,, Vereinbarkeitsegalitarismus “ verstanden wer-
den. Unternehmen leisten ihren Beitrag, indem sie ein gleichberechtigtes Angebot
an MaBnahmen zur Verfiigung stellen, ohne eine bestimmte Gruppe von Mitar-
beitenden zu bevorzugen. Die dennoch bestehenden Schwierigkeiten pflegender
Beschiftigter, Beruf und Pflege zu vereinbaren, liegen weniger an den Unter-
nehmen selbst, sondern an einer unzureichenden 6ffentlichen Pflegeinfrastruktur
(Leitner & Vukoman 2015). Der gesetzliche Anspruch auf einen Kitaplatz fiir
Eltern zeigt, dass eine gut ausgebaute Infrastruktur erhebliche Entlastung bie-
ten kann. Da ein vergleichbarer Anspruch im Pflegebereich fehlt, sind pflegende
Angehorige stirker auf informelle, private Netzwerke angewiesen, was zu einer
Unvereinbarkeit von Pflege und Beruf fithren kann (u. a. Bischofberger et al.
2009; Klaus et al. 2014; Kuhlmey & Budnick 2023; Scheuermann et al. 2024a).
Unternehmen konnen diese strukturellen Mingel nur eingeschrinkt ausgleichen,
da sie hauptsichlich die Arbeitsorganisation beeinflussen konnen und nicht die
externe Infrastruktur.

Ein zentrales Dilemma besteht darin, dass Unternehmen allgemeine Verein-
barkeitsmaflnahmen oft als ,.egalitdr” ansehen, weil sie fiir alle Beschiftigten
zuginglich sind (z. B. flexible Arbeitszeiten, Homeoffice). Diese Maflnahmen
sind jedoch nicht notwendigerweise bediirfnisorientiert. Mitarbeitende mit spezi-
fischen Verpflichtungen (z. B. Pflege von Angehorigen) bendtigen moglicherweise
zusitzliche oder andere Unterstiitzung, die iiber das allgemeine Angebot hinaus-
geht. Der Vereinbarkeitsegalitarismus wiirde somit kritisieren, dass die allgemeine
Gleichheit der Mainahmen die besonderen Bediirfnisse iibersieht. Denn hier wird
Gleichheit nicht als Chancengleichheit verstanden, sondern lediglich als formale
Gleichheit im Angebot von MaBnahmen. Diese Kritik stammt vor allem von
staatlichen Akteuren und Interessenvertretungen fiir pflegende Angehorige (u. a.
Beirat Pflege & Beruf 2019, 2023; wir pflegen e. V. 2019; VdK 2022). Die
Ergebnisse der vorliegenden Arbeit zeigen jedoch, dass diese Darstellung zu kurz
greift. Die klassischen MaBBnahmen in Unternehmen sind fiir alle Beschiftigten
zugénglich und ermoglichen es, unterschiedlichste Lebenssituationen zu beriick-
sichtigen, ohne eine spezifische Gruppe von Mitarbeitenden zu bevorzugen. Im
Gegensatz zu den Unternehmen hat die Regierung bisher keine vergleichbare
Chancengleichheit hergestellt. Die gesetzlichen Regelungen und Infrastruktu-
ren unterscheiden sich erheblich: Der gesetzliche Anspruch auf Elternzeit mit
Lohnersatz und der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz im Kindergar-
ten ermoglichen es Eltern, ihre Erwerbstitigkeit nach der Geburt eines Kindes
mit den Anforderungen der Kinderbetreuung zu vereinbaren. Diese Maflnahmen
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schaffen eine umfassende Unterstiitzung und gewihrleisten eine hohe Planbarkeit
und Sicherheit fiir Eltern und Unternehmen. Im Gegensatz dazu haben pflegende
Angehorige weder einen vergleichbaren Rechtsanspruch noch eine Lohnersatz-
leistung wihrend der Pflegezeit (Beirat Pflege & Beruf 2019, 2023; SoVD 2024,
VdK 2024).

Die Regierung erwartet von Unternehmen, dass sie pflegende Angehorige
genauso unterstiitzen wie Eltern, ohne jedoch selbst die notwendigen Rahmenbe-
dingungen zu schaffen. Dies fiihrt zu einem Widerspruch. Wihrend Unternehmen
durch ihren Vereinbarkeitsegalitarismus bereits ein Gleichgewicht der Verein-
barkeitsmoglichkeiten schaffen, behindert der Staat diese Bemiihungen durch
seine ungleiche Behandlung beider Gruppen. Die fehlende Lohnersatzleistung
wihrend der Pflegezeit verhindert, dass pflegende Angehorige ihre Erwerbstitig-
keit voriibergehend unterbrechen konnen, ohne erhebliche finanzielle Einbuflen
zu erleiden. Diese Ungleichheit zeigt, dass die Regierung die Chancengleich-
heit zwischen beiden Gruppen strukturell verhindert, wiahrend Unternehmen mit
ihren allgemeinen Vereinbarkeitsmafnahmen zumindest eine Grundlage fiir eine
faire Behandlung schaffen. Der Vorwurf, KMU wiirden pflegende Angehorige
vernachlédssigen, sollte kiinftig unter diesen Gesichtspunkten betrachtet werden.

Die Regierung agiert in diesem Kontext als Metaprinzipal und trigt die Ver-
antwortung fiir die grundlegenden Bedingungen der Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf. Eine unzureichende staatliche Unterstiitzung fiir pflegende Angehorige
fiihrt langfristig zu Nachteilen wie Erwerbsunterbrechungen, geringerer Alters-
vorsorge und finanzieller Unsicherheit. Warum die egalitire Unterstiitzung beider
Gruppen gegenwirtig nicht forciert wird, bleibt unbeantwortet. Der Mangel an
egalitidrer Unterstiitzung wird besonders in den Forderungen der befragten KMU
sichtbar, die folgende Anliegen an politische Akteure richten: (1) den Wunsch
nach Kostensubventionen fiir Personalausfille infolge der unzureichenden Pfle-
geinfrastruktur, (2) den Wunsch nach besseren Informationsangeboten durch die
Einbindung von Steuerbiiros und (3) den Wunsch nach einer umfassenderen,
besser finanzierten 6ffentlichen Pflegeinfrastruktur. Diese Forderungen verdeutli-
chen die praktischen Herausforderungen, mit denen Unternehmen in der aktuellen
Situation konfrontiert sind.

Sollte es kiinftig ein politisches Ziel sein, KMU bei der Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf zu unterstiitzen und nicht nur gesetzliche Vorgaben zu machen,
braucht es eine grundlegende spieltheoretische Intervention. Ziel ist es, die
bestehenden Spielregeln so zu verdndern, dass es fiir KMU rational und wirt-
schaftlich vorteilhaft wird, Vereinbarkeitsangebote fiir pflegende Angehorige
bereitzustellen. Handlungsempfehlungen miissen politische Anreize umfassen,
um die Kosten-Nutzen-Kalkulation fiir KMU zu verdndern.
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Die nun folgenden Handlungsempfehlungen sind sowohl aus den Ergebnissen der
Unternehmensbefragung entstanden, als auch aus einer metaanalytischen Einord-
nung der Aussagen. Das fiihrt dazu, dass der Perspektive und den Wiinschen
der befragten Unternehmer:innen nicht an allen Stellen vollumfinglich entspro-
chen werden kann. An bestimmten Punkten sind Interessen nach dem Prinzip
der ,,Triage* unterschiedlich zu gewichten. Das ist dort der Fall, wo begrenzte
Ressourcen eine Priorisierung nach Dringlichkeit und gesellschaftlichem Nut-
zen erfordern. Einige Bedenken der Unternehmen, wie beispielsweise zusitzliche
Freistellungsanspriiche, miissen im Lichte gesellschaftlicher Abwigung bewer-
tet werden. Die Chancengleichheit und soziale Teilhabe von Beschiftigten stehen
in einem Spannungsfeld mit betriebswirtschaftlichen Interessen der Unternehmen.
Eine ausgewogene Abwigung der beiden Perspektiven ist erforderlich, um sowohl
soziale Gleichheit zu fordern als auch die wirtschaftliche Stabilitit der Unterneh-
men zu gewdhrleisten. Voriibergehende Belastungen fiir einzelne Unternehmen
konnen notwendig sein, sollten jedoch durch unterstiitzende Maflnahmen und
gezielte Forderinstrumente abgefedert werden, um eine nachhaltige Umsetzung
sicherzustellen. Einige der formulierten Empfehlungen greifen Forderungen aus
anderen Studien und Gutachten auf und entsprechen zugleich den Anliegen von
Interessenvertretungen, die sich fiir Unternehmen oder (berufstitige) pflegende
Angehorige einsetzen. Die nachstehenden Handlungsempfehlungen sind so aufbe-
reitet, dass sie einen direkten Bezug zu den Ergebnissen dieser Forschungsarbeit
aufweisen. Dabei werden weitschweifende und moralisch aufgeladene Abhand-
lungen bewusst vermieden. Stattdessen bieten die Empfehlungen praxisnahe und
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umsetzbare Moglichkeiten, um die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf insbe-
sondere fiir Kleinst- und Kleinunternehmen sowie pflegende Beschiftigte zu
verbessern.

Die ersten beiden Empfehlungen leiten sich direkt aus den Ergebnissen der
vorliegenden Forschungsarbeit ab und basieren auf den Wiinschen und Anforde-
rungen der befragten KMU. Diese betreffen vor allem die Schaffung finanzieller
Anreize fiir Kleinst- und Kleinunternehmen sowie die Einbindung intermedidrer
Akteure, um strukturelle und organisatorische Herausforderungen zu bewiilti-
gen. Die forschungsbasierten Empfehlungen adressieren konkrete betriebliche
Bediirfnisse und bieten Ansatzpunkte fiir eine nachhaltige und zugleich wirt-
schaftsvertragliche Umsetzung. Dariiber hinaus schlieft sich diese Arbeit zwei
weiteren Handlungsempfehlungen an, die vielfach von Interessenvertretungen
pflegender Angehoriger sowie politischen Expertengremien gefordert und zum
Teil bereits im Koalitionsvertrag der damaligen Bundesregierung verankert waren
und auch im neuen Vertrag weitergefiihrt werden. Diese beziehen sich auf die
Zusammenfiihrung und Anpassung der Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetze
sowie die Einfiihrung einer Lohnersatzleistung fiir pflegende Angehorige. Beide
MaBnahmen sind aus der Perspektive sozialer Gerechtigkeit und der Forderung
der Chancengleichheit unerlisslich, um berufstitige pflegende Angehorige gezielt
zu unterstiitzen.

Die Trennung zwischen forschungsbasierten Empfehlungen und bestehenden
politischen Forderungen erméglicht es, Ursprung und Zielrichtung der einzelnen
MaBnahmen deutlich zu machen. Sie dient der Herausstellung des spezifischen
Beitrags dieser Arbeit und beriicksichtigt zugleich den Kontext gesellschaftlicher
und politischer Entwicklungen. Damit trégt sie dazu bei, den Dialog zwischen
wissenschaftlicher Forschung und politischer wie gesellschaftlicher Praxis zu
fordern.

11.1  Finanzielle Anreize fiir Kleinst- und
Kleinunternehmen schaffen

Um mogliche negative Auswirkungen einer zukiinftigen Ausweitung der
Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetze auf Kleinst- und Kleinunternehmen
abzufedern, sollte fiir diese Unternehmen ein finanzieller Ausgleich in Betracht
gezogen werden. Solche Maflnahmen wéren insbesondere notwendig, um Produk-
tionsausfille auszugleichen und die wirtschaftliche Stabilitdt dieser Unternehmen
zu sichern, falls gesetzliche Freistellungsanspriiche fiir pflegende Beschéf-
tigte auf Betriebe mit weniger als 15 Beschiftigten ausgeweitet wiirden. Die
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folgenden Vorschlige haben einen hypothetischen Charakter und skizzieren
mogliche Ansitze fiir eine Kompensation, die ohne erhebliche biirokratische
Hiirden umsetzbar wiren. Eine konkrete Umsetzung dieser Vorschlige erfordert
jedoch einen entsprechenden Gesetzesentwurf, dessen Realisierung angesichts
der derzeitigen politischen und haushilterischen Rahmenbedingungen des Bundes
derzeit nicht absehbar ist.!

i. Ausgleichzahlung auf Basis des Eingliederungszuschusses (EGZ)
Grundsitzlich ist der Eingliederungszuschuss eine finanzielle Unterstiitzung
der Bundesagentur fiir Arbeit fiir Unternehmen, die schwer vermittelbare
Arbeitssuchende einstellen. Der Zuschuss soll die Einarbeitungskosten und
das unternehmerische Risiko bei der Einstellung von Personen mit Ver-
mittlungshemmnissen kompensieren. Dafiir erhalten Unternehmen je nach
Schwere der Vermittlung (bestimmt durch Alter, Krankheit, Behinderung und
Dauer der Arbeitslosigkeit) einen Zuschuss, der einen Prozentsatz zwischen
50 % und bis hochstens 70 % ausmacht. Der Zuschuss wird in der Regel fiir
zwolf Monate gewihrt, bei dlteren oder besonders schwer vermittelbaren Per-
sonen auch bis zu 36 Monate (§ 88 ff. SGB III). Das entspricht in etwa der
aktuellen Dauer der Pflegezeit und der Familienpflegezeit. Eine finanzielle
Kompensation, dhnlich dem Eingliederungszuschuss, konnte gezahlt werden,
wenn kleine Unternehmen eine Beschiftigte oder einen Beschiftigten fiir die
Pflegezeit freistellen miissen und dafiir einen personellen Ersatz einstellen.
Dieser Zuschuss wiirde einen Teil der Lohnkosten fiir die Einarbeitungszeit
der/des neuen Beschiftigten abdecken und so zusétzlichen Kosten fiir die Per-
sonalsuche und das Anlernen abfedern. Dieser ,,Pflegezeitausgleichszuschuss
kann zudem als sinnvolle MafBnahme zur Forderung tempordrer Beschif-
tigung bewertet werden, was besonders vom Fachkriftemangel betroffenen
Branchen zugutekommt. Diese MaBinahme trigt dazu bei, dass kleine Unter-
nehmen trotz der erweiterten Inanspruchnahme der Pflegezeit weiterhin
handlungsfihig bleiben und eine faire Verteilung der Belastungen ermdog-
licht wird. Der Unterschied zwischen dem Eingliederungszuschuss und dem
Pflegezeitausgleichzuschuss sollte ausschlieBlich in den Einstellungskriterien
einer neuen Person bestehen. Diese braucht dann nicht wie im ersten Fall ein
Vermittlungshemmnis, sondern soll dem Unternehmen mit ihrer Arbeitskraft
schnell zur Verfiigung stehen.

! Die Handlungsempfehlungen zu den finanziellen Ausgleichsregelungen wurden fiir diese
Arbeit mit Unterstiitzung der ECOVIS WWS Steuerberatungsgesellschaft mbH (Niederlas-
sung Niesky) erarbeitet. ECOVIS ist auf die Beratung von KMU spezialisiert.
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ii. Ausgleichzahlung auf Basis des Aufwendungsausgleichsgesetzes (AAG)
Grundsitzlich regelt das Aufwendungsausgleichsgesetz die Erstattung von
Arbeitgeberaufwendungen fiir Lohnfortzahlung im Krankheitsfall (U1) und
Mutterschaftsfall (U2) fiir Unternehmen mit weniger als 30 Beschiftigten
(8§ 1 ff. AAG). Arbeitgeber:innen zahlen dafiir einen prozentualen Beitrag in
einen Ausgleichsfonds, aus dem sie bei Krankheits- oder Mutterschaftsausfil-
len Erstattungen erhalten. Die Hohe der Erstattung fiir die Arbeitgeber:innen
betrdgt je nach Krankenkasse bis zu 80 % bei Krankheit und 100 % bei
Mutterschutz. Analog zu diesem Modell konnte beispielsweise eine U3 ein-
gefiihrt werden, die den Ausgleich der Lohnfortzahlung im Pflegefall regelt.
Die Erstattung der Lohnfortzahlungskosten wihrend der Pflegezeit konnte
dann ggf. durch die Pflegekasse des pflegebediirftigen Angehorigen erfolgen.
Fiir diesen Anspruch miissen die kleinen Unternehmen analog zum Aufwen-
dungsausgleichsgesetz (AAG) einen Prozentsatz in einen Pool einzahlen, der
tiber die Pflegekassen abgewickelt wird. Diese Beitrdge sind wie beim AAG
fiir kleine Unternehmen verpflichtend. Um die Akzeptanz bei den Unter-
nehmen am Anfang zu erhohen, wire es denkbar, eine Mischfinanzierung
einzurichten, bei welcher der Staat einen Teil der Beitrdge mitfinanziert. Fiir
die Dauer der Finanzierung konnen wie beim AAG sechs bis acht Wochen
veranschlagt werden. Danach erhalten die Arbeitnehmer Pflegegeld (analog
zum Krankengeld des AAG). Eine andere Moglichkeit wire es, die Pfle-
gezeit in die Lohnfortzahlung bei Krankheitsfall zu integrieren (U1). Hier
bleibt jedoch offen, ob die gesetzlichen Krankenkassen dafiir den Beitrags-
satz fiir Unternehmen anheben. Beide Regelungen wiren wie beim AAG fiir
Unternehmen mit weniger als 30 Beschiftigten anwendbar.

Dieses ,,Pflegezeit-Erstattungsmodell* hitte verschiedene Vorteile: Erstens
werden kleinere Unternehmen von der finanziellen Last der Lohnfortzah-
lung wihrend der Pflegezeit entbunden, dhnlich wie es im Krankheits- und
Mutterschaftsfall geschieht. Zweitens miissten sich die Unternehmen nicht
selbst um die Schaffung eines Ersatzzuschusses kiimmern, sondern profitie-
ren von einem bestehenden und bewihrten Umlagesystem. Die Pflegekassen
iibernehmen den Erstattungsprozess, dhnlich wie Krankenkassen im AAG.
Drittens wird so der Wegfall von Zugangsschwellen zur Pflegezeit und Fami-
lienpflegezeit auch fiir kleine Unternehmen tragbar, ohne dass diese im
Vergleich zu groBeren Unternehmen benachteiligt werden. Letztlich motiviert
das kleine Unternehmen, pflegenden Angehorigen die Inanspruchnahme von
Pflegezeiten zu ermdglichen, ohne dass dies mit erheblichen wirtschaftlichen
Nachteilen fiir sie verbunden ist. Dies fordert die gesellschaftlich erwiinschte
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf und trigt vor allem zur finanziellen
Entlastung pflegender Angehoriger bei.
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iii. Steuerliche Ausgleichzahlung

Als weitere Variante fiir die Entlastung kleiner Unternehmen kann fiir diese
ein steuerlicher ,.Pflegezeit-Freibetrag® konzipiert werden, der als jahrli-
che Pauschale je pflegezeitnehmender Person festgelegt wird, unabhingig
von der Pflegedauer. Diese indirekte Ausgleichzahlung soll ebenfalls dabei
helfen, die finanzielle Belastung, die durch die Abwesenheit von Mitarbei-
tenden wegen Pflegezeit entsteht, zu kompensieren. Der dahinterliegende
Mechanismus sieht einen zusitzlichen Freibetrag in der Gewerbe- und Ein-
kommenssteuer vor. Den Betrag konnen die kleinen Unternehmen vom zu
versteuernden Einkommen abziehen, wodurch sich die allgemeine Steuer-
last reduziert. Die Hohe der Pauschale sollte mindestens die zu tragenden
Mehrkosten des Unternehmens abdecken. Um die Pauschale zu erhalten,
muss das Unternehmen lediglich nachweisen, dass Pflegezeit in Anspruch
genommen wurde. Dann kann der Betrag im Rahmen der jéhrlichen Steu-
ererkldrung geltend gemacht werden. Da der Freibetrag pauschal gewihrt
wird, entfillt eine aufwendige Einzelfallpriifung. Die Unternehmen kon-
nen dadurch besser planen und die steuerlichen Vorteile unmittelbar in ihre
Budgetplanung einflieBen lassen. Trotz aller Vorteile diirfte dieser indirekte
Finanzausgleich bei den Unternehmen vermutlich weniger positiv aufgenom-
men werden als die anderen beiden Vorschldge. Daher bietet es sich an, ihn
als Kombinationsleistung mit dem ,,Pflegezeitausgleichszuschuss* und dem
,.Pflegezeit-Erstattungsmodell* bereitzustellen.

11.2 Einsatz von intermedidaren Akteuren

Die Auswertung der Unternehmensbefragung zeigt, dass kleine Unternehmen
héiufig Wissensliicken, Unsicherheiten und Verstidndnisprobleme im Umgang mit
der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf aufweisen. Obwohl bereits zahlreiche
Informationsangebote verfiigbar sind, mangelt es vielen kleinen Unternehmen an
zeitlichen Ressourcen und an Priorisierung, um sich intensiv mit dem Thema
auseinanderzusetzen, welches sie oft als ,,Nischenthema‘ wahrnehmen. Infolge-
dessen bleiben viele der bestehenden UnterstiitzungsmaBnahmen ungenutzt, was
sowohl Beschiftigten als auch Unternehmen schadet. Statt die Produktion wei-
terer Informationsmaterialien voranzutreiben, sollte der Fokus auf einer aktiven
Unterstiitzung durch ,,intermedidre Akteure* liegen. Diese Akteure konnen als
Schnittstellen zwischen Unternehmen und bestehenden Angeboten agieren und
so die Akzeptanz und Implementierung vorhandener Maflnahmen erleichtern. Im
Folgenden werden drei Ansitze vorgestellt, durch wen diese Rolle iibernommen
werden konnte.
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i. Vereinbarkeitslots:innen fiir kleine Unternehmen

Eine mogliche Losung besteht in der Ausbildung von Pflegelots:innen
(speziell Vereinbarkeitslots:innen), die Unternehmen kostenfrei bereitgestellt
werden. Diese Lots:innen bieten praktische, direkt umsetzbare Hilfe bei der
Einfithrung und Umsetzung von Vereinbarkeitsmanahmen an. Sie informie-
ren Unternehmensleitungen und Mitarbeitende iiber gesetzliche Rechte und
betriebliche Moglichkeiten zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Gemein-
sam mit den Unternehmen entwickeln sie maBigeschneiderte Losungen, die
sowohl den betrieblichen Anforderungen als auch den Bediirfnissen pflegen-
der Beschiftigter gerecht werden. Zudem sind sie fiir eine Netzwerkbildung
mit anderen relevanten regionalen Stellen zustindig (Pflegedienste, Bera-
tungsstellen etc.). Die Kosten fiir die Ausbildung und Bereitstellung von
Vereinbarkeitslots:innen sollten, dhnlich wie bei der Finanzierung von Pflege-
beratung fiir pflegende Angehorige, die Pflegekassen tragen. Pflegelots:innen
sind bereits in mehreren Bundeslindern erfolgreich eingesetzt und stellen
ein etabliertes Unterstiitzungsangebot fiir Unternehmen dar. Sie konnen ent-
weder als interne Ansprechpersonen innerhalb des Unternehmens oder als
extern buchbare Berater:innen fungieren, je nach Gréfe und Struktur des
Unternehmens sowie den individuellen Bediirfnissen. Fiir kleinere Unter-
nehmen ist es empfehlenswert, externe Vereinbarkeitslots:innen kostenfrei
verfiigbar zu machen. Diese externen Beraterinnen und Berater verfiigen iiber
spezialisierte Fachkenntnisse und konnen das Unternehmen auf Anfrage fle-
xibel unterstiitzen, ohne zusitzliche Ressourcen zu binden. Gerade in kleinen
Unternehmen mit begrenzten personellen Kapazititen ist es kaum moglich,
interne Mitarbeitende voriibergehend fiir die Ausbildung zu Vereinbarkeits-
lots:innen freizustellen, da dies zusitzlichen organisatorischen Aufwand mit
sich bringen wiirde. Insgesamt zeigt sich, dass die Implementierung von Pfle-
gelots:innen ein bewihrtes Unterstiitzungskonzept fiir Unternehmen darstellt
und bundesweit positive Resonanz erfihrt.

ii. Integration von Steuerbiiros in den Informationsaustausch
Steuerberatungsbiiros, die héufig als erste Anlaufstelle fiir betriebswirtschaft-
liche und administrative Fragen fungieren, sollten stirker in den Informati-
onsfluss zu Pflege- und Vereinbarkeitsthemen eingebunden werden. Da alle
befragten Unternehmen auf den Rat ihrer Steuerbiiros vertrauen, konnen
diese als Multiplikatoren wirken und relevante Informationen gezielt an ihre
Mandanten weitergeben. Dazu sollten sie gezielte FortbildungsmaBnahmen
in den Bereichen Pflegezeit, Familienpflegezeit und Vereinbarkeitsthemen
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iii.

erhalten, um ihr Wissen und ihre Beratungsqualitit in diesem Bereich zu
erhohen. Dadurch konnen sie Unternehmen aktiv auf steuerliche Erleichterun-
gen und Unterstiitzungsmoglichkeiten fiir pflegende Beschiftigte hinweisen
und so die Nutzung bestehender Forderinstrumente anregen. Indirekt wird
tiber die Sensibilisierung der Steuerbiiros eine pflegefreundliche Unterneh-
menskultur gefordert, die sowohl die Mitarbeiterbindung stirkt als auch die
Arbeitgeberattraktivitit erhoht. Die Bedeutung von Steuerbiiros als zentrale
Informationsstellen hebt auch eine Fokusgruppenerhebung mit Kleinstunter-
nehmer:innen im Rahmen des Landesprogramms ,,Vereinbarkeit von Beruf
und Pflege NRW* (KDA 2023) hervor. Die Studie zeigt, dass Steuerberatun-
gen eine vertrauensvolle Anlaufstelle fiir Kleinstunternehmen darstellen und
daher eine Schliisselfunktion bei der Weitergabe von Informationen zu Ver-
einbarkeitsthemen iibernehmen. Diese Ubereinstimmung mit den Ergebnissen
der vorliegenden Arbeit unterstreicht die Relevanz der vorgeschlagenen Maf3-
nahme und legt nahe, dass die stirkere Einbindung von Steuerbiiros in den
Informationsaustausch ein wirksamer Hebel zur Forderung der Vereinbarkeit
von Beruf und Pflege ist.

Schaffen von interorganisationalen Netzwerken

Anhand der Unternehmensbefragung wurde ein Spannungsfeld zwischen
wirtschaftlichen Zielen, personeller Bedarfsorientierung, isoliertem unterneh-
merischem Agieren und mangelnden Ressourcen deutlich. Eine effektive
Moglichkeit, dieses Spannungsfeld zu entschérfen, liegt in der Schaffung
von interorganisationalen Netzwerken und regionalen Kooperationsverbiin-
den. Solche Netzwerke konnen ebenfalls als intermedidre Akteure fungieren
und die betroffenen KMU in mehrfacher Hinsicht unterstiitzen. Unterneh-
men innerhalb einer Branche und Region konnen durch regelméBige Treffen
und gezielte Austauschformate voneinander lernen und Best Practices teilen.
Dies reduziert Wissensliicken und fordert ein gemeinsames Verstindnis fiir
die Herausforderungen der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. Die Griin-
dung solcher Netzwerke kann durch verschiedene Akteure erfolgen. Die
Industrie- und Handelskammer sowie die Handwerkskammern, die in den
Befragungen fiir ihre Leistungen vermehrt kritisch bewertet wurden, kénnten
ihre Reputation verbessern, indem sie gezielte und kostenfreie Austausch-
formate entwickeln. Die Initiierung und Moderation von Netzwerktreffen
kann iiber Forderprogramme finanziell unterstiitzt werden. Als Finanzierungs-
quellen bieten sich beispielsweise regionale Wirtschaftsforderungsprogramme
oder Mittel aus dem Europidischen Sozialfonds (ESF) an. Durch die Ver-
netzung fiihlen sich Unternehmen weniger alleingelassen und konnen auf
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die Unterstiitzung eines starken Netzwerks zuriickgreifen. Das stirkt den
Zusammenhalt und die Resilienz gegeniiber wirtschaftlichen und sozialen
Herausforderungen. Zudem koénnen in einem Netzwerk kreative und innova-
tive Ansitze zur Unterstiitzung pflegender Beschiftigter entwickelt werden,
die individuell nur schwer realisierbar wiren.

Aus organisationssoziologischer Sicht verdeutlichen diese Empfehlungen die Not-
wendigkeit einer ganzheitlichen Betrachtung von unternehmerischen Praktiken
und sozialen Anforderungen. Organisationen sind eingebettet in ein komple-
xes Netz aus Okonomischen und sozialen Beziehungen, die sich gegenseitig
beeinflussen. Die hier entwickelten Empfehlungen zielen darauf ab, die organi-
sationsinternen Strukturen durch gezielte externe Unterstiitzung und kollektive
Zusammenarbeit zu stirken, um die nachhaltige Integration von Pflege- und
Berufspflichten zu sichern. Uber diese forschungsbasierten Vorschlige hinaus
sind jedoch weitere MaBBnahmen erforderlich, die auf politischer Ebene verankert
sind und die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf als grundlegende Rahmenbedin-
gung ermdglichen. Es handelt sich dabei um bereits bestehende Forderungen,
deren Relevanz durch die Ergebnisse der Unternehmensbefragung in dieser
Arbeit unterstrichen wurde. Diese MaBnahmen stellen sinnvolle Ansitze dar,
um gesetzliche Liicken zu schlieen und pflegende Angehorige umfassender zu
unterstiitzen.

11.3 Gesetze zusammenfiihren und Schwellenwerte
anpassen

Die derzeitige Trennung von Pflegezeitgesetz (PflegeZG) und Familienpflege-
zeitgesetz (FPfZG) fiihrt zu unterschiedlichen Anspruchsvoraussetzungen und
Regelungen, die sowohl fiir pflegende Angehorige als auch fiir Unterneh-
men schwer verstindlich und administrativ aufwendig sind. Ein einheitlicher
Rechtsrahmen wiirde die Regelungen harmonisieren und eine klare, transpa-
rente Struktur schaffen. Das erleichtert nicht nur die Inanspruchnahme fiir die
Betroffenen, sondern auch die Umsetzung und Verwaltung in den Unterneh-
men. Der derzeitige Flickenteppich aus unterschiedlichen Regelungen erschwert
die Planung der Pflege und fiihrt dazu, dass Angehorige héiufig auf kurzfristige
Losungen angewiesen sind. Zudem miissen sie je nach Situation unterschiedli-
che Antrige stellen und verschiedene Verfahren durchlaufen (BMFSFJ 2024).
Dies steigert den biirokratischen Aufwand deutlich und kann abschreckend wir-
ken. Eine Zusammenlegung der Gesetze wiirde zu einem einheitlichen Antrags-
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und Bewilligungsverfahren fiihren. Auch andere Akteure empfehlen die Zusam-
menfiihrung der beiden Gesetze als notwendige MaBinahme, um die rechtlichen
Grundlagen zu vereinfachen und die Inanspruchnahme von Freistellungen zu
erleichtern (Kavur et al. 2024; Beirat Pflege & Beruf 2019, 2023; wir pflegen e. V.
2019). Die Forderung unterstreicht die Dringlichkeit dieser Reform und zeigt,
dass verschiedene Akteure eine solche Vereinheitlichung als zentralen Schritt fiir
eine bessere Vereinbarkeit von Pflege und Beruf betrachten.

Die generelle Abschaffung der Schwellenwerte bei der Unternehmensgrof3e
fir die Inanspruchnahme von Pflege- und Familienpflegezeit ist jedoch ein
Thema, das einer sorgfiltigen und kontroversen Diskussion erfordert. Die aktuelle
Regelung, die nach Betriebsgrofe differenziert, schafft eine strukturelle Ungleich-
behandlung unter den Beschiftigten. Mitarbeitende kleinerer Unternehmen haben
keinen oder nur einen eingeschrinkten Zugang zu wichtigen Pflegezeitregelun-
gen, obwohl sie genauso von Pflegeverpflichtungen betroffen sein konnen wie
Beschiiftigte groferer Unternehmen. Diese Diskussion stiitzt sich auf die Ergeb-
nisse der vorliegenden Arbeit, die aufzeigen, dass die bestehende Differenzierung
in der Praxis sowohl zu Nachteilen fiir pflegende Beschiftigte als auch fiir
kleine Unternehmen fiihrt. Wahrend Beschiftigte aufgrund der fehlenden Frei-
stellungsmoglichkeiten gezwungen sein konnten, bei der Wahl ihres Arbeitgebers
auf die Verfiigbarkeit solcher Regelungen zu achten, riskieren kleine Unterneh-
men, qualifizierte Mitarbeitende an groflere Arbeitgeber zu verlieren. Wenn die
Verantwortung fiir die Freistellung pflegender Angehoriger lediglich bei groflen
Unternehmen liegt, wird die gesamtgesellschaftliche Verantwortung ungleich ver-
teilt. Dies beeintrichtigt einerseits die Chancengleichheit fiir Beschiftigte und
schwicht andererseits die Wettbewerbsfihigkeit kleiner Unternehmen, die sich in
einem ohnehin angespannten Fachkriftemarkt behaupten miissen. Eine vollstidn-
dige Abschaffung der Schwellenwerte ist daher kritisch. Gegen die Abschaffung
der Schwellenwerte spricht konkret:

i. Eine hohe Belastung fiir kleine Unternehmen
Kleinere Unternehmen, insbesondere solche mit weniger als 16 Beschif-
tigten, sind hdufig stark auf einzelne Mitarbeiter:innen angewiesen. Wenn
mehrere Beschiftigte gleichzeitig Pflegezeit in Anspruch nehmen (zusitz-

lich zur Elternzeit), ldsst sich dies nur schwer kompensieren. Das kann zu
schwerwiegenden Betriebsstorungen fiihren und die wirtschaftliche Stabilitit
dieser Unternehmen gefidhrden. Eine Ausweitung der Regelungen ist daher
besonders fiir diese Unternehmen problematisch.
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ii. Gefahr von Produktivititsverlusten
Kleine Unternehmen haben Schwierigkeiten, die temporire Abwesenheit von
Beschiftigten zu kompensieren. In sehr kleinen Unternehmen kann bereits
die Abwesenheit einer einzigen Person den Betrieb erheblich beeintrichti-
gen. Das fiihrt unweigerlich zu Produktionsengpéssen, Verzogerungen und
letztlich wirtschaftlichen Verlusten

iii. Fehlende Flexibilitit und Ressourcen

Im Gegensatz zu mittelstindischen und groBSen Unternehmen, die iiber
umfangreichere Ressourcen und iiber mehr personelle Flexibilitit verfiigen,
haben kleine Unternehmen Schwierigkeiten, kurzfristige Abwesenheiten zu
bewiltigen. Kleinere Unternehmen haben nicht die personellen und finanzi-
ellen Mittel, um auf unvorhergesehene Abwesenheiten addquat zu reagieren,
was hier zu einer unverhiltnisméBigen Belastung fiir den gesamten Betrieb
fiihrt, da sowohl andere Teammitglieder als auch die Unternehmensleitung
selbst die Engpésse ausgleichen miissen.

Diese Argumentationskette verfolgt keinen moralischen oder egalitdren Anspruch.
Vielmehr spiegelt sie die Unternehmensrealitit wider und deutet auf ein gesamt-
wirtschaftliches Problem hin. Kleine Unternehmen, die ihre Mitarbeiterausfille
nicht mehr kompensieren konnen, miissen ihre zentralen Dienstleistungen ein-
schrinken. Diese Ressourcen stehen der Bevolkerung oder anderen Unternehmen
dann nur noch eingeschriankt oder gar nicht mehr zur Verfiigung. Die Dienstleis-
tungsqualitdt und Verfiigbarkeit konnten sich dadurch drastisch verschlechtern.
Auflerdem sind insbesondere kleine Unternehmen ein wichtiger Wirtschaftsfaktor
in ldndlichen und strukturschwachen Regionen. Wenn sie wegen Personalaus-
fillen ihre Dienstleistungen einschrinken oder ihre Betriebe voriibergehend
schlieBen miissen, kann dies zu einem wirtschaftlichen Riickgang in diesen
Gebieten fithren. Das verringert die regionale Kaufkraft, destabilisiert das lokale
Wirtschaftssystem und kann im Extremfall zur Abwanderung von Menschen und
Unternehmen fiihren, was die wirtschaftliche und soziale Infrastruktur weiter
schwicht. Den bisher bestehenden Schwellenwert fiir die Anspruchsvoraus-
setzungen von Pflegezeit- und Familienpflegezeit zu senken, ist ohne einen
entsprechenden Ausgleich fiir Unternehmen mit weniger als 26 Beschiftig-
ten nicht ratsam. Jedoch muss hier der Grundsatz der Ungleichbehandlung fiir
pflegende Beschiftigte in Kleinst- und Kleinunternehmen mitbeachtet werden.
Dieses Argument gilt ebenso fiir kleine Unternehmen, die dadurch einen (wei-
teren) Attraktivititsverlust gegeniiber groBeren Unternehmen erleiden, die eine
Pflegezeit und Familienpflegezeit anbieten konnen. Demnach greift hier wieder
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das Argument der Vereinbarkeitsegalitdt und der gesellschaftlichen Abwégung:
Um weder Beschiftigte noch Unternehmen zu benachteiligen, sind die bisher
bestehenden Zugangsschwellen zu den gesetzlichen Freistellungsméglichkeiten
abzuschaffen. Parallel dazu darf diese Entscheidung aber nicht den Unternehmen
und ihrem Produktivititserhalt angelastet werden. Daher sollte diese Entschei-
dung idealerweise mit den vorgeschlagenen Maflnahmen zu den finanziellen
Anreizen fiir Kleinst- und Kleinunternehmen einhergehen, um deren Wettbe-
werbsfihigkeit zu sichern. Andererseits besteht fiir sie die Gefahr, qualifizierte
Beschiiftigte zu verlieren, weil diese in groBere Unternehmen wechseln, um von
besseren Freistellungsregelungen zu profitieren.

11.4 Lohnersatzleistung einfiihren

Die Ergebnisse dieser Forschungsarbeit verdeutlichen die Notwendigkeit einer
Lohnersatzleistung fiir pflegende Angehorige, um die bestehende Ungleichbe-
handlung im Vergleich zu Eltern zu beseitigen. Das Argument der systematischen
Benachteiligung pflegender Angehoriger ist nicht neu und wird seit Jahren von
zahlreichen Interessenvertretungen wie dem Sozialverband Deutschland, dem
wir pflegen e. V., der AWO, dem VdK und dem Beirat fiir die Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf vorgebracht. Diese Organisationen sprechen sich fiir
eine steuerfinanzierte Freistellung aus, die pflegenden Angehdrigen eine faire
gesellschaftliche Unterstiitzung gewihrleistet. Sie soll sich an den Vorgaben des
Elterngelds orientieren (Beirat Pflege & Beruf 2019, 2023; wir pflegen e. V.
2019; AWO 2024; SoVD 2024; VdK 2024). Dass die Idee des zinslosen Darle-
hens gescheitert ist, zeigen die geringen Zahlen der Inanspruchnahme (Deutscher
Bundestag 2020). Fiir berufstitige pflegende Angehorige ist es momentan jedoch
die einzige offizielle Moglichkeit, ihren Lohnausfall zu kompensieren, wenn sie
voriibergehend die Erwerbstitigkeit niederlegen, um ein Familienmitglied zu pfle-
gen. Das aktuell angebotene Darlehen wirkt sich finanziell in mehrfacher Hinsicht
ungiinstig aus. Da es vollstindig zuriickzuzahlen ist, birgt es das Risiko, das
Alterseinkommen negativ zu beeinflussen. Neben der entstehenden Verschuldung
werden zusitzliche Alterssicherungsmafnahmen nur schwer realisierbar. Der feh-
lende steuerfinanzierte Lohnersatz ist eine direkte Benachteiligung gegeniiber
Miittern und Vitern in Elternzeit. Die ungleiche finanzielle Behandlung dieser
beiden Formen von Sorgearbeit signalisiert jedoch, signalisiert jedoch, dass die
Pflege von Angehorigen als weniger wertvoll angesehen wird. Diese implizite
Hierarchisierung von Sorgearbeit widerspricht dem Prinzip der Gleichbehandlung
und Gleichwertigkeit aller gesellschaftlich notwendigen Tatigkeiten.
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Dennoch zeigt die Befragung der KMU, dass eine Lohnersatzleistung kri-
tisch betrachtet wird. Viele Unternehmen duBlerten Bedenken, dass eine solche
Leistung die Inanspruchnahme von Pflegezeit oder Familienpflegezeit deutlich
erhohen konnte. Tatsédchlich hatten die befragten Unternehmen bislang kaum
mit entsprechenden Freistellungswiinschen zu tun, was sie vor allem auf die
fehlende Kompensation des Einkommens zuriickfithren. Zwar lduft ein weite-
rer gesetzlicher Freistellungsanspruch dem Interesse der Unternehmen kontrér,
da sie die Ausfallzeiten ihrer Beschiftigten so gering wie moglich halten moch-
ten, jedoch ist ihr Anspruch dem der Egalitit unterzuordnen. Das Argument der
Unternehmen, dass eine Lohnersatzleistung zu Personalengpissen fiihrt, beriick-
sichtigt nicht, dass diese Ungleichbehandlung eine tiefe soziale Ungerechtigkeit
aufrechterhdlt. Die wirtschaftlichen Interessen der Unternehmen diirfen nicht
iiber dem fundamentalen Recht auf gleiche Chancen stehen. Die Einfiihrung
einer Lohnersatzleistung ist kein Privileg, sondern eine notwendige Mallnahme
zur Beseitigung der strukturellen Benachteiligung pflegender Angehdriger und
zur Sicherstellung ihrer finanziellen und beruflichen Gleichstellung. Ohne diese
Unterstiitzung werden pflegende Angehorige systematisch in ihrer wirtschaftli-
chen und sozialen Existenz bedroht. Daher ist die Sicherstellung der Egalitit
nicht nur ein Gebot der Gerechtigkeit, sondern auch eine notwendige Grund-
lage fiir eine faire und inklusive Gesellschaft, in der niemand aufgrund seiner
Sorgeverpflichtungen strukturell benachteiligt wird.

AbschlieBende Uberlegung zu den Handlungsempfehlungen

Die vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen verdeutlichen die zentrale Her-
ausforderung, betriebliche Interessen und gesellschaftliche Anforderungen in
Einklang zu bringen. Wihrend Unternehmen wirtschaftliche Stabilitit und Fle-
xibilitit bewahren miissen, sind die Forderung von Chancengleichheit und die
Unterstiitzung pflegender Angehdriger ein unverzichtbares gesellschaftliches Ziel.
Die Empfehlungen zielen darauf ab, diese Balance zu wahren, indem sie sowohl
die Bediirfnisse der Unternehmen durch gezielte Entlastungsmallnahmen adres-
sieren als auch strukturelle Ungleichheiten fiir pflegende Beschiftigte abbauen.
Die Umsetzung der vorgeschlagenen MaBnahmen, wie die Einfiihrung finan-
zieller Anreize fiir Kleinst- und Kleinunternehmen, die stirkere Einbindung

intermediédrer Akteure und die Schaffung einer Lohnersatzleistung fiir pflegende
Angehorige, ist dabei nicht nur ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit. Sie tragt
auch dazu bei, die Attraktivitit von Unternehmen auf einem zunehmend ange-
spannten Arbeitsmarkt zu erhohen und deren langfristige Wettbewerbsfihigkeit
zu sichern. Besonders zu betonen ist der notwendige Transfer wissenschaftlicher
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Erkenntnisse in die Praxis. Die hier prisentierten Empfehlungen basieren auf fun-
dierten Forschungsergebnissen und zeigen Wege auf, wie bestehende Liicken in
der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf geschlossen werden konnen. Thre Umset-
zung wiirde nicht nur den betroffenen Unternehmen und pflegenden Angehdrigen
zugutekommen, sondern auch einen wichtigen Beitrag zu einer inklusiveren und
gerechteren Arbeitswelt leisten.
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Abschlussbetrachtung und Ausblicke 1 2

Die vorliegende Dissertation untersuchte sich einer organisationssoziologischen
Analyse der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf aus Unternehmensperspektive.
Im Mittelpunkt stand die Frage, wie Kleinst- und Kleinunternehmen auf die Her-
ausforderungen reagierten, die sich aus der Pflegeverantwortung ihrer Beschiftig-
ten ergaben, und welche strukturellen und organisatorischen Rahmenbedingungen
dies beeinflusste. Mit dem Fokus auf die organisationssoziologischen Handlungs-
weisen und Entscheidungslogiken kleiner Unternehmen erdffnete die Arbeit einen
neuen Blickwinkel auf ein bisher wenig beleuchtetes Forschungsfeld. Dieses
Kapitel reflektiert die zentralen Erkenntnisse der Dissertation, diskutiert methodi-
sche und inhaltliche Grenzen, stellt den Beitrag der Arbeit zur Forschung heraus
und skizziert Anregungen fiir zukiinftige Forschung.

Die Dissertation verfolgte das Ziel, die betriebliche Perspektive auf die
Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu analysieren und eine Briicke zwi-
schen sozialen und Skonomischen Anforderungen zu schlagen. Dabei lag das
zentrale Erkenntnisinteresse darin, zu untersuchen, wie Kleinst- und Kleinun-
ternehmen Vereinbarkeitsmalinahmen fiir pflegende Beschiftigte gestalten und
bewerten. Zudem wurde analysiert, welche Bedeutung begrenzte Ressourcen und
strukturelle Rahmenbedingungen dabei haben und wie diese Herausforderungen
organisationssoziologisch eingeordnet werden konnen. Zu diesem Zweck wur-
den zunichst der historische Wandel der Pflegearbeit sowie die Entwicklung der
Vereinbarkeit in Deutschland aufgezeigt. Der Forschungsstand beleuchtete sowohl
die Perspektive der pflegenden Angehorigen als auch die der Unternehmen, wobei
insbesondere die spezifischen Herausforderungen von Kleinstunternehmen im
Mittelpunkt standen. Die Arbeit griff auf ein multiperspektivisches Forschungsde-
sign zuriick, das qualitative Interviews mit Unternehmensleitungen integrierte, um
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Einblicke in die Entscheidungsprozesse und Handlungslogiken zu erhalten. Die
Ergebnisse zeigten, dass die Herausforderungen weniger auf fehlende Ressourcen
zuriickzufithren waren, sondern stirker auf mangelnde Sensibilisierung fiir pfle-
gespezifische Bediirfnisse und auf strukturelle Branchenabhingigkeit. Dennoch
boten die geringe Grofe und die Flexibilitit kleiner Unternehmen Potenziale, die
durch gezielte Unterstiitzung besser genutzt werden konnten.

Aufbauend auf diesen zentralen Erkenntnissen ist es notwendig, auch die
methodischen und inhaltlichen Grenzen der Dissertation zu reflektieren, um den
wissenschaftlichen Beitrag differenziert einzuordnen. Wie jede qualitativ ausge-
richtete Studie weist auch diese Arbeit Einschrinkungen auf, die nicht spezifisch
fiir dieses Projekt, sondern charakteristisch fiir das Forschungsdesign sind. Eine
zentrale Herausforderung lag in der Fokussierung auf Kleinst- und Kleinunter-
nehmen als Untersuchungsgruppe. Diese Spezialisierung ermoglichte zwar eine
vertiefte Analyse der Dynamiken dieser Unternehmensgrofen, schrinkt jedoch
die Ubertragbarkeit auf andere Betriebsgrofen ein. Zudem ist die Generali-
sierbarkeit durch die regionale Konzentration der untersuchten Unternehmen
begrenzt, da lokale wirtschaftliche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen
die Entscheidungsprozesse beeinflussen konnen. Die Datengrundlage qualitati-
ver Interviews ermoglichte wertvolle Einblicke in die Handlungslogiken und
Entscheidungsprozesse der Unternehmensleitungen, zugleich besteht hier jedoch
die methodenimmanente Einschrinkung: Die begrenzte Fallzahl erlaubt keine
statistische Reprisentativitit, sondern stellt vielmehr Tiefenwissen bereit. Eine
erginzende quantitative Erhebung hitte zusitzliche Vergleichsperspektiven lie-
fern konnen, war jedoch im Rahmen des spezifischen Erkenntnisinteresses und
der verfiigbaren Ressourcen nicht vorgesehen. Ebenso sind subjektive Aussa-
gen der Interviewpartner:innen ein zentrales Merkmal qualitativer Forschung.
Sie bieten unmittelbare Zuginge zu Deutungsmustern und Entscheidungslogi-
ken, auch wenn sie potenziell verzerrt sein konnen. Dariiber hinaus lag der
Fokus der Arbeit bewusst auf einer organisationssoziologischen Perspektive, was
dazu fiihrte, dass rechtliche sowie wirtschaftswissenschaftliche Aspekte nur am
Rande beriicksichtigt wurden. Diese Schwerpunktsetzung war notwendig, um die
organisationssoziologische Tiefe der Analyse zu sichern. Die Entscheidung, auf
interdisziplindre Breite zu verzichten, ist daher nicht als Schwiche, sondern als
bewusste Profilierung zu verstehen.

Diese methodischen Herausforderungen unterstreichen, dass Arbeiten in einem
so praxisnahen Themenfeld stets mit sozialpolitischen Implikationen konfron-
tiert werden. Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf ist unweigerlich von gesellschaftlichen Fragestellungen
geprégt, was sich auch in der vorliegenden Dissertation zeigt. Dabei offenbart
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sich ein Spannungsfeld zwischen einem theoretischen und einem praxisorien-
tierten Blick auf das Thema. Die Arbeit ist methodisch und theoretisch klar in
der organisationssoziologischen Forschung verankert und leistet gerade durch
diese Fokussierung einen eigenstindigen Beitrag. Zugleich verdeutlichen die
Ergebnisse, dass die Pflege- und Vereinbarkeitsthematik hdufig eine Beriick-
sichtigung politischer und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen erfordert. Der
hier bewusst gewihlte Balanceakt zwischen wissenschaftlicher Neutralitdt und
praktischer Relevanz betont nicht nur die Vielseitigkeit des Forschungsfeldes,
sondern auch die Stirke dieses spezifischen Ansatzes. Eine ausschlieBlich wis-
senschaftliche Perspektive wiirde wichtige sozialpolitische Verkniipfungen auf3er
Acht lassen, wihrend eine zu breite Ausrichtung die organisationssoziologische
Tiefe geschwicht hitte. Indem die Arbeit beide Ebenen in Relation setzt, triagt
sie dazu bei, wissenschaftliche Erkenntnisse fundiert einzuordnen und zugleich
deren gesellschaftliche Bedeutung sichtbar zu machen.

Ein zentrales Ergebnis dieser Arbeit liegt in der Erkenntnis, dass nicht allein
begrenzte Ressourcen, sondern vor allem ein mangelndes Bewusstsein fiir pfle-
gespezifische Bediirfnisse die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Kleinst-
und Kleinunternehmen erschwert. Mit dieser Perspektive eroffnet die Dissertation
neue Einblicke in die spezifischen Entscheidungslogiken und Handlungsweisen
kleiner Unternehmen und trigt dazu bei, ein bislang unterbeleuchtetes For-
schungsfeld differenzierter zu betrachten. Dariiber hinaus erweitert die Arbeit das
Verstindnis fiir die dynamische Wechselwirkung zwischen strukturellen Zwingen
und individueller Flexibilitit in KMU. Insbesondere die Einbindung organi-
sationssoziologischer Modelle in die Untersuchung der Entscheidungsprozesse
liefert eine innovative Grundlage, um Unternehmen nicht nur als wirtschaft-
liche, sondern auch als soziale Akteure zu verstehen. Die Analyse und der
Beitrag dieser Dissertation werden durch zwei wesentliche theoretische Konzepte
geprigt. Erstens wird die Grenznutzentheorie auf die Vereinbarkeitsproblematik
in KMU iibertragen, um die Dynamik des abnehmenden Grenznutzens im Kon-
text pflegesensibler Maflnahmen zu beleuchten. Die Ergebnisse zeigen, dass die
Einfiihrung weiterer Vereinbarkeitsmanahmen nur dann als sinnvoll wahrgenom-
men wird, wenn der zusétzliche Nutzen die wahrgenommenen Kosten rechtfertigt.
Diese Perspektive bietet eine fundierte Grundlage, um Entscheidungsprozesse von
Unternehmen unter Unsicherheit und begrenzten Ressourcen besser zu verstehen.
Zweitens wird das Konzept der mimetischen Isomorphie herangezogen, um die
Tendenz kleiner Unternehmen zu analysieren, sich an grofleren und etablierten
Akteuren zu orientieren, insbesondere bei der Implementierung pflegesensibler
MaBnahmen. Diese Orientierung erfolgt oft weniger aus Uberzeugung als aus
dem Wunsch nach Legitimitidt und Anpassung an normative Erwartungen. Die
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Arbeit zeigt, wie dieses Phianomen in KMU zu pragmatischen, aber auch selek-
tiven Losungen fiihrt, die sowohl Potenziale als auch Einschrinkungen fiir die
Entwicklung einer pflegefreundlichen Unternehmenskultur bieten.

Dariiber hinaus trdgt die Dissertation zur Praxis bei, indem sie spezifische
Handlungsempfehlungen entwickelt, die sowohl die betriebliche Realitit als auch
die politischen Rahmenbedingungen beriicksichtigen. Sie bietet damit wertvolle
Ansiitze fiir die Gestaltung von MaBinahmen, die auf die besonderen Bediirfnisse
von Kleinst- und Kleinunternehmen zugeschnitten sind. Im tibergeordneten For-
schungskontext zeigt die Arbeit, dass die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf nicht
isoliert als soziale Frage betrachtet werden kann, sondern in enger Verbindung
mit 6konomischen und organisationalen Dynamiken steht. Die Ergebnisse der
Dissertation verdeutlichen die Relevanz von KMU als Forschungsfeld und deren
besondere Rolle in der Balance zwischen wirtschaftlicher Stabilitidt und sozia-
ler Verantwortung. Damit er6ffnet die Arbeit neue Perspektiven fiir zukiinftige
Forschung und legt eine Basis fiir weitere empirische und theoretische Untersu-
chungen, die sich mit der Gestaltung pflegefreundlicher Unternehmenskulturen
befassen.

Die hier gewonnenen Erkenntnisse erdffnen mehrere Ansatzpunkte fiir wei-
terfithrende Forschung und Praxis. Sie unterstreichen die Relevanz von Kleinst-
und Kleinunternehmen als zentrale Akteure in der Diskussion um die Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf und liefern gleichzeitig Hinweise auf offene Fragen, die
weiter untersucht werden sollten. Im Folgenden werden zentrale Ansatzpunkte fiir
zukiinftige Forschungsarbeiten zusammengefasst, die auf den Ergebnissen dieser
Dissertation aufbauen:

— Ein zentraler Ansatzpunkt fiir kiinftige Forschung ist die Frage, wie bran-
chenspezifische Unterschiede die Umsetzung von Vereinbarkeitsmanahmen
beeinflussen. Wihrend diese Arbeit die gewerbliche Wirtschaft insgesamt
betrachtet, konnten detaillierte Vergleiche zwischen Branchen wertvolle Ein-
sichten in die besonderen Herausforderungen und Potenziale liefern. Insbe-
sondere die Rolle der Arbeitskultur und der Mitarbeiterbindung innerhalb
unterschiedlicher Branchen verdient dabei besondere Beachtung.

— Ein weiterer vielversprechender Forschungsbereich betrifft die Langzeitwir-
kung von Vereinbarkeitsmainahmen. Die bisherige Forschung konzentriert
sich iiberwiegend auf Momentaufnahmen und kurzfristige Auswirkungen.
Langzeitstudien konnten aufzeigen, welche MaBnahmen nachhaltig wirken
und wie sich diese auf die Attraktivitit und die Resilienz von Unternehmen
auswirken.
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— Die Ergebnisse dieser Dissertation legen zudem nahe, dass die Ressourcen-
frage in KMU differenzierter betrachtet werden muss. Zukiinftige Forschung
konnte untersuchen, wie Unternehmen trotz vermeintlicher Ressourcenknapp-
heit durch innovative Losungen Vereinbarkeitsmalnahmen implementieren.
Dabei konnte der Einfluss von Kooperationen mit externen Akteuren wie
Pflegekassen oder lokalen Dienstleistern weiter analysiert werden.

— Auch die Rolle digitaler Technologien zur Unterstiitzung pflegesensibler
MaBnahmen ist bislang wenig erforscht. Interaktive Plattformen, digitale Leit-
fiden oder Kl-gestiitzte Beratung konnten neue Wege erdffnen, um KMU bei
der Gestaltung und Umsetzung von Mafinahmen zu unterstiitzen. Hierbei wire
eine praxisorientierte Forschung von besonderem Wert, um die Akzeptanz und
Effektivitdt solcher Instrumente zu evaluieren.

Insgesamt zeigt sich, dass die zukiinftige Forschung die Vereinbarkeit von Pflege
und Beruf in KMU sowohl in die Breite als auch in die Tiefe weiterentwickeln
sollte. Wihrend detaillierte Branchenvergleiche ein differenziertes Bild spezifi-
scher Herausforderungen er6ffnen, konnen Lingsschnittstudien die nachhaltige
Wirkung von MaBnahmen sichtbar machen. Ebenso bieten die Untersuchung
der Ressourcenfrage und der Einsatz digitaler Instrumente neue Perspektiven
fiir innovative Gestaltungsmoglichkeiten. Schlielich verdeutlichen die genann-
ten Forschungsbedarfe auch, dass interdisziplindre Ansitze, die soziologische und
betriebswirtschaftliche Perspektiven verbinden, besonders geeignet sind, praxis-
relevante Losungen zu entwickeln. Damit markieren die genannten Themen keine
Randnotizen, sondern zentrale Ansatzpunkte, die in ihrer Kombination das Feld
wesentlich voranbringen konnen.

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass die hier vorgelegte Dissertation
bereits wichtige Grundlagen geschaffen hat und zugleich Ankniipfungspunkte
fiir eine weiterfiihrende Forschung bereithdlt. Die Ergebnisse unterstreichen,
dass die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Kleinst- und Kleinunternehmen
nicht primir durch Ressourcenknappheit begrenzt wird, sondern vor allem durch
ein Bewusstsein fiir pflegespezifische Bediirfnisse sowie durch die Anpassung
bestehender Maflnahmen an individuelle Anforderungen gefordert werden kann.
Gerade die Flexibilitdt und Nihe zu den Beschiftigten erdffnen kleinen Unter-
nehmen dabei wichtige Potenziale, die gezielt unterstiitzt und weiterentwickelt
werden sollten. Auf diese Weise leistet die Dissertation nicht nur einen Bei-
trag zur organisationssoziologischen Forschung, sondern bietet zugleich Impulse
fiir praxisnahe Losungen, die sowohl der sozialen Verantwortung als auch der
betrieblichen Stabilitidt zukunftsweisend dienen konnen.



Literaturverzeichnis

Abel, Emily K.; Nelson, Margaret K. (Hg.) (1990): Circles of care. Work and identity in
women’s lives. Albany: State University of New York Press.

Affhiippe, Annette (2016): Pflege von Angehdrigen — ein Tabu am Arbeitsplatz? Vereinbarkeit
von Beruf und Angehorigenpflege fiir Beschdftigte im Krankenhaus. In: das Krankenhaus
(4), S. 323-328.

Ahrne, Goran; Brunsson, Nils (Hg.) (2019): Organization outside organizations. The abun-
dance of partial organization in social life. Cambridge, New York, NY: Cambridge
University Press.

Ahrne, Goran; Brunsson, Nils; Seidl, David (2016): Resurrecting organization by going bey-
ond organizations. In: European Management Journal 34 (2), S. 93-101. https://doi.org/
10.1016/j.em;j.2016.02.003.

Albert, Gert (2009): Sachverhalte in der Badewanne. Zu den allgemeinen ontologi-
schen Grundlagen des Makro-Mikro-Makro-Modells der soziologischen Erkldrung. In:
Jens Greve, Annette Schnabel und Rainer Schiitzeichel (Hg.): Das Mikro-Makro-Modell
der soziologischen Erkldrung. Zur Ontologie, Methodologie und Metatheorie eines For-
schungsprogramms. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verl. fiir Sozialwiss, S. 21-48.

Alt, Jirgen August (2001): Karl R. Popper. 1. Aufl. Frankfurt am Main: Campus Verlag
(Campus Einfiihrungen).

Altstotter-Gleich, Christine; Bergemann, Niels (2007): Chalmers, Alan F. Wege der Wissen-
schaft: Einfithrung in die Wissenschaftstheorie. 6., verbesserte Aufl. Berlin, Heidelberg:
Springer-Verlag Berlin Heidelberg.

Amann, Erwin (2019): Entscheidungstheorie. Individuelle, strategische und kollektive Ent-
scheidungen. 1. Auflage 2019. Wiesbaden: Springer Fachmedien Wiesbaden.

Andersson, Matthew A.; Walker, Mark H.; Kaskie, Brian P. (2019): Strapped for time or stres-
sed out? Predictors of work interruption and unmet need for workplace support among
informal elder caregivers. In: Journal of aging and health 31 (4), S. 631-651. https://doi.
org/10.1177/0898264317744920.

Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) (2023): Diskriminierungserfahrungen von fiir-
sorgenden Erwerbstitigen im Kontext von Schwangerschaft, Elternzeit und Pflege von
Angehorigen. Prognos AG. Berlin.

© Der/die Herausgeber bzw. der/die Autor(en), exklusiv lizenziert an Springer 407
Fachmedien Wiesbaden GmbH, ein Teil von Springer Nature 2025

K. Knauthe, Vereinbarkeit von Pflege und Beruf aus Unternehmensperspektive,
Dortmunder Beitrdge zur Sozialforschung,

https://doi.org/10.1007/978-3-658-49839-9


https://doi.org/10.1016/j.emj.2016.02.003
https://doi.org/10.1016/j.emj.2016.02.003
https://doi.org/10.1177/0898264317744920
https://doi.org/10.1177/0898264317744920
https://doi.org/10.1007/978-3-658-49839-9

408 Literaturverzeichnis

Arksey, Hilary (2002): Combining informal care and work: supporting carers in the work-
place. In: Health & social care in the community 10 (3), S. 151-161. https://doi.org/10.
1046/j.1365-2524.2002.00353.x.

Aulenbacher, Brigitte; Dammayr, Maria (2014): Krisen des Sorgens. Zur herrschaftsformi-
gen und widerstéindigen Rationalisierung und Neuverteilung von Sorgearbeit. In: Brigitte
Aulenbacher und Maria Dammayr (Hg.): Fiir sich und andere sorgen. Krise und Zukunft
von Care in der modernen Gesellschaft. Weinheim: Beltz Juventa (Arbeitsgesellschaft im
Wandel), S. 65-75.

Auth, Diana; Dierkes, Mirjam; Leiber, Simone; Leitner, Sigrid (2016): Trotz Pflege kein
Vereinbarkeitsproblem? Typische Arrangements und Ressourcen erwerbstdtiger pflegen-
der Sohne. In: Zeitschrift fiir Sozialreform 62 (1), S. 79—-110. https://doi.org/10.1515/zsr-
2016-0007.

Avantgarde Experts (2022): Arbeitszufriedenheit in Krisenzeiten. Hg. v. Avangarde Experts
GmbH. Miinchen. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1326716/umfrage/pos
itive-einfluesse-auf-arbeitszufriedenheit/ (23.04.2024).

AWO (2024): AWO fordert, Versprechen einzulosen und pflegende Angehorige zu unter-
stiitzen. https://awo.org/pressemeldung/europaeischer-tag-der-pflegenden-angehoeri
gen-awo-fordert-versprechen-einzuloesen-und-pflegende-angehoerige-zu-unterstuetzen/
(01.11.2024).

Axelrod, Robert (2009): The Evolution of Cooperation. Revised Edition. New York: Basic
Books.

Axelrod, Robert (2016): Effective Choice in the Prisoner’s Dilemma. In: Journal of Conflict
Resolution 24 (1), S. 3-25. https://doi.org/10.1177/002200278002400101.

Axelrod, Robert M. (2014): Die Evolution der Kooperation. Aus dem Amerikanischen
tibersetzt und mit einem Nachwort von Werner Raub und Thomas Voss. 7. Auflage,
Studienausgabe. Miinchen, Berlin: Oldenbourg; De Gruyter (Scientia nova).

Backes, Gertrud; Wolfinger, Martina; Amrhein, Ludwig (2008): Gender in der Pflege. Her-
ausforderungen fiir die Politik. Bonn: Friedrich-Ebert-Stiftung, Abt. Wirtschafts- und
Sozialpolitik (WISO Diskurs — Expertisen und Dokumentationen zur Wirtschafts- und
Sozialpolitik).

Badura, Bernhard; Ducki, Antje; Baumgardt, Johanna; Meyer, Markus; Schroder, Helmut
(2023): Fehlzeiten-Report 2023. Zeitenwende — Arbeit gesund gestalten. Berlin, Heidel-
berg: Springer Berlin Heidelberg (2023).

Baecker, Dirk (2013): Kommunikation und Handlungen. In: Detlef Horster (Hg.): Niklas
Luhmann. Soziale Systeme. Berlin: Akad.-Verl. (Klassiker Auslegen, 45), S. 37-48.
Balog, Andreas (2008): Organisationsbegriff und Organisationstheorie. In: Andreas Balog
und Johann August Schiilein (Hg.): Soziologie, eine multiparadigmatische Wissenschaft.
Erkenntnisnotwendigkeit oder Ubergangsstadium? Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwis-

senschaften, S. 263-290.

Banerjee, Abhijit (1992): A Simple Model of Herd Behavior. In: The Quarterly Journal of
Economics 107 (3), S. 797-817. https://doi.org/10.2307/2118364.

Barkholdt, Corinna; Naegele, Gerhard (1995): Armut durch Pflegebediirftigkeit: Das unge-
loste Problem deutscher Sozialpolitik. Anmerkungen zum geltenden Leistungsrecht und
zu vorliegenden Losungsentwiirfen aus der Perspektive der Armutsforschung. In: Wal-
ter Hanesch (Hg.): Sozialpolitische Strategien gegen Armut. Wiesbaden: VS Verlag fiir
Sozialwissenschaften, S. 404—428.


https://doi.org/10.1046/j.1365-2524.2002.00353.x
https://doi.org/10.1046/j.1365-2524.2002.00353.x
https://doi.org/10.1515/zsr-2016-0007
https://doi.org/10.1515/zsr-2016-0007
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1326716/umfrage/positive-einfluesse-auf-arbeitszufriedenheit/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1326716/umfrage/positive-einfluesse-auf-arbeitszufriedenheit/
https://awo.org/pressemeldung/europaeischer-tag-der-pflegenden-angehoerigen-awo-fordert-versprechen-einzuloesen-und-pflegende-angehoerige-zu-unterstuetzen/
https://awo.org/pressemeldung/europaeischer-tag-der-pflegenden-angehoerigen-awo-fordert-versprechen-einzuloesen-und-pflegende-angehoerige-zu-unterstuetzen/
https://doi.org/10.1177/002200278002400101
https://doi.org/10.2307/2118364

Literaturverzeichnis 409

Barnard, Chester Irving (1970): Die Fiihrung grosser Organisationen. Essen: Girardet
(Schriften der Gesellschaft zur Forderung des Unternehmernachwuchses e.V).

Bauer, Jan Michael; Sousa-Poza, Alfonso (2015): Impacts of Informal Caregiving on Care-
giver Employment, Health, and Family. In: Population Ageing 8 (3), S. 113-145. https://
doi.org/10.1007/s12062-015-9116-0.

Baumann, Hans (Hg.) (2013): Care-Okonomie? Offene Fragen und politische Implikationen
// Care statt Crash. Sorgedkonomie und die Uberwindung des Kapitalismus ; Jahrbuch.
Denknetz. Ziirich: Ed. 8 (Jahrbuch / Denknetz, 2013).

Baur, Nina; Blasius, Jorg (Hg.) (2014): Handbuch Methoden der empirischen Sozialfor-
schung. Wiesbaden: Springer VS (Handbuch).

Beach, Lee Roy; Connolly, Terry (2010): The psychology of decision making. People in orga-
nizations. 2nd ed. Thousand Oaks: Sage Publications (Foundations for organizational
science).

Beck, Hanno (2014): Behavioral Economics. Eine Einfiihrung. Wiesbaden: Springer Gabler.
https://doi.org/10.1007/978-3-658-03367-5.

Beck, Ulrich; Beck-Gernsheim, Elisabeth (1994): Riskante Freiheiten. Individualisierung in
modernen Gesellschaften. Frankfurt am Main: Suhrkamp (Edition Suhrkamp).

Beckenbach, Frank (2000): Beschrdankte Handlungsrationalitit und Theorie der Unterneh-
men. In: Thomas Beschorner und Reinhard Pfriem (Hg.): Evolutorische Okonomik und
Theorie der Unternehmung. Marburg: Metropolis-Verl. (Theorie der Unternehmung, 9),
S.51-92.

Beckenbach, Frank (2001): Jenseits von Homo Oecologicus und Homo Oeconomicus. Auf
der Suche nach den handlungstheoretischen Grundlagen der kologischen Okonomik. In:
Okologisches Wirtschafte (2), S. 11-13.

Becker, Albrecht (1996): Rationalitdt strategischer Entscheidungsprozesse. Ein strukturati-
onstheoretisches Konzept. Zugl.: Diss. Wiesbaden: Dt. Univ.-Verl. (DUV).

Becker, Albrecht (2000): Rationalitcit als soziale Konstruktion: Strukturation, Konstruktivis-
mus und die Rationalitit organisationaler Entscheidungsprozesse. In: Hans H. Hinterhu-
ber, Stephan A. Friedrich, Ayad Al-Ani und Gernot Handlbauer (Hg.): Das Neue Strategi-
sche Management. Perspektiven und Elemente einer zeitgemifien Unternehmensfiihrung.
2. Auflage. Wiesbaden, s.l.: Gabler Verlag, S. 147-182.

Becker, Gary S. (1981): A treatise on the family. Cambridge Mass., London: Harvard
University Press.

Becker, Kai Helge; Seidl, David (Hg.) (2014): Niklas Luhmann and organization studies.
Frederiksberg, Denmark: CBS Press (Advances in Organization studies).

Becker, Karina; Brinkmann, Ulrich (2018): Organisation. In: Johannes Kopp und Anja
Steinbach (Hg.): Grundbegriffe der Soziologie. 12. Auflage, Online-Ausgabe. Wiesba-
den: Springer VS (Springer eBook Collection Social Science and Law), S. 351-358
(09.02.2023).

Beermann, Christa (2016a): Beruf und Pflege vereinbaren — wie eine Region das Thema auf
die gemeinsame Agenda setzt. Erfolgreiche Kampagne des Netzwerks W(iedereinstieg)
im Ennepe-Ruhr-Kreis. In: Fachbeitrige der NDV — Nachrichtendienst des Deutschen
Vereins, S. 79-84.

Beermann, Christa (2016b): Das Tabu brechen und aktiv Losungen anbieten: Wie Unter-
nehmen die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege unterstiitzen konnen. In: Archiv fiir
Wissenschaft und Praxis der sozialen Arbeit, S. 79-84.


https://doi.org/10.1007/s12062-015-9116-0
https://doi.org/10.1007/s12062-015-9116-0
https://doi.org/10.1007/978-3-658-03367-5

410 Literaturverzeichnis

Beirat Pflege & Beruf (2019): Erster Bericht des unabhdngigen Beirats fiir die Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf. Hg. v. Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
(BAFzA). Berlin.

Beirat Pflege & Beruf (2023): Zweiter Bericht des unabhdingigen Beirats fiir die Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf. Hg. v. Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
(BAFzA). Berlin.

Bergman, Manfred Max (2011): The Good, the Bad, and the Ugly in Mixed Methods Research
and Design. In: Journal of Mixed Methods Research 5 (4), S. 271-275. https://doi.org/10.
1177/1558689811433236.

Bernoulli, Daniel (1954): Exposition of a New Theory on the Measurement of Risk. In:
Econometrica 22 (1), S. 23-36. https://doi.org/10.2307/1909829.

Bertram, J.; Mache, S.; Harth, V.; Mette, J. (2018): Betriebliche Mafinahmen zur Vereinbar-
keit verschiedener Lebensbereiche. In: Zbl Arbeitsmed 68 (4), S. 221-226. https://doi.org/
10.1007/s40664-018-0262-0.

Biesecker, Adelheid (2010): Der weibliche Zwilling der Okonomie. Hg. v. Heinrich Boll Stif-
tung. Gunda Werner Institut. https://www.gwi-boell.de/de/2010/07/22/der-weibliche-zwi
lling-der-%C3%B6konomie (18.12.2024).

Bischofberger, Iren; Lademann, Julia; Radvanszky, Andrea (2009): ,work & care® —
Erwerbstitigkeit und Pflege vereinbaren: Literaturstudie zu Herausforderungen fiir
pflegende Angehorige, Betriebe und -professionelle Pflege. In: Pflege 22 (4), S. 277-286.
https://doi.org/10.1024/1012-5302.22.4.277.

BMEFESFI (2018): Welche der folgenden Aussagen beschreibt lhre Unternehmenskultur
am besten? Hg. v. Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ).  https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1004538/umfrage/bewertung-
der-familienfreundlichkeit-der-unternehmenskultur-durch-unternehmen-und-beschaeft
igte/ (18.08.2024).

BMFSFI (2020): Pflegende Beschdiftigte brauchen Unterstiitzung. Leitfaden fiir eine gute
Vereinbarkeit von Beruf und Pflege. Hg. v. Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend. Berlin. Pflegende Beschiftigte -brauchen Unterstiitzung (wege-zur-
pflege.de) (12.10.2022).

BMFSFI (2023a): Elterngeld und Elternzeit. Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz. 27.
Aufl. Hg. v. Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ).
Berlin.

BMEFSFI (2024): Bessere Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf. Gesetzliche Regelun-
gen seit dem 1. Januar 2015. Hg. v. Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (BMFSFJ). Berlin.

BMG (2023): Pflegeunterstiitzungs- und -entlastungsgesetz (PUEG). Hg. v. Bundesmi-
nisterium fiir Gesundheit (BMG). https://www.bundesgesundheitsministerium.de/minist
erium/gesetze-und-verordnungen/guv-20-lp/pueg (03.08.2024).

BMG (2024a): Finanzierung der sozialen Pflegeversicherung. Hg. v. Bundesministe-
rium fiir Gesundheit (BMG). https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pfl
ege/online-ratgeber-pflege/die-pflegeversicherung/finanzierung (01.08.2024).

BMG (2024b): Leistungen der Pflegeversicherung im Uberblick. Hg. v. Bundesministerium
fiir Gesundheit (BMG). https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/
online-ratgeber-pflege/leistungen-der-pflegeversicherung/leistungen-im-ueberblick.html
(03.08.2024).


https://doi.org/10.1177/1558689811433236
https://doi.org/10.1177/1558689811433236
https://doi.org/10.2307/1909829
https://doi.org/10.1007/s40664-018-0262-0
https://doi.org/10.1007/s40664-018-0262-0
https://www.gwi-boell.de/de/2010/07/22/der-weibliche-zwilling-der-%C3%B6konomie
https://www.gwi-boell.de/de/2010/07/22/der-weibliche-zwilling-der-%C3%B6konomie
https://doi.org/10.1024/1012-5302.22.4.277
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1004538/umfrage/bewertung-der-familienfreundlichkeit-der-unternehmenskultur-durch-unternehmen-und-beschaeftigte/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1004538/umfrage/bewertung-der-familienfreundlichkeit-der-unternehmenskultur-durch-unternehmen-und-beschaeftigte/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1004538/umfrage/bewertung-der-familienfreundlichkeit-der-unternehmenskultur-durch-unternehmen-und-beschaeftigte/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/ministerium/gesetze-und-verordnungen/guv-20-lp/pueg
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/ministerium/gesetze-und-verordnungen/guv-20-lp/pueg
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/online-ratgeber-pflege/die-pflegeversicherung/finanzierung
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/online-ratgeber-pflege/die-pflegeversicherung/finanzierung
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/online-ratgeber-pflege/leistungen-der-pflegeversicherung/leistungen-im-ueberblick.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/online-ratgeber-pflege/leistungen-der-pflegeversicherung/leistungen-im-ueberblick.html

Literaturverzeichnis 411

BMG (2024c): Pflege durch Angehorige oder sonstige ehrenamtliche Personen. Hiiusliche
Pflege. Hg. v. Bundesministerium fiir Gesundheit (BMG). https://www.bundesgesundhei
tsministerium.de/pflege-zu-hause (03.08.2024).

BMG (2024d): Volistationiire Pflege im Heim. Hg. v. Bundesministerium fiir Gesund-
heit (BMG). https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/online-rat
geber-pflege/leistungen-der-pflegeversicherung/vollstationaere-pflege-im-heim.html
(01.08.2024).

BMI (2020): Heimatbericht. Hg. v. Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat.
Heimatbericht (bund.de) (05.01.2024).

Bock, Gisela; Duden, Barbara (1977): Arbeit aus Liebe — Liebe als Arbeit: zur Entstehung der
Hausarbeit im Kapitalismus. In: Gruppe Berliner Dozentinnen (Hg.): Frauen und Wis-
senschaft. Beitrige zur Berliner Sommeruniversitit fiir Frauen, Juli 1976. 2. Aufl. Berlin:
Courage-Verl., S. 118-199.

Bohnet-Joschko, Sabine; Bidenko, Katharina (2022): Hochbelastete Gruppen pflegender
Angehoriger — Ergebnisse einer Clusteranalyse. In: Gesundheitswesen (Bundesverband
der Arzte des Offentlichen Gesundheitsdienstes (Germany)) 84 (6), S. 510-516. https://
doi.org/10.1055/a-1378-8897.

Bolton, Gary E.; Ockenfels, Axel (2000): ERC. A theory of equity, reciprocity, and competi-
tion. In: The American economic review 90 (1), S. 166—193.

Bom, Judith; Bakx, Pieter; Schut, Frederik; van Doorslaer, Eddy (2019): The Impact of Infor-
mal Caregiving for Older Adults on the Health of Various Types of Caregivers: A Systematic
Review. In: Gerontologist 59 (5), 629-642. https://doi.org/10.1093/geront/gny137.

Booz & Company (2011): Unternehmenskosten durch Prisentismus und Absentismus
pro Mitarbeiter und Jahr. Hg. v. Statista. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/
191741/umfrage/unternehmenskosten-durch-praesentismus-pro-mitarbeiter-und-jahr/
(28.07.2024).

Bottler, Stefan (2021): Losungen fiir ein Tabuthema. In: Creditreform (8). https://www.
wiso-net.de/document/VCNE__7d3ded42b5b7215625331a5fb561b4868bdc4cdd
(31.08.2024).

Brandt, Mathias (2024): Arbeitszeit in Deutschland. Wie lange Arbeiten Mdnner und
Frauen? Hg. v. Statista. https://de.statista.com/infografik/31863/erwerbsarbeit-und-unb
ezahlte-arbeit-von-personen-ab- 18-jahren-in-deutschland/ (23.04.2024).

Braun, Norman; Gautschi, Thomas (2011): Rational-Choice-Theorie. Weinheim [u. a.]:
Juventa-Verl. (Grundlagentexte Soziologie).

Brown, David; Harrison, Michael J. (1978): The Family and Industrialisation. In: David
Brown und Michael J. Harrison (Hg.): A Sociology of Industrialisation: An introduction.
London: Macmillan Education UK, S. 72-87.

Briisemeister, Thomas (2008): Qualitative Forschung. Ein Uberblick. 2., iiberarb. Aufl.
Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissenschaften (Lehrbuch).

Budnick, Andrea; Hering, Christian; Eggert, Simon; Teubner, Christian; Suhr, Ralf; Kuhl-
mey, Adelheid; Gellert, Paul (2021): Informal caregivers during the COVID-19 pandemic
perceive additional burden: findings from an ad-hoc survey in Germany. In: BMC health
services research 21 (1), S. 1-11. https://doi.org/10.1186/312913-021-06359-7.

Bundesagentur fiir Arbeit (2021): Branchen im Fokus. Beschdiftigte und gemeldete Arbeits-
stellen nach Branchen. Bundesagentur fiir Arbeit Statistik. https://statistik.arbeitsagentur.
de/DE/Navigation/Statistiken/Interaktive-Statistiken/Branchen-im-Fokus/Branchen-im-
Fokus-Nav.html (10.09.2022).


https://www.bundesgesundheitsministerium.de/pflege-zu-hause
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/pflege-zu-hause
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/online-ratgeber-pflege/leistungen-der-pflegeversicherung/vollstationaere-pflege-im-heim.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/online-ratgeber-pflege/leistungen-der-pflegeversicherung/vollstationaere-pflege-im-heim.html
https://doi.org/10.1055/a-1378-8897
https://doi.org/10.1055/a-1378-8897
https://doi.org/10.1093/geront/gny137
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/191741/umfrage/unternehmenskosten-durch-praesentismus-pro-mitarbeiter-und-jahr/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/191741/umfrage/unternehmenskosten-durch-praesentismus-pro-mitarbeiter-und-jahr/
https://www.wiso-net.de/document/VCNE__7d3ded42b5b7215625331a5fb561b4868bdc4cdd
https://www.wiso-net.de/document/VCNE__7d3ded42b5b7215625331a5fb561b4868bdc4cdd
https://de.statista.com/infografik/31863/erwerbsarbeit-und-unbezahlte-arbeit-von-personen-ab-18-jahren-in-deutschland/
https://de.statista.com/infografik/31863/erwerbsarbeit-und-unbezahlte-arbeit-von-personen-ab-18-jahren-in-deutschland/
https://doi.org/10.1186/s12913-021-06359-7
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Statistiken/Interaktive-Statistiken/Branchen-im-Fokus/Branchen-im-Fokus-Nav.html
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Statistiken/Interaktive-Statistiken/Branchen-im-Fokus/Branchen-im-Fokus-Nav.html
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Navigation/Statistiken/Interaktive-Statistiken/Branchen-im-Fokus/Branchen-im-Fokus-Nav.html

412 Literaturverzeichnis

Bundesagentur fiir Arbeit (2022): Die 25 kreisfreien Stidte und Landkreise mit der hochsten
Arbeitslosenquote in Deutschland. Hg. v. Statista. https://de.statista.com/statistik/daten/
studie/1134691/umfrage/staedte-und-landkreise-mit-der-hoechsten-arbeitslosenquote/
(05.01.2024).

Bundesinstitut fiir Bevolkerungsforschung (BiB) (2021): Datenreport 2021. Ein Sozialbe-
richt fiir die Bundesrepublik Deutschland. Hg. v. BiB. https://www.bib.bund.de/Publik
ation/2021/Datenreport-2021-Ein-Sozialbericht-fuer-die-Bundesrepublik-Deutschland.
html?nn=1219558 (23.04.2024).

Bundesministerium fiir Gesundheit (BMG) (2021): Siebter Pflegebericht. Bericht der Bun-
desregierung iiber die Entwicklung der Pflegeversicherung. Hg. v. Bundesministerium fiir
Gesundheit (BMG). Berlin.

Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2023b): Unter-
nehmensmonitor Familienfreundlichkeit 2023. Unter Mitarbeit von Andrea Hammermann
und Oliver Stettes. Berlin. https://www.bmfsfj.de/resource/blob/229850/4400cadff71b
0064565780e63c61d491/unternehmsmonitor-familienfreundlichkeit-2023-data.pdf
(23.04.2024).

Burns, Tom; Stalker, G. M. (1961): The management of innovation. London: Tavistock.

Burzan, Nicole (2016): Methodenplurale Forschung. Chancen und Probleme von Mixed
Methods. Weinheim: Beltz (Standards standardisierter und nichtstandardisierter Sozial-
forschung). http://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-epflicht-1129709.

Biischer, Andreas (2020): Bedarfslagen in der hduslichen Pflege. In: Klaus Jacobs, Adel-
heid Kuhlmey, Stefan GreB, Jiirgen Klauber und Antje Schwinger (Hg.): Pflege-Report
2020 (AOK). Neuausrichtung von Versorgung und Finanzierung. Berlin: Springer Open
(Pflege-Report, 2020), S. 56-63.

Biischer, Andreas; Peters, Lara; Stelzig, Stephanie; Liibben, Alena; Yalymova, Ivanna
(2023): Zu Hause pflegen — zwischen Wunsch und Wirklichkeit. Die VdK-Pflegestudie.
Hg. v. Sozialverband VdK. Osnabriick.

Busold, Matthias; Husten, Marc (2020): Work-Life-Integration. Die neue Arbeitsweise und
ihre Implikationen fiir die Wirtschaft und Gesellschaft. Wiesbaden, Heidelberg: Springer
Gabler (Essentials).

Butts, Marcus M.; Casper, Wendy J.; Yang, Tae Seok (2013): How important are work-family
support policies? A meta-analytic investigation of their effects on employee outcomes. In:
The Journal of applied psychology 98 (1), S. 1-25. https://doi.org/10.1037/a0030389.

Campbell, R.; Brody, E. M. (1985): Women’s changing roles and help to the elderly: attitudes
of women in the United States and Japan. In: Gerontologist 25 (6), S. 584-592. https://
doi.org/10.1093/geront/25.6.584.

Carers UK (2019): Juggling work and unpaid care. A growing issue. Hg. v. Carers UK.
London.

Carlson, Nicholas (2015): Marissa Mayer and the fight to save Yahoo! London: John Murray.

Carnap, Rudolf (1968): Inductive Logic and Inductive Intuition. In: The Problem of Inductive
Logic, Bd. 51: Elsevier (Studies in Logic and the Foundations of Mathematics), S. 258-
314.

Chalmers, Alan F. (1999): What is this thing called science? 3rd ed. Buckingham: Open
University Press.


https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1134691/umfrage/staedte-und-landkreise-mit-der-hoechsten-arbeitslosenquote/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1134691/umfrage/staedte-und-landkreise-mit-der-hoechsten-arbeitslosenquote/
https://www.bib.bund.de/Publikation/2021/Datenreport-2021-Ein-Sozialbericht-fuer-die-Bundesrepublik-Deutschland.html%3Fnn%3D1219558
https://www.bib.bund.de/Publikation/2021/Datenreport-2021-Ein-Sozialbericht-fuer-die-Bundesrepublik-Deutschland.html%3Fnn%3D1219558
https://www.bib.bund.de/Publikation/2021/Datenreport-2021-Ein-Sozialbericht-fuer-die-Bundesrepublik-Deutschland.html%3Fnn%3D1219558
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/229850/4400cadff71b0064565780e63c61d491/unternehmsmonitor-familienfreundlichkeit-2023-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/229850/4400cadff71b0064565780e63c61d491/unternehmsmonitor-familienfreundlichkeit-2023-data.pdf
http://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-epflicht-1129709
https://doi.org/10.1037/a0030389
https://doi.org/10.1093/geront/25.6.584
https://doi.org/10.1093/geront/25.6.584

Literaturverzeichnis 413

Chung, Heejung (2022): The flexibility paradox. Why flexible working leads to (self-)
exploitation. Bristol, UK: Policy Press. https://www.cambridge.org/core/product/identi
fier/9781447354796/type/BOOK.

Coase, Ronald H. (1937): The Nature of the Firm. In: Economica 4 (16), S. 386—405. https://
doi.org/10.1111/j.1468-0335.1937.tb00002.x.

Cohen, Michael D.; March, James G.; Olsen, Johan P. (1972): A Garbage Can Model of Orga-
nizational Choice. In: Administrative Science Quarterly 17 (1), S. 1. https://doi.org/10.
2307/2392088.

Coleman, James Samuel (1979): Macht und Gesellschaftsstruktur. Tiibingen: Mohr (Schrif-
ten zur Kooperationsforschung A, Studien, 14).

Coleman, James Samuel (1986): Die asymmetrische Gesellschaft. Vom Aufwachsen mit
unpersonlichen Systemen. Weinheim: Beltz.

Coleman, James Samuel (1990): Foundations of social theory. Cambridge, Mass: Belknap
Press of Harvard University Press.

Coleman, James Samuel (1992): The asymmetric society. 3. [ed.]. Syracuse, NY: Syracuse
Univ. Pr (The Frank W. Abrams lectures).

Coleman, James Samuel (1994): Foundations of social theory. 1. paperback ed. Cambridge,
Mass.: Belknap Press of Harvard Univ. Press.

Creswell, John W.; Plano Clark, Vicki L. (2018): Designing and conducting mixed methods
research. Third edition, international student edition. Los Angeles, London, New Delhi,
Singapore, Washington DC, Melbourne: SAGE.

CRIF GmbH (2023): Fiihrungspositionen in Deutschland nach Branchen. Hg. v. Sta-
tista. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/575509/umfrage/frauenanteil-in-fuehru
ngspositionen-in-deutschland-nach-branchen/ (29.12.2023).

Dahrendorf, Ralf (1958): Homo sociologicus. Ein Versuch zur Geschichte, edeutung und
Kritik der Kategorie der sozialen Rolle. In: Kolner Zeitschrift fiir Soziologie und
Sozialpsychologie 10 (3), S. 345-378.

Dahrendorf, Ralf (2006): Homo Sociologicus. Ein Versuch zur Geschichte, Bedeutung
und Kritik der Kategorie der sozialen Rolle. 16. Auflage. Wiesbaden: VS Verlag fiir
Sozialwissenschaften. https://doi.org/10.1007/978-3-531-90216-6.

Decker, Oliver (Hg.) (2018): Sozialpsychologie und Sozialtheorie. Band 1: Zugdnge. Wies-
baden, Heidelberg: Springer VS (Lehrbuch).

Dess, Gregory G.; Beard, Donald W. (1984): Dimensions of Organizational Task Environ-
ments. In: Administrative Science Quarterly 29 (1), S. 52. https://doi.org/10.2307/239
3080.

Destatis (2022): Pflegestatistik. Pflege im Rahmen der Pflegeversicherung. Hg. v. Statisti-
sches Bundesamt (Destatis). https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/
Gesundheit/Pflege/Publikationen/_publikationen-innen-pflegestatistik-deutschland-erg
ebnisse.html (16.07.2024).

Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) (2021): Fachkrifteengpdsse schon iiber
Vorkrisenniveau. DIHK-Report Fachkrifte 2021. Hg. v. Deutscher Industrie- und
Handelskammertag e.V. (DIHK). Berlin. 2021_DIHK_FachkréfteReport_A4_Lay2.indd
(23.04.2024).

Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) (2023): Fachkrdifteengpdisse gefihrden
Transformation und Innovation. DIHK-Report Fachkrifte 2023/2024. Hg. v. DIHK.
Berlin.


https://www.cambridge.org/core/product/identifier/9781447354796/type/BOOK
https://www.cambridge.org/core/product/identifier/9781447354796/type/BOOK
https://doi.org/10.1111/j.1468-0335.1937.tb00002.x
https://doi.org/10.1111/j.1468-0335.1937.tb00002.x
https://doi.org/10.2307/2392088
https://doi.org/10.2307/2392088
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/575509/umfrage/frauenanteil-in-fuehrungspositionen-in-deutschland-nach-branchen/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/575509/umfrage/frauenanteil-in-fuehrungspositionen-in-deutschland-nach-branchen/
https://doi.org/10.1007/978-3-531-90216-6
https://doi.org/10.2307/2393080
https://doi.org/10.2307/2393080
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/Publikationen/_publikationen-innen-pflegestatistik-deutschland-ergebnisse.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/Publikationen/_publikationen-innen-pflegestatistik-deutschland-ergebnisse.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/Publikationen/_publikationen-innen-pflegestatistik-deutschland-ergebnisse.html

414 Literaturverzeichnis

Deutsche Rentenversicherung (2023): Rente fiir Pflegepersonen: Ihr Einsatz lohnt sich. Hg.
v. Deutsche Rentenversicherung Bund. Berlin.

Deutscher Bundestag (2020): Aktuelle Daten und Entwicklungen beim ,, Pflege-Darlehen .
Drucksache 19/17704. Berlin.

Dickson, David C. M. (2017): Insurance risk and ruin. Second edition. Cambridge: Cam-
bridge University Press (International series on actuarial science).

Die Bundesregierung (2023): ,, Aller.Land“ — 93 ldndliche Regionen nehmen am For-
derprogramm teil. Pressemitteilung 269. Hg. v. Presse- und Informationsamt der
Bundesregierung (BPA). https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressemittei
lungen/-aller-land-93-laendliche-regionen-nehmen-am-foerderprogramm-teil-2247266
(08.01.2024).

Diekmann, Andreas (2016): Spieltheorie. Einfiihrung, Beispiele, Experimente. 4., iiberarbei-
tete Auflage. Reinbek bei Hamburg, Reinbek bei Hamburg: Rowohlt (Rororo, 55701 :
Rowohlts enzyklopédie).

Diewald, Martin; Nebe, Katja (2020): Familie und Beruf: Vereinbarkeit durch Homeoffice?
Soziologische und rechtwissenschaftliche Perspektiven. In: Sozialer Fortschritt 69 (8), S.
595-610. https://doi.org/10.3790/sf0.69.8-9.595.

Donaldson, Lex (1996): For positivist organization theory. Proving the hard core. London:
SAGE.

Déring, Nicola; Bortz, Jiirgen (2016): Forschungsmethoden und Evaluation in den Sozial- und
Humanwissenschaften. Unter Mitarbeit von Sandra Poschl-Giinther. 5., vollst. iiberarb.,
aktualisierte und erw. Aufl. Berlin [u. a.]: Springer (Springer-Lehrbuch).

Dresing, Thorsten; Pehl, Thorsten (2018): Praxisbuch Interview, Transkription & Ana-
lyse. Anleitungen und Regelsysteme fiir qualitativ Forschende. 8. Auflage. Marburg:
Eigenverlag.

Durkheim, Emile (1895): Les regles de la méthode sociologique. Paris: F. Alcan.

Eggert, Simon; Haeger, Mathias; Teubner, Christian (2023): Pflegende Angehirige in
Deutschland. Hg. v. Zentrum fiir Qualitit in der Pflege (ZQP). https://www.zqp.de/sch
werpunkt/pflegende-angehoerige/ (20.07.2024).

Eggert, Simon; Teubner, Christian; Budnick, Andrea; Gellert, Paul (2021): Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf: Generelle und aktuelle Herausforderungen Betroffener. In: Klaus
Jacobs, Adelheid Kuhlmey, Stefan GreB, Jiirgen Klauber und Antje Schwinger (Hg.):
Pflege-Report 2021 (AOK). Berlin, Heidelberg: Springer Berlin Heidelberg, S. 59-69.

Ehmer, Josef; Lentz, Carola (Hg.) (2023): Life Course, Work, and Labour in Global History.
Berlin/Boston: De Gruyter.

Ehrlich, Ulrike; Biinning, Mareike; Kelle, Nadiya (2024): Doppelbelastung ohne Entlastung?
Herausforderungen und gesetzliche Mafinahmen fiir die Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf in einer alternden Gesellschaft. In: DZA Aktuell 3. https://doi.org/10.60922/a3f4-
7758.

Ehrlich, Ulrike; Kelle, Nadja (2019): Pflegende Angehdrige in Deutschland: Wer pflegt, wo,
fiir wen und wie? In: Zeitschrift fiir Sozialreform 65 (2), S. 175-203. https://doi.org/10.
1515/zsr-2019-0007.

Ehrlich, Ulrike; Minkus, Lara; Hel3, Moritz (2020): Einkommensrisiko Pflege? Der Zusam-
menhang von familidirer Pflege und Lohn. In: Z Gerontol Geriat 53 (1), S. 22-28. https://
doi.org/10.1007/s00391-019-01666-5.


https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressemitteilungen/-aller-land-93-laendliche-regionen-nehmen-am-foerderprogramm-teil-2247266
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/pressemitteilungen/-aller-land-93-laendliche-regionen-nehmen-am-foerderprogramm-teil-2247266
https://doi.org/10.3790/sfo.69.8-9.595
https://www.zqp.de/schwerpunkt/pflegende-angehoerige/
https://www.zqp.de/schwerpunkt/pflegende-angehoerige/
https://doi.org/10.60922/a3f4-7758
https://doi.org/10.60922/a3f4-7758
https://doi.org/10.1515/zsr-2019-0007
https://doi.org/10.1515/zsr-2019-0007
https://doi.org/10.1007/s00391-019-01666-5
https://doi.org/10.1007/s00391-019-01666-5

Literaturverzeichnis 415

Eichler, Margrit (1983): The Industrialization of Housework. In: Lupri (Hg.): The Changing
Position of Women in Family and Society: BRILL, S. 430-443.

Elling, Mathis; Hetzel, Christian (2024): Auswertung der BIBB/BAuA Erwerbstdtigenbefra-
gung 2018 zum Themenfeld Vereinbarkeit von Beruf und Pflege. Eine Propensity-Score-
Analyse. Hg. v. Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA). Koln.

Endruweit, Giinter (2004): Organisationssoziologie. 2., iiberarb. und erw. Aufl. Stuttgart:
Lucius & Lucius (UTB Soziologie, Betriebswirtschaftslehre, 2515).

Epstein, Richard Arnold (1995): The theory of gambling: Academic Press.

Ernst Young Global Limited (EY) (2021): Mittelstandsbarometer Deutschland Dezember
2021. Was sind aus Ihrer Sicht derzeit die grofiten Gefahren fiir die Entwicklung Ihres
Unternehmens? Hg. v. Statista. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/152891/umf
rage/auswirkungen-der-wirtschaftslrise-auf-die-unternehmen/ (23.04.2024).

Ernst Young Global Limited (EY) (2022): EY Studie: Karrierewege Millennials 2022. Hg.
v. EY. https://assets.ey.com/content/dam/ey-sites/ey-com/de_de/news/2022/05/ey-karrie
rewege-millennials-2022.pdf (23.04.2024).

Ernst Young Global Limited (EY) (2023): EY Jobstudie 2023. Motivation, Zufriedenheit
und Work Life Balance. https://www.ey.com/de_de/newsroom/2023/05/motivation-im-
job-sinkt-auf-tiefstand (23.04.2024).

Esser, Hartmut (1990): Habits, Frames und Rational Choice. Die Reichweite von Theorien
der rationalen Wahl. In: Zeitschrift fiir Soziologie 19 (4), S. 231-247 (12.01.2018).

Esser, Hartmut (1999a): Soziologie. Allgemeine Grundlagen. Frankfurt: Campus- Verl.

Esser, Hartmut (1999b): Soziologie. Spezielle Grundlagen. Band 1: Situationslogik. Frank-
furt/Main: Campus-Verl.

Esser, Hartmut (2001): Soziologie. Spezielle Grundlagen. Band 6: Sinn und Kultur. Frankfurt/
Main.: Campus.

Esser, Hartmut (2002a): Die Konstruktion der Gesellschaft. Studienausg. Frankfurt/Main:
Campus-Verl. (Soziologie, Bd. 2).

Esser, Hartmut (2002b): Soziologie. Spezielle Grundlagen. Band 5: Institutionen. 2. Aufl.
Frankfurt am Main: Campus Verlag.

Etikan, Ilker; Musa, Sulaiman; Alkassim, Rukayya (2016): Comparison of Convenience Sam-
pling and Purposive Sampling. In: AJTAS 5 (1). https://doi.org/10.11648/j.ajtas.201605
01.11.

Etzioni, Amitai (1975): A comparative analysis of complex organizations. On power,
involvement, and their correlates. Rev. and enlarged ed. New York, NY: Free Press.

Etzrodt, Christian (2003): Sozialwissenschaftliche Handlungstheorien. Eine Einfiihrung.
Konstanz: UVK Verlagsgesellschaft (UTB, 2411).

Europastadt Gorlitz/Zgorzelec GmbH: Unternehmen im Portrit. https://www.welcome-goe
rlitz-zgorzelec.com/de/Unternehmen-im-portraet.html (29.12.2024).

Eurostat (2008): NACE Rev. 2. Statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der
Europdischen Gemeinschaft. Hg. v. Amt fiir amtliche Veroffentlichungen der Europi-
schen Gemeinschaften. Europdische Kommission. Luxemburg (Eurostat Reihe Thema).
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/3859598/5902453/KS-RA-07-015-DE.PDF/680
¢5819-8a93-4c18-bea6-2e802379df86?version=1.0 =x H (21.08.2023).

Felder, Lars; Geyer, Johannes; Haan, Peter; Teschner, Mia (2022): Verteilungswirkungen
von finanziellen Unterstiitzungsmodellen fiir pflegende Angehirige. Gutachten des DIW


https://de.statista.com/statistik/daten/studie/152891/umfrage/auswirkungen-der-wirtschaftslrise-auf-die-unternehmen/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/152891/umfrage/auswirkungen-der-wirtschaftslrise-auf-die-unternehmen/
https://assets.ey.com/content/dam/ey-sites/ey-com/de_de/news/2022/05/ey-karrierewege-millennials-2022.pdf
https://assets.ey.com/content/dam/ey-sites/ey-com/de_de/news/2022/05/ey-karrierewege-millennials-2022.pdf
https://www.ey.com/de_de/newsroom/2023/05/motivation-im-job-sinkt-auf-tiefstand
https://www.ey.com/de_de/newsroom/2023/05/motivation-im-job-sinkt-auf-tiefstand
https://doi.org/10.11648/j.ajtas.20160501.11
https://doi.org/10.11648/j.ajtas.20160501.11
https://www.welcome-goerlitz-zgorzelec.com/de/Unternehmen-im-portraet.html
https://www.welcome-goerlitz-zgorzelec.com/de/Unternehmen-im-portraet.html
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/3859598/5902453/KS-RA-07-015-DE.PDF/680c5819-8a93-4c18-bea6-2e802379df86%3Fversion%3D1.0
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/3859598/5902453/KS-RA-07-015-DE.PDF/680c5819-8a93-4c18-bea6-2e802379df86%3Fversion%3D1.0

416 Literaturverzeichnis

Berlin im Auftrag des Sozialverbands VdK. Hg. v. DIW Berlin. Berlin (DIW Berlin:
Politikberatung kompakt).

Festinger, Leon (2009): A theory of cognitive dissonance. Renewed 1985 by author. Stanford,
Calif.: Stanford University Press.

Fichter, Christian (Hg.) (2018): Wirtschaftspsychologie fiir Bachelor. 1. Auflage 2018. Ber-
lin: Springer (Springer-Lehrbuch).

Fielding, Nigel.; Fielding, Jane L. (1986): Linking data. Beverly Hills: SAGE (Qualitative
research methods, v.4).

Fischer, Bjorn; Miiller, Kai-Uwe (2020): Bessere Vereinbarkeit von Beruf und Pflege
kann Zielkonflikt zwischen Renten und Pflegepolitik losen. In: DIW Wochenbericht 87
(46), S. 853-861. https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.803079.de/
20-46-1.pdf (18.07.2024).

Fischer, Bjorn; Wittenberg, Erich (2020): Maf3nahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
miissen erweitert werden : Interview. In: DIW Wochenbericht. https://doi.org/10.18723/
diw_wb:2020-46-2.

Flam, Helena (1990): Emotional Man: The emotional man and the problem of collective
action. In: International Sociology 5 (1), S. 39-56. https://doi.org/10.1177/026858090005
001004.

Flamig, Michael (1998): Naturwissenschaftliche Weltbilder in Managementtheorien. Cha-
ostheorie, Selbstorganisation, Autopoiesis. Zugl.: Frankfurt (Main), Univ., Diss., 1996.
Frankfurt/Main, New York: Campus-Verl. (Campus Forschung, Bd. 773).

FlexJobs (2022): Career Pulse Survey. Unter Mitarbeit von Jessica Howington. https://
www.flexjobs.com/blog/post/work-life-balance-or-better-pay-two-thirds-choose-bal
ance/ (17.08.2024).

Flick, Uwe (1992): Triangulation Revisited: Strategy of Validation or Alternative? Oxford,
UK: Blackwell Publishing Ltd.

Flick, Uwe (2011): Triangulation. Eine Einfiihrung. 3., aktualisierte Auflage. Wiesbaden: VS
Verlag (Qualitative Sozialforschung, Band 12).

Flick, Uwe (2014): Giitekriterien qualitativer Sozialforschung. In: Nina Baur und Jorg Bla-
sius (Hg.): Handbuch Methoden der empirischen Sozialforschung. Wiesbaden: Springer
VS (Handbuch), S. 411-424.

Flick, Uwe (2016a): Qualitative Sozialforschung. Eine Einfiihrung. Originalausgabe, voll-
stindig iiberarbeitete und erweiterte Neuausgabe, 7. Auflage. Reinbek bei Hamburg:
Rowohlt Taschenbuch Verlag (Rororo Rowohlts Enzyklopédie, 55694).

Flick, Uwe (2016b): Sozialforschung. Methoden und Anwendungen: Ein Uberblick fiir die BA-
Studiengdinge. 3. Auflage. Reinbek bei Hamburg: Rowohlt Taschenbuch Verlag (Rororo
Rowohlts Enzyklopidie, 55702).

Flick, Uwe (2021): Qualitative Sozialforschung. Eine Einfiihrung. 10. Auflage, Original-
ausgabe. Reinbek bei Hamburg: rowohlts enzyklopidie im Rowohlt Taschenbuch Verlag
(Rororo Rowohlts Enzyklopidie, 55694).

Flick, Uwe; Kardorff, Ernst von; Keupp, Heiner, Rosenstiel, Lutz von; Wolff, Stephan (Hg.)
(2012): Handbuch qualitative Sozialforschung. Grundlagen, Konzepte, Methoden und
Anwendungen. 2. Aufl. Weinheim: Beltz Psychologie-Verl.-Union.

Flick, Uwe; Kardorff, Ernst von; Steinke, Ines (Hg.) (2019): Qualitative Forschung. Ein
Handbuch. 13. Auflage, Originalausgabe. Reinbek bei Hamburg: rowohlts enzyklopadie
im Rowohlt Taschenbuch Verlag (Rororo Rowohlts Enzyklopidie, 55628).


https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.803079.de/20-46-1.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.803079.de/20-46-1.pdf
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2020-46-2
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2020-46-2
https://doi.org/10.1177/026858090005001004
https://doi.org/10.1177/026858090005001004
https://www.flexjobs.com/blog/post/work-life-balance-or-better-pay-two-thirds-choose-balance/
https://www.flexjobs.com/blog/post/work-life-balance-or-better-pay-two-thirds-choose-balance/
https://www.flexjobs.com/blog/post/work-life-balance-or-better-pay-two-thirds-choose-balance/

Literaturverzeichnis 417

Frankfurt, Harry G. (2015): On inequality. Princeton, Oxford: Princeton University Press.

Fraser, Nancy (1994): After The Family Wage. In: Political Theory 22 (4), S. 591-618. https://
doi.org/10.1177/0090591794022004003.

Fraser, Nancy (1996): Die Gleichheit der Geschlechter und das Wohlfahrtssystem: Ein
postindustrielles Gedankenexperiment. In: Herta Nagl-Docekal (Hg.): Politische Theo-
rie. Differenz und Lebensqualitit. Dt. Erstausg., 1. Aufl. Frankfurt am Main: Suhrkamp
(Edition Suhrkamp Gender studies), S. 469—498.

Frey, Bruno S.; Meier, Stephan (2004): Social Comparisons and Pro-social Behavior. Testing
“Conditional Cooperation” in a Field Experiment. In: American Economic Review 94 (5),
S. 1717-1722. https://doi.org/10.1257/0002828043052187.

Friedan, Betty (1963): The Feminine Mystique. New York: W. W. Norton.

Fuchs, Judith; Gaertner, Beate; Rommel, Alexander; Starker, Anne (2023): Informal caregi-
vers in Germany — who are they and which risks and resources do they have? In: Frontiers
in public health 11, S. 1058517. https://doi.org/10.3389/fpubh.2023.1058517.

Geiger, Daniel; Danner-Schroder, Anja; Kremser, Waldemar (2021): Getting Ahead of Time—
Performing Temporal Boundaries to Coordinate Routines under Temporal Uncertainty.
In: Administrative Science Quarterly 66 (1), S. 220-264. https://doi.org/10.1177/000183
9220941010.

Gerdes, Klaus (1979): Explorative Sozialforschung: einfiihrende Beitrige aus ,,Natural
Sociology“ und Feldforschung in den USA. Stuttgart: Enke.

Geser, Hans (1990): Organisationen als soziale Akteure. In: Zeitschrift fiir Soziologie 19 (6),
S. 401-417. https://doi.org/10.1515/zfs0z-1990-0601.

Geyer, Johannes; Schulz, Erika (2014): Who cares? Die Bedeutung der informellen Pflege
durch Erwerbstdtige in Deutschland. In: DIW Wochenbericht (14), S. 294-301.

Gigerenzer, Gerd; Brighton, Henry (2009): Homo heuristicus. Why biased minds make better
inferences. In: Topics in cognitive science 1 (1), S. 107-143. https://doi.org/10.1111/j.
1756-8765.2008.01006.x.

Gignac, Monique A.M.; Kevin Kelloway, E.; Gottlieb, Benjam H. (1996): The Impact of
Caregiving on Employment: A Mediational Model of Work-Family Conflict. In: Can. J.
Aging 15 (4), S. 525-542. https://doi.org/10.1017/S0714980800009405.

Girtler, Roland (1996): Die 10 Gebote der Feldforschung. In: Sozialwissenschaften und
Berufspraxis (19(4)), S. 378-379.

GKYV Spitzenverband (2020): Bessere Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf. Jedes 5.
Krankenhaus nutzt Forderprogramm der gesetzlichen Kassen. In: Gesundheitsokonomie &
Qualititsmanagement 25 (04), S. 185-186. https://doi.org/10.1055/a-1245-7237.

Glaser, Barney G.; Strauss, Anselm L. (1974): Interaktion mit Sterbenden. Beobachtungen
f. Arzte, Schwestern, Seelsorger u. Angehorige. Gottingen: Vandenhoeck und Ruprecht
(Sammlung Vandenhoeck).

Gobel, Elisabeth (2018): Entscheidungstheorie. Entscheidungen in Unternehmen. 2., durch-
gesehene Auflage, Studienausgabe. Stuttgart: UTB; UVK Lucius (UTB L (Large-
Format), 8563).

Goffman, Erving (1956): The presentation of self in everyday life. London: Penguin Books
(Penguin modern classics).

Goffman, Erving (1961): Asylums. Essays on the social situation of mental patients and other
inmates. Garden City, NY: Doubleday (Anchor books, 277).


https://doi.org/10.1177/0090591794022004003
https://doi.org/10.1177/0090591794022004003
https://doi.org/10.1257/0002828043052187
https://doi.org/10.3389/fpubh.2023.1058517
https://doi.org/10.1177/0001839220941010
https://doi.org/10.1177/0001839220941010
https://doi.org/10.1515/zfsoz-1990-0601
https://doi.org/10.1111/j.1756-8765.2008.01006.x
https://doi.org/10.1111/j.1756-8765.2008.01006.x
https://doi.org/10.1017/S0714980800009405
https://doi.org/10.1055/a-1245-7237

418 Literaturverzeichnis

Gowan, Mary A.; Zimmermann, Raymond A. (1996): The Family and Medical Leave Act of
1993: Employee Rights and Responsibilities, Employer Rights and Responsibilities. In:
Employee Responsibilities and Rights Journal 1 (9), S. 57-71.

Graeff, Peter (2014): Aggregatdaten. In: Nina Baur und Jorg Blasius (Hg.): Handbuch
Methoden der empirischen Sozialforschung. Wiesbaden: Springer VS (Handbuch), S.
915-924.

Grau, H.; Graessel, E.; Berth, H. (2015): The subjective burden of informal caregivers of
persons with dementia: extended validation of the German language version of the Burden
Scale for Family Caregivers (BSFC). In: Aging & mental health 19 (2), S. 159-168. https://
doi.org/10.1080/13607863.2014.920296.

Gray, Greta (1932): Changes in the Household Resulting from the Industrial Revolution. In:
Social Forces 11 (2), S. 242-248. https://doi.org/10.2307/2569781.

Greshoff, Rainer; Schimank, Uwe (2012): Hartmut Esser’s integrative social theory — Poten-
tials of explanation and understanding. Unter Mitarbeit von Zentrum fiir Lehrerbildung
und Erziehungswissenschaft. Marburg: Philipps-Universitit Marburg.

Gutenberg, Erich (1983): Die Produktion. 24., unverind. Aufl. Berlin: Springer (Enzyklopi-
die der Rechts- und Staatswissenschaft Abteilung Staatswissenschaft).

Hall, Richard H. (1974): Organizations. Structure and process. London: Prentice-Hall
(Prentice-Hall sociology series).

Harstad, Ronald M.; Selten, Reinhard (2013): Bounded-Rationality Models. Tasks to Become
Intellectually Competitive. In: Journal of Economic Literature 51 (2), S. 496-511. https://
doi.org/10.1257/jel.51.2.496.

Hasse, Raimund; Kriicken, Georg (2015): Neo-Institutionalismus. 2. Aufl. Bielefeld: tran-
script Verlag (Einsichten. Themen der Soziologie).

Hausen, Karin (1976): Die Polarisierung der »Geschlechtscharaktere«. Eine Spiegelung der
Dissoziation von Erwerbs- und Familienleben. In: Werner Conze (Hg.): Sozialgeschichte
der Familie in der Neuzeit. Stuttgart: Ernst Klett Verlag, S. 363-393.

Hayek, Friedrich A. von (1952): The counter-revolution of science. Studies on the abuse of
reason. Glencoe, I11: Free Press.

Heitink, Eveline; Heerkens, Yvonne; Engels, Josephine (2017): Informal care, employment
and quality of life: Barriers and facilitators to combining informal care and work partici-
pation for healthcare professionals. In: Work (Reading, Mass.) 58 (2), S. 215-231. https://
doi.org/10.3233/WOR-172607.

Heitmann-Moller, André; Hasseler, Martina; Ruppert, Sven-Nelson (2019a): Berufstdatigkeit
und Angehorigenpflege in KMU. In: OrganisationsEntwicklung 38 (2).

Heitmann-Moller, André; Hasseler, Martina; Ruppert, Sven-Nelson (2019b): Initiative zu
Empowerment durch Partizipation. Bedarfsanalyse und Ldésungswerkstatt regionaler
KMU der Wolfsburg AG. Bericht zur explorativen Studie im Auftrag der Wolfsburg AG.
Hg. v. Ostfalia Hochschule fiir angewandte Wissenschaften. Wolfsburg.

Heitmann-Moller, André; Hasseler, Martina; Ruppert, Sven-Nelson (2020): , Miissen Sie
Jjedes Mal einen Urlaubstag opfern?* — Einblicke in die Care-Arbeit von Berufstdtigen
mit pflegerischer Verantwortung in der Perspektive einer kritischen Pflegewissenschaft.
In: Sozialer Fortschritt (69), S. 307-323.

Hense, Andrea; Schork, Franziska (2017): Doing Mixed Methods: Methodenintegrative
Ansdtze in der Organisationsforschung. In: Stefan Liebig, Wenzel Matiaske und Sophie


https://doi.org/10.1080/13607863.2014.920296
https://doi.org/10.1080/13607863.2014.920296
https://doi.org/10.2307/2569781
https://doi.org/10.1257/jel.51.2.496
https://doi.org/10.1257/jel.51.2.496
https://doi.org/10.3233/WOR-172607
https://doi.org/10.3233/WOR-172607

Literaturverzeichnis 419

Rosenbohm (Hg.): Handbuch Empirische Organisationsforschung. Wiesbaden: Springer
Fachmedien Wiesbaden (Springer Reference Wirtschaft), S. 359-388 (09.02.2023).

Hermanns, Harry (2012): Narratives Interview. In: Uwe Flick, Ernst von Kardorff, Keupp,
Heiner, Rosenstiel, Lutz von und Stephan Wolff (Hg.): Handbuch qualitative Sozialfor-
schung. Grundlagen, Konzepte, Methoden und Anwendungen. 2. Aufl. Weinheim: Beltz
Psychologie-Verl.-Union, S. 182-185.

Herrmann, Judith; Rebaudo, Mara; Calahorrano, Lena (2022): Daten zur Informellen Pflege.
Pflegebediirftige und Pflegende. Hg. v. Frauenhofer FIT. Sankt Augustin. https://publica-
rest.fraunhofer.de/server/api/core/bitstreams/b55b85da-c6a4-4425-be2f-f746eb91a83e/
content (20.07.2024).

Heyes, Jason & Austin, Annie (2020): Supporting working carers. How employers and
employees can benefit. Hg. v. CIPD/University of Sheffield. Sheffield.

Hielscher, Volker; Kirchen-Peters, Sabine; Nock, Lukas; Ischebeck, Max (2017): Pflege in
den eigenenvier Wanden: Zeitaufwand und Kosten. Pflegebediirftige undihre Angehorigen
geben Auskunft. Diisseldorf: Hans-Bockler-Stiftung (FF Forschungsforderung, Nr. 363).

Hirst, Michael (2001): Trends in informal care in Great Britain during the 1990s. In: Health &
social care in the community 9 (6), S. 348-357. https://doi.org/10.1046/j.0966-0410.2001.
00313.x.

Hitzler, Ronald (1986): Die Attitiide der kiinstlichen Dummbheit. In: Sozialwissenschaftliche
Information (SOWI) (3), S. 53-59.

Homans; Caspar, George (1961): Social behavior: Its elementary forms. New York: Harcourt,
Brace & World.

Homans, George C. (1964): Bringing men back in. In: American Sociological Review 29 (6),
S. 809-818. https://doi.org/10.2307/2090864.

Hopf, Christel (2012): Qualitative Interviews in der Sozial forschung. Ein Uberblick.
In: Uwe Flick, Ernst von Kardorff, Keupp, Heiner, Rosenstiel, Lutz von und Stephan
Wolff (Hg.): Handbuch qualitative Sozialforschung. Grundlagen, Konzepte, Methoden
und Anwendungen. 2. Aufl. Weinheim: Beltz Psychologie-Verl.-Union, S. 177-181.

Horrell, Barbara; Breheny, Mary; Stephens, Christine (2014): Capability to care and work:
when dual roles intersect. In: Vulnerable Groups & Inclusion 5 (1). https://doi.org/10.
3402/vgi.v5.24357.

Horster, Detlef (Hg.) (2013): Niklas Luhmann. Soziale Systeme. Berlin: Akad.-Verl. (Klassi-
ker Auslegen, 45).

Horster, Detlef; Luhmann, Niklas (1997): Niklas Luhmann. Orig.-Ausg. Miinchen: Beck
(Beck’sche Reihe Denker, 538).

Hummell, Hans J. (1972): Probleme der Mehrebenenanalyse. Wiesbaden: Vieweg+Teubner
Verlag (Studienskripten zur Soziologie, 39).

IAB (2021): Landkreise mit dem geringsten Gender Pay Gap in Deutschland. Hg. v. Sta-
tistisches Bundesamt (Statista). https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1371069/
umfrage/geringster-verdienstabstand-zwischen-maennern-und-frauen-gender-pay-gap-
in-deutschland-nach-landkreisen/ (05.01.2024).

IAT (2021): Beruf und Pflege besser vereinbaren. Individuelle und betriebliche Perspekti-
ven als regionaler Gestaltungsansatz. Unter Mitarbeit von Silke V6lz und Jan Hendrik
Schnecke. Hg. v. Institut fiir Arbeit und Technik. Gelsenkirchen. https://www.iat.eu/med
ien/2021/beruf-und-pflege-besser-vereinbaren-08032021.html (29.12.2023).


https://publica-rest.fraunhofer.de/server/api/core/bitstreams/b55b85da-c6a4-4425-be2f-f746eb91a83e/content
https://publica-rest.fraunhofer.de/server/api/core/bitstreams/b55b85da-c6a4-4425-be2f-f746eb91a83e/content
https://publica-rest.fraunhofer.de/server/api/core/bitstreams/b55b85da-c6a4-4425-be2f-f746eb91a83e/content
https://doi.org/10.1046/j.0966-0410.2001.00313.x
https://doi.org/10.1046/j.0966-0410.2001.00313.x
https://doi.org/10.2307/2090864
https://doi.org/10.3402/vgi.v5.24357
https://doi.org/10.3402/vgi.v5.24357
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1371069/umfrage/geringster-verdienstabstand-zwischen-maennern-und-frauen-gender-pay-gap-in-deutschland-nach-landkreisen/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1371069/umfrage/geringster-verdienstabstand-zwischen-maennern-und-frauen-gender-pay-gap-in-deutschland-nach-landkreisen/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1371069/umfrage/geringster-verdienstabstand-zwischen-maennern-und-frauen-gender-pay-gap-in-deutschland-nach-landkreisen/
https://www.iat.eu/medien/2021/beruf-und-pflege-besser-vereinbaren-08032021.html
https://www.iat.eu/medien/2021/beruf-und-pflege-besser-vereinbaren-08032021.html

420 Literaturverzeichnis

IfM Bonn (2021): Mittelstand im Einzelnen. KMU im EU-Vergleich. Hg. v. Institut fiir Mit-
telstandsforschung (IfM) Bonn. https://www.ifm-bonn.org/statistiken/mittelstand-im-ein
zelnen/kmu-im-eu-vergleich (30.09.2023).

IfM Bonn (2022a): Daten und Fakten. Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Familien- und
Frauenunternehmen. Unter Mitarbeit von Markus Fels und Hans-Jiirgen Wolter. Hg. v.
Institut fiir Mittelstandsforschung Bonn. Bonn.

IfM Bonn (2022b): Zukiinftige Herausforderungen im Verarbeitenden Gewerbe und Reak-
tionen des Mittelstands. Unter Mitarbeit von Annette Icks und Peter Kranzusch. Hg. v.
Institut fiir Mittelstandsforschung (IfM) Bonn. Bonn.

IfM Bonn (2023): Zukunftspanel Mittelstand 2023: Erhohter Wettbewerbsdruck fordert
die Unternehmen heraus. Unter Mitarbeit von Annette Icks und Siegrun Brink. Hg. v.
Institut fiir Mittelstandsforschung Bonn. Bonn. https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/
data/redaktion/publikationen/chartbooks/Chartbook_Zukunftspanel_Mittelstand_2023.
pdf (23.04.2024).

ifo Institut & Randstad (2021): Verteilung der geschlechtlichen Identitdit in Unternehmen
nach Unternehmensgrofie 2021. Hg. v. Statista. https://de.statista.com/statistik/daten/stu
die/1248455/umfrage/geschlechtliche-identitaet-in-unternehmen-nach-unternehmensgro
esse/ (29.12.2023).

Initiative D21 (2022): Aus welchen Griinden nutzen Sie Telearbeit, Homeoffice oder mobiles
Arbeiten nicht? Hg. v. Statista. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1191897/umf
rage/umfrage-zu-den-gruenden-nicht-im-homeoffice-zu-arbeiten/ (31.08.2024).

Institut der deutschen Wirtschaft Koln e. V. (IW Koln) (2021): KOFA-Personalarbeitsindex.
Strategische Personalarbeit als erfolgreicher Ansatz zur Fachkrdftesicherung in KMU.
Hg. v. Institut der deutschen Wirtschaft Koln e. V. Koln.

Institut fiir Betriebliche Gesundheitsberatung GmbH (IFBG) (2023): #whatsnext — Gesund
arbeiten in der hybriden Arbeitswelt. Konstanz. https://www.ifbg.eu/studien/whatsnext-
studien/ (23.04.2024).

Isaac, Mike (2017): Uber Founder Travis Kalanick Resigns as C.E.O. In: The New York
Times 2017, 21.06.2017. https://www.nytimes.com/2017/06/21/technology/uber-ceo-tra
vis-kalanick.html (10.05.2024).

ISI (2019): Innovationsbasierter regionaler Strukturwandel. Strukturschwache Regionen
in Deutschland. Unter Mitarbeit von Knut Koschatzky und Henning Kroll. Hg. v.
Fraunhofer-Institut fiir System-und Innovationsforschung ISI. Competence Center ,,Po-
litik — Wirtschaft — Innovation®. Karlsruhe.

IW-Report (2019): Pflegende Angehdrige in Deutschland. Unter Mitarbeit von Susanna
Kochskdamper und Maximilian Stockhausen. Institut der deutschen Wirtschaft.

Jacobs, Klaus; Kuhlmey, Adelheid; GreB, Stefan; Klauber, Jiirgen; Schwinger, Antje (2016):
Pflegereport 2016. Die Pflegenden im Fokus. Stuttgart.

Jacobs, Klaus; Kuhlmey, Adelheid; GreB, Stefan; Klauber, Jiirgen; Schwinger, Antje (Hg.)
(2020): Pflege-Report 2020 (AOK). Neuausrichtung von Versorgung und Finanzierung.
Berlin: Springer Open (Pflege-Report, 2020). https://ebookcentral.proquest.com/lib/kxp/
detail.action?docID=6331621.

Jacobs, Klaus; Kuhlmey, Adelheid; GreB, Stefan; Klauber, Jiirgen; Schwinger, Antje (Hg.)
(2021): Pflege-Report 2021 (AOK). Berlin, Heidelberg: Springer Berlin Heidelberg.


https://www.ifm-bonn.org/statistiken/mittelstand-im-einzelnen/kmu-im-eu-vergleich
https://www.ifm-bonn.org/statistiken/mittelstand-im-einzelnen/kmu-im-eu-vergleich
https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/data/redaktion/publikationen/chartbooks/Chartbook_Zukunftspanel_Mittelstand_2023.pdf
https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/data/redaktion/publikationen/chartbooks/Chartbook_Zukunftspanel_Mittelstand_2023.pdf
https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/data/redaktion/publikationen/chartbooks/Chartbook_Zukunftspanel_Mittelstand_2023.pdf
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1248455/umfrage/geschlechtliche-identitaet-in-unternehmen-nach-unternehmensgroesse/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1248455/umfrage/geschlechtliche-identitaet-in-unternehmen-nach-unternehmensgroesse/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1248455/umfrage/geschlechtliche-identitaet-in-unternehmen-nach-unternehmensgroesse/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1191897/umfrage/umfrage-zu-den-gruenden-nicht-im-homeoffice-zu-arbeiten/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1191897/umfrage/umfrage-zu-den-gruenden-nicht-im-homeoffice-zu-arbeiten/
https://www.ifbg.eu/studien/whatsnext-studien/
https://www.ifbg.eu/studien/whatsnext-studien/
https://www.nytimes.com/2017/06/21/technology/uber-ceo-travis-kalanick.html
https://www.nytimes.com/2017/06/21/technology/uber-ceo-travis-kalanick.html
https://ebookcentral.proquest.com/lib/kxp/detail.action%3FdocID%3D6331621
https://ebookcentral.proquest.com/lib/kxp/detail.action%3FdocID%3D6331621

Literaturverzeichnis 421

Jakobeit, Cord; Kappel, Robert; Miickenberger, Ulrich (Hg.) (2018): Transnationale Akteure
und Normbildungsnetzwerke. 1. Auflage. Baden-Baden: Nomos (Nomos eLibrary Poli-
tikwissenschaft).

Janson, Patrick; Willeke, Kristina; Zaibert, Lisa; Budnick, Andrea; Berghofer, Anne; Kittel-
Schneider, Sarah et al. (2022): Mortality, Morbidity and Health-Related Outcomes in
Informal Caregivers Compared to Non-Caregivers: A Systematic Review. In: Internatio-
nal journal of environmental research and public health 19 (10). https://doi.org/10.3390/
ijerph19105864.

Japp, Klaus Peter (1996): Soziologische Risikotheorie. Funktionale Differenzierung, Politi-
sierung und Reflexion. Weinheim, Miinchen: Juventa-Verl. (Grundlagentexte Soziologie).

Jensen, Michael C.; Meckling, William H. (1976): Theory of the firm: Managerial behavior,
agency costs and ownership structure. In: Journal of Financial Economics 3 (4), S. 305—
360. https://doi.org/10.1016/0304-405X(76)90026-X.

Kaczynska, Jennifer; Kiimmerling, Angelika (2021): Flexibel in Zeit und Raum — Gelin-
gensbedingungen von Homeoffice und mobiler Arbeit in KMU. In: Thomas Haipeter,
Fabian Hoose und Sophie Rosenbohm (Hg.): Arbeitspolitik in digitalen Zeiten: Nomos
Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, S. 83-108.

Kahneman, Daniel (2012): Thinking, fast and slow. London: Penguin.

Kahneman, Daniel; Tversky, Amos (1973): On the psychology of prediction. In: Psychologi-
cal Review 80 (4), S. 237-251. https://doi.org/10.1037/h0034747.

Kahneman, Daniel; Tversky, Amos (1979): Prospect theory: An analysis of decision under
risk. In: Econometrica 47 (2), S. 263-291.

Kappelhoff, Peter (2000): Rational Choice, Macht und die korporative Organisation der
Gesellschaft. In: Giinther Ortmann, Jorg Sydow und Klaus Tiirk (Hg.): Theorien der
Organisation. Die Riickkehr der Gesellschaft. 2., durchgesehene Auflage. Wiesbaden: VS
Verlag fiir Sozialwissenschaften (Organisation und Gesellschaft), S. 218-258.

Kavur, Tanja; Hoff, Andreas; Franz, Harriet; Kuhlmey, Adelheid (2024): Pflegezeit, Famili-
enpflegezeit und Pflegeunterstiitzungsgeld — Reformvorschldge. In: Deutscher Verein fiir
offentliche und private Fiirsorge e.V. (Hg.): Losungen fiir die hdusliche Pflege. Ausgabe
3/2024 — Archiv fiir Wissenschaft und Praxis der Sozialen Arbeit. 1. Auflage. Freiburg:
Lambertus, S. 21-31.

KDA (2023): Vereinbarkeit von Beruf und Pflege in Kleinstunternehmen in NRW. Fokus-
gruppe mit Kleinstunternehmen im Rahmen des Landesprogramms Vereinbarkeit von
Beruf & Pflege NRW. Unter Mitarbeit von Adelheid von Spee und Sarah Hampel. Hg.
v. Kuratorium Deutsche Altershilfe. https://berufundpflege-nrw.de/beitracge/wie-gehen-
kleinstunternehmen-mit-der-vereinbarkeit-von-beruf-und-pflege-um (29.12.2023).

Keck, Wolfgang (2012): Die Vereinbarkeit von hduslicher Pflege und Beruf. Studien zur
Gesundheits- und Pflegewissenschaft. 1. Aufl. s.1.: Verlag Hans Huber.

Kelle, Nadiya; Ehrlich, Ulrike (2022): Situation unterstiitzender und pflegender Angehori-
gervon Menschen mit Demenz. Hg. v. Deutsches Zentrum fiir Altersfragen (DZA). DZA.
Berlin.

Kelle, Nadja (2020): Combining employment and care-giving: how differing care intensities
influence employment patterns among middle-aged women in Germany. In: Ageing and
Society 40 (5), S. 925-943. https://doi.org/10.1017/S0144686X18001423.

Kelle, Udo (1999): Integration qualitativer und quantitativer Methoden. Marburg.


https://doi.org/10.3390/ijerph19105864
https://doi.org/10.3390/ijerph19105864
https://doi.org/10.1016/0304-405X(76)90026-X
https://doi.org/10.1037/h0034747
https://berufundpflege-nrw.de/beitraege/wie-gehen-kleinstunternehmen-mit-der-vereinbarkeit-von-beruf-und-pflege-um
https://berufundpflege-nrw.de/beitraege/wie-gehen-kleinstunternehmen-mit-der-vereinbarkeit-von-beruf-und-pflege-um
https://doi.org/10.1017/S0144686X18001423

422 Literaturverzeichnis

Kelle, Udo (2008): Die Integration qualitativer und quantitativer Methoden in der empi-
rischen Sozialforschung. Theoretische Grundlagen und methodologische Konzepte. 2.
Auflage. Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissenschaften.

Kelle, Udo; Kluge, Susann (2010): Vom Einzelfall zum Typus. Fallvergleich und Fallkon-
trastierung in der qualitativen Sozialforschung. 2., iiberarbeitete Auflage. Wiesbaden: VS
Verlag fiir Sozialwissenschaften / GWV Fachverlage GmbH Wiesbaden.

Kelle, Udo; Langfeldt, Bettina; Reith, Florian (2017): Mixed Methods in der Organisati-
onsforschung. In: Stefan Liebig, Wenzel Matiaske und Sophie Rosenbohm (Hg.): Hand-
buch Empirische Organisationsforschung. Wiesbaden: Springer Fachmedien Wiesbaden
(Springer Reference Wirtschaft), S. 325-358.

KfW (2018): KfW-Mittelstandsatlas 2018. Regionale Gesichter des Mittelstands: ein Bun-
deslindervergleich. Hg. v. KfW Bankengruppe. Frankfurt am Main.

KfW (2019): Frauen stellen mehr als die Hiilfte aller Beschdiftigten im Mittelstand. Unter Mit-
arbeit von Jennifer Abel-Koch. Hg. v. KfW Research. https://www.kfw.de/%C3%9Cber-
die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_537152.html (11.10.2023).

KfW Bankengruppe (KfW) (2024): KfW-Digitalisierungsbericht Mittelstand 2023. Digita-
lisierungsaktivitdten trotzen der Konjunktur. Frankfurt am Main. https://www.kfw.de/%
C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/Digitalisierung.html (23.04.2023).

KfW Research (2011): Chefinnen im Mittelstand. Unternehmerische Tdtigkeit von Frauen.
Hg. v. KfW Bankengruppe. Frankfurt am Main.

KfW Research (2018): KfW-Mittelstandsatlas 2018. Regionale Gesichter des Mittelstands:
ein Bundesldndervergleich. Hg. v. KftW Bankengruppe. Frankfurt am Main. https://www.
kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstandsatlas.html (08.01.2023).

KfW Research (2020): Mittelstdindler setzen im Wettbewerb um Fachkrdfte auf familien-
[freundliche Arbeitsbedingungen. Hg. v. KfW Bankengruppe. https://www.kfw.de/%C3%
9Cber-die-KtW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_567296.html (29.12.2023).

KfW Research (2021): KfW-Mittelstandspanel 2021. Hg. v. KfW Bankengruppe. Frank-
furt am Main. https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelsta
ndspanel.html (29.12.2023).

KfW Research (2022): KfW-Mittelstandspanel 2022. Der Mittelstand hat die Pan-
demie weitgehend verdaut, aber Ukraine-Krieg und Energiekrise verdiistern die
Aussichten. Unter Mitarbeit von Michael Schwartz. KfW Bankengruppe. Frankfurt
am Main. https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstands
panel.html (29.12.2023).

KfW Research (2023a): Belastungsfiihigkeit des Mittelstands wird auf die Probe gestellt:
bislang nur leichte Blessuren, aber erhohte Anspannung ist spiirbar. Hg. v. KfW Banken-
gruppe. Frankfurt am Main. https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/
KfW-Mittelstandspanel.html (29.12.2023).

KfW Research (2023b): Chefinnen im Mittelstand. Anteil von Frauen in Fiihrung auf
Hochststand zuriick. Unter Mitarbeit von Michael Schwartz. Hg. v. KfW Bankengruppe.

Kienbaum (2020): Untersuchung zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Unterneh-
men — Maf3nahmen und Unterstiitzungsangebote fiir Beschiiftigte wihrend der COVID-
19-Pandemie. Ergebnisbericht. Hg. v. Kienbaum Consultants International GmbH. Diis-
seldorf.

Kieser, Alfred (Hg.) (1999): Organisationstheorien. 3., iiberarb. und erw. Aufl. Stuttgart:
Kohlhammer.


https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_537152.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_537152.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/Digitalisierung.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/Digitalisierung.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstandsatlas.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstandsatlas.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_567296.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_567296.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstandspanel.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstandspanel.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstandspanel.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstandspanel.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstandspanel.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/KfW-Research/KfW-Mittelstandspanel.html

Literaturverzeichnis 423

Kieser, Alfred; Walgenbach, Peter (2010): Organisation. 6., iiberarb. Aufl. Stuttgart:
Schiffer-Poeschel. http://gbv.eblib.com/patron/FullRecord.aspx ?p=1402544.

Kirchgéssner, Gebhard (1991): Homo oeconomicus. Das okonomische Modell individuellen
Verhaltens und seine Anwendung in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Tiibingen:
Mohr (Die Einheit der Gesellschaftswissenschaften, Bd. 74).

Kirchgdssner, Gebhard (2013a): Homo oeconomicus. Das dkonomische Modell individuel-
len Verhaltens und seine Anwendung in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. 4.,
erg. und aktualisierte Aufl. Tiibingen: Mohr Siebeck (Die Einheit der Gesellschaftswis-
senschaften, Bd. 74).

Kirchgédssner, Gebhard (2013b): The weak rationality principle as the basis of every
understanding social science. Das schwache Rationalititsprinzip als Grundlage einer
verstehenden Sozialwissenschaft. In: Zeitschrift fiir Wirtschafts- und Unternehmensethik
s zfwu 14 (2), S. 259-281.

Klaus; Daniela; Tesch-Romer; Clemens (2014): Pflegende Angehorige und Vereinbarkeit von
Pflege und Beruf: Befunde aus dem Deutschen Alterssurvey 2008. DZA-Fact Sheet. Hg.
v. Deutsches Zentrum fiir Altersfragen. Berlin.

Klie, Thomas (2023): DAK Pflegereport 2022. Hdusliche Pflege — das Riickgrat der Pflege
in Deutschland. Analysen, Befunde, Perspektiven. 1. Auflage. Hg. v. Andreas Storm.
Heidelberg: medhochzwei Verlag (Beitrdge zur Gesundheitsokonomie und Versorgungs-
forschung, 41).

Knauthe, Katja; Deindl, Christian (2019): Altersarmut von Frauen durch héiusliche Pflege.
https://www.sovd-hh.de/fileadmin/download/publikationen/2019_sovd-gutachten_alters
armut_von_frauen_durch_haeusliche_pflege.pdf (01.03.2024).

Kneer, Georg (2001): Organisation und Gesellschaft. Zum ungeklirten Verhdltnis von
Organisations- und Funktionssystemen in Luhmanns Theorie sozialer Systeme. In:
Zeitschrift fiir Soziologie 30 (6), S. 407-428.

Knieps, Franz; Pfaff, Holger (Hg.) (2022): Pflegefall Pflege? Unter Mitarbeit von Hanna
Batzoni. Berlin: MWV Medizinisch Wissenschaftliche Verlagsgesellschaft (BKK
Gesundheitsreport, 2022).

Knight, Frank H. (2014): Risk, uncertainty and profit. Mansfield Center, CT: Martino Publis-
hing.

Koalitionsvertrag 2021-2025: Koalitionsvertrag zwischen SPD, Biindnis 90/Die Griinen und
FPD. Mehr Fortschritt wagen. Biindnis fiir Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit.
Berlin.

Kohnle, Miriam (2016): Innovative Ansdtze zur Vereinbarkeit von Beruf und Angehorigen-
pflege. In: Pflege & Gesellschaft (2), S. 161-175.

Komm. Statistikstelle Gorlitz (2023): Auszug aus dem Statistischen Jahrbuch 2022. Hg. v.
Kommunale Statistikstelle Stadtverwaltung Gorlitz. https://www.goerlitz.de/Statistische_
Zahlen-1.html (05.01.2024).

Konig, Eckard; Zedler, Peter (Hg.) (1995): Bilanz qualitativer Forschung. Band I: Grundla-
gen qualitativer Forschung. Weinheim: Dt. Studien-Verl. (Bilanz qualitativer Forschung,
D).

Konrad, John; Shroder, Tom (2011): Fire on the horizon. The untold story of the Gulf oil
disaster. Unter Mitarbeit von John Konrad. Ist ed. New York: Harper. https://ebookcent
ral.proquest.com/lib/kxp/detail.action?docID=30682904.


http://gbv.eblib.com/patron/FullRecord.aspx%3Fp%3D1402544
https://www.sovd-hh.de/fileadmin/download/publikationen/2019_sovd-gutachten_altersarmut_von_frauen_durch_haeusliche_pflege.pdf
https://www.sovd-hh.de/fileadmin/download/publikationen/2019_sovd-gutachten_altersarmut_von_frauen_durch_haeusliche_pflege.pdf
https://www.goerlitz.de/Statistische_Zahlen-1.html
https://www.goerlitz.de/Statistische_Zahlen-1.html
https://ebookcentral.proquest.com/lib/kxp/detail.action%3FdocID%3D30682904
https://ebookcentral.proquest.com/lib/kxp/detail.action%3FdocID%3D30682904

424 Literaturverzeichnis

Korhonen, Pekka J.; Wallenius, Jyrki (2020): Making Better Decisions. Balancing Conflic-
ting Criteria. 1. ed. 2020. Cham: Springer International Publishing; Imprint: Springer
(International Series in Operations Research & Management Science, 294).

Koschatzky, Knut; Stahlecker, Thomas (Hg.) (2018): Innovationsbasierter regionaler Struk-
turwandel in Deutschland. Chancen, Risiken und politische Perspektiven. Stuttgart:
Fraunhofer Verlag (ISI-Schriftenreihe , Innovationspotenziale®).

Kosiol, Erich (1976): Organisation der Unternehmung. 2., durchges. Aufl. Wiesbaden:
Betriebswirtschaftlicher Verlag Gabler (Die Wirtschaftswissenschaften).

Kramer, Birgit; Engler, Stefanie; Bischofberger, Iren (2019): ,, Distance Caregiving “ — empi-
rische Einblicke aus betrieblicher Perspektive. In: Zeitschrift fiir Gerontologie und
Geriatrie 52 (6), S. 546-551. https://doi.org/10.1007/s00391-019-01608-1.

Krelle, Wilhelm (1957): Unsicherheit und Risiko in der Preisbildung. In: Zeitschrift fiir die
gesamte Staatswissenschaft 113 (4), S. 632-677.

Krelle, Wilhelm; Recktenwald, Horst Claus (1987): Gossen und seine ,,Gesetze“ in unserer
Zeit. Frankfurt/Main: Verl. Wirtschaft und Finanzen (Vademecum zu einem verkannten
Klassiker der 6konomischen Wissenschaft).

Kroger, Teppo; Yeandle, Sue (2013): Reconciling work and care: an international analy-
sis. In: Teppo Kroger und Susan Yeandle (Hg.): Combining paid work and family care.
Policies and experiences in international perspective. Bristol, UK: Policy Press, S. 3-22.

Kron, Thomas (2005): Der komplizierte Akteur. Vorschlag fiir einen integralen akteur-
theoretischen Bezugsrahmen. Miinster: LIT (Soziologische Erklidrung, Modellbildung,
Simulation, 1).

Kron, Thomas; Hedstrom, Peter (Hg.) (2008): Anatomie des Sozialen — Prinzipien der ana-
Iytischen Soziologie. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verl. fiir Sozialwiss (Neue Bibliothek der
Sozialwissenschaften).

Kroneberg, Clemens (2009): Methodologie statt Ontologie. Das Makro-Mikro-Makro-Modell
als einheitlicher Bezugsrahmen der akteurstheoretischen Soziologie. In: Jens Greve,
Annette Schnabel und Rainer Schiitzeichel (Hg.): Das Mikro-Makro-Modell der sozio-
logischen Erkldrung. Zur Ontologie, Methodologie und Metatheorie eines Forschungs-
programms. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verl. fiir Sozialwiss, S. 221-247.

Kriiger, Wilfried (1994): Organisation der Unternehmung. 3., verb. Aufl. Stuttgart, Berlin,
Koln: Kohlhammer (Kohlhammer-Lehrbuchreihe Betriebswirtschaft).

Kruse, Jan (2015): Qualitative Interviewforschung. Ein integrativer Ansatz. 2., iiberarb. und
erg. Aufl. Weinheim, Basel: Beltz Juventa (Grundlagentexte Methoden).

Kuckartz, Udo (2014): Mixed Methods. Methodologie, Forschungsdesigns und Analysever-
fahren. Wiesbaden: Springer VS (Springer eBook Collection). http://link.springer.com/
978-3-531-93267-5.

Kuckartz, Udo; Ridiker, Stefan (2014): Datenaufbereitung und Datenbereinigung in der qua-
litativen Sozialforschung. In: Nina Baur und Jorg Blasius (Hg.): Handbuch Methoden der
empirischen Sozialforschung. Wiesbaden: Springer VS (Handbuch), S. 383-396.

Kuckartz, Udo; Rédiker, Stefan (2020): Fokussierte Interviewanalyse mit MAXQDA. Schritt
fiir Schritt. Wiesbaden: Springer VS (Springer eBook Collection).

Kuhlmey, Adelheid; Budnick, Andrea (2023): Pflegende Angehdrige in Deutschland: Ver-
einbarkeit von Pflege und Erwerbstdtigkeit. In: Bundesgesundheitsblatt, Gesundheitsfor-
schung, Gesundheitsschutz 66 (5), S. 550-556. https://doi.org/10.1007/s00103-023-036
87-3.


https://doi.org/10.1007/s00391-019-01608-1
http://link.springer.com/978-3-531-93267-5
http://link.springer.com/978-3-531-93267-5
https://doi.org/10.1007/s00103-023-03687-3
https://doi.org/10.1007/s00103-023-03687-3

Literaturverzeichnis 425

Kunz, Volker (2004): Rational choice. Frankfurt am Main: Campus-Verl. (Campus-
Einfiihrungen).

Lakatos, Imre; Musgrave, Alan (Hg.) (1974): Kritik und Erkenntnisfortschritt. Unter Mitar-
beit von E. Toulmin, Imre Lakatos, K. Popper, M. Masterman, Paul K. Feyerabend und
Thomas S. Kuhn. Braunschweig: Vieweg (Abhandlungen des Internationalen Kolloqui-
ums iiber die Philosophie der Wissenschaft, 4).

Lancaster, Kelvin (1974): Introduction to modern microeconomics. 2. ed. Chicago, Ill.: Rand
McNally.

Landkreis Gorlitz (2020): Im Herzen Europas. Der Wirtschaftsstandort Landkreis Gor-
litz. https://publikationen.wirtschaft-entwicklung.landkreis.gr/wirtschaftsexposelkgr/652
27577 (09.01.2024).

Landratsamt Gorlitz: Wer kommt? Wer geht? Wer bleibt? Studie zur Verbesserung der Ver-
bleibschancen qualifizierter junger Frauen im Landkreis Gorlitz. Unter Mitarbeit von Julia
Gabler, Kollmorgen Raj und Anita Kottwitz. https://publikationen.kreis-goerlitz.de/wer-
kommt-wer-geht-wer-bleibt/58048282 (05.01.2024).

Langehennig, Manfred; Betz, Detlef; Dosch, Erna (2012): Mdnner in der Angehorigenpflege.
1. Auflage. Weinheim: Beltz Juventa (Juventa Paperback). http://nbn-resolving.org/urn:
nbn:de:bsz:31-epflicht-1141611.

Laplace, Pierre Simon (1995): A philosophical essay on probabilities. Dover ed. New York:
Dover Publications.

Lauth, Bernhard; Sareiter, Jamel (2005): Wissenschaftliche Erkenntnis. Eine ideengeschicht-
liche Einfithrung in die Wissenschaftstheorie. 2., iiberarbeitete und erginzte Auf-
lage. Paderborn: mentis. http://deposit.dnb.de/cgi-bin/dokserv?id=2664160&prov=M&
dok_var=1&dok_ext=htm.

Laux, Helmut; Gillenkirch, Robert M.; Schenk-Mathes, Heike Y. (2018): Entscheidungstheo-
rie. Tenth edition. Berlin, Heidelberg: Springer Gabler.

Laux, Helmut; Gillenkirch, Robert M.; Schenk-Mathes, Heike Yasmin (2014): Entschei-
dungstheorie. 9., vollst. iiberarb. Aufl. Berlin: Springer Gabler (Springer-Lehrbuch).
Lawrence, Paul R.; Lorsch, Jay W. (1976): Organization and environment. Managing diffe-

rentiation and integration. 6. print. Boston, Mass.: Harvard Business School Press.

Lee, Jo Ann; Walker, Matthew; Shoup, Richard (2001): Balancing Elder Care Responsibili-
ties and Work: The Impact on Emotional Health. In: Journal of business and psychology
16 (2), S. 277-289. https://doi.org/10.1023/A:1011165318139.

Leitner, Sigrid; Vukoman, Marina (2015): Zeit, Geld, Infrastruktur? Vereinbarkeitspolitik fiir
pflegende Angehorige. In: Zeitschrift fiir Geschlecht, Kultur und Gesellschaft 7, S. 97-112.

Liebig, Stefan; Matiaske, Wenzel; Rosenbohm, Sophie (Hg.) (2017): Handbuch Empiri-
sche Organisationsforschung. Wiesbaden: Springer Fachmedien Wiesbaden (Springer
Reference Wirtschaft).

Lindenberg, Siegwart (1990): Homo socio-oeconomicus. The emergence of a general model
of man in the social sciences. In: Journal of Institutional and Theoretical Economics (146),
S. 727-748.

Loboiko, Katharina; Steiner, Michael; Bohnet-Joschko, Sabine (2023): Understanding infor-
mal care burden domains’ impact on overall burden — a structural equation modeling
approach with cross-sectional data from Germany. In: J. Soc. Pol., S. 1-17. https://doi.
org/10.1017/S0047279423000302.


https://publikationen.wirtschaft-entwicklung.landkreis.gr/wirtschaftsexposelkgr/65227577
https://publikationen.wirtschaft-entwicklung.landkreis.gr/wirtschaftsexposelkgr/65227577
https://publikationen.kreis-goerlitz.de/wer-kommt-wer-geht-wer-bleibt/58048282
https://publikationen.kreis-goerlitz.de/wer-kommt-wer-geht-wer-bleibt/58048282
http://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-epflicht-1141611
http://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-epflicht-1141611
http://deposit.dnb.de/cgi-bin/dokserv%3Fid%3D2664160%26prov%3DM%26dok_var%3D1%26dok_ext%3Dhtm
http://deposit.dnb.de/cgi-bin/dokserv%3Fid%3D2664160%26prov%3DM%26dok_var%3D1%26dok_ext%3Dhtm
https://doi.org/10.1023/A:1011165318139
https://doi.org/10.1017/S0047279423000302
https://doi.org/10.1017/S0047279423000302

426 Literaturverzeichnis

Luhman, John T.; Cunliffe, Ann L. (2013): Key concepts in organization theory. London,
California: SAGE (SAGE key concepts).

Luhmann, Niklas (1984): Soziale Systeme. Grundriss einer allgemeinen Theorie. 1. Aufl.
Frankfurt am Main: Suhrkamp.

Luhmann, Niklas (2000): Organisation und Entscheidung. Opladen: Westdt. Verl.

Luhmann, Niklas (2012): Macht. 4. Aufl. Stuttgart, Konstanz: UTB GmbH; UVK (utb-studi-
e-book, 2377).

Luhmann, Niklas (Hg.) (2018): Organization and decision. Cambridge: Cambridge Univer-
sity Press.

MacGuire, Charles B. (Hg.) (1972): Decision and organization. A volume in honor of Jacob
Marschak. Unter Mitarbeit von Jacob Marschak. 2. Aufl. Amsterdam u. a.: North-Holland
Publ (Studies in mathematical and managerial economics, 12).

Mache, Stefanie.; Harth, Volker (2017): Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben im Wandel
der Arbeitswelt. In: Zbl Arbeitsmed 67 (3), S. 179-184. https://doi.org/10.1007/s40664-
017-0174-4.

Madérin, Mascha (2010): Care Okonomie — eine Herausforderung fiir die Wirtschafts-
wissenschaften. In: Christine Bauhardt und Giilay Caglar (Hg.): Gender and economics.
Feministische Kritik der politischen Okonomie. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verlag (Gender
und Globalisierung), S. 81-104.

Mangler, Wolf-Dieter (2000): Grundlagen und Probleme der Organisation. Arbeitsbuch fiir
Studium und Praxis. Koln: Wirtschaftsverlag Bachem.

Mannheim, Karl; Kettler, David; Meja, Volker; Stehr, Nico (Hg.) (2003): Strukturen des Den-
kens. [Nachdr.]. Frankfurt am Main: Suhrkamp (Suhrkamp-Taschenbuch Wissenschaft,
298).

Manstetten, Reiner (2004): Das Menschenbild der Okonomie. Der homo oeconomicus und
die Anthropologie von Adam Smith. Studienausg., [Nachdr.]. Freiburg (Breisgau): Alber
(Alber-Reihe Thesen, 7).

March, James G. (2010): A primer on decision making. How decisions happen. New York:
Free Press.

March, James G.; Simon, Herbert A. (1958): Organizations. New York, London: Wiley;
Chapman & Hall.

Margolis, Howard (1981): A New Model of Rational Choice. In: Ethics 91 (2), S. 265-279.

Martin Matthews, Anne; Phillips, Judith (2008): Aging and caring at the intersection of work
and home life. Blurring the boundaries. New York: Lawrence Erlbaum Associates. http://
gbv.eblib.com/patron/FullRecord.aspx?p=957631.

Martin Matthews, Anne; Rosenthal, Carolyn J. (1993): Balancing Work and Family in
an Aging Society: The Canadian Experience. In: Annual Review of Gerontology and
Geriatrics 1 (13), S. 96-119.

Martin Matthews, Anne; Rosenthal, Carolyn J. (1996): Women, Work and Caregiving: How
Much Difference Does a Great Job Really Make? Hg. v. McMaster University. Indepen-
dence and Economic Security of the Older Population Research Papers. Ontario.

Maturana, Humberto R. (1975): The organization of the living: A theory of the living orga-
nization. In: International Journal of Man-Machine Studies 7 (3), S. 313-332. https://doi.
org/10.1016/S0020-7373(75)80015-0.

Mayntz, Renate (1977): Soziologie der Organisation. 9. Aufl. Reinbek bei Hamburg: Rowohlt
(Rowohlts deutsche Enzyklopidie, 166).


https://doi.org/10.1007/s40664-017-0174-4
https://doi.org/10.1007/s40664-017-0174-4
http://gbv.eblib.com/patron/FullRecord.aspx%3Fp%3D957631
http://gbv.eblib.com/patron/FullRecord.aspx%3Fp%3D957631
https://doi.org/10.1016/S0020-7373(75)80015-0
https://doi.org/10.1016/S0020-7373(75)80015-0

Literaturverzeichnis 427

Mayntz, Renate; Scharpf, Fritz W. (Hg.) (1995): Gesellschaftliche Selbstregelung und poli-
tische Steuerung. Frankfurt am Main: Campus-Verl. (Schriften des Max-Planck-Instituts
fiir Gesellschaftsforschung Koln, 23).

Mayring, Philipp (2001): Kombination und Integration qualitativer und quantitativer Analyse.
Forum Qualitative Sozialforschung / Forum: Qualitative Social Research, Vol 2, No 1
(2001): Qualitative and Quantitative Research: Conjunctions and Divergences (2). https://
doi.org/10.17169/fqs-2.1.967.

Mayring, Philipp (2020): Qualitative Forschungsdesigns. In: Giinter Mey und Katja Mruck
(Hg.): Handbuch Qualitative Forschung in der Psychologie. Band 2: Designs und Ver-
fahren. 2., erw. u. iiberarb. Auflage 2020. Wiesbaden: Springer Fachmedien Wiesbaden
GmbH, S. 3-18.

Mayring, Philipp (2022): Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen und Techniken. 13. Neu-
ausgabe. Weinheim: Julius Beltz GmbH & Co. KG.

Mayring, Philipp (2023): Einfiihrung in die qualitative Sozialforschung. Eine Anleitung zu
qualitativem Denken. 7., liberarbeitete Auflage. Weinheim, Basel: Beltz (Pddagogik).
Mayring, Philipp; Fenzl, Thomas (2014): Qualitative Inhaltsanalyse. In: Nina Baur und
Jorg Blasius (Hg.): Handbuch Methoden der empirischen Sozialforschung. Wiesbaden:

Springer VS (Handbuch), S. 543-558.

McKinsey Health Institute (2023): Reframing employee health: Moving beyond bur-
nout to holistic health. https://www.mckinsey.com/de/~/media/mckinsey/locations/eur
ope%20and%20middle%20east/deutschland/news/presse/2023/2023-1103%20mhi%20s
tudie%20mitarbeitergesundheit/reframing-employee-health-moving-beyond-burnout-to-
holistic-health_fin.pdf (23.04.2024).

Meier, Frank (2009): Die Universitdit als Akteur. Zum institutionellen Wandel der Hoch-
schulorganisation. Zugl.: Bielefeld, Univ., Diss., 2008. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verlag
fiir Sozialwissenschaften (Organisation & public management).

Merkens, Hans (2019): Auswahlverfahren, Sampling, Fallkonstruktion. In: Uwe Flick, Ernst
von Kardorff und Ines Steinke (Hg.): Qualitative Forschung. Ein Handbuch. 13. Auflage,
Originalausgabe. Reinbek bei Hamburg: rowohlts enzyklopédie im Rowohlt Taschenbuch
Verlag (Rororo Rowohlts Enzyklopédie, 55628), S. 286-299.

Mesaros, Leila; Vanselow, Achim; Weinkopf, Claudia (2009): Fachkrdiftemangel in KMU.
Ausmaf3, Ursachen und Gegenstrategien ; Expertise im Auftrag der Friedrich-Ebert-
Stiftung. [Electronic ed.]. Bonn: Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik der Friedrich-
Ebert-Stiftung (WISO-Diskurs).

Mey, Giinter; Mruck, Katja (Hg.) (2020): Handbuch Qualitative Forschung in der Psycholo-
gie. Band 2: Designs und Verfahren. Springer Fachmedien Wiesbaden. 2., erw. u. iiberarb.
Auflage 2020. Wiesbaden: Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH.

Meyer, Frank; Miggelbrink, Judith; Beurskens, Kristine (2018): Ins Feld und zuriick — Prak-
tische Probleme qualitativer Forschung in der Sozialgeographie. Berlin, Heidelberg:
Springer Berlin Heidelberg.

Meyer, John W.; Rowan, Brian (1977): Institutionalized Organizations. Formal Structure as
Mpyth and Ceremony. In: American Journal of Sociology 83 (2), S. 340-363. https://doi.
org/10.1086/226550.

Meyermann, Alexia; Gebel, Tobias; Liebig, Stefan (2014): Organisationsdaten. In: Nina
Baur und Jorg Blasius (Hg.): Handbuch Methoden der empirischen Sozialforschung.
Wiesbaden: Springer VS (Handbuch), S. 959-973.


https://doi.org/10.17169/fqs-2.1.967
https://doi.org/10.17169/fqs-2.1.967
https://www.mckinsey.com/de/~/media/mckinsey/locations/europe%20and%20middle%20east/deutschland/news/presse/2023/2023-1103%20mhi%20studie%20mitarbeitergesundheit/reframing-employee-health-moving-beyond-burnout-to-holistic-health_fin.pdf
https://www.mckinsey.com/de/~/media/mckinsey/locations/europe%20and%20middle%20east/deutschland/news/presse/2023/2023-1103%20mhi%20studie%20mitarbeitergesundheit/reframing-employee-health-moving-beyond-burnout-to-holistic-health_fin.pdf
https://www.mckinsey.com/de/~/media/mckinsey/locations/europe%20and%20middle%20east/deutschland/news/presse/2023/2023-1103%20mhi%20studie%20mitarbeitergesundheit/reframing-employee-health-moving-beyond-burnout-to-holistic-health_fin.pdf
https://www.mckinsey.com/de/~/media/mckinsey/locations/europe%20and%20middle%20east/deutschland/news/presse/2023/2023-1103%20mhi%20studie%20mitarbeitergesundheit/reframing-employee-health-moving-beyond-burnout-to-holistic-health_fin.pdf
https://doi.org/10.1086/226550
https://doi.org/10.1086/226550

428 Literaturverzeichnis

Misoch, Sabina (2019): Qualitative Interviews. 2., erweiterte und aktualisierte Auflage. Ber-
lin, Boston: De Gruyter Oldenbourg (De Gruyter Studium).

Montano, Diego; Peter, Richard (2022): Informal care-giving and the intention to give up
employment: the role of perceived supervisor behaviour in a cohort of German employees.
In: European journal of ageing 19 (3), S. 575-585. https://doi.org/10.1007/s10433-021-
00660-4.

Morgenstern, Oskar (1968): Spieltheorie: Ein neues Paradigma der Sozialwissenschaft. In:
Journal of economics 28 (2), S. 145-164. https://doi.org/10.1007/BF01320100.

Morner, Michele; Wilder, Nadine (2013): Auf dem Weg zu einem kooperativen Menschenbild.
Uberlegungen zur Organisation der Kooperation = Towards a cooperative idea of man in
organizations. In: Zeitschrift fiir Wirtschafts- und Unternehmensethik 14 (2), S. 178-194.

Naegele, Gerhard (Hg.) (1997): Vereinbarkeit von Erwerbstdtigkeit und Pflege. Unter Mitar-
beit von Brigitte Beck. Stuttgart, Berlin, K6Iln: Kohlhammer (Schriftenreihe des Bundes-
ministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Bd. 106,1).

Napp, Barbara (2017): Vereinbarkeit von Leben und Beruf: Haben wir die Bediirfnisse der
Beschdftigten im Blick? In: kma — Klinik Management aktuell 22 (3). https://doi.org/10.
1055/5-0036-1594833.

Nash, John (1951): Non-Cooperative Games. In: The Annals of Mathematics 54 (2), S. 286—
295. https://doi.org/10.2307/1969529.

Neal, Margaret B.; Wagner, Donna (2002): Working Caregivers: Issues, Challenges, And
Opportunities For The Aging Network. Hg. v. U.S. Department of Health and Human
Services. Portland.

Neuberger, Oswald (2000): Individualisierung und Organisation. Die wechselseitige Erzeu-
gung von Individuum und Organisation durch Verfahren. In: Giinther Ortmann, Jorg
Sydow und Klaus Tiirk (Hg.): Theorien der Organisation. Die Riickkehr der Gesellschaft.
2., durchgesehene Auflage. Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissenschaften (Organisa-
tion und Gesellschaft), S. 489-522.

Neuloh, Otto (1980): Soziologie fiir Wirtschaftswissenschaftler, Homo socio-oeconomicus.
Kurzlehrbuch fiir Studium und Praxis der Volkswirte und Betriebswirte. Stuttgart: Fischer
(Uni-Taschenbiicher Wirtschaftswissenschaften, 476).

Neumann, John von; Morgenstern, Oskar (1944): Theory of games and economic behavior.
Princeton: Princeton Univ. Press.

Neumann, John von; Morgenstern, Oskar (2007): Theory of games and economic behavior.
60th anniversary ed. Princeton: Princeton University Press (Princeton classic editions).

Nowossadeck, Sonja; Engstler, Heribert; Klaus, Daniela (2016): Pflege und Unterstiitzung
durch Angehorige. Hg. v. Deutsches Zentrum fiir Altersfragen (DZA). Berlin (Report
Altersdaten, 1).

Nutt, Paul C.; Wilson, David C. (Hg.) (2010): Handbook of decision making. Online-
Ausg. Chichester, West Sussex, U.K, Hoboken, N.J: John Wiley (Blackwell Encyclo-
paedia of Management Ser, v.6). https://ebookcentral.proquest.com/lib/kxp/detail.action?
docID=589172.

Obermaier, Robert; Saliger, Edgar (2020): Betriebswirtschaftliche Entscheidungstheorie.
Einfiihrung in die Logik individueller und kollektiver Entscheidungen. 7., erweiterte
Auflage. Berlin, Boston: De Gruyter Oldenbourg (De Gruyter Studium).


https://doi.org/10.1007/s10433-021-00660-4
https://doi.org/10.1007/s10433-021-00660-4
https://doi.org/10.1007/BF01320100
https://doi.org/10.1055/s-0036-1594833
https://doi.org/10.1055/s-0036-1594833
https://doi.org/10.2307/1969529
https://ebookcentral.proquest.com/lib/kxp/detail.action%3FdocID%3D589172
https://ebookcentral.proquest.com/lib/kxp/detail.action%3FdocID%3D589172

Literaturverzeichnis 429

Ockenfels, Axel (1999): Fairnef3, Reziprozitit und Eigennutz. Okonomische Theorie und
experimentelle Evidenz. Tiibingen: Mohr Siebeck (Die Einheit der Gesellschaftswissen-
schaften, 108).

Oliver, Thomas (1987): The real Coke, the real story. Repr. New York: Penguin Books.

Opp, Karl-Dieter (1986): Das Modell des Homo Sociologicus. Eine Explikation und eine
Konfrontierung mit dem utilitaristischen Verhaltensmodell. In: Analyse & Kritik 8 (1), S.
1-27. https://doi.org/10.1515/auk-1986-0101.

Opp, Karl-Dieter (2016): Contending Conceptions of the Theory of Rational Action. In: Jour-
nal of Theoretical Politics 11 (2), S. 171-202. https://doi.org/10.1177/095169289901100
2002.

Ortmann, Giinther (2003): Regel und Ausnahme. Paradoxien sozialer Ordnung. 1. Aufl.,
Orig.-Ausg. Frankfurt am Main: Suhrkamp Verl. (Edition Suhrkamp, 2293).

Oster, Stephan; Miicklich, Anja (2019): Présentismus Prdasentismus: Verlust von Gesundheit
und Produktivitdt. Hg. v. Initiative Gesundheit und Arbeit (iga). Berlin. https://www.iga-
info.de/veroeffentlichungen/igafakten/igafakten-6 (28.07.2024).

Ostrom, Elinor (1998): A Behavioral Approach to the Rational Choice Theory of Collective
Action. Presidential Address, American Political Science Association, 1997. In: Am Polit
Sci Rev 92 (01), S. 1-22. https://doi.org/10.2307/2585925.

Palinkas, Lawrence A.; Horwitz, Sarah M.; Green, Carla A.; Wisdom, Jennifer P.; Duan, Nai-
hua; Hoagwood, Kimberly (2015): Purposeful Sampling for Qualitative Data Collection
and Analysis in Mixed Method Implementation Research. In: Administration and policy
in mental health 42 (5), S. 533-544. https://doi.org/10.1007/s10488-013-0528-y.

Papmeyer, Kathrin; Bohmer, Nicole (2022): Die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben
als Teil eines kontext- und gendersensiblen Talent Managements. In: GENDER 14 (2—
2022), S. 134-150. https://doi.org/10.3224/gender.v14i2.10.

Parsons, Talcott (1960): Structure and process in modern societies. New York, London: Free
Press; Collier Macmillan.

Patton, Michael Quinn (2009): Qualitative research & evaluation methods. 3. ed., [Nachdr.].
Thousand Oaks, Calif.: SAGE.

Pavalko, Eliza K.; Artis, Julie E. (1997): Women’s caregiving and paid work: causal relati-
onships in late midlife. In: The journals of gerontology. Series B, Psychological sciences
and social sciences 52 (4), S170-9. https://doi.org/10.1093/geronb/52b.4.s170.

Pavalko, Eliza K.; Henderson, Kathryn A. (2006): Combining Care Work and Paid Work. In:
Res Aging 28 (3), S. 359-374. https://doi.org/10.1177/0164027505285848.

Pelzmann, Linda (2010): Wirtschaftspsychologie. Behavioral Economics, Behavioral
Finance, Arbeitswelt. Fiinfte, aktualisierte und erweiterte Auflage. Vienna: Springer.
Pendergrass, Anna; Weil3, Saskia; Rohleder, Nicolas; Graessel, Elmar (2023): Validation of
the Benefits of Being a Caregiver Scale (BBCS) — further development of an independent
characteristic of informal caregiving. In: BMC geriatrics 23 (1), S. 26. https://doi.org/10.

1186/s12877-022-03650-y.

Phillips, Judith (Hg.) (1995): Working carers. International perspectives on working and
caring for older people. Aldershot, Brookfield, USA: Avebury (Avebury studies of care
in the community).

Phillips, Judith; Bernard, Miriam; Chittenden, Minda (2002): Juggling work and care. The
experiences of working carers of older adults. Bristol: Policy Press.


https://doi.org/10.1515/auk-1986-0101
https://doi.org/10.1177/0951692899011002002
https://doi.org/10.1177/0951692899011002002
https://www.iga-info.de/veroeffentlichungen/igafakten/igafakten-6
https://www.iga-info.de/veroeffentlichungen/igafakten/igafakten-6
https://doi.org/10.2307/2585925
https://doi.org/10.1007/s10488-013-0528-y
https://doi.org/10.3224/gender.v14i2.10
https://doi.org/10.1093/geronb/52b.4.s170
https://doi.org/10.1177/0164027505285848
https://doi.org/10.1186/s12877-022-03650-y
https://doi.org/10.1186/s12877-022-03650-y

430 Literaturverzeichnis

Pietsch, Gotthard; Scherm, Ewald (2007): Organisation. Theorie, Gestaltung, Wandel. Miin-
chen: Oldenbourg Wissenschaftsverlag GmbH.

PMSG (2019): Gehaltsbiografie 2019. Gehaltsentwicklung in Abhdngigkeit zum Alter. Hg.
v. PersonalMarkt Services GmbH (PMSG). Hamburg.

Popper, Karl R. (1984): Logik der Forschung. 8., weiter verb. und verm. Aufl. Tiibingen:
Mohr (Die Einheit der Gesellschaftswissenschaften, 4).

Popper, Karl R. (1994): Objective knowledge. An evolutionary approach. Rev. ed., 8th impr.
Oxford: Clarendon Press.

Popper, Karl R.; Bartley, William Warren (1983): Realism and the aim of science. London:
Hutchinson.

Potschke, Manuela (2014): Mehrebenenanalyse. In: Nina Baur und Jorg Blasius (Hg.): Hand-
buch Methoden der empirischen Sozialforschung. Wiesbaden: Springer VS (Handbuch),
S. 1101-1116.

Powell, Walter W.; DiMaggio, Paul J. (1991): The new institutionalism in organizational
analysis. Chicago, London: University of Chicago Press.

Preisendorfer, Peter (2016): Organisationssoziologie. Grundlagen, Theorien und Problem-
stellungen. 4., iiberarbeitete Auflage. Wiesbaden: Springer VS.

Pristavec, Teja (2019): The Burden and Benefits of Caregiving: A Latent Class Analysis. In:
The Gerontologist 59 (6), S. 1078-1091. https://doi.org/10.1093/geront/gny022.

Prognos AG (2005): Betriebswirtschaftliche Effekte familienfreundlicher Mafinahmen.
Kosten-Nutzen-Analyse. Hg. v. Bundesministerium fiir Gesundheit (BMG). Berlin.

Prognos AG (2019): Fortschrittsindex Vereinbarkeit. Ergebnisse der reprdsentativen Unter-
nehmensbefragung. Hg. v. Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ). Berlin.

Prognos AG (2022): Vereinbarkeit von Familie und Beruf als Beitrag zur Fachkrdftesiche-
rung. Policy Paper. Hg. v. Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ). 221005_Policy-Paper_Vereinbarkeit.pdf (prognos.com) (23.04.2024).

Prognos AG (2024): Die Attraktivititsstudie. Was Miitter, Vdter und pflegende Angehorige
wollen und was Unternehmen tun konnen. Berlin.

Radiker, Stefan; Kuckartz, Udo (2019): Analyse qualitativer Daten mit MAXQDA. Text, Audio
und Video. Wiesbaden: Springer VS (Lehrbuch).

Randstadt (2021): New Work. Wofiir arbeiten wir und was ist uns wichtig? Hg. v. Rand-
stad Deutschland. Eschborn. https://www.randstad.de/hr-portal/unternehmensfuehrung/
new-work/trendreport/ (17.08.2024).

Randstadt (2023): New Work. Employer Branding: So geht Arbeitgeber heute. Hg. v. Randstad
Deutschland. https://www.randstad.de/hr-portal/unternehmensfuehrung/new-work/trendr
eport/ (17.08.2024).

Reichert, Monika (Hg.) (1999): Vereinbarkeit von Erwerbstitigkeit und Pflege. Hannover:
Vincentz (Dortmunder Beitrdge zur angewandten Gerontologie, Bd. 8).

Reichert, Monika (2003): Vereinbarkeit von Erwerbstiitigkeit und Pflege — Ein Uberblick
zum neuesten Forschungsstand. In: Monika Reichert, Nicole Maly-Lukas und Chris-
tiane Schonknecht (Hg.): Alter werdende und iltere Frauen heute. Zur Vielfalt ihrer
Lebenssituationen. 1. Aufl. Wiesbaden: Westdeutscher Verlag, S. 123-148.


https://doi.org/10.1093/geront/gny022
https://www.randstad.de/hr-portal/unternehmensfuehrung/new-work/trendreport/
https://www.randstad.de/hr-portal/unternehmensfuehrung/new-work/trendreport/
https://www.randstad.de/hr-portal/unternehmensfuehrung/new-work/trendreport/
https://www.randstad.de/hr-portal/unternehmensfuehrung/new-work/trendreport/

Literaturverzeichnis 431

Reichert, Monika (2022): Vereinbarkeit von Pflege und Erwerbstdtigkeit in Deutschland —
Stand und Perspektiven. In: Franz Waldenberger (Hg.): Alterung und Pflege als kommu-
nale Aufgabe. Deutsche und japanische Ansitze und Erfahrungen. Unter Mitarbeit von
Gerd Naegele, Hiroko Kudo und Tomoo Matsuda. Wiesbaden: Springer VS, S. 201-227.

Reichertz, Jo (2007): Qualitative Forschung auch jenseits des interpretativen Paradigmas.
Vermutungen. In: Erwdgen Wissen Ethik 18 (2), S. 276-293.

Riegraf, Birgit (2019): Care, Care-Arbeit und Geschlecht: gesellschaftliche Verinderungen
und theoretische Auseinandersetzungen. In: Beate Kortendiek, Birgit Riegraf und Katja
Sabisch (Hg.): Handbuch Interdisziplinidre Geschlechterforschung. Wiesbaden: Springer
Fachmedien Wiesbaden (65), S. 763-772.

Ritchie, Jane; Lewis, Jane (Hg.) (2011): Qualitative research practice. A guide for social
science students and researchers. Repr. Los Angeles, Calif.: SAGE.

Robert Koch-Institut (RKI) (2015): Pflegende Angehorige — Deutschlands grifiter Pfle-
gedienst. 6(3). Unter Mitarbeit von Wetzstein M., Rommel A., Lange C. Hg. v. GBE
kompakt. Robert-Koch-Institut. Berlin.

Robinson, Oliver C. (2014a): Sampling in Interview-Based Qualitative Research: A Theoreti-
cal and Practical Guide. In: Qualitative Research in Psychology 11 (1), S. 25-41. https://
doi.org/10.1080/14780887.2013.801543.

Robinson, Rebecca S. (2014b): Purposive Sampling. In: Alex C. Michalos (Hg.): Encyclo-
pedia of Quality of Life and Well-Being Research. Dordrecht: Springer, S. 5243-5245.

Robinson, W. S. (1950): Ecological Correlations and the Behavior of Individuals. In:
American Sociological Review 15 (3), S. 351. https://doi.org/10.2307/2087176.

Rommerskirchen, Jan (2014): Soziologie & Kommunikation. Theorien und Paradigmen von
der Antike bis zur Gegenwart. Wiesbaden: Springer VS.

Rosenbohm, Sophie (2016): Mixed Methods Sampling: Die Verwendung von quantitati-
ven Daten zur Fallauswahl am Beispiel einer qualitativen Organisationsstudie. In:
Stefan Liebig und Wenzel Matiaske (Hg.): Methodische Probleme in der empirischen
Organisationsforschung. Wiesbaden: Springer Gabler, S. 267-284 (23.02.2023).

Rosenthal, Carolyn J.; Martin-Matthews, Anne; Keefe, Janice M. (2007): Care management
and care provision for older relatives amongst employed informal care-givers. In: Ageing
and Society 27 (5), S. 755-778. https://doi.org/10.1017/S0144686X07005995.

Rospenda, Kathleen M.; Minich, Lisa M.; Milner, Lauren A.; Richman, Judith A. (2010):
Caregiver burden and alcohol use in a community sample. In: Journal of addictive diseases
29 (3), S. 314-324. https://doi.org/10.1080/10550887.2010.489450.

Rossel, Jorg (2009): Radikale Mikrosoziologie versus soziologische Erkldrung: Der Makro-
Mikro-Makro-Link in der Theorie des rationalen Handelns und in der Theorie der
Interaktionsrituale. In: Jens Greve, Annette Schnabel und Rainer Schiitzeichel (Hg.): Das
Mikro-Makro-Modell der soziologischen Erkldrung. Zur Ontologie, Methodologie und
Metatheorie eines Forschungsprogramms. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verl. fiir Sozialwiss,
S. 285-310.

Rothgang, Heinz; Miiller, Rolf (2018): BARMER Pflegereport 2018. 1. Auflage. Wuppertal:
Barmer (Schriftenreihe zur Gesundheitsanalyse, 12).

Rothgang, Heinz; Miiller, Rolf (2021): BARMER Pflegereport 2021. Wirkungen der Pflegere-
Sformen und Zukunftstrends. 1. Auflage. Wuppertal: Barmer (Schriftenreihe zur Gesund-
heitsanalyse, 32).


https://doi.org/10.1080/14780887.2013.801543
https://doi.org/10.1080/14780887.2013.801543
https://doi.org/10.2307/2087176
https://doi.org/10.1017/S0144686X07005995
https://doi.org/10.1080/10550887.2010.489450

432 Literaturverzeichnis

Rothgang, Heinz; Miiller, Rolf (2024): BARMER Pflegereport 2024. Pflegerisiko und Pflege-
dauer. Hg. v. BARMER. Berlin (Schriftenreihe zur Gesundheitsanalyse, Band 47).

Rothgang, Heinz; Miiller, Rolf; Runte, Rebecca; Unger, Rainer; Kalwitzki, T. (2015): BAR-
MER Pflegereport 2015. Schriftenreihe zur Gesundheitsanalyse. 1. Auflage. Siegburg:
Asgard Verlagsservice.

Ruppert, Sven-Nelson; Heitmann-Moller, André; Hasseler, Martina (2019a): Vereinbarkeit
von Berufstdatigkeit und Angehorigenpflege in kleinen und mittleren Unternehmen.
Ergebnisse einer explorativen Studie in einem ,,rural-urbanen* Zentrum im Osten Nie-
dersachsens. In: Zeitschrift fiir Gerontologie und Geriatrie 52 (6), S. 563-567. https://
doi.org/10.1007/s00391-018-1442-4.

Ruppert, Sven-Nelson; Heitmann-Moller, André; Hasseler, Martina (2019b): Vereinbarkeit
von Berufstditigkeit und Angehorigenpflege in kleinen und mittleren Unternehmen:
Ergebnisse einer explorativen Studie in einem ,,rural-urbanen* Zentrum im Osten Nie-
dersachsens. In: Zeitschrift fur Gerontologie und Geriatrie 52 (6), S. 563-567. https://
doi.org/10.1007/s00391-018-1442-4.

Séchs. Staatsministerium f. Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (2023): Sachsens wichtigste
Industriezweige. Hg. v. Séchsisches Staatsministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr. https://www.wirtschaft.sachsen.de/branchen-3975.html (08.01.2023).

Samuelson, Paul Anthony (1953): Consumption theorems in terms of over-compensation
rather than indifference comparisons. In: Economica 20 (77), S. 1-9.

Savage, Leonard J. (2000): The foundations of statistics. 2nd rev. ed. Repr. New York: Dover
Publications.

Savage, Leonard J.; Wiley, John (1954): The foundations of statistics. In: Naval Research
Logistics 1 (3), S. 236-294. https://doi.org/10.1002/nav.3800010316.

Scharlach, Andrew E.; Boyd, Sandra L. (1989): Caregiving and employment: results of an
employee survey. In: Gerontologist 29 (3), S. 382-387. https://doi.org/10.1093/geront/29.
3.382.

Scharlach, Andrew E.; Lowe, Beverly F.; Schneider, Edward L. (1991): Elder care and the
work force. Challenge for corporate America. Lexington, Mass.: Lexington Books.

Scharlach, Andrew E.; Scharlach, A. E. (1994): Caregiving and employment: competing or
complementary roles? In: Gerontologist 34 (3), S. 378-385. https://doi.org/10.1093/ger
ont/34.3.378.

Scharpf, Fritz W. (20006): Interaktionsformen. Akteurzentrierter Institutionalismus in der
Politikforschung. Unveridnd. Nachdr. der 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verl. fiir Sozialwiss.
Scheuermann, Julia-Sophia; Gréfel, Elmar; Pendergrass, Anna (2024a): Pflegebedingte
Beendigung der Erwerbstdtigkeit pflegender Angehoriger. Identifikation eines Risikopro-

fils. In: Gesundheitswesen, 37-44. https://doi.org/10.1055/a-2183-6741.

Scheuermann, Julia-Sophia; GréBel, Elmar; Pendergrass, Anna (2024b): Vereinbarkeit von
Erwerbstdtigkeit und héiiuslicher Pflege: Einflussfaktoren auf eine pflegebedingte Erwerbs-
titigkeitsreduktion und arbeitsbezogene Wiinsche pflegender Angehdoriger. In: Gesund-
heitswesen, 45-53. https://doi.org/10.1055/a-2191-2074.

Schilliger, Sarah (2009): Who cares? Care-Arbeit im neoliberalen Geschlechterregime. In:
Widerspruch (56).

Schimank, Uwe (2004): Der akteurszentrierte Institutionalismus. In: Manfred Gabriel (Hg.):
Paradigmen der akteurszentrierten Soziologie. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verl. fiir Sozial-
wiss, S. 287-302.


https://doi.org/10.1007/s00391-018-1442-4
https://doi.org/10.1007/s00391-018-1442-4
https://doi.org/10.1007/s00391-018-1442-4
https://doi.org/10.1007/s00391-018-1442-4
https://www.wirtschaft.sachsen.de/branchen-3975.html
https://doi.org/10.1002/nav.3800010316
https://doi.org/10.1093/geront/29.3.382
https://doi.org/10.1093/geront/29.3.382
https://doi.org/10.1093/geront/34.3.378
https://doi.org/10.1093/geront/34.3.378
https://doi.org/10.1055/a-2183-6741
https://doi.org/10.1055/a-2191-2074

Literaturverzeichnis 433

Schimank, Uwe (2005): Die Entscheidungsgesellschaft. Komplexitit und Rationalitit der
Moderne. Wiesbaden: VS Verlag fiir Sozialwissenschaften (Hagener Studientexte zur
Soziologie).

Schimank, Uwe (2016): Handeln und Strukturen. Einfiihrung in die akteurtheoretische Sozio-
logie. 5., durchgesehene Auflage. Weinheim, Miinchen: Beltz Juventa (Grundlagen der
Soziologie).

Schmitz, Hendrik; Stroka, Magdalena A. (2013): Health and the double burden of full-time
work and informal care provision — Evidence from administrative data. In: Labour
Economics 24, S. 305-322. https://doi.org/10.1016/j.labeco.2013.09.006.

Schneider, Dieter (1995): Informations- und Entscheidungstheorie. Miinchen: De Gruyter
Oldenbourg.

Schneider, Helmut; Heinze, Jana; Hering, Daphne (2011): Betriebliche Folgekosten man-
gelnder Vereinbarkeit von Beruf und Pflege. Hg. v. Forschungszentrum Familienbewusste
Personalpolitik (FFP). Berlin, Miinster.

Schneider, Ulrike (2006): Informelle Pflege aus dkonomischer Sicht. In: Zeitschrift fiir
Sozialreform 52 (4), S. 493-520. https://doi.org/10.1515/zsr-2006-0407.

Schneijderberg, Christian; Wieczorek, Oliver; Steinhardt, Isabel (2022): Qualitative und
quantitative Inhaltsanalyse: digital und automatisiert. Eine anwendungsorientierte Ein-
fiihrung mit empirischen Beispielen und Softwareanwendungen. Weinheim: Juventa
Verlag.

Schreiber, Alfred (1977): Das Induktionsproblem im Lichte der Approximationstheorie der
Wahrheit. In: Zeitschrift fiir Allgemeine Wissenschaftstheorie 8 (1), S. 77-90. https://doi.
org/10.1007/BF01800416.

Schreier, Margrit (2020): Methodologische Ziellinien und Designs qualitativ-psychologischer
Studien. Fallauswahl. In: Giinter Mey und Katja Mruck (Hg.): Handbuch Qualitative For-
schung in der Psychologie. Band 2: Designs und Verfahren. 2., erw. u. iiberarb. Auflage
2020. Wiesbaden: Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH, S. 19-39.

Schreyogg, Georg; Geiger, Daniel (2016): Organisation. Grundlagen moderner Organisa-
tionsgestaltung : mit Fallstudien. 6., vollstandig iiberarbeitete und erweiterte Auflage.
Wiesbaden: Springer Gabler (Lehrbuch).

Schreyogg, Georg; Geiger, Daniel (2024): Organisation. Grundlagen moderner Organisa-
tionsgestaltung. Mit Fallstudien. 7th ed. 2024. Wiesbaden, Cham: Springer Fachmedien
Wiesbaden; Springer International Publishing AG.

Schulz, Richard; Beach, Scott R.; Czaja, Sara J.; Martire, Lynn M.; Monin, Joan K. (2020):
Family Caregiving for Older Adults. In: Annual review of psychology 71, S. 635-659.
https://doi.org/10.1146/annurev-psych-010419-050754.

Schumann, Frank; Kather-Skibbe, Petra (2016): Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Pflege —
eine Frage der Zeit? Ausgabe 02. Freiburg: Lambertus Verlag (ARCHIV — Archiv fiir
Wissenschaft und Praxis der sozialen Arbeit, 02). http://www.content-select.com/index.
php?id=bib_view&ean=9783784131832.

Schurz, Gerhard (2007): Das Problem der Induktion. In: Herbert Keuth (Hg.): Karl Popper:
Logik der Forschung. 3., bearb. Aufl. Berlin/Boston: De Gruyter (Klassiker Auslegen,
12), S. 25-40.

Schiitz, Alfred (1981): Der sinnhafte Aufbau der sozialen Welt. [2. Aufl.]. Frankfurt am Main:
Suhrkamp (Suhrkamp-Taschenbuch Wissenschaft, 92).


https://doi.org/10.1016/j.labeco.2013.09.006
https://doi.org/10.1515/zsr-2006-0407
https://doi.org/10.1007/BF01800416
https://doi.org/10.1007/BF01800416
https://doi.org/10.1146/annurev-psych-010419-050754
http://www.content-select.com/index.php%3Fid%3Dbib_view%26ean%3D9783784131832
http://www.content-select.com/index.php%3Fid%3Dbib_view%26ean%3D9783784131832

434 Literaturverzeichnis

Schwinger, Antje; Kuhlmey, Adelheid; Gref3, Stefan; Klauber, Jiirgen; Jacobs, Klaus (2023):
Pflege-Report 2023 (AOK). Versorgungsqualitit von Langzeitgepflegten. Berlin, Heidel-
berg: Springer Nature.

Schwinger, Antje; Zok, Klaus (2024): Hdusliche Pflege im Fokus. Eigenleistungen, Belas-
tungen und finanzielle Aufwinde. Hg. v. Wissenschaftliches Institut der AOK (WIdO).
Berlin.

Scott, W. Richard (1981): Organizations. Rational, natural and open systems. Englewood
Cliffs, London: Prentice-Hall.

Seidel, Jonas (2021): Anreize fiir Arbeitgeber zum Engagement fiir eine verbesserte Verein-
barkeit von Beruf und privater Sorgearbeit. Hg. v. Deutsche Nachwuchsgesellschaft fiir
Politik- und Sozialwissenschaft e.V. (DNGPS). Hannover.

Sen, Amartya K. (1979): Rationalfools. A critique of the behavioural foundations of economic
theory. In: Frank Hahn und Martin Hollis (Hg.): Philosophy and economic theory. Oxford
[u. a.]: Oxford Univ. Press, S. 87-109.

Simon, Fritz B. (2021): Einfiihrung in die systemische Organisationstheorie. Achte Auflage.
Heidelberg: Carl-Auer-Systeme Verlag (Carl-Auer compact).

Simon, Herbert A. (1959): Theories of Decision-Making in Economics and Behavioral
Science. In: The American economic review 49 (3), S. 253-283. http://www.jstor.org/sta
ble/1809901 (03.06.2024).

Simon, Herbert A. (1972): Theories of Bounded Rationalit. In: Charles B. MacGuire (Hg.):
Decision and organization. A volume in honor of Jacob Marschak. Unter Mitarbeit von
Jacob Marschak. 2. Aufl. Amsterdam u. a.: North-Holland Publ (Studies in mathematical
and managerial economics, 12), S. 161-176.

Simon, Herbert A. (1989): Complex information processing. How do human beings reason.
In: Herbert A. Simon, David Klahr und Kenneth Kotovsky (Hg.): Complex information
processing. The impact of Herbert A. Simon. Hillsdale NJ: L. Erlbaum Associates, S.
375-398.

Simon, Herbert Alexander (1951): Administrative behavior. A study of decision-making
processes in administrative organization. 6. pr. New York: Macmillan.

Simon, Herbert Alexander (1957): Models of man. Social and rational. New York: Wiley
[u. a.] (Mathematical essays on rational human behavior in a social setting).

Simon, Herbert Alexander (1997): Models of bounded rationality. Empirically grounded eco-
nomic reason. Cambridge, Mass: MIT Press. http://search.ebscohost.com/login.aspx?dir
ect=true&scope=site&db=nlebk&db=nlabk & AN=11383.

Skinner, Marianne Sundlis@ter; Sogstad, Maren (2022): Social and Gender Differences in
Informal Caregiving for Sick, Disabled, or Elderly Persons: A Cross-Sectional Study.
In: SAGE open nursing 8, 23779608221130585. https://doi.org/10.1177/237796082211
30585.

SoVD (2024): Biindnis Sorgearbeit fair teilen fordert Einfiihrung einer Lohnersatzleistung
fiir  Pflegephasen. https://www.sovd.de/presse/pressemitteilungen/meldung/buendnis-
sorgearbeit-fair-teilen-fordert-einfuehrung-einer-lohnersatzleistung-fuer-pflegephasen
(01.11.2024).

Spranger, Eduard (1914): Lebensformen. Ein Entwurf. Halle/Saale: Niemeyer.

Starbatty, Joachim (2005): Das Menschenbild in den Wirtschaftswissenschaften. Tiibingen:
Universitit Tiibingen (Tiibinger Diskussionsbeitrige, 176).


http://www.jstor.org/stable/1809901
http://www.jstor.org/stable/1809901
http://search.ebscohost.com/login.aspx%3Fdirect%3Dtrue%26scope%3Dsite%26db%3Dnlebk%26db%3Dnlabk%26AN%3D11383
http://search.ebscohost.com/login.aspx%3Fdirect%3Dtrue%26scope%3Dsite%26db%3Dnlebk%26db%3Dnlabk%26AN%3D11383
https://doi.org/10.1177/23779608221130585
https://doi.org/10.1177/23779608221130585
https://www.sovd.de/presse/pressemitteilungen/meldung/buendnis-sorgearbeit-fair-teilen-fordert-einfuehrung-einer-lohnersatzleistung-fuer-pflegephasen
https://www.sovd.de/presse/pressemitteilungen/meldung/buendnis-sorgearbeit-fair-teilen-fordert-einfuehrung-einer-lohnersatzleistung-fuer-pflegephasen

Literaturverzeichnis 435

Starrels, Marjorie E.; Ingersoll-Dayton, Berit; Dowler, David W.; Neal, Margaret B. (1997):
The Stress of Caring for a Parent: Effects of the Elder’s Impairment on an Employed,
Adult Child. In: Journal of Marriage and Family 59 (4), S. 860-872. https://doi.org/10.
2307/353788.

Stat. Amter des Bundes und der Linder (2022): Durchschnittsalter der Bevolkerung in
Deutschland nach Bundeslindern. Hg. v. Statista. https://de.statista.com/statistik/daten/
studie/1093993/umfrage/durchschnittsalter-der-bevoelkerung-in-deutschland-nach-bun
deslaendern/ (29.12.2023).

Stat. Amter des Bundes und der Linder (2023): Methodische Grundlagen, Definitionen und
Qualitdit des statistischen Unternehmensregisters. Hg. v. Statistische Amter des Bundes
und der Lénder. https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Untern
ehmen/Unternehmensregister/Methoden/methodische-grundlagen.pdf?__blob=publicati
onFile (09.01.2024).

Stat. Bundesamt (2008): Klassifikation der Wirtschaftszweige. Mit Erlduterung. Hg. v. Statis-
tisches Bundesamt (Destatis). Wiesbaden. https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassi
fikationen/Gueter-Wirtschaftsklassifikationen/klassifikation-wz-2008.html (21.08.2022).

Stat. Bundesamt (2018): Erwerbstditige im Durchschnitt 44 Jahre alt. Hg. v. Statistisches
Bundesamt (Destatis). https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2018/11/
PD18_448_122.html#:~:text=Presse%20Erwerbst%C3% A4tige%20im%20Durchsc
hnitt%2044%20Jahre %20alt&text=Mit%20durchschnittlich%2050%?20Jahren%20ware
n,den%20letzten%?20Jahren%?20kontinuierlich%?20an. (29.12.2023).

Stat. Bundesamt (2021): Unternehmen und Produkte. Die grofiten Unternehmen. Hg. v. Statis-
tisches Bundesamt (Destatis). https://de.statista.com/statistik/studie/id/44383/dokument/
die-groessten-unternehmen/ (02.10.2022).

Stat. Bundesamt (2022a): Industrien und Mdrkte. Wirtschaftssektoren in Deutschland. Hg. v.
Statista.

Stat. Bundesamt (2022b): Migration.Integration.Regionen. Auslinderanteil. Hg. v. Statisti-
sches Bundesamt (Destatis). https://service.destatis.de/DE/karten/migration_integration_
regionen.html (05.01.2024).

Stat. Bundesamt (2022c): Statistik-Report zu Deutschland. Hg. v. Statistisches Bundes-
amt (Statista). https://de.statista.com/statistik/studie/id/11495/dokument/deutschland-sta
tista-dossier/ (05.01.2024).

Stat. Bundesamt (2023a): Beschdftigungsstatistik. Sozialversicherungspflichtig Beschdiftigte
am Arbeitsort nach Wirtschaftsabschnitt. Hg. v. Bundesagentur fiir Arbeit. https://www.
destatis.de/DE/Themen/Arbeit/ Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/wirtschaftsabsc
hnitte.html (21.08.2024).

Stat. Bundesamt (2023b): Entwicklung der Einwohnerzahl im Landkreis Gorlitz von 2008
bis 2022. Hg. v. Statistisches Bundesamt (Statista). https://de.statista.com/statistik/daten/
studie/1183920/umfrage/entwicklung-der-gesamtbevoelkerung-im-landkreis-goerlitz/
(05.01.2024).

Stat. Bundesamt (2023c): Homeoffice und mobiles Arbeiten. Hg. v. Statista. https://
de.statista.com/statistik/studie/id/86464/dokument/homeoffice-und-mobiles-arbeiten/
(31.08.2024).

Stat. Bundesamt (2023d): Konjunktur in Deutschland. Hg. v. Statista. https://de.statista.com/
statistik/studie/id/57726/dokument/konjunktur-in-deutschland/ (05.01.2024).


https://doi.org/10.2307/353788
https://doi.org/10.2307/353788
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1093993/umfrage/durchschnittsalter-der-bevoelkerung-in-deutschland-nach-bundeslaendern/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1093993/umfrage/durchschnittsalter-der-bevoelkerung-in-deutschland-nach-bundeslaendern/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1093993/umfrage/durchschnittsalter-der-bevoelkerung-in-deutschland-nach-bundeslaendern/
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Unternehmensregister/Methoden/methodische-grundlagen.pdf%3F__blob%3DpublicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Unternehmensregister/Methoden/methodische-grundlagen.pdf%3F__blob%3DpublicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Unternehmen/Unternehmensregister/Methoden/methodische-grundlagen.pdf%3F__blob%3DpublicationFile
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Gueter-Wirtschaftsklassifikationen/klassifikation-wz-2008.html
https://www.destatis.de/DE/Methoden/Klassifikationen/Gueter-Wirtschaftsklassifikationen/klassifikation-wz-2008.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2018/11/PD18_448_122.html%23:~:text%3DPresse%20Erwerbst%C3%A4tige%20im%20Durchschnitt%2044%20Jahre%20alt%26text%3DMit%20durchschnittlich%2050%20Jahren%20waren,den%20letzten%20Jahren%20kontinuierlich%20an
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2018/11/PD18_448_122.html%23:~:text%3DPresse%20Erwerbst%C3%A4tige%20im%20Durchschnitt%2044%20Jahre%20alt%26text%3DMit%20durchschnittlich%2050%20Jahren%20waren,den%20letzten%20Jahren%20kontinuierlich%20an
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2018/11/PD18_448_122.html%23:~:text%3DPresse%20Erwerbst%C3%A4tige%20im%20Durchschnitt%2044%20Jahre%20alt%26text%3DMit%20durchschnittlich%2050%20Jahren%20waren,den%20letzten%20Jahren%20kontinuierlich%20an
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2018/11/PD18_448_122.html%23:~:text%3DPresse%20Erwerbst%C3%A4tige%20im%20Durchschnitt%2044%20Jahre%20alt%26text%3DMit%20durchschnittlich%2050%20Jahren%20waren,den%20letzten%20Jahren%20kontinuierlich%20an
https://de.statista.com/statistik/studie/id/44383/dokument/die-groessten-unternehmen/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/44383/dokument/die-groessten-unternehmen/
https://service.destatis.de/DE/karten/migration_integration_regionen.html
https://service.destatis.de/DE/karten/migration_integration_regionen.html
https://de.statista.com/statistik/studie/id/11495/dokument/deutschland-statista-dossier/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/11495/dokument/deutschland-statista-dossier/
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/wirtschaftsabschnitte.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/wirtschaftsabschnitte.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/wirtschaftsabschnitte.html
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1183920/umfrage/entwicklung-der-gesamtbevoelkerung-im-landkreis-goerlitz/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1183920/umfrage/entwicklung-der-gesamtbevoelkerung-im-landkreis-goerlitz/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/86464/dokument/homeoffice-und-mobiles-arbeiten/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/86464/dokument/homeoffice-und-mobiles-arbeiten/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/57726/dokument/konjunktur-in-deutschland/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/57726/dokument/konjunktur-in-deutschland/

436 Literaturverzeichnis

Stat. Bundesamt (2023e): Migration und Integration. Hg. v. Statista. https://de.statista.com/
statistik/studie/id/56386/dokument/migration-und-integration/ (05.01.2024).

Stat. Bundesamt (2023f): Pflegevorausberechnung. Deutschland und Bundeslinder, Berichts-
zeitraum 2022-2070. Hg. v. Statistisches Bundesamt. Wiesbaden.

Stat. Bundesamt (2023g): Statistik-Report zu kreisfreien Stddten und Landkreisen
in Deutschland. https://de.statista.com/statistik/studie/id/79095/dokument/kreisfreie-sta
edte-und-landkreise/ (05.01.2024).

Stat. Bundesamt (2024a): Erhebung zur Zeitverwendung privater Haushalte. Hg. v. Stat.
Bundesamt. https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Kon
sum-Lebensbedingungen/Zeitverwendung/_inhalt.html#_qzl4kv2oq (21.07.2024).

Stat. Bundesamt (2024b): Mittelstand in Deutschland. Statistik-Report zum Mittelstand in
Deutschland. Hg. v. Statistisches Bundesamt (Statista). https://de.statista.com/statistik/
studie/id/45993/dokument/mittelstand-in-deutschland/ (20.08.2024).

Stat. Bundesamt (2024c¢): Sachsen: Statistik-Report zu Sachsen. Hg. v. Statista. https://de.sta
tista.com/statistik/studie/id/2 1886/dokument/sachsen-statista-dossier/ (29.12.2024).

Stat. Bundesamt (2024d): Unternehmenslandschaft in Deutschland. Hg. v. Statistisches Bun-
desamt (Destatis). Statista. https://de.statista.com/statistik/studie/id/23690/dokument/unt
ernehmenslandschaft-in-deutschland-statista-dossier/ (20.08.2024).

Stat. Landesamt Sachsen (2019): Wahlergebnisse Landkreis Gorlitz. Hg. v. Statistisches
Landesamt Freistaat Sachsen. https://wahlen.sachsen.de/kreistagswahl-2019-wahlergeb
nisse.php?landkreis=14626& &detailed=true (05.01.2024).

Stat. Landesamt Sachsen (2020a): 7. Regionalisierte Bevolkerungsvorausberechnung fiir
den Freistaat Sachsen 2019 bis 2035. Landkreis Gorlitz. Hg. v. Statistisches Lan-
desamt Freistaat Sachsen. Kamenz. https://www.bevoelkerungsmonitor.sachsen.de/dow
nload/RBV %20Kreise/rbv-landkreisinfo_landkreis-goerlitz.pdf (05.01.2024).

Stat. Landesamt Sachsen (2020b): BIP 2020 in den scchsischen Kreisen. Medieninformation.
Hg. v. Statistisches Landesamt Freistaat Sachsen. https://www.statistik.sachsen.de/dow
nload/presse-2022/mi_statistik-sachsen_088-2022_bip-kreise-2020.pdf (05.01.2024).

Stat. Landesamt Sachsen (2022): Regionaldaten Kreisstatistik Sachsen. Kreisstatistik
fiir Landkreis Gorlitz. https://www.statistik.sachsen.de/Kreistabelle/jsp/KREISAGS.jsp?
Jahr=2022&Ags=14626000#zur%C3%BCck55 (05.01.2024).

Stat. Landesamt Sachsen (2023a): Kommunalwahlen in den Landkreisen und kreisfreien
Stadten. Hg. v. Statistisches Landesamt Freistaat Sachsen.

Stat. Landesamt Sachsen (2023b): Unternehmensregister. Eckdaten fiir Sachsen. Hg. v.
Statistisches Landesamt Freistaat Sachsen.

Stat. Landesamt Sachsen (2024): Wahlergebnisse. Kreistagswahl 2024. Hg. v. Statistisches
Landesamt des Freistaat Sachsen. https://wahlen.sachsen.de/kreistagswahlen-2024-wah
lergebnisse.php (13.11.2024).

Statista (2017): Arbeitnehmer. Consumer Insights Datentabelle. https://de.statista.com/statis
tik/studie/id/46999/dokument/arbeitnehmer/ (23.04.2024).

Statista (2021a): Nachhaltigkeit in Unternehmen. Statistik-Report zu Nachhaltigkeit in Unter-
nehmen. Hg. v. Statista. Statistik-Report zu Nachhaltigkeit in Unternehmen (13.06.2024).

Statista (2021b): New Work: Arbeitszeit & Work-Life-Balance. Statista Trend-Report zur
Neuen Arbeitswelt in Zeiten von Corona. Hg. v. Statista. https://de.statista.com/statistik/
studie/id/103749/dokument/neue-arbeitswelt-in-deutschland/ (23.04.2024).


https://de.statista.com/statistik/studie/id/56386/dokument/migration-und-integration/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/56386/dokument/migration-und-integration/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/79095/dokument/kreisfreie-staedte-und-landkreise/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/79095/dokument/kreisfreie-staedte-und-landkreise/
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/Zeitverwendung/_inhalt.html%23_qzl4kv2oq
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/Zeitverwendung/_inhalt.html%23_qzl4kv2oq
https://de.statista.com/statistik/studie/id/45993/dokument/mittelstand-in-deutschland/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/45993/dokument/mittelstand-in-deutschland/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/21886/dokument/sachsen-statista-dossier/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/21886/dokument/sachsen-statista-dossier/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/23690/dokument/unternehmenslandschaft-in-deutschland-statista-dossier/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/23690/dokument/unternehmenslandschaft-in-deutschland-statista-dossier/
https://wahlen.sachsen.de/kreistagswahl-2019-wahlergebnisse.php%3Flandkreis%3D14626%26%26detailed%3Dtrue
https://wahlen.sachsen.de/kreistagswahl-2019-wahlergebnisse.php%3Flandkreis%3D14626%26%26detailed%3Dtrue
https://www.bevoelkerungsmonitor.sachsen.de/download/RBV%20Kreise/rbv-landkreisinfo_landkreis-goerlitz.pdf
https://www.bevoelkerungsmonitor.sachsen.de/download/RBV%20Kreise/rbv-landkreisinfo_landkreis-goerlitz.pdf
https://www.statistik.sachsen.de/download/presse-2022/mi_statistik-sachsen_088-2022_bip-kreise-2020.pdf
https://www.statistik.sachsen.de/download/presse-2022/mi_statistik-sachsen_088-2022_bip-kreise-2020.pdf
https://www.statistik.sachsen.de/Kreistabelle/jsp/KREISAGS.jsp%3FJahr%3D2022%26Ags%3D14626000%23zur%C3%BCck55
https://www.statistik.sachsen.de/Kreistabelle/jsp/KREISAGS.jsp%3FJahr%3D2022%26Ags%3D14626000%23zur%C3%BCck55
https://wahlen.sachsen.de/kreistagswahlen-2024-wahlergebnisse.php
https://wahlen.sachsen.de/kreistagswahlen-2024-wahlergebnisse.php
https://de.statista.com/statistik/studie/id/46999/dokument/arbeitnehmer/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/46999/dokument/arbeitnehmer/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/103749/dokument/neue-arbeitswelt-in-deutschland/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/103749/dokument/neue-arbeitswelt-in-deutschland/

Literaturverzeichnis 437

Statista (2022): Depression und Burn-out — Zahlen und Statistiken. Hg. v. Statista. https://de.
statista.com/themen/161/burnout-syndrom/#topicOverview (23.04.2024).

Statista (2023): Neue Arbeitswelt. Statista Trend-Report zu Verdnderungen der Arbeits-
welt in Deutschland. Hg. v. Statista. https://de.statista.com/statistik/studie/id/62636/dok
ument/neue-arbeitswelt/ (23.04.2024).

Statista (2024a): Fachkrdiftemangel in Deutschland. Statistik-Report zum Mangel an Fach-
personal in Deutschland. Hg. v. Statista. Fachkriftemangel in Deutschland — Statistiken
| Statista (23.04.2024).

Statista (2024b): Krankheit und Beruf. Statistik-Report zum Thema Krankheit und Beruf.
https://de.statista.com/statistik/studie/id/6697/dokument/krankheit-und-beruf-statista-
dossier/ (23.04.2024).

Statista (2024c): Pflege in Deutschland. Statistik-Report zum Thema Pflege. Hg. v. Statisti-
sches Bundesamt. https://de.statista.com/statistik/studie/id/6988/dokument/pflege-in-deu
tschland-statista-dossier/ (16.07.2024).

Stierlin, Helm (1994): Individuation und Familie. Studien zur Theorie und therapeutischen
Praxis. 1. Aufl. Frankfurt am Main: Suhrkamp (Suhrkamp-Taschenbuch Wissenschaft,
1138).

Storm, Andreas; Hildebrandt-Heene, Susanne; Dehl, Terese; Zich, Karsten; Nolting, Hans-
Dieter (Hg.) (2023): Analyse der Arbeitsunfihigkeiten. Gesundheitsrisiko Personal-
mangel: Arbeitswelt unter Druck. DAK Gesundheitsreport. Unter Mitarbeit von Elena
Burgart. medhochzwei Verlag GmbH. Heidelberg: medhochzwei Verlag GmbH (Beitrige
zur Gesundheitsokonomie und Versorgungsforschung, (Band 44)).

Stroebe, Wolfgang; Frey, Bruno S. (1980): In defense of economic man. Towards an integra-
tion of economic and psychology. In: Swiss journal of economics and statistics 116 (2),
S. 119-147.

Suri, Harsh (2011): Purposeful Sampling in Qualitative Research Synthesis. In: Qualitative
Research Journal 11 (2), S. 63-75. https://doi.org/10.3316/QRJ1102063.

Techniker Krankenkasse (TK) (2022): Gesundheitsreport 2022 — Arbeitsunfihigkeiten. Tech-
niker Krankenkasse. Hamburg. https://www.tk.de/resource/blob/2125010/dal 1bbb6e19a
a012fde9723c8008e394/gesundheitsreport-au-2022-data.pdf (23.04.2024).

Tennstedt, Sharon L.; Gonyea, Judith G. (1994): An Agenda for Work and Eldercare Research.
In: Res Aging 16 (1), S. 85-108. https://doi.org/10.1177/0164027594161006.

Tesch-Romer, Clemens; Hagen, Christine (2018): Ausgewdhlte Aspekte zur informellen
héuslichen Pflege in Deutschland. DZA Fact Sheet. Hg. v. Deutsches Zentrum fiir Alters-
fragen (DZA). https://www.dza.de/fileadmin/dza/Dokumente/Fact_Sheets/FactSheet_Inf
orm_haeusl_Pflege.pdf (20.07.2024).

Teubner, Christian; Budnick, Andrea; Gellert, Paul; Kuhlmey, Adelheid (2020): Pflegende
Angehorige in der Covidl9-Krise. Ergebnisse einer bundesweiten Befragung. Hg. v.
Zentrum fiir Qualitit in der Pflege (ZQP). Berlin.

Tholke, Annette (2018): Beruf, Pflegeverantwortung und Familie — ein Vereinbarkeitspro-
blem? In: PADUA 13 (4), S. 251-258. https://doi.org/10.1024/1861-6186/a000447.

Tolbert, Pamela S.; Hall, Richard H. (2009): Organizations. Structures, processes, and
outcomes. 10. ed. Upper Saddle River, N.J: Pearson/Prentice Hall.

Tronto, Joan C. (1993): Moral boundaries. A political argument for an ethic of care. New
York: Routledge.


https://de.statista.com/themen/161/burnout-syndrom/%23topicOverview
https://de.statista.com/themen/161/burnout-syndrom/%23topicOverview
https://de.statista.com/statistik/studie/id/62636/dokument/neue-arbeitswelt/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/62636/dokument/neue-arbeitswelt/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/6697/dokument/krankheit-und-beruf-statista-dossier/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/6697/dokument/krankheit-und-beruf-statista-dossier/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/6988/dokument/pflege-in-deutschland-statista-dossier/
https://de.statista.com/statistik/studie/id/6988/dokument/pflege-in-deutschland-statista-dossier/
https://doi.org/10.3316/QRJ1102063
https://www.tk.de/resource/blob/2125010/da11bbb6e19aa012fde9723c8008e394/gesundheitsreport-au-2022-data.pdf
https://www.tk.de/resource/blob/2125010/da11bbb6e19aa012fde9723c8008e394/gesundheitsreport-au-2022-data.pdf
https://doi.org/10.1177/0164027594161006
https://www.dza.de/fileadmin/dza/Dokumente/Fact_Sheets/FactSheet_Inform_haeusl_Pflege.pdf
https://www.dza.de/fileadmin/dza/Dokumente/Fact_Sheets/FactSheet_Inform_haeusl_Pflege.pdf
https://doi.org/10.1024/1861-6186/a000447

438 Literaturverzeichnis

vdek (2024): Finanzielle Belastung einer/eines Pflegebediirftigen in der stationdren Pflege.
Hg. v. Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek). https://www.vdek.com/content/dam/vde
ksite/vdek/presse/pm/2024/eigenbeteiligung_zeitreihe_01_2024.pdf (03.08.2024).

VdK (2022): Ndchstenpflege macht arm. Hg. v. Sozialverband VdK. Berlin. https://www.vdk.
de/themen/pflege/vdk-pflegestudie/ (03.08.2024).

VdK (2024): VdK fordert Lohnersatzleistung fiir pflegende Angehorige. https://www.vdk.de/
presse/pressemitteilung/haushaltsdebatte-vdk-fordert-lohnersatzleistung-fuer-pflegende-
angehoerige/ (01.11.2024).

Vellone, Ercole; Fida, Roberta; Cocchieri, Antonello; Sili, Alessandro; Piras, Giovanni;
Alvaro, Rosaria (2011): Positive and negative impact of caregiving to older adults: a
structural equation model. In: Professioni infermieristiche 64 (4), S. 237-248.

Volz, Silke; Evans, Michaela; Borchers, Uwe; Schnecke, Jan Hendrik (2023): Wie unterstiit-
zen Unternehmen die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege? Eine explorative Typologie. In:
Forschung aktuell (12), S. 1-17. https://doi.org/10.53190/fa/202312.

Volz, Silke; Schnecke, Jan Hendrik (2021): Berufund Pflege besser vereinbaren: individuelle
und betriebliche Perspektiven als regionaler Gestaltungsansatz. In: Forschung aktuell
(03). https://www.econstor.eu/handle/10419/232968.

Voss, Martin (2022): Institutionelles Risikomanagement. In: APuZ (72), S. 19-25. https://
www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/risikokompetenz-2022/ (21.06.2024).

Walgenbach, Peter (1999): Institutionalistische Ansdtze in der Organisationstheorie. In:
Alfred Kieser (Hg.): Organisationstheorien. 3., tiberarb. und erw. Aufl. Stuttgart: Kohl-
hammer, S. 319-353.

Walsh, Edel; Murphy, Aileen (2018): Investigating the causal relationship between employ-
ment and informal caregiving of the elderly. In: BMC research notes 11, S. 1-6. https://
doi.org/10.1186/s13104-018-3684-z.

Weber, Max (1964): Wirtschaft und Gesellschaft. Koln, Berlin: Kiepenheuer & Witsch.

Weber, Max; Borchardt, Knut; Hanke, Edith; Schluchter, Wolfgang; Baier, Horst (Hg.)
(2013): Wirtschaft und Gesellschaft. Soziologie. Unvollendet 1919 — 1920. Tiibingen:
Mohr Siebeck (Gesamtausgabe Schriften und Reden, ; Bd. 23).

Weick, Karl E. (1976): Educational Organizations as Loosely Coupled Systems. In: Adminis-
trative Science Quarterly 21 (1), S. 1. https://doi.org/10.2307/2391875.

Weick, Karl E. (2002): Der Prozefs des Organisierens. 3. Aufl. Frankfurt am Main: Suhrkamp
(Suhrkamp Taschenbuch Wissenschaft, 1194).

Weick, Karl E. (2007): Managing the unexpected. Resilient performance in an age of uncer-
tainty. Unter Mitarbeit von Kathleen M. Sutcliffe. 2nd ed. San Francisco, Calif., Boston,
Mass.: Jossey-Bass; Safari Books Online.

Weise, Peter (1989): Homo oeconomicus und homo sociologicus. Die Schreckensmdinner der
Sozialwissenschaften. In: Zeitschrift fiir Soziologie 18 (2), S. 148-161.

WebBler-PoBberg, Dagmar (2019): Zeitautonomie und Work-Life-Balance. Impulse fiir eine
lebensphasengerechte Arbeitszeitpolitik in kleinen und mittleren Unternehmen in NRW.
Hg. v. Ute Klammer und Ralitsa Petrova-Stoyanov. Forschungsinstitut fiir gesellschaftli-
che Weiterentwicklung. Diisseldorf (FGW-Impuls).

Wetzstein, M.; Rommel, A.; Lange, C. (2015): Pflegende Anghorige — Deutschlands grof3-
ter Pflegedienst. Hg. v. Robert Koch-Institut (RKI) Berlin. Robert Koch-Institut. Berlin
(GBE kompakt 6 (3)).


https://www.vdek.com/content/dam/vdeksite/vdek/presse/pm/2024/eigenbeteiligung_zeitreihe_01_2024.pdf
https://www.vdek.com/content/dam/vdeksite/vdek/presse/pm/2024/eigenbeteiligung_zeitreihe_01_2024.pdf
https://www.vdk.de/themen/pflege/vdk-pflegestudie/
https://www.vdk.de/themen/pflege/vdk-pflegestudie/
https://www.vdk.de/presse/pressemitteilung/haushaltsdebatte-vdk-fordert-lohnersatzleistung-fuer-pflegende-angehoerige/
https://www.vdk.de/presse/pressemitteilung/haushaltsdebatte-vdk-fordert-lohnersatzleistung-fuer-pflegende-angehoerige/
https://www.vdk.de/presse/pressemitteilung/haushaltsdebatte-vdk-fordert-lohnersatzleistung-fuer-pflegende-angehoerige/
https://doi.org/10.53190/fa/202312
https://www.econstor.eu/handle/10419/232968
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/risikokompetenz-2022/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/risikokompetenz-2022/
https://doi.org/10.1186/s13104-018-3684-z
https://doi.org/10.1186/s13104-018-3684-z
https://doi.org/10.2307/2391875

Literaturverzeichnis 439

Williams, Joan C.; Berdahl, Jennifer L.; Vandello, Joseph A. (2016): Beyond Work-Life “In-
tegration”. In: Annual review of psychology 67, S. 515-539. https://doi.org/10.1146/ann
urev-psych-122414-033710.

Wilson, P. Thomas (1982): Qualitative ,,oder “ quantitative Methoden in der Sozialforschung.
In: Kélner Zeitschrift fiir Soziologie und Sozialpsychologie 34 (3), S. 487-508.

Wilson, Robert Andrew; Keil, Frank C. (1999): The MIT encyclopedia of the cognitive
sciences. Cambridge, Mass.: MIT Press (A Bradford book).

wir pflegen e.V. (2019): Vereinbarkeit von Pflege und Beruf! Forderungen und Losungen pfle-
gender Angehoriger. Hg. v. wir pflegen! e.V. Berlin. https://www.wir-pflegen.net/images/
downloads/vereinbarkeit-von-Pflege-und-Beruf.pdf (19.07.2024).

Witzel, Andreas; Reiter, Herwig (2022): Das problemzentrierte Interview — eine praxisori-
entierte Einfiihrung. 1. Auflage. Weinheim: Juventa Verlag (Grundlagentexte Methoden).
http://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-epflicht-2051824.

Woodward, Joan (1965): Industrial organization. Theory and practice. Oxford University
Press: London.

WSI (2021): Griinde fiir Teilzeittditigkeit nach Elternschaft 2019. Unterschiedliche
Griinde fiir die Teilzeittitigkeit von Frauen und Mdnnern. Unter Mitarbeit von Diet-
mar Hobler und Svenja Pfahl. Hg. v. Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Insti-
tut (WSI). https://www.wsi.de/de/zeit-14621-gruende-fuer-teilzeittaetigkeit-nach-eltern
schaft-14737.htm (23.04.2024).

Yardley, Lucy (2000): Dilemmas in qualitative health research. In: Psychology & Health 15
(2), S. 215-228. https://doi.org/10.1080/08870440008400302.

Yeandle, Sue; Bennett, Cinnamon; Buckner, Lisa; Fry, Gary; Price, Christopher (2007):
Managing Caring and Employment. Report No. 2. University of Leeds. Leeds (2)
20.12.16.

Yeandle, Sue; Buckner, Lisa (2017): Older Workers and Care-Giving in England: The
Policy Context for Older Workers’ Employment Patterns. In: Journal of cross-cultural
gerontology 32 (3), S. 303-321. https://doi.org/10.1007/s10823-017-9332-6.

Yu, Ying; Xiao, Lily; Ullah, Shahid; Meyer, Claudia; Wang, Jing; Pot, Anne Margriet; Shi-
faza, Fathimath (2023): The Experiences of Informal Caregivers of People with Dementia
in Web-Based Psychoeducation Programs: Systematic Review and Metasynthesis. In:
JMIR aging 6, e47152. https://doi.org/10.2196/47152.

Zintl, Reinhard (1989): Der Homo Oeconomicus. Ausnahmeerscheinung in jeder Situation
oder Jedermann in Ausnahmesituationen? In: Analyse & Kritik 11 (1), S. 52—69. https://
doi.org/10.1515/auk-1989-0103.

ZQP (2015): Vereinbarkeit von Pflege und Beruf aus Unternehmenssicht. Unter Mitarbeit
von Simon Eggert, Dorte Naumann und Christian Teubner. Zentrum fiir Qualitit in der
Pflege. https://www.zqp.de/produkt/analyse-beruf-pflege-unternehmen/ (29.12.2023).

ZQP (2018): Vereinbarkeit von Beruf und Pflege. Unter Mitarbeit von Simon Eggert, Daniela
Sulmann und Christian Teubner. Hg. v. Zentrum fiir Qualitét in der Pflege. https://www.
zqp.de/produkt/analyse-beruf-pflege-2018/ (29.12.2023).

ZQP (2019): Fachpersonenmangel in der ambulanten Pflege. Hg. v. Zentrum fiir Qualitét in
der Pflege (ZQP). Berlin.


https://doi.org/10.1146/annurev-psych-122414-033710
https://doi.org/10.1146/annurev-psych-122414-033710
https://www.wir-pflegen.net/images/downloads/vereinbarkeit-von-Pflege-und-Beruf.pdf
https://www.wir-pflegen.net/images/downloads/vereinbarkeit-von-Pflege-und-Beruf.pdf
http://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-epflicht-2051824
https://www.wsi.de/de/zeit-14621-gruende-fuer-teilzeittaetigkeit-nach-elternschaft-14737.htm
https://www.wsi.de/de/zeit-14621-gruende-fuer-teilzeittaetigkeit-nach-elternschaft-14737.htm
https://doi.org/10.1080/08870440008400302
https://doi.org/10.1007/s10823-017-9332-6
https://doi.org/10.2196/47152
https://doi.org/10.1515/auk-1989-0103
https://doi.org/10.1515/auk-1989-0103
https://www.zqp.de/produkt/analyse-beruf-pflege-unternehmen/
https://www.zqp.de/produkt/analyse-beruf-pflege-2018/
https://www.zqp.de/produkt/analyse-beruf-pflege-2018/

	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	1 Thematische Einstimmung und Aufbau der Arbeit
	2 Historischer Rückblick auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
	2.1 Wandel von Gesellschafts- und Familienstrukturen
	2.2 Frühe Sozialsysteme und wohlfahrtsstaatliche Modelle
	2.3 Wandel der Arbeitswelt und Aufstieg der Work-Life-Balance
	2.4 Pflege und Beruf als spezifisches Vereinbarkeitsthema

	3 Vereinbarkeit von Pflege und Beruf für pflegende Angehörige
	3.1 Pflegebedürftigkeit und Versorgungssituation in Deutschland
	3.2 Demografisches Profil und Rolle pflegender Angehöriger
	3.3 Pflegedauer und Pflegeumfang
	3.4 Belastungs- und Motivationsaspekte von pflegenden Angehörigen
	3.5 Herausforderungen der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf im Erwerbsverlauf
	3.6 Fazit: Die Auswirkung von Angehörigenpflege auf den Beruf

	4 Vereinbarkeit von Pflege und Beruf für KMU
	4.1 Literaturreview zur Unternehmensperspektive
	4.1.1 Betriebliches Umfeld: Unterstützungsmöglichkeiten und organisatorische Strukturen
	4.1.2 Externe Herausforderungen: Ressourcenbeschränkungen und gesetzliche Vorgaben
	4.1.3 Bedeutung von Flexibilität: Strategien zur Förderung der Vereinbarkeit

	4.2 Relevanz grauer Literatur für die Analyse der Unternehmensperspektive
	4.2.1 Unterstützungsangebote in Unternehmen
	4.2.2 Herausforderungen und Belastungen für Unternehmen und pflegende Angehörige
	4.2.3 Strategien und Lösungen für Unternehmen

	4.3 Leitfäden fürs Regal: Wie man Pflege und Beruf theoretisch vereinbaren könnte
	4.3.1 Kerninhalte und praktische Ansätze der Leitfäden
	4.3.2 Erprobte Konzepte und Standards
	4.3.3 Kritische Analyse der Leitfäden

	4.4 Best-Practice statt Best-Paper: Wo Pflegefreundlichkeit keine Theorie ist
	4.4.1 Ziele und Maßnahmen der Praxisbeispiele
	4.4.2 Potenziale und Grenzen der Praxisbeispiele

	4.5 Fazit: Wie KMU ihren Weg zur pflegesensiblen Kultur nicht finden

	5 Gesetzliche und wirtschaftliche Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
	5.1 Staatliche Maßnahmen zur Unterstützung der Vereinbarkeit
	5.2 Pflegegeld und der Bedarf einer Lohnersatzleistung
	5.3 Arbeitsrechtliche Ansprüche
	5.3.1 Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetz
	5.3.2 Teilzeit- und Befristungsgesetz

	5.4 Fazit: Gesetzliche Vereinbarkeitsregelungen zwischen Anspruch und Wirklichkeit

	6 Organisationssoziologische Theorieansätze zu Handlungsweisen und Dynamiken in Unternehmen
	6.1 Instrumentelle und institutionelle Organisation
	6.2 Wechselwirkungen zwischen Organisation und Umwelt
	6.3 Umweltbezogenes systemisches Organisationsverständnis
	6.4 Kommunikative Prozesse in Organisationen
	6.5 Das Akteurskonzept in Organisationen
	6.6 (Non-)Ökonomische Verhaltenstheorie
	6.6.1 Der Homo Oeconomicus als rationaler Egoist neoklassischer Theorie
	6.6.2 Begrenzte Rationalität als Standardfall
	6.6.3 Der Homo Oeconomicus und seine Verwandten

	6.7 Das Wesen von Entscheidungen in Organisationen
	6.7.1 Entscheidungsmodell unter Sicherheit
	6.7.2 Entscheidungsmodell unter Unsicherheit
	6.7.3 Entscheidungen unter Risiko

	6.8 Entscheidungskorridore in Organisationen
	6.8.1 Pragmatische Irrationalität
	6.8.2 Spieltheorie
	6.8.3 Integration der Open-System-View und des Neo-Institutionalismus

	6.9 Fazit: Organisationsdynamik und die Kunst der Entscheidungsfindung

	7 Genese der Forschungsfragen
	8 Forschungskonzept und methodologische Verankerung
	8.1 Methodenplurales Design als integrativer Forschungsansatz
	8.2 Die Organisation als Erhebungstyp: Aufschließen der Blackbox
	8.3 Methodenwahl und Erhebungsstrategie
	8.3.1 Problemzentriertes Interview
	8.3.2 Strukturierter Interviewleitfaden

	8.4 Feldzugang und Kontext der Untersuchung
	8.5 Datenauswertung und Qualitätssicherung
	8.5.1 Fokussierte Inhaltsanalyse nach Kuckartz
	8.5.2 Gütekriterien

	8.6 Durchführung Unternehmensbefragung
	8.6.1 Klassifikation nach Wirtschaftsbranchen und Rahmendaten zu KMU
	8.6.2 Soziodemografie der Untersuchungsregion

	8.7 Qualitative Stichprobe und Fallauswahl
	8.7.1 Definition der Grundgesamtheit
	8.7.2 Auswahlverfahren der Stichprobe
	8.7.3 Festlegung der Stichprobengröße
	8.7.4 Praktische Umsetzung der Stichprobenziehung


	9 Auswertung der Ergebnisse der Unternehmensbefragung
	9.1 Strukturmerkmale der Unternehmen
	9.2 Ergebnisse der Fragebögen
	9.2.1 Zwischenfazit: Von strukturellen Engpässen zu narrativen Perspektiven

	9.3 Ergebnisse der Interviews
	9.3.1 Vom Umfeld überrascht: Risikoanalysen von KMU
	9.3.2 Arbeitsunfähigkeitsverhalten: Fehlzeiten als soziale Erfahrung
	9.3.3 Work-Life-Balance ade: Synergie zwischen Bedürfnissen und Produktivität
	9.3.4 Der Homo Entrepreneur: Rationalität in einer sozialen Arena
	9.3.5 Unternehmensautonomie in der Zange: Ausweitung PflegeZG und FPfZG

	9.4 Fazit: Squeezed like a Lemon – KMU zwischen Wirtschaftsdruck und Fürsorgepflicht

	10 Analyse und Interpretation der Ergebnisse
	10.1 Institutionelle und organisationale Rahmenbedingungen als Einflussfaktoren
	10.2 Reaktionsmuster bei Vereinbarkeitsbedarfen
	10.3 Bewertung gesetzlicher Regelungen durch KMU
	10.4 Ressourcenbedarf und Unterstützungswünsche aus Unternehmenssicht
	10.5 Fazit: Nutzenschwellen und Vereinbarkeitsegalitarismus

	11 Handlungsempfehlungen für die politische Entscheidungsebene
	11.1 Finanzielle Anreize für Kleinst- und Kleinunternehmen schaffen
	11.2 Einsatz von intermediären Akteuren
	11.3 Gesetze zusammenführen und Schwellenwerte anpassen
	11.4 Lohnersatzleistung einführen

	12 Abschlussbetrachtung und Ausblicke
	Literaturverzeichnis

